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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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ATOM/249: Halbwertzeit - klimapolitisch obsolet ... (BBU)


BBU-Pressemitteilung, 02.03.2020

Positives Fazit: Konferenz "50 Jahre Urenco" ruft zu weiteren Protesten
auf



(Bonn, Almelo, Gronau, 02.03.2020) Am Samstag, 29. Februar 2020, waren
der Urenco-Konzern und der (fast) 50 Jahre alte Vertrag von Almelo
Gegenstand einer internationalen Konferenz in Almelo (NL). Beteiligt
waren Bürgerinitiativen, Umweltverbände und Friedensorganisationen aus
den Niederlanden, aus Russland und aus der Bundesrepublik Deutschland.

Urenco ist ein deutsch - britisch - niederländischer Konzern, der Uran
für den Einsatz in Atomkraftwerken vorbereitet (anreichert). Die
Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Konferenz tauschten sich über den
Export von Urenco-Uranmüll nach Russland, über die Zusammenhänge
zwischen Atomwaffen und Atomanlagen und über die Auswirkungen des in der
Bundesrepublik Deutschland beschlossenen Atomausstiegs und dessen Folgen
für den Urenco-Konzern aus. Udo Buchholz vom Vorstand des
Bundesverbandes Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) nahm an der
Konferenz teil und zog danach ein positives Fazit: "Es besteht Einigkeit
darüber, dass der Uranmüll nicht exportiert werden darf, alle
Urananreicherungsanlagen müssen sofort stillgelegt werden und
grundsätzlich ist die Nutzung der Atomenergie keine Lösungsansatz im
Kampf gegen den Klimawandel." Am Ende der Konferenz wurde zum weiteren
Protest gegen Atomanlagen und Atomwaffen aufgerufen.

Am Montag, 2. März fand um 18 Uhr in Münster eine Demonstration gegen die
Uranmüllexporte von Gronau nach Russland statt.

Am Mittwoch, 4. März, der 50. Jahrestag des Vertrages von Almelo, finden
um 15 Uhr gleichzeitig Protestaktionen bei den Anlagen der Urenco in
Capenhurst (GB), Almelo (Drienemansweg 1, NL) und Gronau (Röntgenstraße
4) statt. Und am Samstag, 7. März, richtet sich in Enschede (NL,
zwischen Gronau und Almelo) um 12 Uhr die monatliche Friedensmahnwache
auch gegen die Urananreicherungsanlagen des Urenco-Konzerns
(Gemeindehaus, Ei van Ko).

Um auf die Verknüpfung der sogenannten zivilen und der militärischen
Atomenergienutzung aufmerksam zu machen, wird am Karfreitag (10. April
2020) wieder ein Ostermarsch zur Gronauer Urananreicherungsanlage führen.

50 Jahre Vertrag von Almelo

Am 4. März 2020 ist es genau 50 Jahre her, dass im Rathaus von Almelo
der Vertrag von Almelo unterzeichnet wurde. Der Vertrag von Almelo
begründete eine Vereinbarung zwischen den Niederlanden, Großbritannien
und (West)Deutschland über die Bildung eines Unternehmens mit dem Ziel
der Urananreicherung mittels Ultrazentrifugen. Zu diesem Zweck
beschlossen die drei Länder die Gründung eines Unternehmens zur
Produktion von Zentrifugen und zum Bau von Urananreicherungsanlagen:
Urenco.

Urenco stand in den Niederlanden und in Großbritannien besonders in den
ersten 15 Jahren des Bestehens in der Kritik; in der Bundesrepublik
Deutschland gerät Urenco immer wieder, und so auch in den letzten 10
Jahren, unter Druck: Bedingt durch den beschlossenen Atomausstieg, aber
auch bedingt durch einen Störfall im Jahr 2010 und durch Kritik an dem
Export abgereicherten Urans nach Russland.

Folgende Rednerinnen und Redner kamen bei der Konferenz zu Wort:


	Vladimir Slyviak von der russischen Umweltorganisation Ecodefense

	Hubertus Zdebel (Bundestagsabgeordneter Die Linke)

	Kirsten Sleven (WISE Nederland)

	Susan van der Heijden (Dutch Ploughshares support)

	Dirk Bannink (Stichting Laka)



Die Konferenz wurde von der Stiftung Vedan, von der Friedensinitiative
Enschede voor Vrede und von der Stiftung Laka organisiert. Unterstützt
wurden sie von Initiativen, die sich gegen die Urenco-Anlagen in
Capenhurst (GB) und Gronau engagieren sowie vom Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU).




Weitere Informationen:

https://www.laka.org/urenco50

https://www.bbu-online.de

https://wisenederland.nl

http://www.enschedevoorvrede.nl

https://www.facebook.com/AKU.Schuettorf

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. März 2020 
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KOHLEALARM/709: Klimakampf und Kohlefront - Scheinkorrekturen ... (Antje Grothus)


Statement von Antje Grothus zu den neuen Planungen des Kohlekonzerns
RWE

Neues Revierkonzept von RWE ist unsozial, klimafeindlich und ein
gigantisches Flächenzerstörungskonzept



Buir, 28.02.2020. "Das von RWE vorgelegte Revier Konzept ist nicht
zukunftsfähig und wird weder den Anforderungen eines sozialverträglichen
Kohleausstiegs, noch der Klimakrise oder den Nachhaltigkeitszielen gerecht.
Es ist unsozial, klima- und umweltschädlich und ein gigantisches
Flächenzerstörungskonzept.

Statt mit einer weiteren Verkleinerung des ohnehin noch in Umplanung
befindlichen Tagebaus Garzweiler fünf bedrohte Dörfer am Tagebau Garzweiler
zu erhalten, plant RWE stattdessen den Tagebau Inden minimal zu
verkleinern. Der Kohlekonzern handelt damit willkürlich und in höchstem
Masse menschenverachtend, denn am Tagebau Inden wird niemand mehr
umgesiedelt, es werden keine Wälder zerstört und gefährdet, und es gibt
bereits sehr fortgeschrittene Zwischen- und Nachnutzungspläne der 
Indeland-Entwicklungsgesellschaft. Für die Planung des Indeschen Ozeans wurde sogar
extra der Braunkohleplan geändert.

An Dreistigkeit kaum zu überbieten sind auch die Planungen den Hambacher
Wald zu verinseln und fruchtbares Ackerland und Manheim abzubaggern, um mit
dem dort abgetragenen Material die steilen Böschungen zu stabilisieren, die
RWE während der letzten Monate vorsätzlich neu geschaffen hat.

Es ist absehbar, dass sich die Klimakrise weiter verschärft und es zu einer
Nachschärfung der Klimaziele auf europäischer Ebene kommt. Hinzu kommen die
Revisionszeitpunkte, die eine Überprüfung der Klimaschutzwirksamkeit der
Kohlereduzierung vorsehen. Die nordrhein-westfälische Landesregierung muss
deshalb jetzt vorausschauend und präventiv handeln, sich von RWE
emanzipieren und eigene sozial- und klimaverträgliche Tagebauplanungen mit
Flexibilitätsoptionen vorlegen. Es dürfen keine langfristigen
Genehmigungen mehr erteilt werden, die den aktuellen Herausforderungen
nicht gerecht werden.

Eine sinnvolle Strukturentwicklung braucht jetzt zudem den Erhalt der durch
Kiesgruben- und Braunkohletagebauplanungen stark gefährdeten Flächen. Die
neuen Braunkohleplanungen von RWE konterkarieren
Strukturentwicklungspotentiale von Kommunen im Revier. Auch die Planungen
der Tagebauseen Hambach und Garzweiler gehören auf den Prüfstand, denn
Wasser ist neben fruchtbarem Boden eine unserer wertvollsten Ressourcen.
Die Seenplanungen stehen in Widerspruch zum SDG 6, dem Nachhaltigkeitsziel,
das die Verfügbarkeit von sauberem Wasser und die nachhaltige
Bewirtschaftung von Wasser garantieren soll."

Weitere Infos:

www.hamabchfrau.de

 * 

Quelle:

Antje Grothus, 28.02.2020

Ehemaliges Mitglied der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung"

Interessenvertreterin der Region und betroffener Menschen im Rheinischen Braunkohlenrevier



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. März 2020 
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LESUNG/4445: Bocholt - Adrienne Friedlaender, "Ich habe jetzt genau das richtige Alter ..., 31.03.2020


Stadt Bocholt - Fahrradfreundlichste Stadt Deutschlands

Autorenlesung: Mit Witz und Ehrlichkeit dem Leben

gegenübertreten



Bestseller-Autorin Adrienne Friedlaender stellt Ratgeber "Ich habe
jetzt genau das richtige Alter: muss nur noch rauskriegen, wofür" in
der Bocholter Stadtbibliothek vor // Dienstag, 31. März, 19.30 Uhr

Bocholt (BIB). Im Rahmen der Literatur-Veranstaltungsreihe "Bocholt
liest" wird am Dienstag, 31. März 2020, die Bestseller-Autorin
Adrienne Friedlaender in Bocholt zu Gast sein. Um 19.30 Uhr liest sie
im Bücherturm der Stadtbibliothek (Medienzentrum, Hindenburgstraße 5)
aus ihrem Ratgeber "Ich habe jetzt genau das richtige Alter: muss nur
noch rauskriegen, wofür" vor.

Eintrittskarten für die Lesung gibt es ab sofort im Vorverkauf in der
Stadtbibliothek für 9 Euro, an der Abendkasse für 10 Euro.

Wie viele Frösche muss man küssen, bis man den perfekten Partner
findet, und will man ihn dann tatsächlich auch behalten oder lebt es
sich doch ganz gut ohne Mann? Denn sind Liebe, Heirat und Familie
wirklich das Glücksrezept im Leben der Frau?

Adrienne Friedlaender ist mit 55 Jahren zweimal geschieden, stolze
Mutter von vier Söhnen und immer mal wieder auf der Suche nach einer
großen Liebe. In ihrem neuen Buch zeigt sie, dass man nie den Mut
verlieren sollte - egal, welche Steine das Schicksal einem in den Weg
legt - und beschäftigt sich mit den Themen, die viele Frauen
betreffen. Ehrlich und mit einer großen Portion Selbstironie erzählt
sie von ihrer Partnersuche, skurrilen Blind-Dates und
Tindererfahrungen, von Schönheits-Operationen und Flirtseminaren. Denn
egal in welchem Alter - es lohnt sich immer, etwas Neues zu wagen,
seine aussortierten Lieblingskleidungsstücke aus dem Schrank zu graben
und sich zu trauen, einfach glücklich zu sein.

Über die Autorin

Adrienne Friedlaender wurde 1962 in Hamburg geboren, wo sie noch heute
lebt: im Westen nahe der Elbe wohnt sie mit den jüngsten ihrer vier
Söhne unter einem Reihenhausdach. Entscheidungen traf sie ihr Leben
lang aus dem Bauch heraus. Noch heute muss die abenteuerlustige
Autorin über einige skurrile Irrwege lachen, die sie auf dem Weg zu
ihrem heutigen Beruf gegangen ist: Das Gymnasium verließ sie kurz vor
dem Abitur, um Reitlehrerin zu werden, absolvierte dann aber doch
lieber eine "ordentliche" Ausbildung zur Kauffrau in der
Grundstückwirtschaft. Nach zwei Jahren als Maklerin war ihr klar: Da
muss etwas Passenderes her. Warum es also nicht mal in der
Partnervermittlung versuchen? Oder herausfinden, wie sich die
nächtliche Arbeit als Kellnerin anfühlt?

Mit 32 Jahren heiratete die Autorin zum ersten Mal und bekam Sohn
Justus - darauf folgten Jonah, Juri und Johann. Der Anfang eines immer
turbulenter werdenden, unkonventionellen Familienlebens, worüber sie
zunächst Glossen in Familienmagazinen schrieb und außerdem Kurzkrimis
veröffentlichte, in denen sehr oft Männer die Opfer waren. Denn
schreiben kann auch Therapie sein. Schließlich ließ sie sich zur
Reisejournalistin weiterbilden, wodurch sie heute ihre Leidenschaft
fürs Schreiben mit der Sehnsucht nach fernen Ländern verbinden kann.
Seit über zehn Jahren schreibt Adrienne Friedlaender nun Porträts,
Berichte und vor allem Reisereportagen aus aller Welt für
Tageszeitungen und Magazine.

Im Jahr 2015 nahm die alleinerziehende Adrienne Friedlaender
kurzerhand für sieben Monate den 22-jährigen Syrer Moaaz bei sich auf.
Über die fröhlichen und bewegenden Begegnungen schrieb sie ihr erstes
Sachbuch "Willkommen bei den Friedlaenders!", das 2017 im Blanvalet
Verlag erschien und es auf Platz 8 der SPIEGEL-Bestsellerliste
schaffte.

Veranstaltungsreihe "Bocholt liest"

Die Veranstaltungsreihe wird in Kooperation von Stadtbibliothek,
Volkshochschule und den örtlichen Buchhandlungen durchgeführt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 27.02.20

Presse- und Informationsdienst der Stadt Bocholt

Berliner Platz 1, D-46395 Bocholt

Tel.: + 49 2871 953-327, -209, -571, Fax: + 49 2871 953-189

E-Mail: pid@mail.bocholt.de

Internet: http://www.bocholt.de
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TREFF/1541: Hamburg - Kulturcafé Komm du, Programm vom 9. bis 14. März 2020




Kulturcafé Komm du - Das Programm der 11. Kalenderwoche 2020

Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Konzerte, Lesungen, Vorträge, Comedy, Kabarett, Puppentheater für Kinder und Ausstellungen




[image: Logo des Kulturcafé Komm du]






Sofern nicht anders angegeben, gilt:

 - Eintritt frei / Hutspende

 - Beginn der Veranstaltungen um 20:00 Uhr



Kulturcafé Komm du

 Buxtehuder Straße 13

 21073 Hamburg-Harburg

 http://www.komm-du.de



Öffnungszeiten: Montag bis Freitag 7.30 bis 17.00 Uhr, Samstag 9.00 bis 17.00 Uhr

 an Veranstaltungstagen durchgängig geöffnet und abends open end



Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder per E-Mail: kommdu@gmx.de
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Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

        

        

- + * + * + * + -

        

        

        

        *Mittwoch, 11. März 2020, 20.00 bis 22.00 Uhr: Jam Session

        Lexi’s Jam Session - Join the moment!

        Eintritt frei / Hutspende

        

        Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

        Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail: kommdu@gmx.de

        Homepage: http://www.komm-du.de
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Lexi’s Jam Session
Foto: by Sasa




        Lexi’s Jam Session - Join the moment!


        Mit dieser Jam Session möchten wir einen Ort kreieren, in dem
        Freiraum für musikalische Begegnungen entsteht. Musik ist Kultur und
        Kultur sollte nicht ausschließen. Über die Jam kann und darf jede/r
        diese Idee verwirklichen und zwar in allen Stilrichtungen. Alles
        darf, nichts muss: Von Gipsy, Jazz, Blues, Reggae, Soul, Funk bis
        hin zu Freestyle - fühlt euch frei zu experimentieren. Verbindet
        euch mit anderen Musiker*innen oder probiert euch an gänzlich
        Unbekanntem aus. Eine Grundausstattung an Instrumenten ist vorhanden
        (dr,p,eb,git,perc,trgl).

        

        Musik ist auch nonverbale Kommunikation, die andere Ebenen
        anschneidet und neue Möglichkeiten eröffnet. Leidenschaftliche
        Zuhörer*Innen und Tänzer*Innen sind uns dabei ebenso willkommen,
        denn die Session lebt von allen, die sich einbringen!

        

        Besetzung:

        Jeder Zuhörer / Zuschauer darf sich gerne der Jam Session
        anschließen!

        

        Weitere Informationen:

        https://www.facebook.com/events/178660346840929/
        

        

        

        

        *Donnerstag, 12. März 2020, 20.00 bis 22.00 Uhr: Lesung

        Helga Mietz - “Trautes Heim – Glück allein?” | Lesung

        Eintritt frei / Hutspende

        

        Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

        Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail: kommdu@gmx.de

        Homepage: http://www.komm-du.de
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Helga Mietz
Foto: by Helga Mietz




        “Trautes Heim – Glück allein?”


        Am 12. März ist das Kulturcafé Komm du Bühne und Ort für eine
        Autorenlesung von Helga Mietz, im Rahmen der Literaturtage SuedLese.
        Es geht um eine Situation, die fast jeder kennt: Von wegen Wohnung
        finden, Wohnung einrichten, glücklich sein! Es ist gar nicht so
        einfach, sein persönliches, optimales Wohn - Wohlgefühl zu
        erreichen. Der Weg dorthin ist oft mit Hindernissen gepflastert.
        Helga Mietz liest ihre ironischen und skurrilen Geschichten zu
        Theorie und – oft enttäuschender - Praxis des schönen Wohnens, von
        Traumhäusern, Einrichtungen, Wohntrends und der Qual, die richtigen
        Entscheidungen zu treffen.

        

        Wie die meisten guten Geschichten, beruhen auch diese auf wahren
        Begebenheiten: Ein Umzug in eine andere Wohnung war der Auslöser,
        sich das Phänomen des Wohnens und damit verknüpfter Erwartungen
        genauer anzusehen. Nicht nur eigene Erfahrungen, sondern auch jene
        von Freunden und Bekannten wurden zu einer ganzen Fundgrube an
        kurzen und längeren Geschichten. Die daraus entstandenen Texte
        erzählen von bodentiefen Fenstern, architektonischen Bauhaus-Folgen,
        Wohnen als Ausdruck von Persönlichkeit, dem Kampf mit der
        Unterhaltungselektronik und einem Handwerker, der einen Auftrag
        besonders kreativ auslegt. Es zeigt sich, dass zwischen Planung und
        Ausführung Welten liegen können und jederzeit mit Überraschungen
        gerechnet werden muss.

        

        Besetzung:

        Helga Mietz - Autorin

        

        

        

        *Freitag, 13. März 2020, 20.00 bis 22.00 Uhr: Konzert

        Barman‘s Burden | Erdige Songs jenseits des
            Country-Mainstream

        Eintritt frei / Hutspende

        

        Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

        Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail: kommdu@gmx.de

        Homepage: http://www.komm-du.de
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Barman‘s Burden
Foto: by Knut Sander




        Erdige Songs jenseits des Country-Mainstream


        Am 13. März freuen wir uns im Komm du auf Barman’s Burden! Roh,
        kernig, made in Norddeutschland. Seit vier Jahren nehmen sie ihr
        Publikum mit, irgendwohin in Richtung Tennessee oder Texas mit
        Alternative Country und Americana-Musik. Mit originalen Instrumenten
        aus den USA, Telecaster, Pedal-Steel, Gretsch Drums, Bass und
        Harmony-Vocals produzieren sie einen Sound, den man aus so vielen
        Filmen kennt, in denen ur-amerikanische Bars vorkommen, aber viel zu
        selten live hört.

        

        Eine eigene Mischung aus mitreißendem Honky Tonk und schmutzigem
        Rock, garniert mit ein paar Spritzern Blues und Folk und… ihrem
        speziellen Geheimrezept. Ob gebrochenes Herz oder persönlicher
        Fehltritt – ein einsamer Platz an der Bar ist reserviert! Eigene
        Songs über die Höhen und Tiefen des Lebens, am besten genossen bei
        einem Glas Bourbon.

        

        Besetzung:

        Thomas - Gesang

        Holger - Gitarre, Mandoline, Backing Vocals

        Martin - Bass, Gitarre, Backing Vocals

        Tim - Pedal-Steel-Gitarre

        Lutz - Schlagzeug

        

        Weitere Informationen:

        https://www.barmansburden.com/
        

        https://soundcloud.com/barmansburden
        

        

        

        

        *Samstag, 14. März 2020, 20.00 bis 22.00 Uhr: Konzert 

        Rufus Coates und Jess Smith | Poetisch melancholischer Irish
            Folk-Blues

        Eintritt frei / Hutspende

        

        Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

        Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail: kommdu@gmx.de

        Homepage: http://www.komm-du.de
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Rufus Coates und Jess Smith
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        Poetisch melancholischer Irish Folk-Blues


        Das Irish Folk-Blues Duo Rufus Coates und Jess Smith entführt die
        Zuhörer mit poetisch melancholischen Klängen aus dem Alltag in eine
        andere Welt. Schon mit simplen Kopfhörern entfaltet ihre Musik einen
        unwiderstehlichen Sog, der einen meilenweit weg trägt – kaum 
        auszudenken was die beiden Künstler live für eine Wirkung entfalten.
        Die rauhe, erdige Stimme von Rufus Coates findet ihren süßen
        Counterpart in der Stimme seiner Partnerin Jess Smith, die
        ihrerseits in allen Klangfarben von sanft bis wütend singt.

        

        Das Ergebnis ist nicht nur unglaublich vielschichtig, es macht auch
        sofort süchtig und man mag der “Irish Times” gern glauben, wenn dort
        (sinngemäß) geschrieben steht, diese würden so viel Schönheit in
        sich tragen, dass sie das Feuer von Herd und Heimat zum Leuchten zu
        bringen vermögen. Wir haben die Freude, das Duo aus Berlin am 14.
        März bei uns im Kulturcafé Komm du begrüßen zu dürfen und nicht nur
        Fans von Nick Cave oder irischer Musik werden bei diesem Auftritt
        voll auf ihre Kosten kommen!

        

        Besetzung:

        Rufus Coates - Gesang und Gitarre

        Jess Smith - Gesang

        

        Weitere Informationen:

        www.rufuscoates.com 

        https://youtu.be/LzLWuCRk96w
        

        https://youtu.be/Gnm_t7sKu18
        

        https://www.youtube.com/watch?v=VzQHiix2PEM
        

        https://rufuscoates.bandcamp.com/
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        *Aktuelle Ausstellung im 'Komm du' (08.02.2020 bis 17.4.2020)

        Kirsten Barthel | Ausstellung „Nativismus in starken Farben“

        Eintritt frei / Hutspende

        

        Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

        Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail: kommdu@gmx.de

        Homepage: http://www.komm-du.de
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Kirsten Barthel | Ausstellung
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        „Nativismus in starken Farben“


        Ein Gedanke, ein Traum oder ein Gedicht, das aus dem Kopf auf die
        Leinwand fließt und sich in eine Struktur ergießt, aus der fliegende
        Fische oder weit entfernte Horizonte hinter bunten Bäumen hervor
        gehen. 

        

        Die Bilder von Kirsten Barthel sind raumfüllend, weil dahinter so
        viele Geschichten wie Farben stehen und mit diesen wird das Auge
        geflutet. Strahlendes Gelb trifft leuchtendes Blau und immer wieder
        tiefes Purpur und vor allem kräftige Töne, die von Lebensfreude bis
        Melancholie alle Stimmungen durchschreiten. Der „Nativismus“ rührt
        aus dieser Quelle der klaren, einfachen und direkten Farben
        einerseits und andererseits aus der Inspiration für die Bilder,
        welche in Gesprächen und Gedichten liegt, sich aber auch aus
        Berührungen mit unterschiedlichen Kulturen von der japanischen bis
        zur nordischen Mythologie und Formen des Schamanismus speist.

        

        Kirsten Barthel wurde 1953 in Hamburg geboren und hat sich als
        visueller Mensch schon immer zur Malerei sowie zur Fotografie
        hingezogen gefühlt. Im Kunststudium an der Armgartstraße befasste
        sie sich mit dem, was man heute wohl als „visuelle Kommunikation“
        beschreiben würde, experimentierte mit Schwarz-Weiß Fotografie und
        ließ sich immer wieder von Reisen, Musikeinflüssen und, schlicht,
        ihrer Wahrnehmung der unmittelbaren Umwelt beeinflussen. In diesem
        Sinne ist auch die aktuelle Ausstellung der Werke im Komm du, vom 8.
        Februar bis zum 17. April als eine Einladung zum Träumen, zum Dialog
        und zum Wandeln in Gedankenwelten und weiten Horizonten zu
        verstehen.

        

        Die Bilder von Kirsten Barthel werden vom 08. Februar bis zum 17.
        April 2020 in den Räumlichkeiten des Komm dus ausgestellt.

        

        Weitere Informationen:

        https://www.kirstenbarthel.de/

        https://www.facebook.com/events/626690518075198/
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Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Svantje Buchholz

Telefon: 0172 36 00 494

E-Mail: kommdueventmanagement.assistenz@gmx.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuelle Wochenprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

Einladung und Pressemitteilung vom 3.3.2020

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Str. 13

21073 Hamburg

Tel.: 040/57228952

E-Mail: kommdu@gmx.de

Internet: www.komm-du.de

Facebook: https://www.facebook.com/KommDu



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. März 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis
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MESSE/682: Leipziger Buchmesse 2020 findet nicht statt (Leipziger Buchmesse)


Leipziger Messe GmbH - LEIPZIGER BUCHMESSE

Pressemeldung vom 03. März 2020

Leipziger Buchmesse 2020 findet nicht statt

Stadt Leipzig und Leipziger Buchmesse beschließen Absage



Die Leipziger Buchmesse, die Frühjahrsschau der deutschen Buchbranche,
findet nicht wie geplant vom 12. bis 15. März statt. Gleiches gilt für das
im Verbund stattfindende Lesefest Leipzig liest und die Manga-Comic-Con.

Das Gesundheitsamt Leipzig ist der Aufforderung des Bundesgesundheits- und
des Bundeswirtschaftsministeriums gefolgt, wonach eine Rückverfolgbarkeit
von Kontaktpersonen bei Großveranstaltungen gewährleistet sein muss. Es
empfahl dringend, dass jeder Messeteilnehmer schriftlich belegen muss,
nicht aus definierten Risikogebieten zu stammen oder Kontakt zu Personen
aus Risikogebieten gehabt zu haben. Das ist angesichts von rund 2.500
Ausstellern und rund 280.000 erwarteter Besucher nicht sicherzustellen. Die
Stadt Leipzig und die Leipziger Messe beschlossen daher die Absage.

"Die Gesundheit unserer Bürger und der Stadt steht für uns an erster
Stelle", betont Burkhard Jung, Oberbürgermeister der Stadt Leipzig. "Die
Entscheidung über die Absage der Leipziger Buchmesse wurde auf Grundlage
der Empfehlung der zuständigen Fachbehörden getroffen. Sie allein verfügen
über die notwendigen Fachkenntnisse und Kompetenz zur Lagebeurteilung."

"Sicherheit geht vor", sagte Martin Buhl-Wagner, Geschäftsführer der
Leipziger Messe. "Die Leipziger Buchmesse ist ein Fixpunkt der
deutschsprachigen Literatur, ein Höhepunkt im Messekalender der
Buchbranche. Vor diesem Hintergrund haben wir seit Ausbruch von Covid-19
laufend unsere Sicherheitsvorkehrungen auf dem Messegelände erhöht, um die
Gesundheit der Aussteller, Besucher, Gäste und Mitarbeiter zu schützen.
Doch angesichts der aktuellen Situation schätzen wir im Einklang mit der
Stadt Leipzig das Risiko für die Gesundheit unserer Aussteller, Besucher,
Gäste und Mitarbeiter bei der Leipziger Buchmesse als zu groß ein."

Oliver Zille, Direktor der Leipziger Buchmesse: "Wir bedauern zutiefst,
dass wir diesen Schritt gehen und die beiden Messen absagen müssen. Solch
eine schwere Entscheidung mussten wir in den letzten sieben Jahrzehnten der
Leipziger Buchmesse noch nie treffen. Sie ist bitter für uns und für die
gesamte Buchbranche. Ich danke allen Ausstellern, Partnern und Besuchern,
die uns die Treue halten. Wir bitten sie jetzt um Verständnis und wir
freuen uns, wenn wir uns zur nächsten Leipziger Buchmesse vom 18. bis 21.
März 2021 wiedersehen."

Ministerpräsident Michael Kretschmer betonte: "Unser Ziel ist es, die
sächsische Bevölkerung zu schützen und eine Ausbreitung des Coronavirus so
weit wie möglich einzudämmen und zu bekämpfen. Dafür gilt es, konsequent,
präventiv und verantwortungsbewusst zu handeln. Die Leipziger Buchmesse ist
Treffpunkt für hunderttausende Menschen aus der ganzen Welt. Gesundheit und
Sicherheit gehen in diesem Fall ganz klar vor."

Gesundheitsministerin Petra Köpping sagte: "Die Absage der Buchmesse ist
eine sehr traurige, aber richtige Entscheidung. Der Gesundheitsschutz der
Bevölkerung geht vor. Die Entscheidung zeugt von großer Verantwortung für
die Besucher, Autoren und Verleger, um vor der Ausbreitung des Coronavirus
zu schützen. Auch wenn die Absage der Buchmesse sehr schmerzt, Leipzig ist
und bleibt eine international bedeutsame Buchstadt. Ich hoffe sehr auf das
Verständnis der Lesefreunde, die sich auf die Messe gefreut haben."

Das Gesundheitsamt der Stadt Leipzig verweist auf die aktuelle Einschätzung
des Robert-Koch-Instituts, das die Risikobewertung für die
Weiterverbreitung des Coronavirus am Montag von "gering bis mäßig" auf
"mäßig" angehoben hat. Es handele sich um ein neuartiges Virus, dessen
Eigenschaften noch erforscht werden müssen. Bisher ist bekannt, dass auch
Menschen ohne Krankheitszeichen das Virus übertragen können. Das mache
Präventionsmaßnahmen bei Großveranstaltungen sehr schwierig.




Leipziger Buchmesse im Internet:

www.leipziger-buchmesse.de

Leipziger Buchmesse im Social Web:

http://www.facebook.com/leipzigerbuchmesse

http://twitter.com/buchmesse

http://www.instagram.com/leipzigerbuchmesse

 * 

Quelle:

Pressemeldung vom 3. März 2020

Leipziger Messe GmbH

Messe-Allee 1, 04356 Leipzig

Telefon +49 341 678-0, Telefax +49 341 678-8762

E-Mail: info@leipziger-messe.de

Leipziger Buchmesse im Internet: http://www.leipziger-buchmesse.de

Leipziger Messe im Internet: http://www.leipziger-messe.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. März 2020 
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EUROPA/421: Solidarität mit Menschen auf der Flucht wird zunehmend kriminalisiert


Amnesty International - Pressemitteilung vom 3. März 2020

Europa - Solidarität mit Menschen auf der Flucht wird zunehmend
kriminalisiert



Menschen, die sich für die Rechte von Flüchtlingen, Asylsuchenden und
Migranten einsetzen, werden weltweit zunehmend strafrechtlich verfolgt und
schikaniert. Auch europäische Staaten kriminalisieren Akte der Solidarität,
wie das Verteilen warmer Kleidung oder die Rettung von Menschen in Seenot,
wie ein neuer Amnesty-Bericht [1] zeigt. Zu dessen Veröffentlichung finden
Pressekonferenzen in Athen, Bern, Madrid, Paris und Rom statt. 

Ein neuer Amnesty-Bericht mit dem Titel "Bestraftes Mitgefühl: Solidarität
unter Beschuss in der Festung Europa" dokumentiert, wie Behörden, Polizei
und Staatsanwaltschaften in Europa Menschenrechtsverteidiger ins Visier
nehmen, die Menschen auf der Flucht helfen. Dafür missbrauchen sie Gesetze
zur Bekämpfung von Menschenschmuggel und Anti-Terrorismus-Maßnahmen. Der
Bericht untersucht Fälle zwischen 2017 und 2019 aus acht europäischen
Ländern - Kroatien, Frankreich, Griechenland, Großbritannien, Italien,
Malta, Spanien und der Schweiz. Das Ergebnis ist eindeutig:
Menschenrechtsverteidiger sind zunehmend unbegründeten Strafverfahren,
Einschüchterungen und Verleumdungskampagnen ausgesetzt.

Zu diesen mutigen Menschenrechtlern gehört auch die Seenotrettungscrew
Iuventa10. Die italienische Justiz ermittelt seit Monaten gegen sie - auf
Grundlage haltloser Vorwürfe. Zusammen mit rund 200 Freiwilligen haben sie
zwischen Juli 2016 und August 2017 über 14.000 Menschen vor dem Ertrinken
gerettet. Für dieses Engagement drohen zehn Besatzungsmitgliedern
Haftstrafen von 5 bis 20 Jahren und eine Geldstrafe von 15.000 Euro je
geretteter Person. Der Vorwurf in diesem, wie auch in vielen anderen
Fällen, lautet Beihilfe zur illegalen Einreise.

"Menschenrechtsverteidiger wie die Iuventa10 werden dafür kriminalisiert,
dass sie Menschenleben retten. Sie werden selbst zur Zielscheibe von
Behörden, nur weil sie die Menschenrechte von schutzsuchenden Kindern,
Frauen und Männern verteidigen - die elementaren Rechte auf Leben,
Sicherheit und Freiheit, die europäische Regierungen mit Füßen treten.
Stellvertretend für diese Menschenrechtsverteidiger zeichnen wir die
Iuventa10 im April mit dem Amnesty Menschenrechtspreis 2020 aus", sagt
Markus N. Beeko, Generalsekretär von Amnesty International in Deutschland.

In Kroatien wurden die NGOs Are You Syrious und das Zentrum für
Friedensstudien (CMS) schikaniert, eingeschüchtert und wegen der "Beihilfe
zur unerlaubten Migration" strafrechtlich verfolgt, nachdem sie
dokumentiert hatten, wie Schutzsuchende an den Grenzen zu Bosnien und
Herzegowina und Serbien mit übermäßiger Gewalt von der Polizei
zurückgedrängt und kollektiv ausgewiesen wurden. In der Nähe von Calais,
Frankreich, beschwerten sich humanitäre Helfer, die Lebensmittel an
geflüchtete Menschen verteilten, über das Fehlverhalten der Polizei
gegenüber ausländischen Staatsangehörigen und wurden deshalb von der
Polizei ebenfalls schikaniert, eingeschüchtert und strafrechtlich verfolgt.

"Flüchtlinge sowie Migrantinnen und Migranten werden zunehmend diffamiert
und kriminalisiert, die aktuelle, dramatische Situation an der 
griechisch-türkischen Grenze offenbart erneut die menschenunwürdige
EU-Abschottungspolitik, die allen völkerrechtlichen Verpflichtungen und dem
Menschenrechts-Anspruch der EU blanken Hohn spottet. Und Lebensretter wie
die Iuventa10, die diesen schutzsuchenden Menschen beistehen, stören", so
Markus N. Beeko.

Eine europäische Richtlinie aus dem sogenannten "Beihilfe-Paket" macht es
möglich, Menschen für ihre Hilfeleistung zu bestrafen. Ursprünglich sollten
damit Schleuser strafrechtlich belangt werden. Die Mitgliedstaaten der EU
haben sich laut einer UN-Erklärung dem Schutz von
Menschenrechtsverteidigern verpflichtet. Die EU muss dem gerecht werden,
deshalb fordert Amnesty International die EU-Kommission auf, die
Beihilfe-Richtlinie zu korrigieren. "Menschen aus Seenot zu retten und das
Verteilen von Essen und warmer Kleidung sind keine Verbrechen, sondern ein
humanitärer Akt und eine Frage der Menschenrechte. Die Europäische
Kommission muss sich jetzt dringend dafür einsetzen, dass in Europa
humanitäre Hilfe für Schutzsuchende ausdrücklich erlaubt und geschützt
wird", so Beeko.


Anmerkung:

[1] Amnesty-Bericht: "Punishing Compassion - Solidarity on Trial in
Fortress Europe" (PDF, 1.91 MB)

https://www.amnesty.de/sites/default/files/2020-03/Amnesty-Bericht-Europa-Kriminalisierung-der-Solidaritaet-Fluechtlinge-Maerz-2020.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. März 2020

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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FRAGEN/014: Jürgen Rose - "Die Russen stehen doch nicht mit dem Dolch quer zwischen den Zähnen an der Grenze" (ZivilCourage)


ZivilCourage - Nr. 1 / 2020

Magazin der DFG-VK

Interview

"Die Russen stehen doch nicht mit dem Dolch quer zwischen den
Zähnen an der Grenze"

Mit Jürgen Rose von der kritischen SoldatInnengruppe
Darmstädter Signal sprach für die ZivilCourage Ernst Rattinger



Im September 1983, also genau zu der Zeit, als die
Friedensbewegung ihre Aktionen gegen die sogenannte Nachrüstung der
Nato durchführte, beschlossen 20 Offiziere und Unteroffiziere der
Bundeswehr bei ihrem ersten Treffen in Darmstadt einen
friedenspolitischen Aufruf, das Darmstädter Signal.

Sie wandten sich nicht nur gegen die Stationierung von
Mittelstreckenraketen in West- und Osteuropa, sondern forderten
eine kleinere, nicht angriffsfähige Bundeswehr und den Abbau aller
Massenvernichtungsmittel auf deutschem Boden und weltweit. Für die
Soldaten der Bundeswehr sollte das "Leitbild vom Staatsbürger in
Uniform" endlich verwirklicht werden.

Bis heute ist das Darmstädter Signal das einzige kritische
Sprachrohr aktiver und ehemaliger Bundeswehrangehöriger sowie der
Zivilbeschäftigten. Pazifisten sind die Mitglieder dieser
Vereinigung zwar nicht, aber viele ihrer Positionen werden in
Friedensorganisationen Zustimmung finden: absoluter Vorrang
nichtmilitärischer Konfliktbewältigung, Stärkung der UN und der
OSZE, strikte Einhaltung des Völkerrechts, weltweiter Abbau der
Massenvernichtungsmittel, Abzug der Atomwaffen aus Büchel, Stopp
aller Rüstungsexporte.

Jürgen Rose, Jahrgang 1958, war bis zu seiner Pensionierung
2018 Offizier der Bundeswehr, zuletzt im Rang eines
Oberstleutnants.


ZivilCourage: Herr Rose, was läuft gut in der Bundeswehr?

Jürgen Rose: Schwierige Frage. Nicht ganz schlecht ist die
Tatsache, dass die Beteiligung an völkerrechtswidrigen Kriegen
nachgelassen hat. Ich beobachte, dass die Bemühungen von unserer
Seite, also der Soldaten des Darmstädter Signals, eine gewisse
Auswirkung hatten.

Nachdem ich mich im Jahr 2007 geweigert hatte, den Einsatz von 
Tornado-Kampfflugzeugen in Afghanistan logistisch zu unterstützen, da erschien
etwas später ein Artikel in der Süddeutschen Zeitung mit dem
Titel "Die Angst vor der Massenverweigerung". Der Autor - Hans Rühle,
ehemals Chef des Planungsstabs - malt da ein Horrorgemälde von lauter
verweigernden Bundeswehrsoldaten, was natürlich völlig überzeichnet
war; aber er kommt zu der Einsicht, dass Soldaten ein Gewissen haben
dürfen, dass das auch höchstrichterlich verbrieft ist, und dass
deswegen sichergestellt werden muss, dass Bundeswehreinsätze auf dem
Boden von Recht und Gesetz, das heißt also Grundgesetz und
Völkerrecht, stehen.

Meine Beobachtung ist, dass seither die Bundesregierung geradezu
akribisch bemüht ist, sich an die rechtlichen Voraussetzungen zu
halten, also insbesondere, dass ein Mandat des UN-Sicherheitsrates
vorliegt und dass die Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts erfüllt
sind; das heißt insbesondere, dass die Zustimmung des Bundestags
eingeholt wird.

Das ist für mich eine positive Entwicklung bei aller verbleibenden
Kritik an der Sinnhaftigkeit und Zweckmäßigkeit von Militäreinsätzen.


ZivilCourage: "Alles gut" also mit dem Militär?

Jürgen Rose: Was nach wie vor ein demokratiepolitischer Skandal
allerersten Ranges ist, das ist die Tatsache, dass nach wie vor eine
reine Exekutivtruppe in Gestalt des Kommandos Spezialkräfte, kurz KSK,
in Calw existiert, die, völlig unzulänglich durch die Öffentlichkeit
kontrolliert, bewaffnete Einsätze weltweit durchführt, die wir mit
unseren Steuergeldern bezahlen. Und wir tragen letztlich auch das
Risiko für diese Gewalt, die da exzessiv ausgeübt wird.

Erst neulich konnten wir das bei der Hinrichtung von Abu Bakr 
al-Baghdadi in Syrien beobachten, als amerikanische Henker in Gestalt der
Delta Force tätig waren. Das sind Spezialtruppen, die die USA ständig
rund um den Globus schicken und die im Auftrag der USA morden und
entführen, Anlagen sprengen und sonstige Dinge tun, die allesamt
illegal und völkerrechtswidrig sind. Und daran beteiligen sich die
sogenannten Verbündeten mit dem britischen SAS, französischen
Spezialkräften und eben auch dem KSK.


ZivilCourage: Das KSK ist also ein Teil der Bundeswehr,
der ohne jede gesetzliche Kontrolle agiert?

Jürgen Rose: Das wäre überzogen. Es wird ja immer reklamiert
und bekräftigt, dass es sich bei der Bundeswehr um eine
Parlamentsarmee handelt.

Die Aussagen, die das Bundesverfassungsgericht 1994 getroffen hat, die
findet man ja nicht so klar im Grundgesetz. Das heißt, das
Verfassungsgericht ist damals seiner Aufgabe gerecht geworden und hat
klargestellt, wie militärische Einsätze gestaltet sein müssen. Und das
heißt insbesondere, dass das Parlament in öffentlicher Debatte ein
Mandat der Bundesregierung diskutiert - und zwar bevor die Truppen
losgeschickt werden. Da liegen die Parameter klar fest, also Umfang,
Auftrag, Finanzausstattung usw. Das Parlament kann über Details nicht
bestimmen und das Mandat nicht verändern, doch am Ende stimmt der
Bundestag zu - oder nicht. Und genau das findet beim KSK so nicht
statt!

Es gibt keine öffentliche Debatte, es gibt keine Mandatserteilung,
weder vor einem Einsatz noch hinterher. Das KSK ist also kein Teil der
Parlamentsarmee, es ist eine reine Exekutivtruppe, vielleicht eine
Exekutionstruppe mitunter, die durch die Bundeswehrführung in Gestalt
der Spitzengeneralität und die Verteidigungsministerin in den Einsatz
geschickt wird, und hinterher werden je nach Gusto die
sicherheitspolitischen Obleute der Fraktionen informiert - oder eben
auch nicht.

Was allerdings passiert, das ist die Bereitstellung der verfügbaren
Mittel durch den Bundestag und seine Ausschüsse. Rein theoretisch
könnten diese Mittel auch reduziert werden; das passiert aber nicht,
und so erfreut sich das KSK bester personeller und finanzieller
Bedingungen. Es wird ja auch immer wieder als "Speerspitze der
Bundeswehr" bezeichnet.


ZivilCourage: Wie bewerten Sie die Positionen der neuen
Verteidigungsministerin - Stichwort 2-Prozent-Ziel der Nato oder
Einrichtung eines Sicherheitsrates mit umfassenden Befugnissen?

Jürgen Rose: Hier wird das Grundproblem der deutschen
Sicherheitspolitik deutlich, die ja völlig vernetzt und verhakt ist
mit der Nato und sich in kompletter Abhängigkeit von ihr befindet.

Das wurde ganz deutlich, als vor Kurzem erst Präsident Macron völlig
zu Recht vom "Hirntod der Nato" sprach. Denn wenn es auf diesem
Planeten eine Institution gibt, die völlig überflüssig ist, dann ist
es diese Nato. Und wenn dann die Bundeskanzlerin eilfertigst
versichert "Nein, nein, die Nato ist ganz und gar unersetzlich", dann
zeigt das eben, dass Deutschland nach den Vorgaben aus Washington im
Gleichschritt marschiert, anstatt - wie Macron das fordert - eine
eigenständige Alternative in Europa aufzubauen.

Es zeigt sich eben auch an diesem Beispiel, dass im ganzen Bereich der
Sicherheitspolitik die Transatlantiker nach wie vor den Ton angeben.
"Natomaniacs" nenne ich die immer. Und in der Nato gibt eben die
Schurkensupermacht USA den Ton an, und diese USA betreiben eine durch
und durch gewalttätige und militarisierte Außenpolitik. Das vollzieht
sich unter verschiedenen Präsidenten in unterschiedlicher Intensität,
war aber zuletzt unter Obama besonders schlimm - Stichwort
Drohnenkrieg. Friedensnobelpreisträger Obama ist ein Massenmörder, was
den Drohneneinsatz betrifft.

Der gegenwärtige Präsident ist in dieser Hinsicht sehr viel
zurückhaltender, auch wenn einem die Art seiner Amtsführung nicht
gefallen muss. Andererseits sind unter Trump die
Special-Forces-Einsätze noch intensiviert worden. Man muss sich klar
machen: Rund um die Uhr sind etwa 8.000 Angehörige der Special Forces
weltweit unterwegs, um irgendwelche Aufträge auszuführen, im Jemen, in
Somalia, wo auch immer. Ein Stück weit hat sich das Pentagon da völlig
verselbständigt, ein US-Präsident, selbst wenn er wollte, kann da
nicht so einfach von jetzt auf gleich die Bremse reinhauen in diese
Art militarisierter Außenpolitik.


ZivilCourage: Kommen wir zum Darmstädter Signal. Wie ist
es dazu gekommen, dass ausgerechnet im derzeitigen politischen Umfeld
bereits im Herbst 2018 zu vernehmen war, dass das Darmstädter Signal
kurz vor der Auflösung stehe? Brauchen wir nicht gerade jetzt eine
kritische Stimme wie die des Darmstädter Signals?

Jürgen Rose: Über die Anfänge des Darmstädter Signals 1983 kann
ich nichts sagen, da war ich noch nicht dabei.

Aber schon in den 1990er Jahren war es durchaus so, dass wir in ganz
kleinen Zirkeln unsere Tagungen abhalten mussten. Die Idee war die,
dass wir unsere Wochenendtagungen über die ganze Republik verteilt an
Garnisonsorten abhalten wollten, um die Soldaten vor Ort anzusprechen.

Das hat aber nie wirklich funktioniert, weil an jedem Freitag die
Nato-Rallye aus den Kasernen losraste und wir am Ende alleine da
waren, weil sich kaum jemand auch noch am Wochenende mit
Sicherheitspolitik befassen wollte, dazu noch in einer als
linksextremistisch verschrienen Organisation, also linke Spinner in
der Bundeswehr. Das Interesse war nahe null, so dass wir schon immer
ein Problem hatten, aktive SoldatInnen für unseren Kreis zu gewinnen.
Das Problem hat sich in den letzten Jahren dann noch verschärft.


ZivilCourage: Weil die Wehrpflicht ausgesetzt worden ist?

Jürgen Rose: Nicht nur deswegen. Das Problem ist, dass die
Bundeswehr früher viel größer war, rund 500.000 Mann in Zeiten des
Kalten Krieges, das ist eher der entscheidende Punkt. Wir laufen da
gewissermaßen parallel mit der Friedensbewegung in der
Zivilgesellschaft.


ZivilCourage: Also wie zum Beispiel die DFG-VK...

Jürgen Rose: Ja, oder wie der Krefelder Appell, von dem redet
heute keiner mehr. Immerhin, das Darmstädter Signal, dessen Gründung
durch den Krefelder Appell inspiriert wurde, das existiert noch.

Aber der Punkt ist einfach der: Die Leute waren am Anfang der 80er
Jahre, als man die Raketen in ihre Vorgärten stellte, einfach
alarmiert und persönlich betroffen und viele sagten sich: Da müssen
wir allmählich den Hintern hochkriegen. So wie heutzutage die Jugend
bei Fridays for Future sagt: Klimakrise, das ist etwas, das uns
berührt. Und dann werden die Leute aktiv.

Was das Friedensthema angeht, so ist die Wahrnehmung doch die: Der
Kalte Krieg ist vorbei, der allgemeine Frieden ausgebrochen, eine
Bedrohung wird nicht mehr registriert. Es gibt auch keine...


ZivilCourage: Russland? Ukraine? Krim?

Jürgen Rose: Aaach! Ja, die Nato zieht das hoch oder produziert
das ja durch den Putsch in der Ukraine zum Teil auch noch selber, also
sie schafft sich ihre eigenen Bedrohungen, um sie dann nachher
ausnutzen zu können.

Und das merken ja auch die Leute, dass die Russen nicht mit dem Dolch
quer zwischen den Zähnen an der deutschen Grenze stehen. Das glaubt
ihnen doch keiner, auch wenn die Balten mit ihrer Sicherheitsparanoia
die Furcht vor Russland schüren. Putin hat sicher viele Probleme, aber
nicht vor, das Baltikum zu besetzen oder in Polen einzufallen, das ist
absolut absurd. Und wir in Mitteleuropa sind von all den Krisen noch
weiter entfernt. Der Krieg findet in Syrien statt oder noch weiter
weg. Und das sehen die Leute und haben keinen Anlass, sich in
friedenspolitischen Organisationen zu betätigen, ob das nun die DFG-VK
ist oder die paar Leute, die hier in München Aktionen gegen die
sogenannte Sicherheitskonferenz durchführen. Das ist immer ein kleines
Grüppchen unentwegter Aktivisten, aber die ziehen, salopp gesagt, auch
keinen toten Hering vom Teller.


ZivilCourage: Und Sie schaffen das?

Jürgen Rose: Nein, uns als Darmstädter Signal geht es ganz
ähnlich. Das ist sozusagen die Friedensdividende negativer Art, die
wir da einstreichen, aber das ist auch gut so, denn ich möchte ja
nicht die Zustände wieder haben, die in Hochzeiten der nuklearen
Abschreckung geherrscht haben.

Wir hatten damals in Mitteleuropa die am dichtesten militarisierte
Zone der Welt, aber das ist ja nicht mehr der Fall. Durch den Mangel
an unmittelbarer Betroffenheit geht uns der Nachwuchs aus. Und dann
muss man sehen, dass durch die massive Verkleinerung der Bundeswehr
das Reservoir, aus dem heraus jemand zu uns kommen könnte, auch viel
kleiner ist.

Und dann ist diese Bundeswehr eine Freiwilligenarmee, was dazu führt,
dass diejenigen, die zur Bundeswehr gehen, schon eine andere
Grundüberzeugung mitbringen. Da sind solche, die aus voller
Überzeugung zur Bundeswehr gehen, die haben keine Veranlassung, sich
dem Darmstädter Signal anzuschließen. Und andere gehen hin, weil sie
erwarten, dort eine tolle Berufsausbildung zu bekommen und dabei gutes
Geld zu verdienen.

Ein weiterer Grund ist, dass sich Leute der jüngeren Generation kaum
in bestehende Strukturen einbinden wollen. Die leben in ihren
"asozialen" Netzwerken, sie leben in Matrixorganisationen, machen
Projekte und dann ist es auch wieder vorbei. Das findet man überall:
bei den Parteien, den Gewerkschaften, NGOs; alle klagen über
Nachwuchsprobleme. Man "rottet" sich in Bewegungen zusammen, solange
"Action" da ist; und irgendwann läuft sich das tot.


ZivilCourage: Welche Folgerungen hat das Darmstädter
Signal nun gezogen?

Jürgen Rose: Unser letzter aktiver Soldat im Vorstand des
Signals, Florian Kling, war Offizier auf Zeit, und es war klar, dass
er mit seinem Ausscheiden aus dem Dienst sich ganz auf seinen
Zivilberuf konzentrieren musste. So entstand die Frage: Wie machen
wir dann weiter? Zunächst zeichnete sich keine Lösung ab und es
entstand dann die Idee, den Arbeitskreis aufzulösen, weil wir ohne
aktive Soldaten gewissermaßen ein Veteranenverein waren. Am Ende des
Entscheidungsprozesses wurde dann doch mit großer Mehrheit
beschlossen, dass der Arbeitskreis weiterhin Tagungen zu
sicherheitspolitischen Themen durchführen wird. Den großen
Förderkreis, also unseren eingetragenen Verein, leite künftig ich
selbst mit Matthias Engelke als Geschäftsführer. Wir werden also
weiterhin unsere Tagungen veranstalten und verstärkt versuchen, aktive
SoldatInnen anzusprechen. Bei unserer vorletzten Tagung hat das auch
wieder geklappt. Nach gegenwärtiger Planung wird im kommenden Jahr
eine unserer Tagungen in der Gegend von Büchel sein, wenn dort wieder
Aktionen der Friedensbewegung stattfinden. Also kurz: Das Darmstädter
Signal ist wieder in ruhigem Fahrwasser.

 * 
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AKTION/213: Unna - Aktionswochen gegen Rassismus in Unna, 16.-29.03.2020


Kreisstadt Unna

Aktionswochen gegen Rassismus in Unna



Kreisstadt Unna. Jedes Jahr im März setzt man bundesweit ein Zeichen
gegen Rassismus. Auch in Unna ist es in diesem Jahr wieder Unnaer
Organisationen und Vereinen gelungen, zahlreiche Veranstaltungen rund
um die Aktionswochen vom 16. bis 29. März 2020 zu organisieren.

Neben dem umfangreichen und informativen Programm findet in dieser
Zeit auch wieder das jährliche Gesamttreffen des Großen Runden Tisches
gegen Gewalt und Rassismus statt. Die Veranstaltung findet am Montag,
16. März 2020 um 17.00 Uhr in der Aula des Werkstatt-Berufskollegs,
Nordring 39, statt. Motto der Veranstaltung ist in diesem Jahr
"Vielfalt - Mosaiksteine für eine prosperierende Gesellschaft". Die
Veranstaltung ist öffentlich.

Eine Übersicht aller Aktionen können Sie dem beigefügten Programmflyer
entnehmen.

Flyer_Aktionswochen_gegen_Rassismus_2020

https://www.presse-service.de/medienarchiv.aspx?medien_id=213920

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 27.02.20
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TREFF/333: Kassel - Benedikt Jahnke, "Mülltauchen für eine bessere Welt", 11.03.2020


documenta-Stadt Kassel

"Mülltauchen für eine bessere Welt"- Dr. Benedikt Jahnke stellt
sein Buch vor



"Mülltauchen für eine bessere Welt"- Dr. Benedikt Jahnke, Universität
Kassel, stellt sein Buch am Mittwoch, 11. März, 19 Uhr, in der
Stadtbibliothek vor.

Der Begriff "Mülltauchen" macht nicht gerade Appetit, dennoch ist er -
wie auch das ebenfalls gebräuchliche "Containern" - für eine Reihe
insbesondere junger Menschen fester Bestandteil des Ernährungsalltags.
Denn Mülltaucher sortieren aus den Abfällen von Supermärkten
genießbare Lebensmittel - allen voran Obst und Gemüse - als
politisches Statement gegen Lebensmittelverschwendung.
Welche Motive bewegen die Akteure, welche Ziele verfolgen sie im
Einzelnen?

Welche Rolle spielt die juristische Grauzone, in der sich die
Aktivisten bewegen, und wie gehen sie individuell mit der
gesellschaftlichen Ablehnung um, die Lebensmitteln aus dem Müll
entgegengebracht wird?

Dr. Benedikt Jahnke von der Universität Kassel gibt in seinem Buch
Antworten auf diese Fragen.

Die Veranstaltung ist eine Kooperation der Universität Kassel und der
Stadtbibliothek.

Der Eintritt beträgt vier Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 27.02.20

Stadt Kassel
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/227: Kassel - Saba-Nur Cheema, "Rassismus und Diskriminierung im Alltag", 17.03.2020


documenta-Stadt Kassel

Vortrag "Rassismus und Diskriminierung im Alltag" in der
Stadtbibliothek



Ein Vortrag von Saba-Nur Cheema von der Bildungsstätte Anne Frank
findet am Dienstag, 17. März, 19.30 Uhr, in der Stadtbibliothek statt.
Rassistische Diskriminierung bestimmt den Alltag vieler Menschen -
etwa dann, wenn sie aufgrund negativer Zuschreibungen und Vorurteilen
eine Wohnung oder einen Job nicht bekommen.

Menschen, die nicht von Rassismus betroffen sind, fehlt es oft am
Wissen, wo Rassismus anfängt und was man gegen rassistische Äußerungen
einwenden kann.

Im Vortrag von Saba-Nur Cheeema, Leiterin des Bereichs Bildung bei der
Bildungsstätte Anne Frank, werden Begriffe geklärt sowie Zusammenhänge
von Rassismus und gesellschaftlichen Machtverhältnissen aufgezeigt.

Der Vortrag findet im Rahmen mit den Internationalen Wochen gegen
Rassismus (16. bis 29. März 2020) statt. Die Veranstaltung ist eine
Kooperation der Bildungsstätte Anne Frank und der Stadtbibliothek.

Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 27.02.20
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8912: Und morgen, den 04. März 2020 (SB)


+++ Vorhersage für den 04.03.2020 bis zum 05.03.2020 +++






[image: Jean-Luc 8912 Wetterfrosch - © 2020 by Schattenblick]






Dieses Wetter ist kein Witz

und macht Jean-Luc unentschlossen,

manchmal Donner, manchmal Blitz,

Wasser wird herabgegossen.
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INFOPOOL / EUROPOOL / FAKTEN





GRENZEN/178: "Europäische Werte werden an den Grenzen Europas mit Füssen getreten" (Caritas)


Caritas Pressemitteilung vom 2. März 2020

Caritas baut Arbeit in Griechenland aus und fordert schnelle Lösung zur
Aufnahme von Geflüchteten

Caritas-Präsident Peter Neher: "Europäische Werte werden an den Grenzen
Europas mit Füssen getreten"



Berlin, 02. März 2020. "Die Szenen, die sich insbesondere an der
türkisch-griechischen Grenze abspielen, sind dramatisch. Bei allen
diplomatisch-politischen Überlegungen tritt völlig in den Hintergrund, dass
es sich hier um Menschen handelt", so der Caritas-Präsident. "Diese
Menschen mussten alles zurücklassen und harren jetzt in der Kälte aus,
werden mit Tränengas abgewehrt und wissen einfach nicht weiter. Ihre
Instrumentalisierung durch die türkische Führung verurteilen wir aufs
Schärfste. Der zunehmenden Entmenschlichung von Flüchtlingen muss Einhalt
geboten werden."

Es ist dringend notwendig, vor Ort auf den Routen zur Grenze und an der
Grenze selbst, wo sich zunehmend viele Menschen sammeln, Hilfe in Form von
Lebensmitteln, Unterkunft und gesundheitlicher Versorgung zu leisten. Das
gebietet die Humanität. Dabei brauchen Griechenland und Bulgarien alle
Unterstützung ihrer europäischen Partner.

Caritas international, das Hilfswerk des Deutschen Caritasverbandes, wird
angesichts der neuen Situation seine Arbeit insbesondere auf den Inseln
Lesbos und Chios weiter verstärken und ausbauen. Dorthin werden vermehrt
Menschen kommen und damit den bestehenden Druck auf den Inseln weiter
erhöhen. Vor allem diese Neuankommenden müssen schnell versorgt werden.
"Die offiziellen Camps können diese Aufgabe schon lange nicht mehr
nachkommen", sagt der Caritas-Präsident. Sie sind bereits um das bis zu
Zehnfache überbelegt. Der Hilfebedarf ist bereits jetzt enorm und wird
weiter steigen, da dort jegliche Infrastruktur fehlt. Caritas international
kümmert sich auf den Inseln Lesbos und Chios vor allem um die
psychologische Betreuung der Menschen, gibt rechtliche Beratungen und
organisiert medizinische Hilfe.

"Die EU-Länder müssen mit Hochdruck unter anderem mit der Türkei an
nachhaltigen Lösungen für die Flüchtlinge arbeiten. Außerdem müssen sich
die EU-Länder, die dazu bereit sind, zur Aufnahme von Geflüchteten
verpflichten - denn es sieht bedauerlicherweise nicht danach aus, als würde
es die so lange ersehnte gesamteuropäische Lösung für eine Verteilung der
Geflüchteten in der EU geben", so Neher weiter. Insbesondere die besonders
schutzbedürftigen Menschen, allen voran die Kinder und ihre Eltern, müssen
aufgenommen werden. "In Deutschland gibt es viele Kommunen und
Organisationen, die sich zur Aufnahme geflüchteter Menschen bereit erklärt
haben."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. März 2020

Deutscher Caritasverband, Pressestelle

Reinhardtstraße 13, 10117 Berlin

Telefon: 030 30 284447-42, Telefax: 030 284447-55

E-Mail: pressestelle@caritas.de

Internet: www.caritas.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. März 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / EUROPOOL / POLITIK





ITALIEN/298: Lega-Führer Salvini will Corona-Epidemie zum Sturz der Regierung nutzen (Gerhard Feldbauer)


52 Tote, 1835 Infizierte in Italien


Fünf Millionen Schutzmasken verteilt

Lega-Führer Salvini will Corona-Epidemie zum Sturz der Regierung mit Sozialdemokraten nutzen

von Gerhard Feldbauer, 3. März 2020



Mit 52 Toten - 20 neue Todesfälle gab es allein seit Sonntag - und
1835 Infizierten (Stand laut der Nachrichtenagentur "ANSA" vom
Dienstag) hat sich die gefährliche Corona-Epidemie in Italien bisher
in Europa am stärksten ausgebreitet. Die Regierung aus
Sozialdemokraten des Partito Democratico (PD) und Fünf-Sterne-Bewegung
M5S hat ein Dekret mit umfangreichen Maßnahmen gegen die neue Seuche
verabschiedet. Der Leiter des Zivilschutzes, Angelo Borelli,
informierte, dass 5 Millionen Schutzmasken verteilt werden. Mehrere
Bürgermeister "der größten und bevölkerungsreichsten Gemeinden in der
Lombardei, Francesco Passerini von Codogno und Elia Delmiglio von
Casalpusterlengo, kritisierten, es fehlten Maßnahmen für "einen
wirtschaftlichen Ausgleich".

Die Regierung appelliert, angesichts der von der Epidemie ausgehenden
Gefahr die politischen Auseinandersetzungen ruhen zu lassen. Der Chef
der faschistischen Lega, Matteo Salvini, nimmt die Epidemie jedoch zum
Anlass, seine Attacken zu ihrem Sturz zu forcieren. Dieses
"Regierungsteam ist schon für die Bewältigung der Normalität nicht
geeignet, geschweige denn für den Notfall", zitiert ihn "ANSA" auf
einer Pressekonferenz, auf der er auch scharf kritisierte, dass die
Regierung "in einer solchen Zeit die Landung von Hunderten weiterer
Einwanderer zulässt". Die Regierung von Premier Conte müsse durch eine
Regierung der "nationalen Einheit", der seine Lega und seine
faschistischen Verbündeten der Forza Italia (FI) von Ex-Premier
Berlusconi und der Brüder Italiens (FdI) von Giorgia Meloni angehören
müssten, ersetzt werden. Ein solches "Rettungsboot" müsse "das Land
aus dem Sumpf ziehen". Darüber müsse "in der Kammer abgestimmt
werden". Andernfalls fordert er weiterhin vorgezogene Neuwahlen.
FdI-Chefin Meloni sekundierte, sie werde gegen Conte "einen
Misstrauensantrag einbringen".

Nachdem Staatspräsident Sergio Mattarella ihn zu einem Gespräch
empfangen hatte, versuchte Salvini den Eindruck zu erwecken, dieser
habe seine Vorschläge "aufmerksam" entgegengenommen. Vom "Colle" (dem
Hügel, wie der Sitz des Staatschefs im Palast auf dem Quirinal in Rom
im Volksmund heißt) gab es keine Verlautbarung dazu. "ANSA" vermerkte,
in dem Gespräch sei, "soweit wir erfahren, nicht im geringsten über
institutionelle Regierungen oder Themen dieser Art gesprochen worden",
sondern nur "über die Notwendigkeit, Italien nach dem Auftreten des
Coronavirus neu zu starten". Premier Conte "scheinen diese Szenarien
auch nicht zu beunruhigen", so "ANSA" und zitiert: "Wir - wenn auch
von geringer Größe - sind eine vereinte Regierung, wir sind bereits
vereint".

Eine Regierung der "nationalen Einheit" soll "ein Rettungsboot" für
Salvini sein. Im August 2019 brachte er mit seinem Ausscheiden aus der
Regierung diese zu Fall, um Neuwahlen zu erzwingen. Er scheiterte,
weil der parteilose Conte eine neue Regierung mit M5S und der PD
bildete. In der Opposition geht Salvinis Einfluss zurück. Bei den
Regionalwahlen in der Emilia Romagna am 26. Januar erlitt er mit 43,7
Prozent eine schwere Niederlage. In Wählerumfragen sank er danach von
über 34 auf 32 Prozent ab. Der Senat, der bis dahin abgelehnt hatte,
seine Immunität aufzuheben, stimmte nun zu und machte den Weg frei für
eine Anklage wegen "Freiheitsberaubung", begangen als er im Juli 2019
als Innenminister dem Küstenwachschiff "Gregoretti" mit 131
Flüchtlingen an Bord die Landung im Hafen von Lampedusa auf Sizilien
verweigerte. Ein zweiter Prozess droht Salvini wegen des gleichen
Vergehens im Fall des Rettungsschiffes "Open Arms".

Die PD, deren Kandidat in Emilia vor allem mit Unterstützung der
Protestbewegung der Sardinen mit 51,4 Prozent gewählt wurde, befindet
sich dagegen im Aufwind. Auf Vorschlag ihres Sekretärs, Nicola
Zingaretti, ist vergangene Woche die langjährige engagierte
Linksdemokratin, zuletzt Freie und Gleiche (LeU), die zur PD
gestossene Valentina Cuppi, zur PD-Vorsitzenden gewählt worden. Sie
ist vergangenes Jahr mit 71 Prozent von Mitte-Links zur
Bürgermeisterin von Marzabotto, einer roten Hochburg in der Toskana,
gewählt worden. Mit ihrer Wahl hat Zingaretti, der für eine stärkere
sozialdemokratische Ausrichtung der PD eintritt, wie Medien, so die
römische "La Repubblica", hervorhoben, ein Signal zur Linkspartei und
weiteren Gruppierungen und damit für eine Wiederbelebung der Linken
Mitte gegeben. Das schließt die Sardinen ein, denn Cuppi ist mit dem
Führer der Sardinen, Mattia Santori, in "langer Freundschaft"
verbunden. "Lassen Sie uns bei Regional- und Kommunalwahlen (die
demnächst in der Toskana und in Kampanien anstehen) nicht allein gegen
Salvini und die Rechte", appellierte Zingaretti, der Einheit als einen
"grundlegenden Wert" betonte.

Das rief den langjährigen PD-Chef und Premier Matteo Renzi (2013-18
bzw. 2014-16) auf den Plan. Der frühere rechte Christdemokrat, der
bereits während seiner Zeit als Premier mit der faschistischen FI
Berlusconis kollaborierte, hat sich gleich nach dem Eintritt der PD in
die Regierung mit einer Fraktion rechter Anhänger (die heute 30
Abgeordnete und 18 Senatoren zählt) von der PD abgespalten und eine
eigene Partei Italia Viva (Lebendiges Italien - IV) gebildet, mit der
er in der Regierung verblieb. Stefano Azzara, Philosophie-Dozent an
der Universität in Urbino, schätzte gegenüber dem Autor ein, die
Abspaltung und Bildung einer eigenen Partei (IV) und der Eintritt in
diese Regierung sei erfolgt, um "eine linke Ausrichtung zu verhindern
und sie zu kontrollieren. Zur Rechtsausrichtung der IV wolle Renzi
Teile der Forza Italia Berlusconis zum Übertritt gewinnen, um eine
Mehrheit zu haben und die Regierung, wenn er den Zeitpunkt für
gekommen halte, durch eine andere zu ersetzen". "La Repubblica",
Sprachrohr der PD, fuhr schweres Geschütz auf. Der Rottamatore
(Verschrotter) getaufte Renzi, der als "Chef der Regierung und der
Linken die meiste Zeit damit verbrachte, die eigenen Truppen zu
zerschlagen", kehrt zurück, "um der Regierung Conte ein Ende zu
bereiten". Wie aus Medien zu entnehmen war, unterstützt er jetzt
Salvinis Treiben, der "Einheitsregierung" Conte ein Ende zu bereiten
und wäre wohl selbst bereit, ihren Vorsitz zu übernehmen. Laut "ANSA"
versuchte er zu beschwichtigen: "Über die Zukunft der Regierung werden
wir entscheiden, wenn der Notfall vorbei ist" und versicherte, "jetzt
arbeiten wir alle zusammen".

PD-Sekretär Zingaretti erteilte laut "ANSA" derartigen Ambitionen eine
klare Abfuhr: "Wir haben eine Regierung und es gibt derzeit keine
Regierungskrise." Zingaretti weise "Die Idee einer Exekutive von
Renzi-Salvini" entschieden zurück. Selbst von M5S, so "ANSA" weiter,
komme "ein großes NEIN".

Staatspräsidenten Mattarella nahm am 24. Februar den 30. Todestag des
Sozialisten und Staatspräsidenten Sandro Pertini zum Anlass, ein
klares Signal zu geben, wo seine Sympathien liegen. Pertini gehörte im
September 1943 dem nach dem Sturz Mussolinis gebildeten Nationalen
Befreiungskomitee an, wirkte in Aktionseinheit eng mit der IKP
zusammen, war mit Luigi Longo einer der beiden Befehlshaber der
Partisanenarmee und Vorsitzender des Befreiungskomitees, das Mussolini
zum Tode verurteilte und seine Vollstreckung anordnete. Mattarella
stellte das Wirken Pertinis als Beispiel für den heutigen Kampf für
die Verteidigung antifaschistischer Grundlagen und sozialen
Fortschritts heraus, was "La Repubblica", "ANSA", der Mailänder
"Corriere della Sera" u. a. Medien breit wiedergaben. Pertini war "der
von den Italienern am meisten geliebte Präsident der Republik, ein
großer Protagonist des politischen Lebens". Sein Wirken sei "eine
Quelle großer Dankbarkeit für die Republik, ein Beispiel des
Engagements für Institutionen, Großzügigkeit und Mut". Er sei "der
Erbauer der italienischen Demokratie" und "ein fester Hebel zur
Unterstützung der Grundsätze der Freiheit in der dramatischsten und
blutigsten Zeit des Terrorismus". Das Beispiel von Präsident Pertini
"ist Teil dieses gemeinsamen Erbes, auf das man zurückgreifen kann, um
sich neuen Zeiten zu stellen".

 * 

Quelle:

© 2020 by Gerhard Feldbauer
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INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN





THEATER/1483: Bocholt - Musikhochschule zeigt "Im Riff geht's rund", Familienmusical, 14., 15., 21., 22.03.20


Stadt Bocholt - Fahrradfreundlichste Stadt Deutschlands

Kindermusicalgruppe der Musikschule Bocholt-Isselburg zeigt "Im
Riff geht's rund"



Vier Aufführungen am 14., 15., 21. und 22. März in der Aula der
städtischen Gesamtschule Bocholt // Tickets ab sofort erhältlich

Bocholt (PID). Am Samstag, 14. März 2020 und Sonntag, 15. März 2020
sowie am Samstag, 21. März 2020 und Sonntag, 22. März 2020,
präsentieren rund 40 Musicalkinder der Musikschule Bocholt-Isselburg
gemeinsam mit dem Musical-Chor der Diepenbrockgrundschule das Musical
"Im Riff geht's rund". Beginn der Vorstellungen ist jeweils 16 Uhr in
der Aula der städtischen Gesamtschule (Rheinstr. 4b) in Bocholt.

Ticktets

Eintrittskarten für das Familienmusical gibt es ab sofort in der
Musikschule Bocholt, Salierstr. 6, und bei der Bocholter Energie- und
Wasserversorgung GmbH (BEW), Kaiser Wilhelm Straße 1, in Bocholt.

Erwachsene zahlen sieben, Kinder vier Euro Eintritt.

Inhalt

Diesmal begeben sich die Musicalkinder auf ein spannendes Abenteuer
tief unten im Meer. Bunte Papageienfische, funkelnde Glitzerinen, der
lustige Kugelfisch Elsi und viele andere Meeresbewohner bereiten sich
auf die Unterwasser-Castingshow "Frutti di Mare" vor. Wer kann am
besten singen und tanzen?

In all dieser Aufregung wird plötzlich "Flapo", die Flaschenpost,
angetrieben, die etwas Wichtiges zu sagen hat. Aber wer hat schon
Lust, so einer alten Flasche zuzuhören? Ihre Performance ist äußerst
dürftig - sie kann ja nicht einmal richtig schwimmen, geschweige denn
tanzen. Doch Flapo findet Freunde: Können die drallen Quallen, der
optimal vernetzte Hering oder der hochgelehrte Doktor Fisch helfen?

Manchmal ist das Leben wie ein Spiel, aber mitunter gilt es, anderen
zuzuhören. Das verstehen bald auch die Figuren in dieser bunten
Unterwasserwelt. Die Flaschenbotschaft ist brisant. Kann das Riff noch
gerettet werden?

Nicht nur die Castingfische, sondern viele andere originelle
Charaktere laden zu einem schillernden Musikstile-Mix ein, der Spaß
macht und ins Ohr geht - in einer fantasievollen Show mit "Tiefgang".

Über 40 Kinder proben seit einem Jahr

Unter der Leitung von Musikschullehrerin Stefanie Bergmann proben seit
fast einem Jahr über 40 Kinder im Alter von fünf bis 15 Jahren jede
Woche ihre Rollen und Lieder. Ebenfalls wieder dabei ist die Chor AG
und der "JeKits-Chor" der Bocholter Diepenbrockschule. Es wird aber
nicht nur gesungen und Theater gespielt, auch verschiedene Tänze
wurden gemeinsam mit Tanztrainer Zoé Rathai und Janis Lappe
einstudiert.

"In diesem Jahr werden die Kindermusicalaufführungen erstmalig nicht
im Bocholter Stadttheater, sondern in der Aula der städtischen
Gesamtschule präsentiert", berichtet Musicalleiterin Stefanie
Bergmann. Um allen Zuschauern die Möglichkeit zu geben, zuzugucken,
gäbe es daher gleich vier Vorstellungen an zwei Wochenenden, so
Bergmann. "Wir haben uns viele tolle Requisiten und Bühnenbilder
ausgedacht, so dass wir die Aula in eine bunte und schrille
Unterwasserwelt verwandeln werden, freut sich Bergmann auf die
Aufführungen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 25.02.20

Presse- und Informationsdienst der Stadt Bocholt

Berliner Platz 1, D-46395 Bocholt

Tel.: + 49 2871 953-327, -209, -571, Fax: + 49 2871 953-189

E-Mail: pid@mail.bocholt.de

Internet: http://www.bocholt.de
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TREFF/782: Kassel - Künstlerin Melanie Vogel stellt Künstlerwerkstatt Fotografie in ihrem Atelier vor, 01.04.2020


documenta-Stadt Kassel

Künstlerin stellt Künstlerwerkstatt Fotografie in ihrem Atelier
vor



Anfang Mai soll eine Künstlerwerkstatt Fotografie stattfinden.
Künstlerin Melanie Vogel stellt am Mittwoch, 1. April, um 11 Uhr in
der Warte für Kunst, Tischbeinstraße 2, bei einem Rundgang in ihrem
Atelier vor, worum es dabei geht.

Der Rundgang beinhaltet keinen Praxisteil, sondern dient dazu, sich
unverbindlich über die geplante Künstlerwerkstatt zu informieren,
Interesse zu wecken und offene Fragen zu klären. Vogel lädt in Ihrer
Künstlerwerkstatt zu einer Reise in die Vergangenheit ein, bei der
persönliche Fotografien in die Gegenwart inszeniert werden. Dabei
vermittelt sie fotografische Techniken, Formen des Bildaufbaus und
künstlerischen Ausdruck.

Das Kulturamt Kassel und das Referat für Altenhilfe bieten zusammen
mehrere Künstlerwerkstätten im Jahr an, die Menschen ab 60 Jahren
einladen, Neues auszuprobieren oder bereits Erlerntes aufzufrischen
und dabei Unterstützung von professionellen Künstlerinnen und
Künstlern aus Kassel in ihren Ateliers vor Ort zu erhalten.

Um Anmeldung ab 9. März beim Servicecenter der Stadt Kassel unter der
Telefonnummer 0561 115 oder online unter
www.terminland.de/seniorenprogramm.kassel wird gebeten. Das
Servicecenter ist montags bis freitags von 7 bis 18 Uhr und samstags
von 9 bis 13 Uhr erreichbar.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 27.02.20

Stadt Kassel

Kommunikation, Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus / Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel
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Internet: www.kassel.de, www.stadt-kassel.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. März 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]
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DAS BLÄTTCHEN/1975: Gedrosselte Sprengkraft, gesteigertes Risiko


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

23. Jahrgang | Nummer 4 | 17. Februar 2020

Gedrosselte Sprengkraft, gesteigertes Risiko

von Wolfgang Schwarz



Dass hiesige Leit- und Qualitätsmedien die deutsche Öffentlichkeit nicht
durch Berichterstattung beunruhigen, wenn "hinten, weit, in der Türkei"
Besorgniserregendes geschieht, muss man immer wieder zur Kenntnis nehmen.
So auch dieser Tage.

Am 4. Februar hat das Pentagon in einer Pressemitteilung bestätigt, dass
die USA den niedrigkalibrigen Atomsprengkopf W76-2 auf U-Boot-gestützten
ballistischen Raketen (SLBM) in Dienst gestellt haben. Mit Stand vom
Vormittag des 11. Februar, als dieser Beitrag verfasst wurde, war das den
Online-Ausgaben von ARD, Spiegel, Zeit, FAZ, Süddeutscher & Co.
keine Meldung wert.

Eine Reaktion des russischen Außenministeriums allerdings erfolgte prompt,
schon am 5. Februar: "Die Stationierung von Atomwaffen mit geringer
Sprengkraft [...] zeigt, dass die Vereinigten Staaten [...] die nukleare
Schwelle senken und annehmen, einen begrenzten Atomkrieg führen und [...]
gewinnen zu können". Und Scott Ritter - ehemals als Offizier für Aufklärung
der US-Marineinfanterie in die Überprüfung der Umsetzung des INF-Vertrages
involviert und von 1991 bis 1998 Waffen-Chefinspekteur der UNO in Irak -
warnt, dass diese neuen taktischen Kernwaffen "zur globalen Vernichtung
einladen - weil ihre verminderte, aus technischer Sicht in der Tat
'kontrollierte' Sprengkraft prinzipiell die Hemmschwelle zum Einsatz von
Nuklearwaffen aufseiten der USA schwächt".

Träger des W76-2-Sprengkopfes sind SLBM vom Typ Trident II, die mit bis zu
11.300 Kilometern Reichweite als strategische Nuklearsysteme gelten und als
solche den Limits des New-Start-Abkommens mit Russland unterliegen. Diese
Raketen können bis zu acht Sprengköpfe aufnehmen und sind üblicherweise mit
thermonuklearen Köpfen der Typen W76-1 (Sprengkraft: 90 Kilotonnen TNT) und
W88 (475 Kilotonnen) armiert. Der neue Kopf hat demgegenüber eine
Sprengkraft von geschätzt lediglich fünf Kilotonnen, was zwar nur etwa ein
Drittel der Stärke der Hiroshima-Bombe darstellt, aber immer noch 450 mal
mehr ist als bei der stärksten konventionellen Waffe im Arsenal der USA.

W76-2 ist eine Modifizierung von W76-1: Indem die Kernfusionskomponente des
letztgenannten Modells entfernt wurde, besteht die neue Waffe praktisch nur
mehr aus dem Kernspaltungszünder (auf Plutoniumbasis) der
Vorgängervariante. W76-2 gilt mit seiner Detonationskraft als sogenannte
Mini-Nuke, als "lediglich" taktische Kernwaffe.

Bereits im Dezember 2019 ist nach einem Bericht der Experten William Arkin
und Hans Kristensen von der Federation oft American Scientists als erstes
teilumgerüstetes Träger-U-Boot die "USS Tennessee" (SSBN-734) von der Kings
Bay Submarine Base im Bundesstaat Georgia in See gestochen. Arkin und
Kristensen schätzen, "dass eine oder zwei der 20 Raketen auf der USS
Tennessee und den nachfolgenden U-Booten mit dem W76-2 bewaffnet sein
werden, entweder einzeln oder mit mehreren Sprengköpfen" und dass "etwa 50
W76-2-Gefechtsköpfe produziert worden sind".

Erstmals angekündigt worden war der neue Sprengkopf im Februar 2018 vom
Nuclear Posture Review der Trump-Regierung. Das System solle "dabei
[...] helfen, einer falschen Wahrnehmung einer ausnutzbaren 'Lücke' in den
regionalen Abschreckungsfähigkeiten der USA entgegenzuwirken" - laut Arkin
und Kristensen "ein Hinweis auf Russland". Damit lagen die beiden Experten
richtig, denn dieser Tage nannte der stellvertretende Verteidigungsminister
John Rood gegenüber der Presseagentur AP Ross und Reiter: Der neue
Sprengkopf diene dazu, "Russland davon abzubringen, einen begrenzten
Atomkonflikt zu riskieren".

Konkret unterstellen die USA, dass Moskau eine nukleare
Eskalationsstrategie zum Zwecke der Deeskalation einer konventionellen
Auseinandersetzung entwickelt habe. Bei dieser Strategie sei der
Ersteinsatz von Atomwaffen geplant, falls Russland bei einer
konventionellen Aggression gegen die NATO eine Niederlage drohe.

Dieses Militärkauderwelsch ins zumindest semantisch Verständlichere
übertragen, besagt: Russland greift zum Beispiel das Baltikum und Polen
konventionell an, worauf die NATO ihr nach allen messbaren Parametern hoch
überlegenes konventionelles Potenzial mobilisiert und Russland dadurch eine
Niederlage droht. Moskau greift daraufhin zu taktischen Kernwaffen, um den
An- und Aufmarsch dieses Potenzials zu unterbinden und eine
Verhandlungslösung zu seinen Bedingungen zu erzwingen. Das könnte gelingen,
so die Verfechter dieses Konstrukts, weil die USA über keine
erfolgversprechenden Mittel verfügten, taktisch-nuklear entsprechend zu
parieren. Zwar hätte Washington etwa 1000 taktische Nuklearwaffen zum
Einsatz mit amerikanischen Kampfbombern und solchen Deutschlands sowie
anderer europäischer NATO-Staaten (nukleare Teilhabe [1]) zur Verfügung,
aber ob die die modernen russischen Flugabwehrsysteme vom Typ S-400 und
S-500 überwinden könnten, sei zweifelhaft. Sicher sei dies hingegen bei
Trident II-Raketen.

Belege für die Existenz einer russischen "Escalete-to-deescalate"-Strategie
sind von den USA bisher nicht erbracht worden. Ritter nennt das Ganze denn
auch schlicht eine "falsche Prämisse".

Nicht minder fehlt es an plausiblen Argumenten dafür, was Moskau zu einem
selbstmörderischen Überfall auf NATO-Mitglieder veranlassen könnte. Auf
russischer Seite ist - im Unterschied zu Washington - vielmehr eine
Erkenntnis offenbar noch präsent, die am Ende des Kalten Krieges
Ost-West-Konsens war: dass es nämlich in einem Atomkrieg keine Sieger geben
würde und ein solcher nie geführt werden dürfe (Präsident Ronald Reagan in
einer Radio Address to the Nation on Nuclear Weapons vom 17. April
1982). Im September 2019 erinnerte der russische Außenminister Sergej
Lawrow vor der UN-Vollversammlung an einen Vorschlag, den Moskau bereits
ein Jahr zuvor eingebracht hatte, wonach die Präsidenten Russlands und der
USA den Atomkrieg, "in dem es weder Sieger noch Verlierer geben kann",
gemeinsam für unzulässig erklären sollten.

Diese Herangehensweise hat in der geltenden russischen Militärdoktrin
insofern ihren Niederschlag gefunden, als ein Kernwaffeneinsatz lediglich
für zwei existenzielle Extremfälle vorgesehen ist: als Reaktion auf einen
Angriff mit Atomwaffen oder anderen Massenvernichtungsmitteln auf Russland
und als Antwort auf eine Aggression mit konventionellen Waffen gegen die
Russische Föderation, bei der die Existenz des Staates selbst in Gefahr
gerät.

In den USA hatten vor der Stationierung von W76-2 namhafte Experten
grundsätzliche Zweifel an der offiziellen Begründung für diesen Schritt
geäußert. Am 22. Mai 2018 hatte eine Gruppe von Politikern und Militärs in
einem Brief an Mitch McConnell, den republikanischen Mehrheitsführer im
Senat, festgestellt, dass die Behauptung der Trump-Regierung, es bestehe
eine "Lücke" im Spektrum der Fähigkeiten, "den Einsatz von Kernwaffen durch
Russland abzuschrecken", ein "falsches Narrativ" sei. Der Brief, zu dessen
Unterzeichnern der ehemalige Außenminister George Schultz, der frühere
Verteidigungsminister William Perry und der frühere stellvertretende
Vorsitzende der Joint Chiefs of Staff James Cartwright gehörten, enthielt
zugleich folgende Warnung: "Der vielleicht größte Fehler in der ganzen
Argumentation besteht in der falschen und gefährlichen Annahme, dass ein
'kleiner' Nuklearkrieg klein bleiben würde. Es gibt keine Basis für die
dubiose Theorie, dass, sollte Russland eine niedrigkalibrige Kernwaffe
einsetzen und sollten die USA ebenso antworten, der Konflikt auf eben
diesem Niveau verharren würde."

Die Verfasser des Briefes hielten für einen solchen Fall offenbar eine
(unkontrollierbare) Eskalation bis zu einem allgemeinen thermonuklearen
Schlagabtausch für die sehr viel wahrscheinlichere Variante.

Und W76-2 erhöht diese Wahrscheinlichkeit weiter, denn dieser Sprengkopf -
und das ist der entscheidende Dammbruch im nuklearen Beziehungsgefüge zu
Russland, den die USA mit seiner Indienststellung herbeigeführt haben -
hebt die bisherige klare Unterscheidbarkeit von strategischen und
taktischen Atomwaffen auf.

Welche Konsequenzen das im Falle des Falles hätte, zeigt ein weiterer Blick
auf das russische Herangehen. 2018 hatte Präsident Putin vor dem
Waldai-Klub erläutert, "dass unsere Atomwaffen-Doktrin keinen
Präventivschlag vorsieht. Unser Konzept basiert auf einem reziproken
Gegenschlag. [...] Das bedeutet, dass wir nur dann bereit sind und
Atomwaffen einsetzen werden, wenn wir sicher wissen, dass ein potenzieller
Aggressor Russland, unser Territorium, angreift." Putin verwies auf das
russische Raketen-Frühwarnsystem: "Dieses System überwacht den Globus,
warnt vor dem Abschuss einer strategischen Rakete auf See und identifiziert
das Gebiet, von dem aus sie abgeschossen wurde. Zweitens verfolgt das
System die Flugbahn eines Raketenfluges. Drittens lokalisiert es eine
nukleare Sprengkopfabwurfzone. Erst wenn wir sicher wissen [...], dass
Russland angegriffen wird, werden wir einen Gegenschlag ausführen." Und
zwar noch bevor das gegnerische Projektil sein(e) Ziel(e) in Russland
erreicht hätte.

Das wäre also das Verfahren, sollte jemals eine Trident II-Rakete - egal
mit welchem Gefechtskopf - auf Russland abgeschossen werden. Im Übrigen
wäre kein Raketen-Frühwarnsystem in der Lage zu unterscheiden, ob eine
ballistische strategische Langstreckenrakete "nur" taktisch armiert
wäre ...

Nun gut, könnte man sagen: Mögen die USA potenzielle russische
Aggressionsabsichten inklusive der Bereitschaft zum Einsatz taktischer
Atomwaffen unterstellen. Wenn Russland keine derartigen Absichten hegt und
auch keine entsprechende Strategie in Hinterhand hat, wozu dann die
Aufregung über den neuen W76-2-Sprengkopf? Weil auch ohne "russische
Aggression" der Fall des Falles eintreten könnte - etwa durch einen aus dem
Ruder laufenden ungewollten militärischen Zwischenfall. (Siehe dazu meinen
Beitrag in der Blättchen-Ausgabe 2/2020 [2])


Anmerkungen:

[1] https://das-blaettchen.de/2008/07/einmal-hiwi-immer-hiwi-13010.html

[2] https://das-blaettchen.de/2020/01/der-westen-russland-zum-diskurs-35-50919.html
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GEGENWIND/854: Keine neuen Atombomber für die Bundeswehr!


Gegenwind Nr. 376, Januar 2020

Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

Keine neuen Atombomber für die Bundeswehr!

von Detlef Mielke



Die Bundesregierung möchte in den nächsten Jahren neue
Jagdbomber für die Bundeswehr anschaffen. Diese (teuren) Flugzeuge
wären in der Lage, auch die neue Generation US-amerikanischer
Atombomben aufzunehmen, die z.Zt. entwickelt wird. Zwanzig dieser
Bomben, die demnächst gegen "Modernisierte" ausgetauscht werden
sollen, lagern auf dem deutschen Bundeswehrflugplatz Büchel in der
Eifel. Sie sind ein Überbleibsel aus dem Kalten Krieg, die es der
Bundeswehr ermöglichen sollten, sich im Kriegsfall aktiv an einem
atomaren Angriff der NATO auf Russland zu beteiligen.

Die BRD hat eigentlich im Zuge internationaler Vereinbarungen
(Atomwaffen-Sperrvertrag) gänzlich auf den Besitz von atomaren Waffen
verzichtet. An dieser Verpflichtung schummelt sich die Bundesregierung
seit langem durch eine Konstruktion vorbei, die als "nukleare
Teilhabe" bezeichnet wird. Dabei hat der Deutsche Bundestag - unter
dem Druck der Friedensbewegung - im Jahr 2010 mit großer Mehrheit für
den Abzug aller US-amerikanischen Atombomben aus Deutschland gestimmt.


Entstehung der "nuklearen Teilhabe" im Kalten Krieg

Die "nukleare Teilhabe" der Bundesrepublik Deutschland war das
Ergebnis des sich verschärfenden Ost-West-Konflikts in den 1950er
Jahren. Die Sowjetunion hatte den technologischen Rückstand gegenüber
den USA sowohl bei der atomaren Bewaffnung (oberirdische
Atom-/Wasserstoffbombenversuche) als auch bei den Trägerraketen
(Sputnikschock) aufgeholt.

Die BRD-Politik war damals besorgt, dass die USA Deutschland und
Europa nun nicht mehr bedingungslos mit Atomwaffen gegen einen
eventuellen russischen Angriff verteidigen würden, weil jetzt mit
einem Vergeltungsangriff durch russische Raketen auf die USA zu
rechnen war.

Im Jahr 1954 hatte der damalige Bundeskanzler Konrad Adenauer noch
verbindlich erklärt, dass die BRD keinen Atomwaffenbesitz anstrebe.
Aber schon drei Jahre später, 1957, drängten Konrad Adenauer und der
damalige Verteidigungsminister Franz-Josef Strauß auf die
Stationierung von taktischen Atomwaffen auf deutschem Boden. Parallel
dazu wurden auch Pläne zur Herstellung eigener deutscher Atomwaffen in
Zusammenarbeit mit Frankreich und Italien verfolgt. Erst ein Veto des
1958 wiedergewählten französischen Staatspräsidenten De Gaulle stoppte
diese Absichten.

Die USA hatten schon 1955 mit der Lagerung nuklearer Sprengköpfe in
Europa begonnen, ohne dass die Öffentlichkeit etwas davon erfuhr. 1957
erklärten sich die USA nach Verhandlungen bereit, den europäischen
NATO-Verbündeten, darunter der BRD, im Kriegsfall den Zugriff auf
diese Atomwaffen einzuräumen. Bedingung der USA war, dass die Europäer
die Trägersysteme, also Atombomber, Raketen und Geschütze, beschafften
und die Soldaten ihrer Truppen für den Einsatz von Atombomben
trainierten. Über den tatsächlichen Einsatz dieser Atombomben sollten
die europäischen NATO-Länder mitentscheiden dürfen. Dies war die
Geburtsstunde der "nuklearen Teilhabe".

Es gab erhebliche Proteste in der deutschen Bevölkerung gegen die
Atomwaffen in der BRD ("Kampf dem Atomtod") und bundesdeutsche
Atomwissenschaftler forderten in einem viel beachteten Appell, auf
Atomwaffen zu verzichten ("Göttinger 18"). SPD und FDP unterstützen
die Proteste. Den SPD-regierten Bundesländern Hamburg, Bremen und
Hessen untersagte jedoch das Bundesverfassungsgericht geplante
Volksabstimmungen über die Stationierung. Trotz aller Proteste stimmte
schließlich 1958 der Deutsche Bundestag mit der CDU/CSU Mehrheit den
Atomplänen der Regierung zu.

In den Folgejahren wurden nukleare Sprengköpfe (Minen,
Artilleriegeschosse und Freifall-Bomben) in großer Zahl auf über 150
europäische Standorte verteilt. Bis sich Anfang der 1970er Jahre
schließlich mehr als 7.000 US-amerikanische Atomsprengköpfe auf
europäischen Militärstützpunkten befanden. Erst nach den
Abrüstungsverträgen am Ende des Kalten Krieges verringerte sich die
Zahl wieder stark, schrittweise auf heute noch ca. 150 Bomben in
Depots in Belgien, den Niederlanden, Italien, der Türkei und der BRD.


Jetzt: Neue Atombomben und Bombenflugzeuge

Die ca. 20 amerikanischen Atombomben auf dem Fliegerhorst Büchel in
der Eifel sollen in den nächsten Jahren gegen moderne, lenkbare
Präzisions-Atombomben ausgetauscht werden. Dazu werden auch neue
Bombenflugzeuge benötigt. Denn die gegenwärtig operierenden Tornados
sind aus technischen Gründen nicht in der Lage, den neuen
Atombombentyp aufzunehmen.

Die Bundesregierung will zurzeit nicht auf die Stationierung der
Atombomben verzichten. Sie beruft sich dabei auf ein angebliches
deutsches Interesse an der Teilnahme an nuklear-strategischen
Diskussionen und Planungen im Rahmen der NATO. Daher ist zu
befürchten, dass es tatsächlich zu dieser Form der "Nachrüstung"
kommen könnte, die zudem noch mit hohen Kosten verbunden sein dürfte.

Tatsächlich gab es in der Politik in Deutschland in den letzten Jahren
sogar wieder Überlegungen zur militärischen Zusammenarbeit mit
Frankreich hinsichtlich der Verfügung über eigene Atomwaffen. Der
damalige Staatspräsident Sarkozy hatte 2007 ein entsprechendes Angebot
an Deutschland unterbreitet, vorausgesetzt Deutschland beteiligte sich
an den Kosten der atomaren Rüstung. Und ein im Jahr 2017 von der CDU
in Auftrag gegebenes Gutachten des wissenschaftlichen Dienstes des
Bundestags kam zu dem Ergebnis, dass rechtlich der möglichen
Finanzierung ausländischer Atomwaffenpotentiale nichts im Wege stünde.

Dabei gibt es weiterhin begründete Zweifel, ob nicht schon die
bestehende "nukleare Teilhabe" Deutschlands an den US-Atomwaffen in
Büchel gegen den Atomwaffensperrvertrag verstößt, den die BRD 1974
unterzeichnet hat. Ein Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zum
neuen UN-Atomwaffenverbotsvertrag von 2017 würde Klarheit schaffen.
Dieser Vertrag verbietet Produktion, Transport, Lagerung und
Finanzierung von Atomwaffen. Den Vertrag, für den das Friedensbündnis
ICAN 2017 den Friedensnobelpreis erhalten hat, haben inzwischen 122
Staaten unterschrieben und 39 davon bereits ratifiziert [1].

Mit dem Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zum
Atomwaffenverbotsvertrag wäre die "nukleare Teilhabe" als Relikt aus
dem Kalten Krieg endgültig Geschichte. Wir fordern die Bundesregierung
auf den Atomwaffenverbotsvertrag zu unterzeichnen und auf die
Anschaffung neuer Bombenflugzeuge zu verzichten.


Aktiv werden gegen Atomkriegsgefahr

Ein Atomkrieg zwischen NATO und z.B. Russland würde die Vernichtung
der Menschheit bedeuten. Selbst der Einsatz "kleiner" Atomwaffen hätte
katastrophale Folgen, nicht zuletzt wegen der dadurch verursachten
Klimaveränderungen.

Gegen die Gefahr eines Atomkriegs gibt es ein wirksames Mittel:
Atomwaffen weltweit abschaffen. Der erste Schritt ist bereits getan:
Im Jahr 2017 hat ICAN (International Campaign to Abolish Nuclear
Weapons) einen Atomwaffenverbotsvertrag initiiert - und dafür 2017 den
Friedensnobelpreis erhalten. Inzwischen haben 122 Mitgliedsländer der
Vereinten Nationen (UN) den Atomwaffenverbotsvertrag unterzeichnet und
damit das vollständige Verbot von Atomwaffen für ihr Land beschlossen.

Die Bundesrepublik Deutschland gehört bisher nicht zu den
Unterzeichnern des Atomwaffenverbotsvertrags. Wir müssen zusammen
erreichen, dass auch die Bundesrepublik Deutschland dem
Atomwaffenverbotsvertrag beitritt. Denn je mehr Länder mitmachen,
desto größer wird der Druck auf die Atomwaffen besitzenden Staaten,
ebenfalls auf Nuklearwaffen zu verzichten und diese gefährlichste
aller Waffen damit endgültig aus der Welt zu schaffen.


Werden Sie aktiv gegen die Atomwaffen, die immer noch in
Deutschland lagern

Verlangen Sie von der Bundesregierung, dem Atomwaffenverbotsvertrag
beizutreten. Sprechen Sie Bundestags- und Bürgerschaftsabgeordnete auf
die Beteiligung der BRD an der Atomkriegsplanung der NATO an. Fordern
Sie sie auf, die Abgeordnetenerklärung [2] von ICAN zu unterzeichnen
und sich damit zu einer Unterstützung des Atomwaffenverbotsvertrags zu
verpflichten.

Verlangen Sie, dass IhrE BürgermeisterIn, gegen Atomwaffen aktiv wird
und den Städteappell [3] von ICAN unterzeichnet. Damit verpflichtet
sich Ihre Stadt zur Unterstützung des Atomwaffenverbotsvertrags.

Werden Sie aktiv in der DFG-VK oder einer anderen Friedensgruppe!


Anmerkungen:

[1] www.icanw.de/wp-content/uploads/2017/07/a-conf-229-17-8.pdf

[2] www.icanw.de/abgeordnetenerklaerung

[3] www.icanw.de/ican-staedteappell/

Weitere Informationen finden Sie hier:

www.bundeswehrabschaffen.de

www.atomwaffenfrei.de

www.dfg-vk.de

www.ican.de
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IMI/1011: Pandemie? Durchgespielt!


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Aktuell 2020/175 vom 29. Februar 2020

Pandemie? Durchgespielt!



Sowohl in der Politik als auch in den Medien ist aktuell eine gewisse
Unsicherheit im Umgang mit einer möglichen Pandemie des Corona-Virus
spürbar. Das ist gut nachvollziehbar, denn obwohl in den vergangenen Jahren
umfangreich in die Simulation unterschiedlicher "Bedrohungslagen"
investiert wurde, lassen sich die Dimensionen einer weiteren Ausbreitung
des Virus nicht seriös abschätzen. Und natürlich will sich nachher niemand
vorwerfen lassen, entweder Panikmache oder Verharmlosung betrieben zu
haben.

Recht oft allerdings wird der Vorwurf erhoben, Deutschland, die Politik
oder das Gesundheitswesen seien auf solch einen Fall schlecht oder
unzureichend vorbereitet. Diesen Eindruck vermittelt u.a. Tagesschau.de [1]
und auch im Interview der Woche des Deutschlandfunks (DLF) [2] mit
Gesundheitsminister Spahn gibt sich dieser annähernd selbstkritisch: "das
System müsse auf solche Fälle besser vorbereitet sein" fasst der DLF seine
Aussagen zusammen. Spahn selber sagt dort u.a., man müsse das
"Zuständigkeitsmiteinander zwischen Bund, Ländern und Kommunen, wie es im
Infektionsschutzgesetz angelegt ist, noch mal überarbeiten, auch
gesetzlich."

Etwas erstaunlich ist, dass weder Politik noch Medien sich zu erinnern
scheinen, dass ein vergleichbares Szenario, eine globale
Influenza-Pandemie, im Rahmen des Übungszyklus LÜKEX (länderübergreifende
Krisenmanagementübung / Exercise) im Jahr 2007 relativ konkret
durchgespielt wurde. Das Bundesamt für Bevölkerungsschutz und
Katastrophenhilfe beschreibt die damalige Übung so: "Mit sieben
Bundesländern, elf Bundesressorts und 50 Unternehmen, Hilfsorganisationen
und Verbänden war 2007 die bisher umfangreichste Übung der Serie. An zwei
Tagen übten rund 3.000 Personen in Bremen, Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern,
Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen-Anhalt und Thüringen den Fall einer
bundesweiten Pandemie mit einer fiktiven Erkrankungsrate von 33 Prozent der
Bevölkerung, bundesweit 400.000 Krankenhauseinweisungen und 100.000
Todesfällen". Aus der Darstellung des THW [3] geht hervor, dass auch die
fiktive Pandemie damals zum Anlass genommen wurde, die zivil-militärische
Zusammenarbeit zu erproben: "Der Schwerpunkt der LÜKEX 07 liegt auf der
Zusammenarbeit von öffentlichem und privatem Gesundheitswesen, von
polizeilicher und nichtpolizeilicher Gefahrenabwehr, der
zivil-militärischen Zusammenarbeit (ZMZ) sowie der Einbindung privater
Unternehmen und Organisationen zum effektiven Schutz der Bevölkerung im
Fall einer Krisensituation". Weil die Einbindung der Bundeswehr in den
"Bevölkerungsschutz" quasi eine Konstante bzw. ein Markenzeichen des
LÜKEX-Zyklus sind, wurde dieser auch von der IMI bereits verschiedentlich
angesprochen (z.B. [4], [5] und [6]). Ob er darüber hinaus zur besseren
Vorbereitung des Gesundheitssystems auf mögliche neuartige Erkrankungen
beigetragen hat, wird sich ggf. in den nächsten Wochen zeigen.


Anmerkungen:

[1] https://www.tagesschau.de/regional/nordrheinwestfalen/wdr-story-32667.html

[2] https://www.deutschlandfunk.de/bundesgesundheitsminister-jens-spahn-cdu-wir-werden-die.868.de.html?dram:article_id=471279

[3] https://www.thw.de/SharedDocs/Meldungen/DE/Uebungen/national/2007/11/meldung_001_luekex_07.html

[4] http://www.imi-online.de/2008/02/15/vernetzte-sicherheit/

[5] http://www.imi-online.de/2016/10/17/bundeswehr-in-den-strassen-2/

[6] http://www.imi-online.de/2018/04/06/krieg-spielen-im-einkaufszentrum/

 * 

Quelle:

IMI-Aktuell 2020/175 vom 29. Februar 2020

Pandemie? Durchgespielt!

http://www.imi-online.de/2020/02/29/pandemie-durchgespielt/

Herausgeber: Informationsstelle Militarisierung (IMI) e.V.

Hechinger Str. 203, 72072 Tübingen

Tel.: 07071/49154, Fax: 07071/49159

E-Mail: imi@imi-online.de

Internet: www.imi-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. März 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2461: "Die Rahmenbedingungen müssen stimmen" - Gespräch mit Elisabeth Fresen (AbL)


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 1 · Januar 2020

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

"Die Rahmenbedingungen müssen stimmen"

Dann kann der Bauer auch Klima- und Insektenschutz

SoZ-Gespräch mit Elisabeth Fresen (AbL)



In Brüssel werden derzeit die Fördermittel für Landwirtschaft für
die Periode 2021-2027 ausgehandelt. Die Agrarförderung ist mit bislang
40 Prozent der größte Posten im EU-Haushalt. Dieser Beitrag soll
erheblich gekürzt werden, nämlich auf etwa 28 Prozent - zum einen weil
die EU mit Großbritannien demnächst einen Nettozahler verliert, zum
anderen weil die EU ihre Prioritäten verschiebt - u.a. in Richtung
Aufrüstung. Außerdem sollen verstärkt Mittel an eine ökologische
Bewirtschaftung gebunden werden.

In diesem Herbst sind über mehrere Wochen Zehntausende Bauern gegen
höhere Umweltauflagen, für mehr Respekt aus der Gesellschaft auf die
Straße gegangen. Wir sprachen darüber mit der Vorsitzenden der
Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft, Elisabeth Fresen. Sie
ist 29 Jahre alt und übernimmt gerade den Hof von ihrem Vater in
Verden an der Aller. Auf dem Hof hält sie Mutterkühe, also Rinder zur
Fleischproduktion, auf Naturschutzflächen; die Rinder stehen das ganze
Jahr über auf der Weide. Der Betrieb ist ökozertifiziert.

Am 18. Januar findet in Berlin anlässlich der Grünen Woche die
alljährliche Demonstration von Bauern und Umweltorganisationen "Wir
haben es satt" gegen das Höfesterben und für eine Reform der
Gemeinsamen Agrarpolitik der EU statt.


SoZ: In den letzten Monaten sind viele tausend Bauern auf
die Straße gegangen und haben gegen vermehrte Umweltschutzauflagen
demonstriert. Die Veranstalter nennen sich Land schafft
Verbindung. Was ist das für eine Organisation?

Elisabeth Fresen: Das sollten Sie Land schafft
Verbindung am besten selbst fragen. Ich kann Ihnen nur meinen
persönlichen Eindruck schildern. Sie bezeichnen sich selbst als
unabhängig von allen Organisationen, also auch vom Bauernverband.


SoZ: Kennen Sie Bauern, die sich an den Demonstrationen
beteiligt haben?

Elisabeth Fresen: Ja. Es sind auch Bauern aus meinem Dorf oder
aus benachbarten Dörfern zu den Demos gefahren, die ich kenne.


SoZ: Was bewegt die?

Elisabeth Fresen: Die bewegt vor allem, dass immer mehr
Auflagen kommen, von denen sie denken, dass sie die nicht bewältigen
können. So wird z.B. die Düngemittelverordnung verschärft: In Zukunft
dürfen Landwirte 20 Prozent weniger Stickstoff düngen, als sie an
Bedarf ermitteln. Diese Vorschrift gilt in den "roten Gebieten", wo
extrem viel Nitrat im Grundwasser ist.

Es geht ihnen auch darum, dass in Fauna-Flora-Habitaten nicht mehr
alle zur Verfügung stehenden Insektenschutzmittel eingesetzt werden.
Oder dass Gülle, also Wirtschaftsdünger, länger gelagert werden muss.
Mehr Lagerkapazität ist sehr, sehr teuer.

Sie finden aber auch das Freihandelsabkommen Mercosur falsch, weil
dadurch noch mehr billiges Fleisch unseren Markt überschwemmt.


SoZ: Finden sie es nur falsch, oder fühlen sie sich auch
in ihrer Existenz bedroht?

Elisabeth Fresen: Genau, das sagen sie. Ich kann zumindest
nachvollziehen, dass die Gesamtheit der Auflagen, die jetzt mit dem
Agrarpaket besonders gebündelt auf sie zukommen, als existenzbedrohend
wahrgenommen wird. Die Politik hat jahrzehntelang ökologisch gebotene
Veränderungen verhindert - auch der Deutsche Bauernverband wollte die
Bauern und Bäuerinnen davor bewahren. Der Veränderungsstau hat nun zu
Aktionismus geführt. Die Fülle der Maßnahmen macht den Bauern und
Bäuerinnen Angst. Die Preise, die wir im Moment für Getreide, Fleisch
und Milch bekommen, sind ruinös. Unter diesen schlechten
Voraussetzungen können sie alle diese Veränderungen nicht stemmen.


SoZ: Dem Protest gegen das Mercosur-Abkommen können Sie
sich wahrscheinlich anschließen?

Elisabeth Fresen: Ja, das stimmt. Gerade ich als
Mutterkuhhalterin produziere ja auch Rindfleisch. Und ich weiß: Der
Rindfleischmarkt in der EU ist ohnehin übersättigt, wenn jetzt noch
mehr Rindfleisch reinkommt, sinken die Preise noch stärker. In diesem
Freihandelsabkommen ist der Import von Fleisch zudem an keinerlei
Standards geknüpft, es ist egal, wie die Tiere gehalten werden, wie
sie gefüttert werden, wieviel Platz sie haben usw. Wir deutschen
Bäuerinnen und Bauern müssen uns an strenge Auflagen in bezug auf den
Tierschutz halten, können dann nicht mehr konkurrieren. In meinem Fall
- Bioproduktion, Naturschutz, ganzjährige Weidehaltung - ist das ein
sehr, sehr hoher Standard, da kann ich mit Billigfleisch nicht
mithalten.


SoZ: Es gibt also Schnittmengen zwischen Ihrem Verband
und den Bauern, die da protestiert haben?

Elisabeth Fresen: Ja, das stimmt. Als AbL-Mitglied betone ich
aber, dass wir auch gegen Freihandelsabkommen sind, die unsere
Produkte in andere Teile der Erde exportieren. Wir sind gegen
Dumpingexporte, wir sind dagegen, dass unsere Milch möglichst billig
nach China exportiert werden soll, wir sind dagegen, dass unser
Milchpulver billig nach Afrika exportiert werden soll - all das lehnen
wir ebenfalls ab, wir sind solidarisch mit Bauern und Bäuerinnen auf
der ganzen Welt.


SoZ: Das fehlt bei den anderen?

Elisabeth Fresen: Ja, das hab ich auf jeden Fall bei denen noch
nicht gehört.


SoZ: Gab es denn Mitglieder Ihres Verbands, die bei
diesen Protesten mitgemacht haben?

Elisabeth Fresen: Ich weiß von AbLerinnen und AbLern, die dort
nicht mitgemacht haben, aber ich weiß auch von wenigen, die
mitgefahren sind. Die allermeisten haben mir gesagt, dass sie bewusst
nicht mitgefahren sind.


SoZ: Haben Sie den Eindruck, dass bei Land schafft
Verbindung rechte Positionen vertreten werden?

Elisabeth Fresen: Mein Eindruck ist, es gibt bei Bauern und
Bäuerinnen einen Querschnitt, genauso wie in der Gesellschaft als
ganzes. So wie in ganz Deutschland beinah 15-20 Prozent AfD wählen, so
kann ich mir vorstellen, dass das bei Land schafft Verbindung
ebenso ist, aber ich sehe nicht, dass die grundsätzlich rechte
Positionen haben.


SoZ: Was sagen Sie den Bauern, die sich an den
Demonstrationen beteiligt haben?

Elisabeth Fresen: Ich habe Verständnis dafür, dass sie auf die
Straße gehen, ich habe auch Respekt davor. Ich persönlich halte einen
anderen Weg für besser, nämlich den gemeinsam mit der Gesellschaft.
Ich glaube, wir als Bäuerinnen und Bauern sind in den letzten
Jahrzehnten viel zu wenige geworden, als dass wir allein für etwas
kämpfen können, wir haben ja nur noch 270.000 bäuerliche Betriebe in
Deutschland. Ich kämpfe lieber mit einem starken Bündnis aus
Umweltverbänden, Verbrauchern und Verbraucherinnen...


SoZ: Können Sie diesen Bauern einen Weg aufzeigen, wie
sie ihren Betrieb auch ohne Pestizide und mit weniger Dünger halten
können?

Elisabeth Fresen: Wir Bäuerinnen und Bauern können einiges
leisten, wir können Klimaschutz, wir können Insektenschutz, wir können
unser Grundwasser schützen, unseren Boden nachhaltig bewirtschaften,
all das können wir, und es ist in unserem ureigenen Interesse. Wir
kämpfen dafür, dass wir das auch leisten dürfen. Dafür müssen z.B.
Subventionsgelder so ausgezahlt werden, dass wir für unsere
gesellschaftlichen Leistungen entlohnt werden.

Dafür müssen sich die Rahmenbedingungen ändern, d.h. wir brauchen eine
neue Gemeinsame Agrarpolitik, wo Gelder daran geknüpft werden, wie ich
meinen Boden bewirtschafte, ob ich meine Kühe auf die Weide stelle, ob
ich meine Schweine auf Stroh halte, ob meine Hühner Auslauf haben. Ob
ich die mit meinen eigenen Futtermitteln füttern kann, ob ich das
Grundwasser schone, dass ich vielfältige Ackerkulturen habe. Das ist
die eine Säule.

Die zweite Säule ist, dass wir faire Produktpreise bekommen. Und das
ist auch eine meiner größten Sorgen. Wenn ich jetzt auf die
Hofübernahme blicke, frage ich mich: Kann ich genug Geld verdienen,
damit ich gut leben kann?


SoZ: Wie kommen Sie zu fairen Preisen?

Elisabeth Fresen: Ein Baustein wäre, dass die Produktqualität
leicht ersichtlich ist. Wie wir's bei den Eiern haben, mit der
Haltungskennzeichnung 0-4, das ist für Verbraucherinnen und
Verbraucher sehr einfach zu verstehen, dann greifen sie auch zum
Freilandei. Eine solche Qualitätskennzeichnung brauchen wir dringend
auch für andere Produkte. Ein anderer Baustein wäre die abnehmende
Hand, Molkereien, Schlachtereien, mit denen müssen wir bessere
Verträge machen können.

Milchbauern und Milchbäuerinnen z.B. haben eine Andienungspflicht,
müssen also ihre gesamte Milch an eine bestimmte Molkerei liefern. Die
Molkereien bestimmen die Preise dann oftmals rückwirkend, können also
Preise nehmen, wie sie wollen. Großmolkereien wie das Deutsche
Milchkontor haben so was wie eine Monopolstellung. Das gleiche gilt
für Schlachtung. Es gibt fast keine kleinen Schlachthäuser mehr, der
gängige Weg ist der Verkauf an einen großen Schlachthof, und dann hab'
ich eben als kleine Bäuerin keinen Einfluss auf die Preise.


SoZ: Wie wäre eine solche neue Infrastruktur aufzubauen?
Was könnte diese Handelszentren ersetzen?

Elisabeth Fresen: Das ist eine spannende Frage. Meine
Traumvorstellung wäre, dass wir das dezentral lösen und in bäuerliche
Hände geben oder auch in die Hände von Verbraucherinnen und
Verbrauchern, Bäuerinnen und Bauern. Wir müssen dafür regionale
Lösungen schaffen. ll

Ich weiß, dass verschiedene AbL-Höfe genossenschaftlich ein kleines
Schlachthaus kaufen oder gegründet haben, so was gibt es.
Investitionsförderungen gibt es ja, aber immer nur für
Neuanschaffungen. Warum haben denn so viele Schlachtereien und kleine
Molkereien aufgegeben? Das hat auch mit den Vorgaben der EU zu tun,
die eben nur sehr schwer oder überhaupt nicht mehr kostendeckend
einzuhalten waren.


SoZ: Was waren das für Vorgaben?

Elisabeth Fresen: Dafür bin ich keine Expertin. Meines Wissens
ging es u.a. um Hygienevorschriften, wie die Maschinen sein müssen
usw. Man musste als kleiner Betrieb große Investitionen leisten, die
modernsten Maschinen kaufen oder den Schlachtraum auf bestimmte Art
und Weise gestalten.


SoZ: Ist die AbL auch in Projekten der solidarischen
Landwirtschaft engagiert?

Elisabeth Fresen: Das ist ein sehr guter Weg. Konkret arbeiten
wir als AbL aber nicht daran, wir arbeiten in Bündnissen - etwa mit
Slow Food, die ein tolles Netzwerk haben mit Bäuerinnen und Bauern,
mit Handwerksbetrieben, aber auch mit der Stadtbevölkerung. Ich würde
den Schwerpunkt der AbL eher im Politischen sehen, wir haben
dringendere Probleme.


SoZ: Zum Beispiel?

Elisabeth Fresen: Dringlicher für uns ist gerade die Reform der
Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP), weil das der wichtigste Hebel ist,
über den Landwirtschaft gesteuert wird. Da steckt sehr viel Geld drin.
Die Betriebe richten sich danach aus, wie diese Gelder ausgeschüttet
werden.

Bäuerinnen und Bauern bekommen aus diesem EU-Topf einen großen Teil
ihres Einkommens, im Durchschnitt über 40 Prozent. Im Moment wird ein
Großteil der Gelder, die sog. erste Säule, unabhängig davon gezahlt,
was ich überhaupt mache. Ich bekomme einfach pro Hektar ungefähr 300
Euro. Die zweite Säule der Zahlungen ist wesentlich kleiner, hier sind
die Gelder gekoppelt an das, was ich mache - mache ich Naturschutz und
habe einen späten Mähtermin, damit die Vögel brüten können, Kräuter
und Gräser aussamen können, mach ich Wasserschutz, mach ich
ökologischen Landbau - all das wird aus dieser zweiten Säule
finanziert, macht aber nur einen kleinen Teil der Zahlungen aus.

Aus AbL-Sicht sollten auch die Gelder aus der ersten Säule ganz
dringend an gesellschaftliche Leistung gekoppelt werden. Es sind ja
Steuergelder, und die Gesellschaft hat klare Wünsche, sie will
Klimaschutz, Wasserschutz, Naturschutz, Stopp des Insektensterbens
- all das könnten wir mit diesen Steuergeldern gezielt fördern.


SoZ: In welche Richtung will die EU ihre Agrarpolitik
reformieren?

Elisabeth Fresen: Was jetzt durchgesickert ist, ist ein kleiner
Lichtblick, denn 20 Prozent der ersten Säule sollen gekoppelt werden
an die Bewirtschaftungsweise. Ein großer Teil wird aber immer noch
unabhängig davon ausgezahlt. Die AbL schlägt dagegen ein Punktesystem
vor: Je nachdem, wie mein Betrieb gestrickt ist, kann ich Punkte
sammeln für gesellschaftliche Leistung und bekomme dafür Geld.


SoZ: Die AbL ist Teil von Via Campesina. Werden Ihre
Forderungen auch von Bauern aus anderen Ländern geteilt?

Elisabeth Fresen: Für die Gemeinsame Agrarpolitik - ja. Soweit
ich weiß, haben wir innerhalb dieses Bündnisses aber den konkretesten
Vorschlag.

 * 
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PREIS/2266: WDR erhält 2020 drei Grimme-Preise (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 3. März 2020

WDR erhält 2020 drei Grimme-Preise

"Besondere Ehrung" für Heinrich Breloer



Der WDR kann sich bei der 56. Verleihung der Grimme-Preise über drei
Auszeichnungen freuen. In der Kategorie Information & Kultur konnte
sich der WDR gleich zwei Mal durchsetzen: Neben dem Dokumentarfilm
"Wie 'Holocaust' ins Fernsehen kam" wurde Georg Restle stellvertretend
für die Redaktion von "MONITOR" für "Besondere Journalistische
Leistung" geehrt. Gewinner des Publikumspreises der Marler Gruppe ist
der Film "Der König von Köln". Den Ehrenpreis der Stifter erhält
Regisseur und Autor Heinrich Breloer.


MONITOR haltungsstark gegen Rechtsextremismus

Der Preis für eine "Besondere Journalistische Leistung" innerhalb der
Kategorie Information & Kultur wird Georg Restle stellvertretend für
die Redaktion von "MONITOR" verliehen. Ausgezeichnet wird "die
kontinuierliche und haltungsstarke Berichterstattung über
Rechtsextremismus und Rechtsterrorismus". Die Jury lobt den
vorbildlichen medialen Umgang mit dem Thema, dessen Berichterstattung
von Anschuldigungen, Streit und dem Einsatz von Fake News geprägt sei.
Hierbei hebt sie die genaue Recherche hervor sowie den Verzicht
sensationalistischer und übertriebener Formulierungen, Bilder und
Effekte. Anerkennung erfährt Georg Restle zudem für seine
Meinungsstärke als Redaktionsleiter. In seinen Kommentaren zeige er
eine klare Haltung und verdeutliche, dass die Bedrohung für die
Demokratie, die Freiheit und die Menschenrechte real und gefährlich
ist - ohne jedoch Panik zu verbreiten.


"Quantensprung in der Bewusstseinswerdung des Holocaust"

Ein weiterer Preis in der Kategorie Information & Kultur geht an Alice
Agneskirchner (Buch und Regie) für den Dokumentarfilm "Wie 'Holocaust'
ins Fernsehen kam" (Hanfgarn & Ufer für WDR/NDR/SWR, WDR-Redaktion:
Beate Schlanstein, Mathias Werth). Der Film beschreibt die
Produktions-, Ausstrahlungs- und Rezeptionsgeschichte der vierteiligen
US-Serie "Holocaust - Die Geschichte der Familie Weiss" über den
Genozid an den Juden. "Alice Agneskirchner hat zahlreiche
Protagonist*innen dazu gebracht, Auskunft zu geben, hat manchen von
ihnen in einen mitunter schmerzhaften Erinnerungsprozess geführt und
sensibel begleitet", urteilt die Jury. "Auf instruktive Weise ist es
Alice Agneskirchner gelungen, der Vielschichtigkeit der Serie als
fiktionales Produkt, ihrer Ausstrahlung als Medienereignis und deren
Wirkung als eine Art Quantensprung in der Bewusstseinswerdung des
Holocaust in der bundesdeutschen Gesellschaft gerecht zu werden und
alle diese Aspekte in ihrer Komplexität darzustellen und zu
vermitteln."


Der König von Köln: "Bestes politisches Kabarett"

Mit dem Publikumspreis der Marler Gruppe wird 2020 "Der König von
Köln" (Zeitsprung Pictures/Dreamtool Entertainment für WDR,
WDR-Redaktion: Nina Klamroth) ausgezeichnet. Neben Ralf Husmann (Buch)
und Richard Huber (Regie) erhalten Serkan Kaya, Judith Engel und
Joachim Król den Preis für ihre darstellerische Leistung. In dem
satirischen Film, den die Jury als "bestes politisches Kabarett"
betitelt, wird ein einfacher Beamter des Bauamts zum Spielball einiger
Superreicher, die bei einem geplanten Großbauprojekt mächtig absahnen
wollen. "Das Buch von Ralf Husmann, das die Wirklichkeit des
Oppenheim-Esch-Skandals unverkennbar mitgeschrieben hat, ist
mitreißend. Die gelungene Gesamtkomposition von der Musik über den
Text ("Politik heißt, alles so lange im Ungefähren zu halten, bis es
nicht mehr zu ändern ist") bis zum Zusammenspiel der Charaktere nimmt
die Zuschauer*innen intellektuell und emotional mit", so die
Jurybegründung.


Heinrich Breloer erhält "Besondere Ehrung"

Die "Besondere Ehrung" des Deutschen Volkshochschul-Verbands geht in
diesem Jahr an Regisseur und Autor Heinrich Breloer, der mit seinen
Mehrteilern "Brecht", "Die Manns" oder "Speer und Er" (alle drei
Bavaria-ARD-Koproduktionen unter Federführung des WDR) das Genre des
Doku-Dramas prägte. "Mit der Besonderen Ehrung für Heinrich Breloer
würdigt der Deutsche Volkshochschul-Verband den Mitbegründer und
profiliertesten Autor und Regisseur des Doku-Dramas", sagt
DVV-Direktor Ulrich Aengenvoort.

Hintergrundinformationen zum 56. Grimme-Preis gibt es im Internet
unter www.grimme-preis.de. Die Verleihung des 56. Grimme-Preises
findet am 27. März im Theater der Stadt Marl statt und wird von 3sat
zeitversetzt ab 22.40 Uhr im Fernsehen ausgestrahlt. Bereits ab 19.15
Uhr überträgt 3sat die Preisgala per Livestream auf www.3sat.de.

grimme-preis.de

https://www.grimme-preis.de/

3sat.de

https://www.3sat.de/
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FEATURE/1411: Deutschlandfunk Kultur - Du isst, was du bist, 5.3.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Du isst, was du bist

Wenn Essen zur Botschaft wird

Von Tina Hüttl

Zeitfragen. Feature

Donnerstag, 5. März 2020, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Die Beschäftigung mit Essen, Kochen und Ernährung hat sich seit gut
einem Jahrzehnt zum Megatrend verdichtet. Kaum je hat sich ein Thema
so breitgemacht wie das Fachsimpeln über Produkte und Essen; die
Ernährungsratgeber-Industrie brummt und im Fernsehen brutzeln rund um
die Uhr die Hensslers, Mälzers und Zacherls. Wie und was wir essen,
hat in einer unübersichtlicheren Welt einen identifikationsstiftenden
Stellenwert bekommen. Wenn wir heute regional-saisonal einkaufen,
Bio-Prediger oder Gourmets sind, drücken wir Weltsicht, Werte und
Lebenseinstellung aus. Durch Veganismus, Unverträglichkeiten und Co.
schafft man Abgrenzung von und Zugehörigkeit zu bestimmten Gruppen.
Und manch Digital-Native findet sein Heil in funktionaler
Flüssignahrung, die nicht nur Höchstleistung verspricht, sondern vor
allem Zugehörigkeit zum Silicon-Valley-Lifestyle suggeriert. Unsere
Essgewohnheiten sind Ausdruck unserer Identität geworden.

 * 
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MUSIK/3143: Deutschlandfunk Kultur - Mozart und Hasse als Konkurrenten in Mailand, 4.3.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Das Jahr 1771 - ein musikhistorischer Wendepunkt?

Mozart und Hasse als Konkurrenten in Mailand

Von Martin Hoffmann

Alte Musik

Mittwoch, 4. März 2020, 21.30 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Mailand, im Oktober 1771. Die Habsburger haben allen Grund zum Feiern.
Der 17-jährige Erzherzog Ferdinand heiratet die vier Jahre ältere
Maria Beatrice d'Este, Tochter des Herzogs von Modena und Erbin von
vier Herzogtümern. Neben der eigentlichen Festoper "Ruggiero", die man
beim 72-jährigen Johann Adolf Hasse in Auftrag gegeben hatte, steht
einen Tag später, am 17. Oktober, die "Ascanio in Alba", eine "festa
teatrale" des erst 15-jährigen Wolfgang Amadeus Mozart auf dem
Programm der Hochzeitsfeierlichkeiten. Insofern markiert das Jahr 1771
tatsächlich eine Zäsur, ja eine Zeitenwende, denn die Epoche der
"Opera seria" ist nach dem Misserfolg von Hasses "Ruggiero" nun
endgültig zu Ende. Ein neues Zeitalter bricht an.

 * 
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MUSIK/3142: Deutschlandfunk Kultur - Klaviertrios von Schostakowitsch, Beethoven und Tschaikowsky, 5.3.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 2.3.2020

Debüt im Deutschlandfunk Kultur

Trio Marvin mit Klaviertrios von Schostakowitsch, Beethoven und
Tschaikowsky

Live-Übertragung aus dem Kammermusiksaal der Berliner
Philharmonie

Donnerstag, 5. März 2020, 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



In der Konzertreihe "Debüt im Deutschlandfunk Kultur" präsentiert sich
das vielfach ausgezeichnete Trio Marvin am Donnerstag, 5. März 2020 um
20.00 Uhr, im Kammermusiksaal der Berliner Philharmonie.

Das Klaviertrio, dessen Spielweise sich durch künstlerische
Authentizität, dynamisches Zusammenspiel und die Liebe zum Detail
auszeichnet, ist in diesem Konzert mit dem 1. Klaviertrio von Dmitrij
Schostakowitsch, Ludwig van Beethovens berühmtem "Geister-Trio" und
Peter Tschaikowskys Klaviertrio a-Moll op. 50 zu erleben.

Das Trio Marvin gewann bereits wenige Monate nach seiner Gründung
durch die Pianistin Vita Kan, den Cellisten Marius Urba und die
Geigerin Marina Grauman den 1. Preis beim Felix Mendelssohn
Bartholdy-Wettbewerb 2017 in Berlin. Viele weitere Auszeichnungen,
unter anderem beim "Premio Trio di Trieste", beim Internationalen
ARD-Musikwettbewerb in München sowie beim "Melbourne International
Chamber Music Competition", folgten. Rundfunkübertragungen beim ORF,
BR und SWR dokumentieren die rege Konzerttätigkeit im In- und Ausland.
Das Studium beim Artemis Quartett an der Universität der Künste Berlin
und die unterschiedliche Herkunft seiner Mitglieder prägen den
besonderen Zugang des Trio Marvin zur Kernliteratur der Klassik und
Romantik, aber auch zu Komponisten der ehemaligen Sowjetunion, die bei
den Musikern einen hohen Stellenwert einnehmen.

Donnerstag, 5. März 2020, 20.00 Uhr im Kammermusiksaal der
Philharmonie Berlin

Live-Übertragung im Programm von Deutschlandfunk Kultur

Trio Marvin:

Vita Kan, Klavier - Marina Grauman, Violine - Marius Urba, Violoncello

Dmitrij Schostakowitsch:

Klaviertrio Nr. 1 c-Moll, op. 8

Ludwig van Beethoven:

Klaviertrio D-Dur, op. 70 Nr. 1 "Geister-Trio"

Pause

Peter Tschaikowsky:

Klaviertrio a-Moll, op. 50

Das "Debüt im Deutschlandfunk Kultur" gehört zu den
traditionsreichsten Konzertreihen im deutschen Hörfunk. Junge
vielversprechende Dirigenten, Instrumentalisten und Ensembles, denen
eine eindrucksvolle Karriere zuzutrauen ist, präsentieren sich im
Kammermusiksaal der Berliner Philharmonie oder gemeinsam mit dem
Deutschen Symphonie-Orchester Berlin auf großer Bühne. Gegründet im
Jahr 1959 unter dem Namen "RIAS stellt vor", kann die Konzertreihe auf
eine lange Liste von Debütanten zurückblicken, die später zu einer
Weltkarriere ansetzten, darunter Jacqueline Du Pré und Daniel
Barenboim (beide 1963), Jessye Norman (1969) und Simon Rattle (1977),
Jewgenij Kissin (1987) und Cecilia Bartoli (1988), Daniel Hope (1993)
und Renaud Capuçon (2000), Tugan Sokhiev (2003) und Daniil Trifonov
(2013). Das 60-jährige Jubiläum der Reihe wurde im Oktober 2019 mit
einem Galakonzert mit dem Deutschen Symphonie-Orchester Berlin und elf
ehemaligen Debütanten - allesamt mittlerweile namhafte Dirigenten und
Solisten - in der Berliner Philharmonie gefeiert.

Weitere Informationen:

deutschlandfunkkultur.de/debuet

deutschlandradio.de/pressemappen

 * 
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MUSIK/3141: BR-KLASSIK - "Prio Amore". Chen Reiss singt Beethoven, 4.3.2020 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 26. Februar 2020

Sonderkonzert

"Prio Amore" - Chen Reiss singt Beethoven

Chen Reiss - Sopran

Academy of Ancient Music

Christoph Altstaedt - Leitung

Liveübertragungaus dem Aufseßsaal des Germanischen Nationalmuseums
Nürnberg 

Mittwoch, 4. März 2020, 20.00 Uhr, BR-KLASSIK



"Beethoven bewegt BR-KLASSIK" - unter diesem Motto feiert das
Klassikprogramm des BR das ganze Jahr über den 250. Geburtstag des
Komponisten, auch in der vom BR-Studio Franken und dem Germanischen
Nationalmuseum Nürnberg veranstalteten Konzertreihe Musica Antiqua. Am
Mittwoch, 4. März, präsentiert die israelische Sopranistin Chen Reiss
Arien von Ludwig van Beethoven. BR-KLASSIK überträgt das Konzert um
20.00 Uhr live im Hörfunk, im Video -Livestream auf
br-klassik.de/concert und auf Facebook.

Begleitet wird sie von den britischen Originalklang-Spezialisten der
Academy of Ancient Music unter der Leitung von Christoph Altstaedt.

Chen Reiss gastiert in Nürnberg mit zwei Jugendwerken Beethovens: der
ausgedehnten Konzertarie "Ah! Perfido" sowie mit der Arie "Fließe,
Wonnezähre, fließe!" aus der Kantate auf die Erhebung Leopold II. zur
Kaiserwürde. Letztere komponierte Beethoven als 20-Jähriger noch in
Bonn im Hinblick auf seine bevorstehende Reise nach Wien als Huldigung
auf den neuen Kaiser, doch sie wurde zu seinen Lebzeiten nie
aufgeführt.

Daneben interpretiert die Academy of Ancient Music unter Christoph
Altstaedt auf historischen Instrumenten Beethovens Ouvertüre zu dem
Ballett "Die Geschöpfe des Prometheus" sowie zwei Vierte Symphonien:
neben der von Beethoven auch die seines Zeitgenossen Friedrich Witt,
der ab 1802 Hofkapellmeister in Würzburg war.


Die Solistin

Chen Reiss, 1979 geborene israelische Sopranistin mit ungarischen,
syrischen und türkischen Wurzeln, studierte nach dem Militärdienst in
Israel in New York und debütierte in Québec als Gretel in "Hänsel und
Gretel". Gefördert von Zubin Mehta feierte sie 2002 ihr Debüt an der
Bayerischen Staatsoper. Weitere Stationen folgten u.a. an der
Deutschen Oper Berlin, der Wiener Staatsoper, am Théâtre des
Champs-Élysées in Paris und am Londoner Covent Garden.

Als Konzertsängerin trat Chen Reiss mit Solopartien von
Mahler-Symphonien u.a. an der Seite der Münchner Philharmoniker unter
Gustavo Dudamel auf. Mit den Berliner Philharmonikern unter Sir Simon
Rattle spielte sie den Soundtrack zu Tom Tykwers Film "Das Parfum -
Die Geschichte eines Mörders" ein.

Die Academy of Ancient Music, gegründet 1973 von dem Cembalisten und
Dirigenten Christopher Hogwood, war das erste britische
Barockorchester, das nach Maßgabe der historischen Aufführungspraxis
musizierte.


Programm

Ludwig van Beethoven

Die Geschöpfe des Prometheus, Ouvertüre op. 43

Ludwig van Beethoven

"Ah! Perfido", op. 65

Friedrich Witt

Symphonie Nr. 4, Es-Dur

Ludwig van Beethoven 

Kantate auf die Erhebung Leopolds II. zur Kaiserwürde, WoO88 "Fließe
Wonnezähre, fließe!"

Ludwig van Beethoven 

Sinfonie Nr. 4 B-Dur, op. 60

Liveübertragung

BR-KLASSIK überträgt das Konzert live und in Surround im Hörfunk
per Video-Livestream auf www.br-klassik.de/concert/index.html
auf Facebook unter www.facebook.com/brklassik/ und
www.facebook.com/BRFranken/


Zur Konzertreihe

Die Konzertreihe Musica Antiqua in Nürnberg ist eine Kooperation
zwischen dem Bayerischen Rundfunk - Studio Franken und dem
Germanischen Nationalmuseum Nürnberg (GNM). Seit der Saison 1956/57
begeistert die Reihe mit einem frischen Blick auf Größen wie Bach und
Händel und faszinierenden Entdeckungen zwischen Mittelalter und
Renaissance. Nicht zuletzt dank der einzigartigen Sammlung
historischer Instrumente des Germanischen Nationalmuseums zählt die
Musica Antiqua weltweit zu den traditionsreichsten Konzertreihen für
Alte Musik. In den über 60 Jahren ihres Bestehens waren Pioniere und
Stars der Originalklangszene wie Nikolaus Harnoncourt, Trevor Pinnock,
Reinhard Goebel, Andreas Scholl, Christina Pluhar und Dorothee
Oberlinger in Nürnberg zu Gast.

 * 

Quelle:
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TALK/1714: Deutschlandfunk - Klimapaket fördert Energiesparen bei Gebäuden, 5.3.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Heizung, Wände, Fenster

Klimapaket fördert Energiesparen bei Gebäuden

Hörertel.: 0 08 00 44 64' 44 64

marktplatz@deutschlandfunk.de

Marktplatz

Donnerstag, 5. März 2020, 10.08 - 11.30 Uhr, Deutschlandfunk



Ölheizungen austauschen, Fenster erneuern, Wände und Dach dämmen:
Solche Maßnahmen können ab 2020 auch diejenigen Immobilienbesitzer
steuermindernd geltend machen, die ins selbst genutzte Eigenheim und
die selbst genutzte Eigentumswohnung investieren. Wer eine neue
Heizung einbaut, kann Investitionszuschüsse beantragen und diese
fallen noch höher aus, wenn dabei eine Ölheizung ersetzt wird. Ab 2026
sollen Hausbesitzer in der Regel nur noch unter eingeschränkten
Bedingungen Anlagen mit Ölbetrieb installieren lassen können. Wie
sieht die Rechtslage für Ölheizungen langfristig aus? Jule Reimer und
ihre Gäste beantworten Ihre und unsere Fragen. Hörerfragen sind immer
willkommen.

 * 

Quelle:
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ONKOLOGIE/2059: Schlüsselmerkmal erleichtert Diagnose und Therapie einer bestimmten Form des Nervenscheidentumors (idw)


Nationales Centrum für Tumorerkrankungen (NCT) Heidelberg - 28.02.2020

Schlüsselmerkmal erleichtert Diagnose und Therapie einer bestimmten Form des Nervenscheidentumo



Nervenscheidentumoren sind nicht nur selten, sondern auch vielfältig und
häufig schwer behandelbar. Mittels molekularer Analysen konnten
Wissenschaftler und Ärzte nun eine Erbgutveränderung identifizieren, die
sich dazu eignet, eine bestimmte Unterform der Nervenscheidentumoren zu
bestimmen. Das betroffene Gen ist unter dem Namen ERBB2 oder HER2 bislang
vor allem bei Brustkrebs bekannt. Für eine Patientin im NCT/DKTK
MASTER-Programm eröffnete die Genveränderung eine neue Behandlungsoption.

Nervenscheidentumoren sind nicht nur selten, sondern auch vielfältig und
häufig schwer behandelbar. Mittels molekularer Analysen konnten
Wissenschaftler und Ärzte nun eine Erbgutveränderung identifizieren, die
sich dazu eignet, eine bestimmte Unterform der Nervenscheidentumoren zu
bestimmen. Das betroffene Gen ist unter dem Namen ERBB2 oder HER2 bislang
vor allem bei Brustkrebs bekannt. Für eine Patientin im NCT/DKTK
MASTER-Programm eröffnete die Genveränderung eine neue Behandlungsoption.

Das Nationale Centrum für Tumorerkrankungen (NCT) Heidelberg ist eine
gemeinsame Einrichtung des Deutschen Krebsforschungszentrums (DKFZ), des
Universitätsklinikums Heidelberg (UKHD) und der Deutschen Krebshilfe
(DKH).

Nervenscheidentumoren sind seltene, meist gutartige Tumoren. Sie entstehen
aus Zellen, die die peripheren Nerven umhüllen. Bei den Betroffenen treten
Gefühlsstörungen, Schmerzen und Schwäche bis hin zu Lähmungen auf.
Häufigster gutartiger Nervenscheidentumor ist das Schwannom. Bei der
Schwannomatose entwickeln die Patienten zahlreiche Tumoren entlang der
peripheren Nerven. Weitere Formen sind Neurofibrome, Perineurinome und
Nervenscheidenmyxome. Die Behandlung dieser Tumoren ist oft eine
Herausforderung, da viele Unterformen wenig untersucht und verstanden
sind. Auch fehlt es an etablierten medikamentösen Behandlungen.

In einigen Fällen leiden Patienten an einem sogenannten Hybridtumor, der
sowohl Merkmale eines Neurofibroms als auch eines Schwannoms aufweist. Bei
einer 30-jährigen Patientin haben Wissenschaftler und Ärzte das Erbgut
eines solchen Hybridtumors molekular untersucht. Die Erbgut-Analyse
erfolgte innerhalb der NCT/DKTK MASTER (Molecularly Aided Stratification
for Tumor Eradication)-Studie. Das Programm unter Leitung der
Geschäftsführenden Direktoren am Nationalen Centrum für Tumorerkrankungen
(NCT) Heidelberg und Dresden, Stefan Fröhling und Hanno Glimm, richtet
sich vor allem an junge Patienten mit fortgeschrittenen Krebserkrankungen
und Patienten mit seltenen Tumoren (www.nct-heidelberg.de/master).

Die Forscher entdeckten im Erbgut des Tumorgewebes eine Veränderung eines
Gens, das den Bauplan für den sogenannten ERRB2-Rezeptor liefert. ERRB2,
auch bekannt unter dem Namen HER2, ist ein Oberflächeneiweiß, an den
Wachstumsfaktoren binden und so die Zellteilung anregen. Der Rezeptor ist
verstärkt auf Brustkrebszellen zu finden und wird bei dieser Erkrankung
als Angriffspunkt für eine zielgerichtete Behandlung genutzt, unter
anderem mit dem Tyrosinkinase-Hemmer Lapatinib. "Unsere Patientin erhielt
aufgrund der identifizierten Mutation den Wirkstoff Lapatinib. Unter der
Therapie wurde das Tumorwachstum gebremst, die Nervenschmerzen der
Patientin konnten gelindert und die Erkrankung langfristig stabilisiert
werden", berichtet Michael Ronellenfitsch, Erstautor der publizierten
Ergebnisse und Leitender Oberarzt am Institut für Neuroonkologie am
Universitätsklinikum Frankfurt.

Um das Wissen aus dem positiven Fall auch für andere Patienten nutzbar zu
machen, analysierten und beurteilten die Forscher in enger Zusammenarbeit
mit Albrecht Stenzinger, Leiter des Molekularpathologischen Zentrums am
Institut für Pathologie am Universitätsklinikum Heidelberg (UKHD), bei 14
weiteren Patienten mit einem Hybridtumor das Tumorgewebe. Da die
Erkrankung sehr selten ist, wurden Patienten aus den Zentren des Deutschen
Konsortiums für Translationale Krebsforschung (DKTK) Heidelberg, Tübingen
und Frankfurt einbezogen. "Ausgehend von dem konkreten Indexfall, konnten
wir über das NCT/DKTK-MASTER Netzwerk und die zielgerichtete Sequenzierung
weitere Nervenscheidentumoren mit ERBB2-Mutationen identifizieren, die
sich aus einer nicht-erblichen Schwannomatose entwickelt hatten",
berichtet Albrecht Stenzinger.

"Mit diesem Konzept einer Zusammenarbeit über Disziplinen und Standorte
hinweg, das aus meiner Sicht wegweisend ist, konnten wir zeigen, dass
ERBB2-Mutationen in einer ganz bestimmten Untergruppe von
Nervenscheidentumoren gehäuft auftreten", sagt Fröhling, der am Deutschen
Krebsforschungszentrum (DKFZ) die Abteilung für Translationale
Medizinische Onkologie leitet. "Dieses Ergebnis eröffnet für einen Teil
der Patienten mit der seltenen Erkrankung eine weitere Therapieoption.
Darüber hinaus ist die Mutation ein wichtiges Kriterium, um die
verschiedenen Formen von Nervenscheidentumoren diagnostizieren und
unterscheiden zu können."


Originalpublikation

Michael W. Ronellenfitsch, Patrick N. Harter, Martina Kirchner, Christoph
Heining, Barbara Hutter, Laura Gieldon, Jens Schittenhelm, Martin U.
Schuhmann, Marcos Tatagiba, Gerhard Marquardt, Marlies Wagner, Volker
Endris, Christian H. Brandts, Victor-Felix Mautner, Evelin Schröck, Wilko
Weichert, Benedikt Brors, Andreas von Deimling, Michel Mittelbronn,
Joachim P. Steinbach, David E. Reuss. Hanno Glimm, Albrecht Stenzinger,
and Stefan Fröhling (2020) Targetable ERBB2 Mutations Identified in
Neurofibroma/Schwannoma Hybrid Nerve Sheath Tumors. The Journal of
Clinical Investigation, 10.1172/JCI130787


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1453

 * 
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Nationales Centrum für Tumorerkrankungen (NCT) Heidelberg - 28.02.2020
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UMWELT/359: Pestizide erhöhen Risiko für Tropenkrankheit Schistosomiasis (UFZ)


Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung (UFZ) - 27. Februar 2020

Pestizide erhöhen Risiko für Tropenkrankheit Schistosomiasis

UFZ-Forscher zeigen: Belastete Gewässer fördern Zwischenwirt des Erregers



Schistosomiasis ist eine schwere Infektionskrankheit, die durch
parasitische Würmer hervorgerufen wird. Im Lebenszyklus des Parasiten
spielen Süßwasserschnecken als Zwischenwirte eine zentrale Rolle. In
ihrer aktuellen im Fachmagazin Scientific Reports veröffentlichten
Studie konnten Forscher des Helmholtz-Zentrums für Umweltforschung
(UFZ) in Kooperation mit Wissenschaftlern des International Centre of
Insect Physiology and Ecology (icipe) in Kenia zeigen, dass
Schneckenpopulationen in pestizidbelasteten Gewässern deutlich größer
waren als in unbelasteten Gewässern. Das Risiko für eine Ansteckung
mit Schistosomiasis könne durch in der Landwirtschaft eingesetzte
Pestizide regelrecht angeheizt werden, warnen die Forscher.




[image: Bild: © UFZ]

Feldversuche in Kenia. Deutsche und kenianische Wissenschaftler haben
48 Fließgewässer auf Pestizidbelastung, Zusammensetzung der
Lebensgemeinschaften und Schneckenvorkommen untersucht. 

Bild: © UFZ



Weltweit sind nach Schätzungen der WHO etwa 200 bis 300 Millionen
Menschen mit Schistosomiasis - auch Bilharziose genannt - infiziert,
jedes Jahr sterben rund 200.000 Menschen an den Folgen. In den
betroffenen tropischen Regionen hat die Erkrankung auch weitreichende
sozioökonomische Auswirkungen: Die Betroffenen sind oftmals nicht
arbeitsfähig und Kinder zu schwach, um in die Schule gehen zu können.
Der Übertragungsweg erfolgt über die Haut durch infiziertes Wasser.
Der Erreger ist ein parasitärer Saugwurm der Gattung Schistosoma - der
sogenannte Pärchenegel. Bislang sind fünf verschiedene
Schistosoma-Arten bekannt, die den Menschen befallen können. Die etwa
zwei Zentimeter langen Würmer setzen sich in der Wand des Darms, der
Blase oder der Leber fest. Die Folge sind Entzündungen und schwere
Organschäden, die zum Tod führen können. Schistosomiasis kann mit
einem Anti-Wurmmittel behandelt werden. Jedoch schützt es nicht vor
einer Neuinfektion. "Das Problem sind die kontaminierten Gewässer",
sagt Prof. Matthias Liess, Leiter des Departments
System-Ökotoxikologie am UFZ. "Um Schistosomiasis einzudämmen, muss
etwas gegen die Verbreitung der Erreger in Gewässern getan werden."

Matthias Liess forscht gemeinsam mit seinem Team am UFZ daran, wie
sich Pestizide auf die Lebensgemeinschaften in Fließgewässern
auswirken. "Empfindliche Insektenarten verschwinden und die
Populationen unempfindlicher Arten wie etwa Süßwasserschnecken nehmen
im Gegenzug zu - und das schon bei äußerst geringen
Pestizidkonzentrationen, die in der Risikobewertung als unbedenklich
gelten", erklärt Liess. "In tropischen Gewässern - und seit 2011 auch
auf Korsika - spielen Süßwasserschnecken als Zwischenwirte im
Lebenszyklus des parasitischen Saugwurms eine zentrale Rolle."
Gelangen seine Eier über den Kot oder den Urin infizierter Personen in
ein Gewässer, schlüpfen im Wasser Wimpernlarven (Mirazidien), die sich
in Süßwasserschnecken ungeschlechtlich vermehren. Dabei entstehen aus
einer Wimpernlarve mehrere tausend sogenannter Zerkarien, die ins
Wasser entlassen werden. Erreichen diese einen menschlichen Wirt,
bohren sie sich durch die Haut in den Körper und entwickeln sich dort
zu erwachsenen Würmern.

In ihrer aktuellen von der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG)
geförderten Studie haben die Forscher in Felduntersuchungen 48
Fließgewässer in Kenia im Bereich des Victoriasees auf
Pestizidbelastung, Zusammensetzung der Lebensgemeinschaften und
Schneckenvorkommen hin untersucht. "Es zeigte sich, dass dort, wo es
keine Pestizidbelastung gab, und die Lebensgemeinschaft des
Fließgewässers in einem natürlichen Gleichgewicht war, nur wenige
Schnecken vorkamen", sagt Liess. "Konnten wir Pestizide im Gewässer
nachweisen, dominierten die Schneckenpopulationen die Gemeinschaften."
Laboruntersuchungen ergaben darüber hinaus, dass die Schneckenarten,
die im Lebenszyklus des Saugwurms Schistosoma als Zwischenwirt dienen,
äußerst tolerant gegenüber hohen Pestizidkonzentrationen waren.
Mithilfe von Modelluntersuchungen fahndeten die Forscher nach weiteren
Faktoren, die die Schnecken im pestizidbelasteten Ökosystem fördern.
Dabei zeigte sich, dass die Schneckenpopulationen vor allem durch das
Fehlen von Nahrungskonkurrenten wachsen. "Im Wasser lebende
Insektenlarven, die ebenso wie die Süßwasserschnecken Algenbewuchs von
Steinen abgrasen, werden durch die Pestizidbelastung stark dezimiert
oder verschwinden ganz. Für die Schnecken ergeben sich daraus optimale
Nahrungsbedingungen, und sie können sich stark vermehren", erklärt
Liess. "Und die große Zahl potenzieller Zwischenwirte ist wiederum
ideal für die Ausbreitung des Saugwurms Schistosoma."

Um die Kontamination mit Schistosomiasis-Erregern in Fließgewässern
betroffener Regionen zu verringern, wäre zum einen der Bau effektiver
Kläranlagen hilfreich, um die Einträge ungeklärter kontaminierter
Abwässer zu reduzieren. Doch das allein wäre aus Sicht der Forscher
nicht ausreichend. "Selbst wenn nur wenige Erreger ins Wasser
gelangen, dort aber auf eine riesige Schneckenpopulation treffen, ist
das Problem nicht gelöst", sagt Liess. "Daher ist es wichtig, hier an
beiden Stellschrauben zu drehen, und auch auf Maßnahmen zur Reduktion
der Pestizidbelastung zu setzen, um das Erkrankungsrisiko für
Schistosomiasis effektiv eindämmen zu können." So könnten etwa durch
das Anlegen von Randstreifen neben landwirtschaftlich genutzten
Flächen oder den Verzicht auf den Einsatz von Pestiziden direkt neben
Gewässern deutliche Veränderungen der Artenzusammensetzung hin zu
einer ursprünglichen Lebensgemeinschaft mit nur wenigen Schnecken
gefördert werden, sagen die Forscher. "Dass bereits geringe
Pestizidkonzentrationen ein ernstzunehmendes Umweltrisiko darstellen
und dabei nicht nur zum Insektensterben beitragen, sondern auch
indirekt für den Menschen gefährliche Krankheiten fördern können,
konnten wir mit unserer Studie eindrücklich zeigen", sagt Liess. "Wir
hoffen, dass wir mit unseren Ergebnissen dazu beitragen können, dass
in Schistosomiasis-Hot-Spots der Einsatz von Pestiziden in
Gewässernähe künftig reduziert oder vermieden wird, und so das
Infektionsrisiko verringert werden kann."


Publikation

Jeremias M. Becker, Akbar A. Ganatra, Faith Kandie, Lina Mühlbauer,
Jörg Ahlheim, Werner Brack, Baldwyn Torto, Eric L. Agola, Francis
McOdimba, Henner Hollert, Ulrike Fillinger, Matthias Liess (2020): 
 Pesticide pollution in freshwater increases risk of human infection
with schistosomiasis, Scientific Reports 

https://doi.org/10.1038/s41598-020-60654-7
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Im Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung (UFZ) erforschen
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler die Ursachen und Folgen der
weit reichenden Veränderungen der Umwelt und erarbeiten
Lösungsoptionen. In sechs Themenbereichen befassen sie sich mit
Wasserressourcen, Ökosystemen der Zukunft, Umwelt- und
Biotechnologien, Chemikalien in der Umwelt, Modellierung und
sozialwissenschaftlichen Fragestellungen. Das UFZ beschäftigt an den
Standorten Leipzig, Halle und Magdeburg circa 1.100 Mitarbeitende. Es
wird vom Bund sowie von Sachsen und Sachsen-Anhalt finanziert.
www.ufz.de

Die Helmholtz-Gemeinschaft identifiziert und bearbeitet große und vor
allem drängende Fragen von Gesellschaft, Wissenschaft und Wirtschaft.
Ihre Aufgabe ist es, langfristige Forschungsziele von Staat und
Gesellschaft zu erreichen. Damit sollen die Lebensgrundlagen der
Menschen erhalten und sogar verbessert werden. Helmholtz besteht aus
19 naturwissenschaftlich-technologischen und medizinisch-biologischen
Forschungszentren.

www.helmholtz.de

 * 

Quelle:

Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung (UFZ)

Pressemitteilung vom 27.02.2020

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Permoserstraße 15, 04318 Leipzig

Telefon: (0341) 235-2278, Telefax: (0341) 235-2649
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VORSORGE/834: Unstatistik des Monats - "Lungenkrebs-Screening per Low-dose-CT rettet Leben" (idw)


RWI - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung - 28.02.2020

Unstatistik des Monats: Lungenkrebs-Screening rettet Leben



Die Unstatistik des Monats Februar ist die Berichterstattung über eine
Studie zum Lungenkrebsscreening, das angeblich Leben rettet. Ein genauerer
Blick zeigt jedoch, dass die Gesamtsterblichkeit trotz Screening konstant
bleibt.

Die "ÄrzteZeitung" gibt bekannt: "Lungenkrebs-Screening per Low-dose-CT
rettet Leben". Springer Medizin berichtet, CT-Screening reduziere die
Lungenkrebssterblichkeit um 24 Prozent bei Männern, bei Frauen sogar um 35
Prozent. Der Standard empfiehlt: "Raucher in die Röhre schicken", denn vor
allem diese würden von der Low-Dose-Computertomografie als
Früherkennungsmaßnahme profitieren. "Das wären für Österreich mehr als
1.000 gerettete Menschenleben jährlich", erklärt APA-Science. Eine Flut
von Pressemeldungen erklärt, dass nun bewiesen sei, dass
Lungenkrebs-Screening Leben rette und man deshalb für die flächendeckende Einführung
Milliarden ausgeben sollte.

Diese enthusiastischen Meldungen beziehen sich auf die NELSON-Studie (de
Koning, The New England Journal of Medicine 2020), an der 13.195 Männer
(und 2.594 Frauen) zwischen 50 und 74 Jahren teilnahmen. Alle waren
derzeit oder früher einmal Raucher. Sie wurden zufällig in Gruppen
aufgeteilt; die einen erhielten Screening auf Lungenkrebs mit CT
(Computertomographie), die anderen nicht. Nach zehn Jahren wurde
ermittelt, ob Leben gerettet wurden. Was war das Ergebnis?

Die Ergebnisse der NELSON-Studie kann man einfach verständlich machen,
indem man je 1.000 Personen in der Screening- und in der Kontrollgruppe
betrachtet. Sehen wir uns einmal die Männer an. Nach zehn Jahren waren 24
Männer mit der Diagnose Lungenkrebs in der Screening-Gruppe gestorben, in
der Kontroll-Gruppe waren es 32. Das ist der berichtete Wert einer um 25
Prozent verringerten Sterblichkeit. Keines der genannten Medien berichtete
jedoch, dass in der Kontrollgruppe insgesamt 130 Personen starben und in
der Screening-Gruppe 132 (in der Zusammenfassung der NELSON-Studie wird
das auch nicht erwähnt). Im Klartext heißt das, insgesamt wurde kein Leben
gerettet. In der Screening-Gruppe starben zwar weniger Menschen mit der
Diagnose Lungenkrebs, dafür mehr mit einer anderen Krebsdiagnose.
Insgesamt gab es keinen Unterschied. Die Anzahl der Menschen, die an Krebs
(einschließlich Lungenkrebs) verstorben sind, ist die zuverlässigere
Größe, genau wie die Gesamtsterblichkeit. Die spezifische Todesursache ist
oft schwer festzustellen, beispielsweise wenn eine Person gleichzeitig
Krebs in mehreren Organen hat. Die Autoren der NELSON-Studie berichten
selbst, dass die Experten bei der Beurteilung, ob die Todesursache
Lungenkrebs war, nur in 86 Prozent der Fälle übereinstimmten. Unter den
Männern, die sich einem Lungenkrebs-Screening mit CT unterzogen hatten,
starben genauso viele an Krebs (einschließlich Lungenkrebs) wie unter
jenen ohne Screening. Weder in der Krebssterblichkeit noch in der
Gesamtsterblichkeit hat die NELSON Studie einen signifikanten Unterschied
gefunden.

Ehrliche Berichterstattung sollte auch Gesamtsterblichkeit erwähnen

Wie würde eine ehrliche Berichterstattung aussehen? Etwa so: "Die
NELSON-Studie zeigte, dass von je 1.000 Männern in der Screening-Gruppe acht
weniger mit der Diagnose Lungenkrebs verstorben sind (von 32 auf 24).
Dafür starben in der Screening-Gruppe mehr Personen mit einer anderen
Krebsdiagnose, und auch die Gesamtsterblichkeit war gleich. Es gibt keinen
Beleg, dass Lungenkrebs-Screening Leben rettet."

Die derzeit gefeierte NELSON-Studie ist nur eine Episode in einer langen
Geschichte der Irreführung der Öffentlichkeit über den Nutzen von
Krebs-Screening. Es ist bis heute kein einziges Krebs-Screening bekannt, das die
Krebssterblichkeit (alle Krebse) oder die Gesamtsterblichkeit reduziert
(V. Prasad, British Medical Journal, 2016, 352). Ein flächendeckendes
Lungenkrebs-Screening würde jährlich Milliarden kosten, die man an anderer
Stelle braucht. Schlimmer noch: Diese Investition würde den Patienten
nichts nützen. Vorsorge hilft, Früherkennung kaum. Wenn man bereits in den
Schulen junge Menschen risikokompetent machen würde, so dass sie
verstehen, wie sie später zum Rauchen verführt werden, würde das wirklich
Leben retten. Bildung ist die beste Vorsorge. Aber dafür wird kaum Geld
bereitgestellt.


Mit der "Unstatistik des Monats" hinterfragen der Berliner Psychologe Gerd
Gigerenzer, der Dortmunder Statistiker Walter Krämer, die
STAT-UP-Gründerin Katharina Schüller und RWI-Vizepräsident Thomas K. Bauer jeden
Monat sowohl jüngst publizierte Zahlen als auch deren Interpretationen.
Alle "Unstatistiken" finden Sie im Internet unter

http://www.unstatistik.de und unter dem Twitter-Account @unstatistik.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.unstatistik.de

(Alle "Unstatistiken" im Internet)

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment79392

Die Unstatistik-Pressemitteilung im pdf-Format mit Links

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution145

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

RWI - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung - 28.02.2020
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STUDIE/086: Finanzierung durch regionale Budgets kann Qualität und Effizienz der Gesundheitsversorgung verbessern (idw)


Stiftung Münch - 20.02.2020

Finanzierung durch regionale Budgets kann Qualität und Effizienz der
Gesundheitsversorgung verbessern



Internationale Analysen und operative Erfahrungen zeigen, dass
Capitationmodelle Sektorengrenzen überwinden, die Koordination der
Patientenversorgung verbessern und zu einer spürbaren Kostenreduktion
führen können. Zu diesem Ergebnis kommen die Autoren der von der Stiftung
Münch beauftragten Studie "Prospektive regionale Gesundheitsbudgets:
Internationale Erfahrungen und Implikationen für Deutschland". Für die
Studie wurden verschiedene Capitationmodelle in Spanien, der Schweiz, den
USA und Peru untersucht und Implikationen für Deutschland abgeleitet.
Die Studie ist als Buch im medhochzwei-Verlag erschienen (ISBN
978-3-86216-618-3).

Internationale Analysen und operative Erfahrungen zeigen, dass
Capitationmodelle Sektorengrenzen überwinden, die Koordination der
Patientenversorgung verbessern und zu einer spürbaren Kostenreduktion
führen können. Zu diesem Ergebnis kommen die Autoren der von der Stiftung
Münch beauftragten Studie "Prospektive regionale Gesundheitsbudgets:
Internationale Erfahrungen und Implikationen für Deutschland". Für die
Studie wurden verschiedene Capitationmodelle in Spanien, der Schweiz, den
USA und Peru untersucht. Zwar kann keines der Modelle als "die"
Ideallösung direkt auf Deutschland übertragen werden, dennoch zeichnen
sich daraus Lehren ab, die als Vorlage zur Implementierung geeignet sind.

Als wesentliche Erfolgsfaktoren für die Etablierung von regionalen
Gesundheitsbudgets in Deutschland sehen die Autoren eine schrittweise
Einführung anhand von Pilotprojekten, die Steuerung über Qualität, die
Einbeziehung regionaler Stakeholder, passende ökonomische Anreize, einen
adäquaten Umgang mit ökonomischen Risiken und eine individuell
ausgehandelte vertragliche Umsetzung. Von besonderer Bedeutung ist eine
transparente Darstellung der Ziele und Ergebnisse von Regionalbudgets, die
unabhängig evaluiert werden müssen. Zudem sei eine digitale Infrastruktur
zur Koordination notwendig.

Boris Augurzky, Vorstandsvorsitzender der Stiftung Münch: "Die Studie
zeigt, dass Capitationmodelle eine gute Alternative sein können, um
Gesundheitsversorgung effizienter zu gestalten, ohne dass dabei die
Versorgungsqualität leidet. Damit das gelingt, ist Mut gefordert, neue
Dinge auszuprobieren, statt nur bestehende Systeme in kleinen Schritten
hier und da ein wenig zu verändern. Diesen Mut sehen wir in den
untersuchten Ländern."

Die Studie ist als Buch im medhochzwei-Verlag erschienen (Franz
Benstetter, Michael Lauerer, Daniel Negele und Andreas Schmid:
"Prospektive regionale Gesundheitsbudgets: Internationale Erfahrungen und
Implikationen für Deutschland. Medhochzwei-Verlag, Heidelberg, ISBN
978-3-86216-618-3).

Aufgrund der demografischen Entwicklung wird die Nachfrage nach
Gesundheitsleistungen in den kommenden Jahren weiter steigen, während die
personellen und finanziellen Ressourcen zurückgehen. Um eine Rationierung
von Leistungen zu vermeiden und den Zugang zu einer qualitativ
hochwertigen und finanziell leistbaren medizinischen Versorgung weiter zu
erhalten, muss die Effizienz des Systems gesteigert werden. Doch im
internationalen Vergleich liegen in Deutschland die Kosten je stationärem
und je ambulanten Fall bereits vergleichsweise niedrig und eine weitere
Steigerung der betrieblichen Effizienz stößt an ihre Grenzen.

Potenzial läge in einer sektorenübergreifenden Optimierung der
Gesundheitsversorgung, die bisher in Deutschland kaum stattgefunden hat.
Denn die bestehenden Vergütungssysteme sanktionieren faktisch
sektorenübergreifende Angebote. Einen Ansatzpunkt, um dies zu ändern,
stellen alternative Vergütungsmodelle wie prospektive regionale
Gesundheitsbudgets dar, sogenannte Capitationmodelle. Es handelt sich um
eine pauschalierte Vergütungsform, bei der ein Teil der
Versicherungsrisiken auf die Leistungserbringer übergeht, die damit in einer
Region eine Mitverantwortung übernehmen. Im Gegenzug erhalten sie eine
größere Gestaltungsfreiheit und eine pauschale Vergütung pro versicherter
Person.

Das "Valencia-Modell" in Spanien zeigt, dass innerhalb weniger Jahre
signifikante Kosteneinsparungen ohne Beeinträchtigung der Qualität
realisiert wurden. Maßgeblich für den Erfolg waren unter anderem die
starke Regionalisierung der Gesundheitsversorgung und die für die
Einführung besonders wichtige politische Unterstützung, die nicht zuletzt
aus Engpässen der Finanzierung der Gesundheitsversorgung resultierte.

In Peru gibt es seit 2014 Modellprojekte, deren Kosteneffekte noch nicht
systematisch evaluiert sind. Es zeichnen sich jedoch, ähnlich zum
Valencia-Modell, positive Qualitätseffekte, reduzierte Wartezeiten sowie
eine optimierte Patientenzufriedenheit ab. Zum Erfolg trägt bei, dass die
Regierung als Unterstützer der Modelle fungierte und Versicherten
obligatorisch am Modell teilnehmen.

Die Schweiz war im Zuge der Managed Care-Bewegung zu Beginn der 1990er
Jahre Vorreiter bei Capitationmodellen. Sie zeigten sich im Wettbewerb
hinsichtlich von Effizienzgewinnen anderen Modellen gegenüber überlegen.
Dennoch spielt heute echte Capitation in der Schweiz keine große Rolle
mehr. Der Grund dafür liegt unter anderem darin, dass die Modelle für
Leistungserbringer und Versicherte restriktiv wirkten und die
Kompensationen für die Leistungserbringer durch die Erhöhung ihres
Einkommens bzw. die Reduktion von Versicherungsprämien nicht ausreichten.

In den USA dagegen spielt Capitation wieder eine relevante Rolle. Hier
stehen "Accountable-Care-Organizations" (ACO) im Fokus. Im Gegensatz zu
den spanischen und peruanischen Modellen wird eine schrittweise
Transformation betrieben und nicht die gesamte Bevölkerung einer Region,
sondern nur ausgewählte Versicherte dem Regionalmodell zugeordnet. Eine
deutliche Stärke ist der transparente Umgang mit finanziellen und
qualitativen Outcomes; für eine Erfolgsprognose ist es jedoch derzeit noch
zu früh.

Für eine erfolgreiche Einführung von prospektiven regionalen
Gesundheitsbudgets in Deutschland geben die Studienautoren folgende
Empfehlungen: Ziel muss die Ausrichtung an der Versorgungsqualität sein.
Gleichzeitig ist es für das Gelingen wichtig, dass sowohl für
Leistungserbringer als auch für die Versicherten ein wirtschaftlicher
Nutzen erkennbar ist. Die Einführung der Regionalbudgets kann schrittweise
in geeigneten Modellregionen beginnen und muss dabei regionale Stakeholder
einbeziehen. Wichtig ist ein adäquater Umgang mit ökonomischen Risiken.
Auch eine Transparenz über Ziele und Ergebnisse muss hergestellt werden
und eine unabhängige Evaluation erfolgen. Für die Projektplanung und
-durchführung einer koordinierten Versorgung auf Capitation-Basis ist
zudem eine zweckmäßige digitale Infrastruktur wichtig. Schließlich zeigen
die Modelle in den anderen Ländern, dass ein politischer Wille eine
wichtige Voraussetzung ist, um Capitationmodelle erfolgreich zu
implementieren.

Augurzky betont: "Als zentrales Regulativ muss ein Wettbewerb zwischen
Regionen etabliert werden, sodass die Versicherten bei schlechter Leistung
einer Region stets Ausweichmöglichkeiten haben. Ziel muss sein, dass das
Regionalbudget stationäre und ambulante Leistungen abdeckt, damit ein
Anreiz zur Ambulantisierung stationärer Leistungen entsteht. Vermutlich
ist es dazu am einfachsten, wie von den Autoren vorgeschlagen,
insbesondere in ländlich geprägten Regionen mit einer überschaubaren
Anzahl an Anbietern zu beginnen."

Zu den Autoren:

Prof. Dr. Franz Benstetter ist Professor für Sozialversicherungen und
Gesundheitsökonomie an der Technischen Hochschule Rosenheim. Davor war er
von 2001 bis 2015 als Head of Managed Care und Head of Operational
Services bei der Munich Re in der Erst- und Rückversicherung in
internationalen Gesundheitsmärkten tätig. Zu seinen Forschungsthemen
gehören u.a. die Konzeptionierung und Evaluation neuer Versorgungsformen,
die Entwicklung von Bezahlungs- und Finanzierungssystemen sowie die
digitale Transformation in Gesundheitsmärkten. Er ist in verschiedenen
Funktionen im deutschen und internationalen Gesundheitswesen aktiv.

Dr. Michael Lauerer ist promovierter Gesundheitsökonom und
Diplom-Sozialwirt. Seit 2011 gehört er dem Institut für Medizinmanagement und
Gesundheitswissenschaften der Universität Bayreuth an. Dort ist er
Akademischer Rat. Seit 2017 ist er zudem Wissenschaftlicher
Geschäftsführer der GWS - Gesundheit Wissenschaft Strategie GmbH. Zu
seinen Forschungs- und Arbeitsschwerpunkten zählen die
Ressourcenallokation und Priorisierung in der Medizin, qualitative und
quantitative Sozialforschung im Kontext der Gesundheitsversorgung,
Präferenzstudien sowie komparative Gesundheitssystemanalysen.

Daniel Negele, M.Sc., ist Gesundheitsökonom und Sozialwirt. Seit 2018
promoviert er als externer Doktorand am Lehrstuhl für
Volkswirtschaftslehre III der Rechts- und Wirtschaftswissenschaftlichen
Fakultät der Universität Bayreuth. Daneben verfügt er über mehrjährige
berufliche Erfahrungen zu strategischen Fragestellungen der ambulanten
Versorgung sowie in der gesetzlichen Krankenversicherung. Seine
Arbeits- und Forschungsschwerpunkte sind der Qualitätswettbewerb im
Gesundheitssystem, qualitätsorientierte Bezahlungsschemata und deren
Anreizwirkungen sowie komparative Gesundheitssystemanalysen.

PD Dr. Andreas Schmid ist Projektleiter bei der Oberender AG. Er ist
ferner als Privatdozent mit der Venia legendi in Gesundheitsökonomie und
Gesundheitsmanagement an der Universität Bayreuth tätig, an welcher er von
2013 bis 2019 Inhaber der Juniorprofessur Gesundheitsmanagement war. Seine
Forschungsschwerpunkte liegen auf der Analyse und Gestaltung von
Versorgungsstrukturen sowie zugehörigen Vergütungssystemen. International
gilt sein besonderes Interesse dem Gesundheitssystem der USA.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.medhochzwei-verlag.de/Shop/ProduktDetail/prospektive-regionale-gesundheitsbudgets-978-3-86216-618-3

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1989
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DIABETES/2101: COVID-19 - Kein erhöhtes Infektionsrisiko für gesunde Diabetespatienten (idw)


Deutsche Diabetes Gesellschaft - 02.03.2020

Neues Coronavirus SARS-CoV-2: Kein erhöhtes Infektionsrisiko für gesunde Diabetespatienten

DDG rät zu einer guten Blutzuckereinstellung und empfohlenen Hygienemaßnahmen



Weltweit gibt es aktuell mehr als 87.000 bestätigte Infektionen mit dem
neuen Coronavirus SARS-CoV-2 und rund 3.000 Menschen sind an der Krankheit
COVID-19 verstorben.(1) Bislang verlaufen die meisten Erkrankungen mild. Da
es allerdings bei chronischen Grunderkrankungen zu schwereren Verläufen
kommen kann, empfiehlt die Deutsche Diabetes Gesellschaft (DDG) Menschen
mit Diabetes eine stabile Blutzuckereinstellung. Dadurch werde das
Infektionsrisiko minimiert. Zudem gilt generell, die
Infektionsschutz-Maßnahmen des Robert-Koch-Instituts (RKI) einzuhalten, wie die
Husten-Nies-Etikette und gründliches Händewaschen.

Patientinnen und Patienten mit diabetischen Begleit- und Folgeerkrankungen
an Organen wie Herz, Nieren oder Leber, sollten hohe Ansteckungsgefahren -
beispielsweise große Menschenansammlungen - verstärkt meiden. Vor
Lieferengpässen von Diabetesmedikamenten brauchen sich Patienten nicht
fürchten.

Wie Grippeviren kann eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 zu
Symptomen wie Husten, Schnupfen, Halskratzen und Fieber führen, in einigen
Fällen sogar zu Durchfall. "Da die Viruserkrankung in den meisten Fällen
mild verläuft, sehen wir bislang auch für Menschen mit Diabetes nicht mehr
Gefahr, als bei einem herkömmlichen Grippevirus", erklärt DDG Präsidentin
Professor Dr. med. Monika Kellerer. "Auch hier empfehlen wir die
allgemeine vom RKI empfohlene Vorsorge, die auch für die Influenza gilt." (2)
Einfache Maßnahmen wie die Husten-Nies-Etikette, gründliches Händewaschen,
Hände möglichst fern vom Gesicht halten und ausreichend Abstand zu anderen
Menschen einhalten, helfen schon, um sich vor Erregern zu schützen.

Bei Diabetes ist für den Krankheitsverlauf bei Infektionen eine gute
Blutzuckereinstellung hilfreich. "Auch im Falle einer Infektion mit dem
bislang noch wenig erforschten Coronavirus SARS-CoV-2 gehen wir - analog
zur Influenza - davon aus, dass man mit einem ausgeglichenen Stoffwechsel
das Risiko für Komplikationen reduzieren kann", betont DDG Mediensprecher
Professor Dr. med. Baptist Gallwitz.

"Haben Diabetespatienten Begleit- und Folgeerkrankungen wie
Herzkreislaufprobleme oder Organschäden, sollten sie aktuell jedoch
besonders achtsam sein", warnt Gallwitz, stellvertretender Ärztlicher
Direktor der Medizinischen Klinik, Innere Medizin IV, des
Universitätsklinikums Tübingen. Im Falle einer Ansteckung mit Coronavirus
SARS-CoV-2 haben sie durch ihr geschwächtes Immunsystem und eventuell
bereits bestehende Infektionen ein höheres Risiko für einen schweren
Krankheitsverlauf. Das gilt vor allem für Menschen nach einer
Organtransplantation mit immunsuppressiver Therapie. Sie sollten sich vor
großen Menschenmengen, öffentlichen Verkehrsmitteln und Gebieten, in denen
Infektionsfälle bekannt geworden sind, fernhalten.

Lieferengpässe bei Diabetesmedikamenten müssen Patienten nicht befürchten.
"Diabetesmedikamente wie Insulin werden vorwiegend in Deutschland, USA,
Dänemark, Frankreich, Großbritannien - nicht jedoch China - hergestellt",
berichtet Kellerer. Von einer Medikamentenknappheit für Diabetespatienten
ist auch künftig nicht auszugehen. Die Ärztliche Direktorin des Zentrums
für Innere Medizin I am Marienhospital in Stuttgart rät daher davon ab,
große Vorräte an Medikamenten und Diabetesutensilien, die über die
Versorgung von einem Quartal hinausgehen, für sich selbst zu bevorraten.


Informationen:

(1) Novel Coronavirus (COVID-19) Situation (WHO)

https://experience.arcgis.com/experience/685d0ace521648f8a5beeeee1b9125cd

(2) RKI: Allgemeine (tagesaktuelle) Informationen zu COVID-19 (Coronavirus
SARS-CoV-2)

https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/nCoV.html

RKI: Risikobewertung zu COVID-19 (Coronavirus SARS-CoV-2)

https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikobewertung.html

Reise- und Sicherheitshinweise des Auswärtigen Amtes

https://www.auswaertiges-amt.de/de/ReiseUndSicherheit/reise-und-sicherheitshinweise

 * 

Über die Deutsche Diabetes Gesellschaft (DDG):

Die Deutsche Diabetes Gesellschaft (DDG) ist mit mehr als 9.000
Mitgliedern eine der großen medizinisch-wissenschaftlichen
Fachgesellschaften in Deutschland. Sie unterstützt Wissenschaft und
Forschung, engagiert sich in Fort- und Weiterbildung, zertifiziert
Behandlungseinrichtungen und entwickelt Leitlinien. Ziel ist eine
wirksamere Prävention und Behandlung der Volkskrankheit Diabetes, von der
fast sieben Millionen Menschen in Deutschland betroffen sind. Zu diesem
Zweck unternimmt sie auch umfangreiche gesundheitspolitische Aktivitäten.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.deutsche-diabetes-gesellschaft.de

https://experience.arcgis.com/experience/685d0ace521648f8a5beeeee1b9125cd

https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/nCoV.html

https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikobewertung.html

https://www.auswaertiges-amt.de/de/ReiseUndSicherheit/reise-und-sicherheitshinweise


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1246

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung
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KREBS/1230: Biomarker-Tests zur Entscheidung über Chemotherapie bei Brustkrebs - Keine Indizien für Übertragbarkeit (IQWiG)


Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 27.02.2020

Biomarker-Tests zur Entscheidung über Chemotherapie bei Brustkrebs: 

Keine Indizien für Übertragbarkeit

Die Tests ordnen unterschiedliche Frauen der Gruppe "niedriges
Rezidivrisiko" zu. Wer auf eine Chemotherapie verzichten könnte, bleibt so
unklar.



Nach einer Nutzenbewertung im Jahr 2016 und einem Addendum im Jahr 2018
hat sich das Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im
Gesundheitswesen (IQWiG) erneut mit biomarkerbasierten Tests für Frauen
mit primärem Brustkrebs befasst. Die Tests sollen Patientinnen
identifizieren, die auf eine adjuvante Chemotherapie verzichten können,
weil sie ein niedriges Rezidivrisiko haben, also nicht damit rechnen
müssen, dass der Krebs nach einer erfolgreichen Erstbehandlung
zurückkehrt.

Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) hat 2019 den Einsatz des Tests
Oncotype DX für bestimmte Frauen ohne Lymphknotenbefall in die
Regelversorgung aufgenommen. Nun hat er das Institut mit einer Recherche,
Darstellung und Bewertung des aktuellen Wissensstandes zu einer
biomarkerbasierten Strategie zur Entscheidung über eine adjuvante
systemische Chemotherapie beim primären Mammakarzinom beauftragt. Ergäbe
sich daraus eine Übertragbarkeit der Nutzenaussage zum Test Oncotype DX
auf andere Tests, so könnten diese ebenfalls in die Regelversorgung
aufgenommen werden.

Das IQWiG hat keine weiteren für diese Fragestellung relevanten
randomisierten kontrollierten Studie (RCT) gefunden, wohl aber einige
Prognose- und Konkordanzstudien. Auf deren Basis hält das Institut eine
Übertragung der Nutzenaussage auf andere Tests nicht für tragfähig - vor
allem deshalb nicht, weil die Tests unterschiedliche Patientinnen der
Gruppe "niedriges Rezidivrisiko" zuordnen.

Keine Indizien für Konkordanz

Es gibt mehrere Tests, die auf der Basis von Biomarkern (etwa den
Expressionsprofilen verschiedener Gene) bestimmten Brustkrebspatientinnen
die Entscheidung für oder gegen eine adjuvante Chemotherapie erleichtern
sollen. Allerdings gibt es bislang nur für den Oncotype DX eine RCT, aus
der sich ein Anhaltspunkt für einen Nutzen ableiten ließ. Das ließe sich
auf die anderen Tests übertragen, wenn sie zum Oncotype DX konkordant
wären, also in etwa denselben Frauen ein niedriges, mittleres oder hohes
Rezidivrisiko zuordnen würden.

Diese Konkordanz der Risikoklassifizierungen wurde in sieben Studien
untersucht. Allerdings wurden in keiner der Studien dieselben
Oncotype-DX-Grenzwerte angesetzt wie in der RCT, was eine Beurteilung der
Übertragbarkeit der Nutzenaussage erschwert. Auch wurde nicht zwischen
über und unter 50-jährigen bzw. post- und prämenopausalen Patientinnen
unterschieden, was für diese Prüfung ebenfalls sinnvoll gewesen wäre.

Die Testergebnisse stimmten nur zu 43 bis 74 Prozent überein, schwanken
also stark in der Risikoeinschätzung für die getesteten Frauen. "Die Tests
ordnen den Risikogruppen also jeweils unterschiedliche Patientinnen zu",
resümiert Institutsleiter Jürgen Windeler. "Das kann nur heißen, dass sie
etliche Frauen übersehen, die auf eine Chemotherapie verzichten könnten,
ohne dass sich ihr Rezidivrisiko relevant erhöht - und dafür etlichen
anderen Frauen einen Verzicht nahelegen, obwohl keineswegs auszuschließen
ist, dass der Krebs wiederkommt."

Prognosen vergleichbar, Aussagekraft beschränkt

Das IQWiG hat auch zwölf prospektiv geplante Kohortenstudien mit
mindestens fünf Jahren Beobachtungsdauer betrachtet. Bei sieben dieser
Studien ist allerdings nicht sichergestellt, dass das Fehlen von
Tumorproben zufallsbedingt ist. Die Möglichkeit einer systematischen, also
krankheitsabhängigen Selektion verringert die Ergebnissicherheit dieser
Studien.

Die Mortalität der Niedrigrisikogruppen nach Verzicht auf Chemotherapie
wurde in vier Studien untersucht. Sie war für Frauen ohne
Lymphknotenbefall nach dem Oncotype DX (maximal 7 bis 14 Prozent) und nach
drei anderen Tests (11 bis 13 Prozent) ähnlich. Auch das in zehn Studien
untersuchte Risiko für eine Metastase (Fernrezidivrisiko) nach Verzicht
auf Chemotherapie war mit 5 bis 10 Prozent (Oncotype DX) respektive 6 bis
10 Prozent (fünf andere Tests) vergleichbar.

Allerdings unterscheiden sich die Anteile der in die Niedrigrisikogruppen
eingeordneten Patientinnen ohne Lymphknotenbefall in diesen
Prognosestudien eklatant. "Das Spektrum reicht von 20 bis 86 Prozent der
Frauen", so Daniel Fleer, der im Ressort Nichtmedikamentöse Verfahren für
den Rapid Report zuständig war. "Zusammen mit der teils geringen
Ergebnissicherheit dieser Studien stellt auch das die Übertragung einer
Nutzenaussage von einem dieser Tests auf die anderen infrage."

Zum Ablauf der Berichtserstellung

Der G-BA hatte das IQWiG beauftragt, den Bericht in einem beschleunigten
Verfahren als sogenannten Rapid Report zu erarbeiten. Zwischenprodukte
werden daher nicht veröffentlicht und nicht zur Anhörung gestellt. Der
vorliegende Rapid Report wurde am 18. Februar 2020 an den Auftraggeber
geschickt.


Originalpublikation:

https://www.iqwig.de/de/projekte-ergebnisse/projekte/nichtmedikamentoese-verfahren/d-projekte/d19-01-biomarkerbasierte-tests-zur-entscheidung-fuer-oder-gegen-eine-adjuvante-systemische-chemotherapie-beim-primaeren-mammakarzinom-wissensstand.12356.html

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.iqwig.de/de/presse/pressemitteilungen/2020/biomarker-tests-zur-entscheidung-ueber-chemotherapie-bei-brustkrebs-keine-indizien-fuer-uebertragbarkeit.12882.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution906

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 27.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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RECHT/049: Zwangsbehandlung trotz Patientenverfügung (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 28. Februar 2020

Ressort: Medizinrecht / Urteile / Gesundheit

Zwangsbehandlung trotz Patientenverfügung



Osnabrück/Berlin (DAV). Ärzte und Behörden müssen eine
Patientenverfügung beachten. Diese stößt aber dann an ihre Grenzen,
wenn es um die Rechte Dritter geht. So kann eine psychiatrische
Zwangsbehandlung trotz entgegenstehender Patientenverfügung
insbesondere dann angeordnet werden, wenn dies auch dem Schutz der
Allgemeinheit dient. Die Arbeitsgemeinschaft Medizinrecht des
Deutschen Anwaltvereins (DAV) informiert über eine Entscheidung des
Landgerichts Osnabrück vom 10. Januar 2020 (AZ: 4 T 8/20 - 4 T 10/20).

Eine Gemeinde beantragte für eine psychisch kranke Person die
zwangsweise gerichtliche Unterbringung in einer psychiatrischen
Einrichtung und eine Zwangsmedikation. Sie begründete das damit, dass
die betroffene Person sexuell enthemmtes und aggressives Verhalten
gegenüber Dritten zeige. Dem könne man nur durch die Unterbringung in
einer psychiatrischen Einrichtung und eine medikamentöse Behandlung
begegnen.

Das Amtsgericht gab dem Antrag der Gemeinde statt. Dagegen legte die
betroffene Person Beschwerde ein und legte eine Patientenverfügung
vor. Demnach lehne sie "jede Zwangsbehandlung egal mit welchen als
Medikamenten bezeichneten Stoffen" ab. Außerdem sei die "Unterbringung
in einer geschlossenen psychiatrischen Einrichtung strikt und
verbindlich und unter allen Umständen zu unterbinden". Diese Verfügung
beruhte auf einer im Internet abrufbaren Vorlage, die dort unter dem
Slogan "Für Freiheit, gegen Zwang" angeboten wird.

Das Landgericht wies die Beschwerde zurück. Die Patientenverfügung sei
in einem Fall wie dem vorliegenden kein Hindernis für die Anordnung
der Unterbringung und der zwangsweisen Medikation. Zwar sollten
Patientenverfügungen aufgrund des Selbstbestimmungsrechts beachtet
werden. Das Selbstbestimmungsrecht des Einzelnen finde aber seine
Grenze in den Rechten Dritter. Eine Patientenverfügung könne daher
eine zwangsweise Behandlung dann nicht verhindern, wenn sie dem Schutz
der Allgemeinheit diene. Stelle jemand aufgrund seiner Erkrankung eine
Gefahr für Dritte dar, überwiege das berechtigte Interesse der
Allgemeinheit, notfalls eine Behandlung mit Zwangsmaßnahmen
durchzusetzen zu können. Dies sei hier aufgrund des aggressiven
Verhaltens gegeben.

Informationen: www.dav-medizinrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung MedR 04/20 vom 28. Februar 2020

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0, Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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PFLEGE/804: Handbuch für stationäre Hospiz-Arbeit vorgestellt (Caritas)


Caritas Pressemitteilung vom 28. Februar 2020

Handbuch für stationäre Hospiz-Arbeit vorgestellt

Qualität in der Begleitung sterbender Menschen sichern



Berlin, 28. Februar 2020. "Qualität sorgsam gestalten" - so lautet der
Titel des neuen Qualitätsrahmenhandbuchs für stationäre Hospize, das
die Diakonie Deutschland, der Deutsche Caritasverband und der Deutsche
Hospiz- und PalliativVerband in einem dreijährigen Prozess gemeinsam
erarbeitet haben. Der 74-seitige Leitfaden wurde heute anlässlich
einer gemeinsamen Fachtagung der drei Verbände in Berlin der
Öffentlichkeit vorgestellt. Er zeichnet sich vor allem dadurch aus,
dass er


	individuelle Bedürfnisse der Hospizgäste in den Mittelpunkt stellt

	Empfehlungen für die Arbeit in der Praxis ausschließlich über Fragen gibt

	an stationäre Hospize als Kleinst-Einrichtungen des Gesundheitswesens angepasst ist.



Menschen jeden Lebensalters, Kinder ebenso wie alte Menschen benötigen
in der letzten Lebensphase Zuwendung und Unterstützung, ihre
Familienangehörigen und andere Nahestehende Beistand und Begleitung.
Die aktuell circa 240 stationären Hospize sind ein wichtiger Teil
eines ganzheitlichen Netzes der Beratung, Begleitung und Versorgung
von schwerkranken und sterbenden Menschen. Wie jede andere Einrichtung
im Gesundheitssystem sind auch stationäre Hospize gefordert, die
Qualität ihrer Arbeit zu sichern und stetig weiterzuentwickeln.

Maria Loheide, Vorstand Sozialpolitik der Diakonie Deutschland: "Im
Mittelpunkt der Hospizarbeit steht der schwerstkranke und sterbende
Mensch mit seinen Wünschen und Bedürfnissen sowie seine Angehörigen
und Nahestehenden. Das Besondere an diesem Leitfaden ist die
Reflexion. Er ist erstmals komplett in Frageform entwickelt. Aus
jahrzehntelanger Erfahrung in der Hospizarbeit wissen wir, dass dies
ganz maßgeblich für die Hospizarbeit ist. Es geht nicht darum, was
andere denken, was am besten ist, sondern der sterbende Mensch muss
vor allen anderen gehört werden."

Im Handbuch wird beispielweise gefragt, wie Mitarbeitende darin
bestärkt werden, eigene Antworten auf ethische Fragestellungen zu
finden oder wie ihre Auseinandersetzung mit existenziellen und
spirituellen Fragen begleitet wird.

Eva Maria Welskop-Deffaa, Vorstand Sozialpolitik beim Deutschen
Caritasverband: "Die Begegnung mit dem Tod ist kein Kinderspiel. Und
sie bleibt auch für diejenigen herausfordernd, für die Sterben und
Sterbebegleitung zum beruflichen Alltag gehören. Bei der Erarbeitung
des Handbuchs war es uns ein wichtiges Anliegen, Handlungskompetenz
der einzelnen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu fördern und ihnen zu
helfen, Handlungsspielräume sicher und verantwortlich zu nutzen."

Professor Winfried Hardinghaus, Vorsitzender des DHPV: "Schon seit der
Gründung der ersten stationären Hospize in den 1980er Jahren geht es
auch um Fragen der Qualität der Versorgung und Begleitung. Das neue
Qualitätshandbuch verbindet die Visionen und das Engagement der
Gründergeneration mit den Anforderungen, die sich durch die
vertraglichen Normen und die gesetzlichen Weiterentwicklungen der
letzten Jahre ergeben haben. Damit kann der Geist der Hospizidee
bewahrt und die individuelle Qualität der stationären Hospize zum
Wohle der ihnen anvertrauten Hospizgäste und ihrer Zugehörigen
erhalten und weiterentwickelt werden."

Bei der Erstellung des Qualitäts-Leitfadens wurde zwischen folgenden
Fragen abgewogen: Was ist sinnvoll und nützlich, um stationäre
Hospizarbeit darzustellen? Was ist wichtig für stationäre Hospize? Was
ist von stationären Hospizen als kleine Einrichtungen leistbar?

Mit Hilfe des Bundesrahmenhandbuches erhalten stationäre Hospize den
größten möglichen Gestaltungsspielraum, ihr Qualitätsmanagementsystem
individuell auszugestalten und selbst zu entscheiden, wie und in
welcher Form sie Anforderungen umsetzen, gestalten und nachweisen
wollen.


Weitere Information und Download:

www.caritas.de/brh-hospize

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 28. Februar 2020

Deutscher Caritasverband e.V.

Berliner Büro - Pressestelle

Haus der Deutschen Caritas

Reinhardtstraße 13, 10117 Berlin

Telefon: Telefon: 030 284447-44, Telefax: 030/284447-55

E-Mail: pressestelle@caritas.de

Internet: www.caritas.de
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VORTRAG/866: Berlin - Neue Infektionskrankheiten durch Klimawandel und Globalisierung, 05.03.2020


Leibniz-Gemeinschaft - 28.02.2020

Neue Infektionskrankheiten durch Klimawandel und Globalisierung



Am 5. März spricht der Leiter des Bernhard-Nocht-Instituts für
Tropenmedizin, Egbert Tannich, in der Berliner Urania über neue
Herausforderungen für die Infektionsmedizin in Folge von Globalisierung
und Klimawandel.

Das neue Corona-Virus und seine rasante Verbreitung rund um den Globus
sorgt weltweit für Aufregung und fordert Medizin, Wissenschaft, Politik
und Gesundheitswesen heraus. Aber Covid-19 ist bei weitem nicht die
einzige infektionsmedizinische Herausforderung, der sich die Gesellschaft
durch Klimawandel und Globalisierung gegenüber sieht. Diese haben dazu
beigetragen, dass sich in den vergangenen Jahren Stechmückenarten, wie die
Asiatische Tigermücke oder die Japanische Buschmücke, massiv ausgebreitet
und zuletzt auch in Deutschland angesiedelt haben. Stechmücken und andere
Insekten spielen aber eine wichtige Rolle als Überträger von
Krankheitserregern und so sind tropische Infektionen, wie das
Chikungunya- oder das Dengue-Fieber, nun auch in Europa aufgetreten. In Deutschland
wurde ein massives Vogelsterben durch das Usutu-Virus und erstmals auch
Infektionen beim Menschen durch den Hundehautwurm Dirofilaria repens und
das West-Nil-Virus registriert. Aufgrund aktueller Laborexperimente und
neuer Klimasimulationen muss mit weiteren Infektionen gerechnet werden.
(In seinem Vortrag behandelt Egbert Tannich nicht das neue Corona-Virus,
steht aber im Anschluss für Fragen aus dem Publikum auch zu diesem Thema
zur Verfügung.)

Der Vortragende:

Prof. Dr. Egbert Tannich ist Vorstandsvorsitzender des
Bernhard-Nocht-Instituts für Tropenmedizin (BNITM) in Hamburg, einem Institut der
Leibniz-Gemeinschaft, Leiter des Nationalen Referenzzentrums für tropische
Infektionserreger sowie Professor am Universitätsklinikum
Hamburg-Eppendorf (UKE).

Das Bernhard-Nocht-Institut für Tropenmedizin im Internet: 

www.bnitm.de


Termin:  Donnerstag, 5. März 2020, 18:00 Uhr

Veranstaltungsort:  Urania Berlin e. V.

An der Urania 17, 10787 Berlin

Der Eintritt ist frei, eine Anmeldung nicht erforderlich.

In der Vortragsreihe "Leibniz-Lektionen" präsentiert die
Leibniz-Gemeinschaft in Kooperation mit der Urania Berlin eine Auswahl aktueller
Forschungsergebnisse aus ihren Mitgliedsinstituten.

Die Leibniz-Gemeinschaft

Die Leibniz-Gemeinschaft verbindet 96 eigenständige
Forschungseinrichtungen. Ihre Ausrichtung reicht von den Natur-,
Ingenieur- und Umweltwissenschaften über die Wirtschafts-, Raum- und
Sozialwissenschaften bis zu den Geisteswissenschaften. Leibniz-Institute
widmen sich gesellschaftlich, ökonomisch und ökologisch relevanten Fragen.
Sie betreiben erkenntnis- und anwendungsorientierte Forschung, auch in den
übergreifenden Leibniz-Forschungsverbünden, sind oder unterhalten
wissenschaftliche Infrastrukturen und bieten forschungsbasierte
Dienstleistungen an. Die Leibniz-Gemeinschaft setzt Schwerpunkte im
Wissenstransfer, vor allem mit den Leibniz-Forschungsmuseen. Sie berät und
informiert Politik, Wissenschaft, Wirtschaft und Öffentlichkeit.
Leibniz-Einrichtungen pflegen enge Kooperationen mit den Hochschulen u. a. in
Form der Leibniz-WissenschaftsCampi, mit der Industrie und anderen
Partnern im In- und Ausland. Sie unterliegen einem transparenten und
unabhängigen Begutachtungsverfahren. Aufgrund ihrer gesamtstaatlichen
Bedeutung fördern Bund und Länder die Institute der Leibniz-Gemeinschaft
gemeinsam. Die Leibniz-Institute beschäftigen knapp 20.000 Personen,
darunter etwa die Hälfte Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler. Der
Gesamtetat der Institute liegt bei mehr als 1,9 Milliarden Euro.

www.leibniz-gemeinschaft.de

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.leibniz-gemeinschaft.de/ueber-uns/neues/veranstaltungen/veranstaltungen-single/event/leibniz-lektionen-neue-infektionskrankheiten-durch-klimawandel-und-globalisierung-2020-03-05-06-
00.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution390

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Gemeinschaft - 28.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/2825: Rhein-Sieg-Kreis - Erste OrgelExkursion des Festivals Orgelkultur in Rheinbach, 14.03.2020


Rhein-Sieg-Kreis

BTHVN 2020: Erste OrgelExkursion des Festivals Orgelkultur findet
in Rheinbach statt



Rhein-Sieg-Kreis (db) - Im Rhein-Sieg-Kreis starten jetzt die
OrgelExkursionen des Festivals Orgelkultur. Sie sind Teil des
Jubiläumsprogramms zum 250. Geburtstages Ludwig van Beethovens. Den
Auftakt macht am Samstag, 14. März 2020, eine Busexkursion in
Rheinbach.

Dort wird zunächst die Kirche St. Martin in Rheinbach-Hilberath mit
der um 1600 entstandenen Schleifenladenorgel besichtigt. Sie gilt als
älteste bespielbare Orgel des Rheinlands. Danach besuchen die
Teilnehmenden St. Martinus in Rheinbach-Ipplendorf. Die Ursprünge der
dortigen Orgel gehen vermutlich auf den bedeutenden Orgelbauer
Balthasar König aus Münstereifel zurück. Nach einem Mittagessen im
Waldhotel Rheinbach geht es für die Gruppe zur Kirche St. Martin in
Rheinbach. Von der 1945 durch Bomben fast völlig zerstörten alten
Kirche ist nur noch der Turm erhalten. Auf einer Empore des in der
Nachkriegszeit neu errichteten Kirchenraums befindet sich die
überregional bekannte Rieger-Orgel mit 43 Registern.

Geleitet wird die Exkursion von Andreas Würbel, Referent der Thomas-
Morus-Akademie Bensberg, die in Kooperation mit dem Rhein-Sieg-Kreis
das Festival organisiert. Der Rheinbacher Stadtarchivar Dietmar Pertz
führt in die Geschichte der Kirchen ein. Die Orgeln werden in
Rheinbach-Hilberath von Herbert Vennemann, in Rheinbach-Ipplendorf von
Bernhard Blitsch, Organist und Regionalkantor für den linksrheinischen
Rhein-Sieg-Kreis, und schließlich in St. Martin von Christiane Goeke-
Goos, Seelsorgebereichsmusikerin in St. Martin in Rheinbach,
vorgestellt.

Im Rahmen des Festivals Orgelkultur finden insgesamt acht
OrgelExkursionen statt; fünf linksrheinisch und drei rechtsrheinisch.

Im Kostenbeitrag der Exkursion (Erwachsene 30,00 Euro, Kinder und
Jugendliche von 7 bis 17 Jahren 15,00 Euro und Kinder bis
einschließlich 6 Jahre frei) sind eine Einführung in die Geschichte
der Kirchen, Orgelvorführungen und Kurzkonzerte in den Kirchen, ein
Mittagessen im Waldhotel Rheinbach sowie der Bustransfer inbegriffen.

Die Exkursion startet um 9:00 Uhr am Bahnhof in Rheinbach und dauert
bis ca. 15:00 Uhr. Eine Anmeldung ist erforderlich.

Tickets und mehr Informationen gibt es unter: www.orgelkultur-rhein-
sieg.de oder telefonisch unter 02204/408472.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 27.02.20

Rhein-Sieg-Kreis

Pressestelle

Tel. (02241) 13 - 2966 / -2967 / -2219

E-Mail: pressestelle@rhein-sieg-kreis.de
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CROSSOVER/515: Wertheim - Konzert der Lehrkräfte der Musikschule, Melodien auf Laute, Gitarre und Flöte, 08.03.2020


Wertheim

Lehrkräfte der Musikschule geben Konzert

Melodien auf Laute, Gitarre und Flöte



Wertheim. Die Städtische Musikschule Wertheim veranstaltet am Sonntag,
8. März, um 17 Uhr im Schlösschen im Hofgarten ein Lehrerkonzert. Mit
Musik aus Mittelalter, Barock und Moderne geben mehrere Lehrkräfte der
Musikschule auf "Lauten, Gitarren und Flöten" einen Einblick in
musikalische Interieurs, die es sich aus der Nähe zu hören lohnt.

Erstmals werden bei diesem Konzert auch zwei neue Lehrerinnen der
Musikschule zu hören sein: Amandine Affagard-Galiano mit Gitarre und
Laute (diese Fächer unterrichtet sie auch an der Musikschule) sowie
Chen Shen, die neue Lehrerin für Querflöte an der Musikschule.
Außerdem spielen in dem Konzert: Marion Lohmann, Hubert Steiner, Julia
Grimmer und Irmela Goldbach- Rummel.

Das Publikum kann sich auf eine Repertoireauswahl mit Werken von Bach,
Mouton, Rosin, Debussy, Piazzola, Villa-Lobos und weiteren Komponisten
freuen.

Der Eintritt zum Konzert ist frei. Spenden zugunsten des Fördervereins
der Musikschule sind willkommen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 28.02.20

Stadtverwaltung Wertheim

- Presse und Information -

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301, Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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AUSLAND/9333: Aus aller Welt - 03.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



Guineas Präsident hält an umstrittenen Verfassungsreferendum fest

Guineas Präsident Alpha Conde hat die geplante Verfassungsreform und
die Parlamentswahl auf Mitte März verschoben. Oppositionsgruppen und
Nichtregierungsorganisationen hatten zuvor zu einem Boykott der
Abstimmung aufgerufen. Die Afrikanische Union teilte laut dpa-Angaben
mit, daß sie keine Wahlbeobachter entsenden werde. Das Referendum ist
umstritten, weil es dem seit 2010 regierenden Conde eine dritten
Amtszeit ermöglichen würde. Die derzeitige Verfassung beschränkt die
Regierungszeit eines Präsidenten auf zwei Amtsperioden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9333: Kriminalität und Rechtsprechung - 03.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



Polizeirazzia gegen gewaltbereite Fußballfans

Am Dienstagmorgen hat die Polizei eine großangelegte Razzia gegen
gewaltbereite Fußballfans im Ruhrgebiet durchgeführt. Nach
Informationen des WDR waren die Beamten in mehreren Städten im
Einsatz. Insgesamt wurden 31 Wohnungen durchsucht, davon allein 20 in
Oberhausen. Nach Mitteilung des Polizeipräsidium Oberhausen wurden in
den Objekten 27 Tatverdächtige im Alter von 17 bis 35 Jahren
angetroffen. Sie wurden erkennungsdienstlich behandelt und
anschließend wieder auf freien Fuß gesetzt. Gegen Sie wurden
Verfahren wegen Landfriedensbruch und gefährlicher Körperverletzung
eingeleitet. Hintergrund der Polizeiaktion ist eine gewalttätige
Auseinandersetzung zwischen zwei mit Latten und Stöcken bewaffneten
Hooligan-Gruppierungen im September in Oberhausen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9330: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 03.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



14 Bundeswehrangehörige als Extremisten eingestuft

Der Militärische Abschirmdienst (MAD) hat im vergangenen Jahr 14
Soldaten und Beschäftigte der Bundeswehr als Extremisten enttarnt,
darunter allein acht Rechtsextremisten. Das geht nach Informationen
der Deutschen Presse-Agentur aus dem ersten Jahresbericht des MAD
hervor, der dem Parlament übermittelt wurde. Insgesamt wurden im
vergangenen Jahr 49 Militärangehörige wegen extremistischer
Verfehlungen entlassen. Auch Reservisten nahm der MAD ins Visier.
Wegen Zweifel an der Verfassungstreue oder Bezügen zum Extremismus
wurden 2018 demnach 773 Reservisten dauerhaft von der
Dienstleistungspflicht zurückgestellt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9332: Aus Parlament und Gesellschaft - 03.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



Wie verhält sich die CDU bei Ministerpräsidentenwahl in Thüringen?

Bei der Ministerpräsidentenwahl in Thüringen werden alle
CDU-Abgeordneten im Plenarsaal sein. Abgeordnete seien nicht dafür
gewählt, sich aus der Verantwortung zu stehlen, sagte der neue
CDU-Fraktionschef Mario Voigt im Mitteldeutschen Rundfunk. Er
widersprach damit Forderungen des Vorsitzenden der Jungen Union (JU),
Tilman Kuban, wonach die Thüringer CDU-Abgeordneten bei der Wahl des
Regierungschefs am Mittwoch den Sitzungssaal verlassen sollten. Das
sei absolut keine Option, erwiderte Voigt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9330: Tragisches und Kurioses - 03.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



Viele Tote bei Schiffsunglück in Brasilien

Auf dem Amazonas-Zufluß Jari im nordbrasilianischen Bundesstaat Amapa
ist offenbar ein Fahrgastschiff in einem starken Sturm untergegangen.
Mindestens 18 Menschen kamen bei dem Unglück ums Leben, berichtete
die Nachrichtenagentur AFP. 46 Personen konnten lebend geborgen
werden. Rund 30 Menschen werden noch vermißt. Wie viele Menschen sich
an Bord der "Anna Karoline III" befanden, war unklar. An der Suche
nach Überlebenden beteiligen sich Boote, Hubschrauber, Flugzeuge und
Taucher.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8415: Aus Forschung und Technik - 03.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



Triebwerkstest für die nächste Mission zur Raumstation

Wenige Tage vor dem nächsten Versorgungsflug zur Internationalen
Raumstation ISS hat das US-Raumfahrtunternehmen SpaceX die Triebwerke
ihrer Trägerrakete Falcon 9 getestet. Der statische Feuertest im
Space Launch Complex 40 am Weltraumbahnhof Cape Canaveral verlief
nach Unternehmensangaben erfolgreich. Die Rakete sei flugbereit,
twitterte SpaceX. Der Nutzlastträger soll am Samstag eine
Dragon-Kapsel mit rund 2.500 Kilogramm an Vorräten und
Forschungsexperimenten ins All transportieren. Nach einem zweitägigen
Flug wird das Versorgungsschiff voraussichtlich am frühen
Montagmorgen am orbitalen Außenposten eintreffen und mit einem
Roboterarm der Raumstation eingefangen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8429: Aus aller Welt - 03.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Netanjahus Likud gewinnt Parlamentswahl in Israel

Bei der Parlamentswahl in Israel ist der konservative Likud-Block von
Ministerpräsident Netanjahu nach Auszählung von rund 90 Prozent der
Stimmen stärkste Kraft vor dem Bündnis Blau-Weiß des früheren
Generalstabschefs Benny Gantz geworden. Zusammen mit
rechts-religiösen und nationalistischen Koalitionspartnern kommt der
Likud ebenso wenig auf eine Regierungsmehrheit wie das konkurrierende
Mitte-Links-Bündnis. Bereits nach den Wahlen im April und September
war die Regierungsbildung gescheitert. Der 70jährige Netanjahu
wertete das jüngste Wahlergebnis als großen Erfolg und bekräftigte seine
Ankündigungen aus dem Wahlkampf. Als wiedergewählter Regierungschef
will er das Jordantal und jüdische Siedlungen im Westjordanland
annektieren und die iranische Gefahr beseitigen. Zuvor muß er sich
einem Strafverfahren wegen Korruption stellen. Israelische
Bürgerrechtler haben nach der Parlamentswahl beim Obersten
Gericht des Landes eine Petition eingereicht, um eine erneute
Amtszeit Netanjahus zu verhindern. Die Unterzeichner sind der
Auffassung, daß jemand, der vor Gericht um seine Freiheit kämpft,
nicht gleichzeitig ein Land regieren kann.

3. März 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8384: Medizin und Gesundheitswesen - 03.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Nachtarbeit verschlechtert Gesundheitszustand

Die Experten der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin
(BAuA) schlagen Alarm. Wer dauerhaft während der Nacht arbeitet,
dessen Gesundheitszustand ist schlechter als der anderer. Besonders
gefährdet sind vollzeitbeschäftigte Dauernachtarbeitende. Sie klagen
laut Deutschem Ärzteblatt oft über Schmerzen im unteren Rücken (60
Prozent) und allgemeine Müdigkeit, Mattigkeit oder Erschöpfung (56
Prozent). Auch berichten die Befragten über körperliche Erschöpfung
(44 Prozent) und nächtliche Schlafstörungen (43 Prozent). Am
häufigsten arbeiten Dauernachtarbeitende im Gesundheits- und
Sozialwesen, dem produzierenden Gewerbe und der Verkehrs- und
Lagerei-Branche.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8417: Kriminalität und Rechtsprechung - 03.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Razzien bei mutmaßlichen Mitgliedern von Aryan Circle Germany

Nach Angaben des Landeskriminalamts in Kiel und der
Staatsanwaltschaft Flensburg wurden am Dienstagmorgen in
Schleswig-Holstein, Niedersachsen, Hessen und Brandenburg zwölf
Wohnungen durchsucht, deren Bewohner im Verdacht stehen, im
vergangenen Jahr die kriminelle rechtsextreme Vereinigung Aryan
Circle Germany gegründet zu haben. Die mutmaßlichen Mitglieder im
Alter zwischen 19 und 57 Jahren stehen im Verdacht, rassistisch
motivierte Körperverletzungen und Sachbeschädigungen begehen zu
wollen. Bei den Razzien gab es mangels Haftgründen keine Festnahmen.
In großem Umfang wurden bei der Verdächtigen Speichermedien
sichergestellt. Die Polizei fand unter anderem auch Amphetamine. Der
rassistische Aryan Circle ist 1985 von Gefängnisinsassen in den USA
gegründet worden. Bei der deutschen Gruppierung handelt es sich
möglicherweise um die Fortsetzung der im Oktober 2015 in Hessen
verbotenen Gruppe "Sturm18".
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8339: Sprache, Kunst und Medium - 03.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Die Leipziger Buchmesse heute abgesagt

Zehn Tage vor dem geplanten Beginn am 12. März haben die Organisatoren
wegen der Coronavirus-Epidemie doch noch die Leipziger Buchmesse
abgesagt.

Wie es in Deutschlandfunk Kultur hieß, hätte zuvor nur einer der rund
2500 Aussteller aus 51 Ländern seine Teilnahme zurückgezogen. Ein
Sprecher der Stadt erklärte aber, man habe sich für diesen präventiven
Schritt zur Sicherheit der Besucher Bücherschau und des begleitenden
Festivals "Leipzig liest" entschieden.

Auch die Buchmesse Livre Paris findet diesmal nicht Ende des Monats
statt, sondern voraussichtlich später im Jahr. In Paris sind
allerdings momentan per Dekret alle Großveranstaltungen mit mehr als
5000 Personen in geschlossenen Räumen verboten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8406: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 03.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Taliban setzen Kampf gegen afghanische Regierungstruppen fort

Die Taliban-Milizen in Afghanistan haben am Samstag in Doha mit der
US-Regierung vereinbart, daß sie nicht mehr gegen ausländische
Truppen kämpfen werden. Das gilt jedoch nicht für die Soldaten der
Regierung. Nach Angaben des Taliban-Sprechers Mudschahid werden die
Milizen den Kampf gegen die Regierungstruppen wieder im gewohnten
Umfang aufnehmen, es sei denn, Kabul läßt rund 5000 Gefangene frei.
In dem Fall würden die Taliban auch Friedensverhandlungen mit der
afghanischen Regierung aufnehmen und 1000 ihrer Gefangenen
freilassen. Die Vereinbarungen von Doha sehen vor, daß die Taliban
und die Regierung in Kabul am 10. März direkte Gespräche aufnehmen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8420: Aus Parlament und Gesellschaft - 03.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Sichere Häfen für 500 Flüchtlingskinder

Potsdams Oberbürgermeister Mike Schubert (SPD) hat sich vor Ort auf
der griechischen Insel Lesbos über die katastrophalen Zustände im
Flüchtlingslagers Moria informiert. In der rbb-Fernsehsendung
"Brandenburg aktuell" berichtete Schubert am Dienstagabend, die 140
Kommunen des Netzwerks "Städte Sicherer Häfen" seien bereit,
insgesamt 500 alleinreisende Flüchtlingskinder aus den Lagern in
Griechenland aufzunehmen. Sie benötigten dabei die Hilfe
des Bundesinnenministeriums. Außerdem hat das Städtebündnis
die Länder um Unterstützung in Form einer Bundesratsinitiative
angeschrieben. Angesichts neuer politischer Entwicklungen drängt die
Zeit, so Schubert. Allein im Lager Moira leben rund 20.000 Menschen
auf engstem Raum in Zelten und Verschlägen ohne Wasser, Strom und
Kanalisation. Potsdam koordiniert die Arbeit des Städtebündnisses
"Sichere Häfen".
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8389: Tragisches und Kurioses - 03.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Winzer melden: Kein Tropfen Eiswein im Jahrgang 2019

Nachdem bereits in den letzten Jahren die Winter ungewohnt milde
ausgefallen waren, konnte jeweils nur sehr wenig Eiswein produziert
werden. In diesem Winter gab es jedoch überhaupt keine Fröste von
mindestens minus sieben Grad Celsius, denen die Trauben ausgesetzt
sein müssen, um zu Eiswein verarbeitet werden zu können.

Demnach war kein einziger Winzer in Deutschlands 13 Weinanbaugebieten
in der Lage, Eiswein zu produzieren. In den Annalen ist kein Winter
verzeichnet, in dem das schon einmal vorgekommen ist. Erstmals in der
Geschichte sei hierzulande die Eisweinlese völlig ausgefallen, sagte
Ernst Büscher vom Deutschen Weininstitut.

Laut SWR aktuell konnten vor einem Jahr noch in acht Gebieten Trauben
für Eiswein geerntet werden. Wenn sich die warmen Winter in den
nächsten Jahren häufen sollten, dürfte Eiswein zu einer Rarität
werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8418: Arbeit, Soziales und Familie - 03.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Trend zu niedrigerem Privatspendenaufkommen

Der Deutsche Spendenrat hat Bilanz zum Spendenverhalten der Menschen
in Deutschland gezogen. Für den Jahresbericht hatte das
Marktforschungsinstitut GfK monatliche Selbstauskünfte von 10.000
Menschen ab 10 Jahren ausgewertet. Demnach hat sich der seit 2015
anhaltende Trend eines rückläufigen Spendenaufkommens fortgesetzt.
2019 spendeten hochgerechnet 19,5 Millionen Menschen gemeinnützigen
Organisationen und Kirchen insgesamt 5,1 Milliarden Euro. Im Jahr
davor waren es 5,3 Milliarden Euro von über 20 Millionen Menschen
gewesen. Rund drei Viertel des Spendenaufkommens flossen in die
humanitäre Hilfe. Ein Viertel verteilte sich auf Not- und
Katastrophenhilfe, Hilfe bei Krankheit und Behinderung, Umwelt- und
Naturschutz, Sport und Tierschutz, Kultur- und Denkmalpflege oder
auch langfristige Entwicklungszusammenarbeit. Für die Erhebung wurden
nur die Angaben von Privatpersonen ausgewertet, nicht aber
Erbschaften, Unternehmensspenden und Großspenden ab 2500 Euro.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8395: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 03.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Indonesischer Vulkan regt sich

Daß Indonesien auf dem Pazifischen Feuerring, der geologisch
aktivsten Zone der Erde, liegt, wird mal wieder eindrücklich
unterstrichen. Wie dpa meldete, hat der als äußerst gefährlich
geltende Vulkan Merapi auf der Insel Java Asche in den Himmel
geschleudert. Die Säule stieg dabei etwa sechs Kilometer hoch. Die
Katastrophenschutzbehörde hat daher die dritthöchste Alarmstufe
ausgegeben. Es ist nicht auszuschließen, daß der Ausbruch nur der
Vorläufer einer viel größeren Eruption ist. Auf jeden Fall sollen die
Anwohner außerhalb einer Drei-Kilometer-Zone um den Gipfel erst
einmal Ruhe bewahren und sich normal verhalten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8406: Märkte und Finanzen - 03.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Tesla bekommt noch im März Fabrikgelände bei Grünheide überschrieben

Der kalifornische Autobauer Tesla wird für sein 300 Hektar großes
Fabrikgelände in Brandenburg rund 43,4 Millionen Euro bezahlen. Der
Betrag entspreche einem Quadratmeterpreis von 14,35 Euro, berichtete
der Regierungssprecher Engels am Dienstag. Demnach ist der Verkauf
des Landesgrundstücks in Grünheide an Tesla weitgehend abgeschlossen.
Der Grundbucheintrag soll noch im laufenden Monat erfolgen. Der
Spatenstich für die Autofabrik wird voraussichtlich in der zweiten
Märzhälfte stattfinden. Die endgültige Genehmigung für das Werk wird
im Sommer erwartet. Bis dahin baut Tesla auf eigenes Risiko. Sollte
die Genehmigung nicht erfolgen, muß Tesla das Grundstück in den
vorherigen Zustand zurückversetzen. Brandenburgs
Landwirtschaftsminister Axel Vogel sagte in einem Interview mit
Agra-Europe, wenn Tesla 300 Hektar Wald rode, müßten an anderer
Stelle 300 Hektar aufgeforstet werden. Tesla habe erklärt, sogar die
dreifache Fläche aufzuforsten. Die Kaufsumme für das Grundstück geht
an das Forstministerium Brandenburgs. Wirtschaftsminister Jörg
Steinbach (SPD) berichtete der "Frankfurter Allgemeinen Zeitung" vom
Montag, theoretisch könnte Tesla rund 280 Millionen Euro Förderung
vom Land bekommen. Die Entscheidung darüber liege bei der
EU-Kommission.
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WISSENSCHAFT/8418: Aus Forschung und Technik - 03.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Keine E-Transporter für die Post

Es gibt kaum einen Experten in Deutschland, der die E-Mobilität nicht
als Technologie der Zukunft einschätzt. Offenbar hat die Deutsche
Post hier noch Luft nach oben. Zumindest wirft das der Mitbegründer
des Elektrotransporter-Herstellers, Günther Schuh, dem Unternehmen
vor. Schuh hatte mit seinen Studenten der RWTH Aachen afp zufolge
2010 einen Elektrotransporter entwickelt und gemeinsam mit Achim
Kampker das Unternehmen Streetscooter gegründet. 2014 war das
Start-up von der Deutschen Post-Tochter DHL übernommen worden.
Angeblich sollte ein geeigneter E-Streetscooter entwickelt und die
Post mit ihm ausgestattet werden. Daraus wurde nichts. Statt dessen
gab Post-Chef Frank Appel vergangene Woche bekannt, daß die
Produktion noch im Laufe des Jahres komplett eingestellt werden soll.
Darauf reagierte Schuh mit einer Kritik im Handelsblatt, daß man
offenbar Amateure eingesetzt, jegliche Verbesserung verboten und auf
eine Gelegenheit gewartet habe, das Geschäft unter einem Vorwand
einzustellen.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / FAKTEN





FRAGEN/003: "Affen kommunizieren, Menschen haben Sprache" (idw)


Max-Planck-Institut für Kognitions- und Neurowissenschaften - 02.03.2020

"Affen kommunizieren, Menschen haben Sprache"



So verzückt Eltern auch sind, wenn ihr Kleines das erste Mal "Ma-Ma" oder
"Pa-Pa" brabbelt - ehe daraus Sätze entstehen, muss noch viel passieren.
Ein Prozess, der unbewusst und mit jeder Sprache einsetzt, in die ein Baby
geboren wird. Anders bei Menschenaffen. Obwohl die Tiere hochkomplexe
Fähigkeiten haben, Sprache können sie nicht. Welche Hirnstrukturen und
Gene beim Menschen den Unterschied machen, will Angela D. Friederici vom
MPI CBS herausfinden. Ein Gespräch über darüber, warum man bislang so
wenig über die Unterschiede zwischen Mensch und Affe weiß - und warum
selbst dieses Wissen durch neuere Erkenntnisse infrage gestellt werden
könnte.


Frau Friederici, warum hat nur der Mensch Sprache?

Tatsächlich wissen wir das bis heute nicht. Wir vermuten, dass es mit
bestimmten Hirnstrukturen zusammenhängt, die beim Menschen und beim
Menschenaffen unterschiedlich ausgebildet sind, und dass diese
Ausprägungen wiederum genetisch bedingt sind.

Auch Menschenaffen können miteinander kommunizieren. Was ist der
Unterschied zur menschlichen Sprache?

Das stimmt, Affen und auch Hunde und Papageien können Wörter lernen. Dabei
assoziieren sie ein abstraktes Symbol oder einen akustischen Reiz mit
einem Objekt. Lose aneinandergereihte Wörter ergeben aber noch keine
Sprache. Erst, wenn sie nach festen Regeln in endlos vielen
Kombinationsmöglichkeiten aneinander gefügt werden, ergeben sie eine
Bedeutung. Tiere schaffen das nicht, selbst unsere nächsten Verwandten
nicht. Affen kommunizieren, Menschen reden und haben Sprache. Aber
zugegeben, wir wissen bisher noch recht wenig über jene Hirnstrukturen bei
Menschenaffen, aus denen dann vermutlich beim Menschen Sprache erwächst.
Die lassen sich bei Affen nur schwer untersuchen.

Warum?

Aus zwei Gründen. Man kann Affen nicht einfach wie dem Menschen
Sprachaufgaben geben und schauen, was im Hirnscanner passiert. Außerdem
gelten bei ihnen besonders hohe ethische Standards. Sie haben ein
hochkomplexes Verhalten und sind noch dazu vom Aussterben bedroht.

Das bisherige Wissen über die Hirnstrukturen bei Schimpansen stammt daher
vor allem von Tieren in Zoos. Sie haben aber nur einen sehr beschränkten
"Sprachschatz", also eine weniger ausgeprägte Kommunikation als
Schimpansen in freier Natur. Die haben zum Teil komplexe Kombinationen aus
Lauten. Wir wollen nun herausfinden, wie aus Gehirnen, die diese Laute
produzieren, im Laufe der Evolution Gehirne entstanden sind, die
menschliche Sprache verarbeiten.

Wie wollen Sie das untersuchen?

Wir wollen zusammen mit dem Max-Planck-Institut für Evolutionäre
Anthropologie und verschiedenen Reservaten in Uganda, Gabun, der
Elfenbeinküste und im Kongo erforschen, welchen Zusammenhang es zwischen
dem Verhalten und dem Gehirn bei freilebenden Schimpansen gibt. Die Tiere
werden und wurden bereits in den vergangenen Jahren dabei beobachtet, wie
sie miteinander kommunizieren. Wenn dann ein Tier durch einen natürlichen
Tod oder im Kampf mit Artgenossen stirbt, dann untersuchen wir im
Nachhinein mithilfe von MRT-Aufnahmen, wie bei ihm anatomisch verschiedene
Hirnstrukturen ausgebildet waren. Wie sind also beim Affen die Netzwerke
im Gehirn ausgeprägt, die beim Menschen für die Sprache verantwortlich
sind. Wir wollen daraus ableiten, was mit diesen basalen
Kommunikationsstrukturen von Affen passiert ist, damit wir Menschen heute
Sprache verarbeiten können. Welche Strukturen und Verbindungen machen also
den entscheidenden Unterschied zwischen Mensch und Affe aus?

Eine für die Sprache ganz entscheidende Hirnstruktur ist der sogenannte
Fasciculus Arcuatus, eine Faserverbindung, die Sie vor einigen Jahren
entdeckt haben. Die gibt es beim Affen so nicht. Ist das nicht der
gesuchte "missing link"?

In gewisser Weise schon. Diese bogenförmige Faserverbindung verbindet beim
Menschen das Broca-Areal, das vor allem für die Grammatik zuständig ist,
mit dem Wernicke-Areal, das die Bedeutung von Wörtern verarbeitet. Beide
Regionen können über diese Faserverbindung miteinander Informationen
austauschen. Beim Schimpansen ist die Verbindung nur in Ansätzen
vorhanden.

Bisher hat man das aber nur bei Tieren in Zoos an Bildern mit sehr
geringer Auflösung erforschen können. Nicht bei Tieren, die in freier
Wildbahn leben, und auch nicht in der Detailliertheit wie es heute möglich
ist. Viele Strukturen im deutlich kleineren Schimpansengehirn konnten
daher noch nicht im Detail untersucht werden. Vor allem weiß man dort noch
nicht, in welche Areale die Verbindungen ihre Informationen genau senden.
Wir wollen nun herausfinden, ob der Fasciculus Arcuatus, der die
Sprachareale beim Menschen verbindet, tatsächlich der entscheidende
Unterschied beim Menschen ist - oder ob der bei freilebenden Tieren doch
stärker ausgeprägt ist als gedacht und es möglicherweise andere
grundlegendere Unterschiede gibt.

Inwieweit ähnelt das Gehirn von Menschenaffen dem von kleinen Kindern
bevor sie Sprache verstehen und bilden können?

Tatsächlich ist bei Menschenaffen und Kleinkindern die besagte Verbindung
zwischen Broca- und Wernicke-Areal gleichermaßen schwach ausgeprägt. Beim
Menschen setzt dann ein Prozess ein, den man Myelinisierung nennt. Indem
die Faserverbindungen benutzt werden, bauen sie eine Umhüllung aus
Membranen auf, die wie eine Isolierung wirkt. Die Informationen können so
immer schneller zwischen den einzelnen Arealen transportiert werden, die
einzelnen Sprachfähigkeiten bilden sich heraus. Die Verbindung ist beim
Menschen also von Anfang an vorhanden, aber noch nicht voll
funktionsfähig.

Sprachen vermischen sich, Zweisprachigkeit nimmt zu - spiegeln sich
heutige Veränderungen in der Sprache auch in unseren Hirnstrukturen wider?
Findet hier also Evolution im Kleinen statt?

Wir haben zwar herausgefunden, dass jede Sprache ihre eigenen Spuren in
den generell angelegten Sprachnetzwerken im Gehirn hinterlässt, egal ob
Deutsch, Englisch oder Chinesisch. Und zwar abhängig von den spezifischen
Anforderungen. Sprachen mit einer festen Wortordnung, Englisch
beispielsweise, spiegeln sich anders wider als etwa im Deutschen, wo es
eine freie Wortordnung gibt. Eine Zweisprachigkeit müsste also auch ihre
Spuren im Gehirn hinterlassen. Wie diese konkret aussieht, untersuchen wir
zurzeit. Dennoch findet hier keine Evolution im Kleinen statt. Denn alle
menschlichen Sprachen bedienen sich am generellen Sprachnetzwerk, das sie
formen.

Warum will man überhaupt so genau wissen, woher die Sprache kommt?

Schon die frühen Philosophen wollten wissen, was den Menschen vom Tier
unterscheidet. Und das treibt bis heute die Wissenschaft um. Die meisten
Dinge können Tiere auch, selbst Probleme lösen zum Beispiel. Sprache ist
da ein echtes Alleinstellungsmerkmal des Menschen. Wenn wir mehr wissen
wollen, müssen wir uns beeilen. Es gibt keine einzige Menschenaffenart,
die nicht vom Aussterben bedroht ist.

(Das Interview führte Verena Müller.)


Über das Projekt: "Die Evolution des Connectoms bei Hominiden"

Obwohl man weiß, dass Sprache eine rein menschliche Fähigkeit ist, ist
bislang noch nicht ausreichend geklärt, was den eigentlichen Unterschied
im Gehirn macht. Das bisherige Wissen über das Schimpansenhirn beruht auf
wenigen Datenpunkten mäßiger Qualität. Am Max-Planck-Institut (MPI) für
Kognitions- und Neurowissenschaften und am MPI für Evolutionäre
Anthropologie arbeiten Neurowissenschaftler und Primatologen gemeinsam
daran, die Evolution des Connectoms, der Gesamtheit aller
Faserverbindungen im Gehirn, vom Altweltaffen bis zum Menschen zu
entschlüsseln. Dabei wollen die Forscher erstmals auch die sprachähnlichen
Fähigkeiten zwischen einzelnen Affengruppen und auch einzelner Tiere mit
deren Hirnstrukturen vergleichen. Einige Gruppen sind deutlich
kommunikativer als andere, ebenso wie Tiere in freier Wildbahn als jene in
Gefangenschaft.

Dafür nutzen die Forscher MRT-Daten von Tieren, die eines natürlichen
Todes gestorben sind. Die Daten verknüpfen sie anschließend mit Ton- und
Videoaufnahmen der Tiere. Dadurch wollen sie herausfinden, ob etwa bei
besonders kommunikativen Exemplare das Gehirn besonders stark verknüpft
ist - und womöglich einige Hirnstrukturen bei Schimpansen stärker
ausgebildet sind als bislang gedacht. Erst dann ließe sich erklären, was
die eigentlichen menschlichen Eigenschaften des Gehirns sind.


Weitere Informationen unter:

https://www.cbs.mpg.de/1439730/20200204-language

- Lesen Sie auch unser neues Top-Thema "Sprache, die große Unbekannte"

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2155

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Kognitions- und Neurowissenschaften, 02.03.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. März 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / KLIMA





FORSCHUNG/509: Versorgungseisbrecher erreicht nach schwierigen Eisbedingungen die MOSAiC-Expedition (idw)


Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung -
02.03.2020

Versorgungseisbrecher erreicht nach schwierigen Eisbedingungen die
MOSAiC-Expedition



Tagelang hat festes Meereis den Fortschritt des Versorgungseisbrechers
Kapitan Dranitsyn in Richtung Nordpol verlangsamt, wo er von der
Polarstern-Crew zum zweiten Schichtwechsel der MOSAiC-Expedition erwartet
wurde.

Die Annäherung verlief dennoch stetig, bis am Freitag, den 28. Februar um
12:20 Uhr (MEZ) schließlich das Anlegemanöver der Kapitan Dranitsyn
gelang, die nun 970 Meter von der Polarstern entfernt an derselben
Eisscholle liegt. Während auf der Scholle der Austausch in vollem Gange
ist, macht sich in Russland ein weiterer Eisbrecher auf, um die Kapitan
Dranitsyn auf dem Rückweg mit zusätzlichem Treibstoff zu versorgen.

In der vergangenen Woche kam es gleich zu zwei Rekorden in der Geschichte
der Polarforschung, wie das Scott Polar Research Institute der Universität
Cambridge ermittelt hat: Am 24. Februar erreichte die Polarstern auf ihrer
Drift eine Position von 88°36' Nord, nur noch 156 Kilometer entfernt vom
Nordpol. Nie zuvor war ein Schiff im Winter so weit im Norden. Nur zwei
Tage später erreichte der russische Eisbrecher Kapitan Dranitsyn kurz vor
seinem Zusammentreffen mit Polarstern auf 88°28' Nord die nördlichste
Position auf seiner Mission. Noch nie hat es ein Schiff so früh im Jahr
aus eigenem Antrieb so weit in den Norden geschafft.

"Diese Rekorde markieren Meilensteine der MOSAiC-Expedition. Sie zeigen
den Erfolg des logistischen Konzepts und sind die Grundlage für die
einzigartigen wissenschaftlichen Messungen der Expedition" sagt Prof.
Markus Rex, Leiter der MOSAiC-Expedition vom Alfred-Wegener-Institut,
Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung (AWI) in Potsdam. "Wir
müssen den Hut ziehen vor Kapitän Alexandr Erpulev, der mit dem Eisbrecher
Kapitan Dranitsyn durch den arktischen Winter bis fast an den Nordpol
gefahren ist", ergänzt Polarstern-Kapitän Stefan Schwarze diesen
nautischen Erfolg. "Bei der aktuellen Meereissituation ist die Verzögerung
absolut im Rahmen dessen, was wir erwarten konnten", betont Rex. Er kehrte
nach den ersten Monaten der Expedition im Januar selbst mit der Kapitan
Dranitsyn aus der Arktis zurück und wird ab April wieder an Bord der
Polarstern sein.

Zusammen mit der Logistikabteilung des Alfred-Wegener-Instituts hat er in
den vergangenen Tagen die nächsten Schritte ausgearbeitet, wie der
Versorgungseisbrecher mit zusätzlichem Treibstoff versorgt werden kann. Da
die Kapitan Dranitsyn aufgrund des festen Meereises mehr Treibstoff
verbraucht hat als erwartet, wird der Eisbrecher Admiral Makarov
voraussichtlich am 3. März von Murmansk aus der Kapitan Dranitsyn
entgegenfahren, um sie im arktischen Meereis zu betanken.

Der Austausch von Crew und Material findet zu Fuß, mit Schneemobilen und
mit großen Pistenraupen statt, die schwere Schlitten ziehen. Auf
Polarstern und im Eiscamp werden die neuen Expeditionsteilnehmer von ihren
Vorgängern in die verschiedenen Arbeiten eingewiesen. Insbesondere auf dem
Eis ist dabei äußerste Vorsicht geboten, da die gefühlte Temperatur bei
Wind derzeit bis zu minus 58 Grad Celsius beträgt. Aufgrund dieser
extremen Temperaturen ist auch die Fahrtrinne der Kapitan Dranitsyn
bereits am Tag nach dem Anlegemanöver so dick zugefroren, dass sie von den
Forschern betreten werden konnte. Die Temperaturen stellen sich auch als
Herausforderung für das Umladen von Proviant dar. So müssen zum Beispiel
frische Lebensmittel in beheizten Containern transportiert werden. Zum
gegenwärtigen Zeitpunkt lässt sich noch nicht sagen, wie lange der
Austausch von Crew und Fracht dauern wird, weil auch die Kräne der Schiffe
in der Kälte nur langsam arbeiten.

Fahrtleiter Prof. Christian Haas vom Alfred-Wegener-Institut zieht kurz
vor seiner Rückreise Bilanz über den zweiten Expeditionsabschnitt. "In den
vergangenen Monaten haben wir den Winter am Nordpol kontinuierlicher und
präziser beobachten können als es jemals vorher möglich war. Die Eisdicke
hat sich seit Dezember verdoppelt auf durchschnittlich 160 Zentimeter, was
einer Wachstumsrate von ca. zehn Zentimetern pro Woche entspricht", sagt
der Meereisforscher.

Die Wissenschaftler konnten außerdem mit Hilfe von Helikopter-
Laserscannermessungen, dem Schiffsradar sowie Bojen beobachten, wie sich
das Eis deformierte und wie sich Rinnen öffneten und schlossen. Durch die
Erwärmung des Arktischen Ozeans entstehen zunehmend kleinere und dünnere
Schollen, die sich windgetrieben übereinander stapeln und so dicke
Presseisrücken von bis zu vier Metern Höhe erzeugen. Da sie sehr tief in
das Wasser hineinragen können, sind sie teilweise 20 bis 30 Meter dick.
Dieses Phänomen wurde nun zur Herausforderung für den
Versorgungseisbrecher.

Messungen auf dem Eis, an Bord und mit Ballonen ergaben dagegen, dass die
Lufttemperatur in geringer Höhe über dem Eis viel niedriger ist als in 20
Metern Höhe. In den untersten zehn Metern können Temperaturunterschiede
von mehr als 4 Grad Celsius herrschen, was unter anderem maßgeblich das
Dickenwachstum des Eises beeinflusst. Tauchgänge mit den
Unterwasserrobotern zeigten schließlich, wie sehr das Leben unter dem Eis
auch in der Polarnacht weitergeht. "Nie zuvor konnten wir Zooplankton und
Polardorsche hier oben zu dieser Jahreszeit so umfangreich erforschen. Im
Februar haben wir sogar häufiger eine Robbe unter dem Eis beobachtet, die
offenbar selbst kurz vor dem Nordpol ausreichend Nahrung findet. Auf dem
Eis haben wir außerdem wieder einen Eisbären und mehrere Polarfüchse
gesehen", fasst Christian Haas die Beobachtungen zusammen.

Die Fahrtleitung für den dritten Expeditionsabschnitt wird in den nächsten
Tagen an Prof. Torsten Kanzow vom Alfred-Wegener-Institut übergehen, der
bereits am vergangenen Mittwoch per Helikopter zur Polarstern geflogen
wurde. Diese Phase der Expedition wird unter anderem durch die Rückkehr
des Sonnenlichts geprägt sein. Schon jetzt können die Wissenschaftler
mehrere Stunden am Tag eine leichte Dämmerung wahrnehmen, die auch die
Ladearbeiten erleichtert. Das Meereis wird in den kommenden Wochen noch
kompakter, weshalb der nächste Austausch im April per Flugzeug stattfinden
soll. Dazu wurde bereits mit Hilfe von Pistenraupen eine 900 Meter lange
Landebahn auf dem Eis präpariert. Neben den Austauschflügen finden während
des dritten Fahrtabschnitts auch wissenschaftliche Missionen mit den
Forschungsflugzeugen Polar 5 und Polar 6 statt, die ihre Basis dann auf
Spitzbergen haben und voraussichtlich auch zur weiterhin driftenden
Polarstern starten werden.


Der zweite Expeditionsabschnitt in Zahlen

• Vom 13. Dezember 2019 bis zum 27. Februar 2020 ist die Polarstern
insgesamt 672 Kilometer mit der Transpolardrift vorangekommen, hat dabei
allerdings aufgrund der Schleifen und Kringel der Drift nur eine Luftlinie
von 406 Kilometern zurückgelegt.

• Der Geschwindigkeitsrekord während dieser Zeit war am 1. Februar 2020
mit 1,7 Stundenkilometern.

• Die Expedition ist auf eine Distanz von 156 Kilometer an den Nordpol
herangekommen.

• Mit Hilfe einer Pistenraupe haben Techniker eine 900 Meter lange
Landebahn angelegt.

• Die Lufttemperatur fiel am 1. Februar von für diese Jahreszeit
ungewöhnlich warmen minus 11,4 Grad auf minus 38,2 Grad Celsius. Das ist
der stärkste beobachtete Kaltlufteinbruch während des Fahrtabschnitts.

• Die Expeditionsteilnehmer haben auf dem zweiten Abschnitt 8100 Eier,
1360 kg Kartoffeln und 86 Gläser Nutella verspeist. Natürlich beschränkten
sich die Mahlzeiten aber nicht allein darauf.

• Die längste Exkursion war eine Skitour zur Wartung einer autonomen
Messstation, die etwa 10 Kilometer von der Polarstern entfernt ist. Diese
Exkursion wurde in kompletter Dunkelheit durchgeführt.

• Nur 1 Eisbär wurde auf diesem Abschnitt gesichtet - und zwar nachts,
mit einer automatischen Kamera, die zufällig ein Bild von ihm gemacht hat,
als er die Geräte an der Fernerkundungsstation beschnüffelte.

• Wegen Nebel und eines starken Schneesturms mussten die Arbeiten auf
dem Eis an 3 Tagen unterbrochen werden.

• 34,3 Terabyte Daten haben die Wissenschaftler gesammelt.


Hintergrundinformationen zu MOSAiC:

Während der MOSAiC-Expedition erforschen Wissenschaftler aus 20 Nationen
die Arktis im Jahresverlauf. Von Herbst 2019 bis Herbst 2020 driftet der
deutsche Eisbrecher Polarstern dazu eingefroren im Eis durch das
Nordpolarmeer. MOSAiC wird unter Leitung des Alfred-Wegener-Instituts,
Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung (AWI) realisiert. Damit
dieses einzigartige Projekt gelingt und möglichst wertvolle Daten gewonnen
werden, arbeiten über 80 Institute in einem Forschungskonsortium zusammen.
Das Budget der Expedition beträgt über 140 Millionen Euro.

Neuigkeiten direkt aus der Arktis gibt es über die MOSAiC-Kanäle auf
Twitter (@MOSAiCArctic) und Instagram (@mosaic_expedition) über die
Hashtags #MOSAiCexpedition, #Arctic und #icedrift.

Weitere Informationen zur Expedition auf:

www.mosaic-expedition.org

In der MOSAiC-Web-App können die Driftroute der Polarstern und die
Ereignisse vor Ort zudem live verfolgt werden:

www.follow.mosaic-expedition.org

Das Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und
Meeresforschung (AWI) forscht in der Arktis, Antarktis und den Ozeanen der
gemäßigten sowie hohen Breiten. Es koordiniert die Polarforschung in
Deutschland und stellt wichtige Infrastruktur wie den Forschungseisbrecher
Polarstern und Stationen in der Arktis und Antarktis für die
internationale Wissenschaft zur Verfügung. Das Alfred-Wegener-Institut ist
eines der 19 Forschungszentren der Helmholtz-Gemeinschaft, der größten
Wissenschaftsorganisation Deutschlands.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution188

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung, 02.03.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





FORSCHUNG/1672: Mit chiralem Licht die Elektronenkrümmung in atomaren Schichten messen (idw)


Max-Planck-Institut für Struktur und Dynamik der Materie - 02.03.2020

Rechts, links, Bananenflanke: Mit chiralem Licht die Elektronenkrümmung
in atomaren Schichten messen



Ein internationales Forschungsteam aus der Schweiz, Deutschland und den
USA hat gezeigt, dass die Berry-Krümmung - eine wichtige Eigenschaft von
Quantenmaterialien - mit chiralem Licht abgebildet werden kann. Mit neuen
theoretischen Konzepten und umfassenden numerischen Simulationen sagte das
Team die Ergebnisse der Photoemissionsspektroskopie-Experimente voraus und
zeigte, dass die daraus entstandenen Abbildungen Informationen über die
mikroskopische Struktur der elektronischen Wellenfunktionen in atomar
dünnen, zweidimensionalen Materialien enthalten. Die Arbeit des Teams ist
nun in Science Advances veröffentlicht worden.

Wir leben in einer gekrümmten Geometrie: Die Erde ist nicht flach. Dies
wird uns klar, wenn wir mit einem Flug über den Atlantik einen - laut der
flachen Landkarte - scheinbaren Umweg über Island und Grönland
beschreiben, um von Europa in die USA zu gelangen. Ähnliches geschieht mit
Elektronen in einem Material. Ihre Bewegung wird von der Berry-Krümmung
beeinflusst - einer Größe, die 1984 erstmalig in einem bedeutenden Artikel
von ihrem Namensgeber, Sir Michael Berry, beschrieben wurde.

Die Berry-Krümmung hat wichtige Auswirkungen - zum Beispiel beim
Quanten-Hall-Effekt (Nobelpreis 1985), der heutzutage der Standard für die
präzisesten Messungen der grundlegenden natürlichen Konstanten ist
(Elektronenladung, Planckkonstante). Auch die moderne Festkörperphysik
wurde durch das Konzept der Berry-Krümmung revolutioniert. Es ist eng
verwandt mit dem der Topologie, der Beschreibung jener Eigenschaften, die
konstant bleiben, wenn ein Objekt verformt, aber nicht zerrissen wird.
Heutzutage ist die Erforschung der Topologie in diversen Zweigen der
Physik eines der heißen Themen unter WissenschaftlerInnen.

Anders als im Falle der sogenannten Quantensimulatoren, wo die Abbildung
der Berry-Krümmung direkt möglich ist, wie in Hamburg gezeigt wurde,
existiert jedoch noch keine solche Imagingmethode für Festkörper. Diese
Lücke wird von den neuen Forschungsergebnissen gefüllt. Das Team schlägt
darin die Messung derBerry-Krümmung in Festkörpern mithilfe der
Photoemissionsspektroskopie vor.

Die Photoemissionsspektroskopie basiert auf dem photoelektrischen Effekt.
Für seine Beschreibung dieses Effekts wurde Albert Einstein der Nobelpreis
1921 verliehen. Heutzutage nutzen WissenschaftlerInnen hochenergetisches
Licht, das Elektronen aus einem Metall katapultieren kann, um die
sogenannte Bandstruktur zu messen. Sie bestimmt, ob ein Material
isolierend, halbleitend oder metallisch ist. Dadurch ist die
Photoemissionsspektroskopie nun eine der wichtigsten Methoden, um die
elektronischen Eigenschaften von Materialien zu bestimmen.

In der nun vorliegenden Arbeit fügt Michael Schüler - ein ehemaliger
Postdoc an der Universität Fribourg in der Schweiz, nun am SLAC und
Stanford University in den USA - zusammen mit Umberto De Giovannini vom
Max-Planck-Institut für Struktur und Dynamik der Materie (MPSD) in Hamburg
und weiteren Kollegen, der konventionellen Photoemissionsspektroskopie
einen neuen Dreh hinzu.

Laserlicht hat eine zusätzliche Eigenschaft, nämlich die Polarisation.
Zirkular polarisiertes Licht ist händisch, also links- oder rechtsdrehend.
Diese sogenannte "Chiralität" bedeutet, dass das elektromagnetische Feld
der Lichtwelle im oder gegen den Uhrzeigersinn rotiert, während das Licht
sich durch den Raum bewegt. In ihren numerischen Simulationen zeigte das
Team, dass das photoelektrische Signal für rechtdrehendes Licht anders
aussieht, als das für die linksdrehende Variante. Zudem bewiesen die
Forscher, dass dieser Unterschied direkt mit der Berry-Krümmung der
elektronischen Wellenfunktionen innerhalb des Materials zusammenhängt.

"Wir haben gezeigt, dass man mehr Informationen über die Elektronen als
nur ihre Energie und ihren Impuls entschlüsseln kann, da diese ja ohnehin
meist schon beschrieben sind", erklärt Schüler. "Wir haben die zu
erwartenden Signale für einige typische und wichtige atomar dünne
Materialien berechnet, die nun im Fokus der Quantenmaterialforschung
stehen und als mögliche Kandidaten für zukünftige Quantentechnologien
gesehen werden", fügt De Giovannini hinzu. "Wir waren überrascht, wie gut
diese Methode funktioniert und wir sind uns sicher, dass experimentelle
Fortschritte in diesen Imagingmethoden bald unser Verständnis der
topologischen Eigenschaften vertiefen werden." Dieser Vorschlag könnte die
hochpräzise Imaging-Diagnostik von neuartigen Materialien ermöglichen und
zukünftige Quantentechnologien vorantreiben, die auf der Berry-Krümmung
der Materie basieren.

Das Team erwartet, dass diese Methode auf das ultraschnelle dynamische
Regime ausgeweitet werden kann. "Wir stehen am Beginn einer
Nichtgleichgewichtsrevolution", sagt Philipp Werner, Physikprofessor in
Fribourg. "Es gibt mehrere Theorieentwürfe und einige sehr
vielversprechende erste experimentelle Nachweise von topologischen
Eigenschaften in Materialien, die durch die Anwendung von ultrakurzen
Laserpulsen auf der Femtosekundenskala verändert werden."

MPSD-Theoriedirektor �ngel Rubio erläutert: "Unsere Methode zur Abbildung
topologischer Eigenschaften kann direkt auf ultraschnelle Prozesse
erweitert werden und sollte uns wichtige Einblicke geben, wie sich mit
Licht die topologischen Eigenschaften in Quantenmaterialien steuern
lassen."


Originalpublikation:

https://advances.sciencemag.org/content/6/9/eaay2730.full

Weitere Informationen unter:

https://www.mpsd.mpg.de/426456/2020-02-sentef-berrycurvature

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1902

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Struktur und Dynamik der Materie, 02.03.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. März 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





FORSCHUNG/1671: Mit der Leerstelle zum Quantenbit (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 02.03.2020

Mit der Leerstelle zum Quantenbit



Physiker aus Würzburg haben zum ersten Mal Spinzentren experimentell in
zweidimensionalen Materialien beobachtet. Diese Zentren können als
Quantenbits funktionieren - und das möglicherweise schon bei
Raumtemperatur.

Bornitrid sieht strukturell dem Graphen zwar sehr ähnlich, hat aber völlig
andere optoelektronische Eigenschaften. Seine Bestandteile, die Elemente
Bor und Stickstoff, nehmen - wie Kohlenstoffatome im Graphen - eine
wabenartige hexagonale Struktur an. Dabei ordnen sie sich in
zweidimensionalen Schichten an, die nur eine Atomlage dick sind. Die
einzelnen Schichten sind nur schwach durch sogenannte Van-der-Waals-Kräfte
miteinander verbunden und lassen sich dementsprechend leicht voneinander
trennen.

Publikation in Nature Materials

Physikern der Julius-Maximilians-Universität Würzburg (JMU) ist es in
Zusammenarbeit mit der Technischen Universität Sydney jetzt erstmals
gelungen, in einem Bornitrid-Kristall sogenannte Spinzentren experimentell
nachzuweisen. Verantwortlich auf Würzburger Seite daran beteiligt war
Professor Vladimir Dyakonov, Inhaber des Lehrstuhls für Experimentelle
Physik VI (Energieforschung). Die Ergebnisse der Arbeit sind in der
renommierten Fachzeitschrift Nature Materials veröffentlicht.

Für ihre Experimente haben die Physiker die zweidimensionalen
Bornitrid-Gitter mit einem spezifischen Defekt versehen - einer Fehlstehle,
an der sich eigentlich ein Bor-Atom befinden müsste. Diese Leerstelle sorgt
für einen magnetischen Effekt, der in der Fachsprache Spin genannt wird.
Außerdem kann sie Licht absorbieren und emittieren. Um diesen Effekt der
Photolumineszenz detailliert zu untersuchen, haben die Würzburger
Wissenschaftler eine spezielle Methode entwickelt, bei der sowohl ein
statisches als auch ein hochfrequentes Magnetfeld zum Einsatz kommen.

Etwas Glück gehört dazu

"Wenn man die Frequenz des Wechselfeldes variiert, trifft man irgendwann
genau die Frequenz des Spins, und die Photolumineszenz ändert sich
dramatisch", erklärt Dyakonov. Ein bisschen Glück sei dabei allerdings
nötig, schließlich lasse sich nicht vorhersagen, bei welchen Frequenzen
man nach unbekannten Spin-Zuständen suchen muss. Dyakonov und sein Team
hatten diese bisher nur theoretisch vorhergesagten Zentren im Kristall
entdeckt. Sie konnten unter anderem die Spinpolarisation, also die
Ausrichtung des magnetischen Moments, des Defekts unter optischer Anregung
nachweisen - und das sogar bei Raumtemperatur.

Damit werden die Experimente auch für die technische Anwendung
interessant: Weltweit arbeiten Wissenschaftler derzeit daran, ein
Festkörpersystem zu finden, in dem der Spin-Zustand ausgerichtet, nach
Wunsch manipuliert und später optisch oder elektrisch abgefragt werden
kann. "Das von uns identifizierte Spin-Zentrum in Bornitrid erfüllt diese
Anforderungen", erklärt Dyakonov. Weil es einen Spin besitzt, Licht
absorbiert und emittiert biete es sich als Quantenbit an zum Einsatz in
der Quantensensorik und der Quanteninformation. Auch neue
Navigationstechnik könnte mit dieser Technik arbeiten, weshalb
Raumfahrtagenturen wie DLR und NASA intensiv an diesem Thema forschen.

Materialdesign wie mit Lego-Bausteinen

Für den Grundlagenforscher ist das Material noch unter einem anderen
Gesichtspunkt spannend. Seine sehr spezielle Schichtstruktur, kombiniert
mit der nur schwachen Bindung der Schichten untereinander, bietet die
Möglichkeit, verschiedene Stapelfolgen aus unterschiedlichen Halbleitern
zu konstruieren. "Platziert man dann einen Defekt, Physiker sprechen von
einer Spinsonde, in einer dieser Schichten, kann dies dabei helfen, die
Eigenschaften der angrenzenden Schichten zu verstehen, aber auch die
physikalischen Eigenschaften des gesamten Stapels zu verändern", so
Dyakonov.

In einem nächsten Schritt wollen Dyakonov und seine Mitarbeiter deshalb
unter anderem Heterostrukturen herstellen, die aus mehrschichtigen
Halbleitern mit einer Bornitrid-Schicht als Zwischenlage aufgebaut sind.
Sie sind überzeugt davon: "Wenn die atomar dünnen Schichten des
Bornitrids, die mit einzelnen Spinzentren 'dekoriert' sind, erzeugt und in
eine Heterostruktur eingebaut werden können, wird es möglich sein, die
Eigenschaften von künstlichen zweidimensionalen Kristallen, ähnlich wie
mit Lego-Bausteinen, zu designen und untersuchen".

Förderer

Diese Arbeit wurde gefördert von der Deutschen Forschungsgemeinschaft
(DFG) und der Alexander-von-Humboldt-Stiftung. Sie steht in engem Bezug
zum Exzellenzcluster ct.qmat (Würzburg-Dresden), an dem Vladimir Dyakonov
als Principle Investigator beteiligt ist.


Originalpublikation:

Initialization and read-out of intrinsic spin defects in a van der Waals
crystal at room temperature.

Andreas Gottschol et al.,

Nature Materials,

DOI: 10.1038/s41563-020-0619-6

https://www.nature.com/articles/s41563-020-0619-6

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution99
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AUSSEN/2229: Super Tuesday - Amerikanische Nabelschau


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 3. März 2020

Super Tuesday: Amerikanische Nabelschau



Anlässlich der Vorwahlen der US-Demokraten am Super Tuesday erklärt
Jürgen Trittin, Mitglied im Auswärtigen Ausschuss:

Die erste Vorentscheidung im Vorwahlkampf der US-Demokraten hat schon
vor dem heutigen Super Tuesday stattgefunden. Doch trotz der
Konsolidierung des moderaten Lagers, mit dem Rückzug von Pete
Buttigieg und Amy Klobuchar zugunsten von Joe Biden, bleibt das Rennen
offen. Die Demokraten bleiben gespalten zwischen den linken Kandidaten
Bernie Sanders und Elizabeth Warren und den verbliebenen
Establishment-Kandidaten Biden und Bloomberg.

Für Donald Trump ist das eine gute Nachricht. Je länger das Gezerre
der US-Demokraten geht, desto größer wird sein Vorsprung.

Für Europa ist das ein Problem. Unter Donald Trump sind die USA
ohnehin ein schwieriger Partner in der Außenpolitik geworden. Die
amerikanische Nabelschau im Wahlkampf macht es nicht besser.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. März 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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GESUNDHEIT/1056: Schluss mit der Stigmatisierung dicker Menschen im Gesundheitswesen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 3. März 2020

Schluss mit der Stigmatisierung dicker Menschen im Gesundheitswesen



Anlässlich des World Obestiy Day am 04. März erklärt Kirsten
Kappert-Gonther, Sprecherin für Gesundheitsförderung:

Der World Obesity Day, der Welttag der Adipositas, bietet Anlass, um
die Aufmerksamkeit auf die Diskriminierung und Stigmatisierung zu
richten, die hochgewichtige Menschen im Gesundheitswesen erfahren.
"Übergewicht" wird in Deutschland nach Kriterien der
Weltgesundheitsorganisation (WHO) durch den Body Mass Index (BMI)
ermittelt. Die Kritik an dieser Art der Messung wird zunehmend lauter.
Eine Einordnung in Gewichtsklassen nur anhand des BMI ist willkürlich
und hat keinen Mehrwert.

Über die Hälfte der deutschen Bevölkerung gilt laut Statistischem
Bundesamt als "übergewichtig" oder "adipös". Das gesellschaftliche
Klima gegenüber hochgewichtigen Menschen ist jedoch oftmals feindlich.
Davon ist auch das deutsche Gesundheitswesen im hohen Maße betroffen.
Hochgewichtige Menschen haben mit negativen Einstellungen und
Vorurteilen ihnen gegenüber zu kämpfen. Betroffene berichten, dass sie
sich in der Behandlungssituation nicht ernstgenommen fühlten oder all
ihre Symptome auf das Gewicht rückgeführt wurden. Dabei helfen Diäten
im Krankheitsfall oft nicht weiter und ersetzen keine Therapie.
Gesellschaftliche Körperideale können, insbesondere für Mädchen und
junge Frauen, gesu ndheitsgefährdend sein.

Dicke Menschen erfahren im Schnitt eine kürzere Behandlungsdauer und
ihnen werden negative Eigenschaften wie mangelnde Motivation
zugeschrieben. Zudem besteht eine materielle Versorgungslücke. Eine
optimale Versorgung hochgewichtiger Patientinnen und Patienten ist
nicht überall sichergestellt. Statt dicke Menschen zu stigmatisieren
und Patientinnen und Patienten nicht ernst zu nehmen, muss es eine
gute Versorgung für alle geben. Schuldzuweisungen zu Lasten der
Hochgewichtigen sind unangebracht und kurzsichtig. Dicke Menschen
haben wie alle anderen das Recht, im Gesundheitswesen mit Respekt und
Würde behandelt zu werden, wie auch in allen anderen Teilbereichen des
gesellschaftlichen Lebens.

 * 
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INNEN/3200: Katrin Göring-Eckardt zu Hanau/Rechtsextremismus, Flüchtlingspolitik/Griechenland, Coronavirus und Artensterben


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 3. März 2020

Katrin Göring-Eckardt zu Hanau/Rechtsextremismus, Flüchtlingspolitik/Griechenland, Coronavirus und Artensterben



Anlässlich der heutigen Fraktionssitzung nachfolgend Statements von
Katrin Göring-Eckardt, Fraktionsvorsitzende, zu den Themen
Hanau/Rechtsextremismus, Flüchtlingspolitik/Griechenland, Coronavirus
und Artensterben:

Hanau/Rechtsextremismus

"Wir werden uns heute in der Fraktionssitzung mit der Situation nach
Hanau beschäftigen. Wir haben Esra Küçük eingeladen, die
Geschäftsführerin der Allianz Kulturstiftung. Mit ihr werden wir über
Rassismus in Deutschland, die notwendigen und sinnvollen Maßnahmen und
unsere Vorschläge sprechen. Wir wollen bei der Bundesregierung einen
Rassismusbeauftragten und einen Krisenstab Rechtsextremismus
einsetzen, außerdem das Waffenrecht verschärfen. Wir müssen dafür
sorgen, dass ganz klar ist: Jeder Mensch muss in Deutschland sicher
leben können, egal, wo er herkommt, und egal, wie sie aussieht."

Flüchtlingspolitik/Griechenland

"Wir haben eine dramatische Situation in Idlib, und große Spannungen
an der griechisch-türkischen Grenze und auf den griechischen Inseln
wie beispielsweise auf Lesbos. Die Bundesregierung hat viel zu lange
nicht agiert. Humanität und Ordnung, darum muss es jetzt gehen, um die
Lage an der Grenze zwischen Griechenland und der Türkei zu beruhigen.
Ordnung heißt, dass wir selbstverständlich dafür sorgen müssen, dass
jede und jeder registriert wird, dass wir wissen, wer nach Europa
kommt. Das müssen wir gemeinsam europäisch machen. Dafür braucht es
Unterstützung der Anrainerstaaten, insbesondere Griechenlands,
finanziell und mit zusätzlichem Personal.

Die Bundesregierung muss jetzt schnellstmöglich darauf dringen, dass
es eine europäische Lösung gibt. Wir brauchen einen neuen europäischen
Verteilmechanismus. Wenn nicht alle Mitgliedsländer bereit sind, sich
an der Aufnahme von Schutzsuchenden zu beteiligen, dann durch eine
Allianz der Willigen. Das heißt: Wer kann, hilft durch Aufnahme, die
anderen beteiligen sich an der Finanzierung.

Humanität heißt, wir müssen uns um die besonders Schutzbedürftigen
kümmern. Wir haben Kapazitäten in Deutschland. Viele Kommunen haben
sich längst bereit erklärt. Wir können 5.000 besonders
schutzbedürftige Menschen aus den griechischen Flüchtlingslagern
aufnehmen, insbesondere Kinder, unbegleitete Minderjährige, Frauen,
Kranke. Das ist möglich.

Politisch bedeutet Humanität, auf die Kriegsparteien einzuwirken. Wir
brauchen einen humanitären Korridor in Idlib. Eine Versorgung der
Menschen vor Ort ist jetzt zentral. Es braucht Druck auf Russland,
beispielsweise auch mit individuellen Sanktionen, und es braucht Druck
auf Herrn Erdogan. Es darf nicht sein, dass Herr Erdogan das Leid der
Flüchtlinge missbraucht, um in Wahrheit nur seine Staatskassen
auffüllen zu wollen.

Insbesondere bei der Union scheint zu gelten, dass sie derzeit weder
Humanität noch Ordnung auf der Agenda hat, sondern nur versucht, sich
wegzuducken von dem, was in den vergangenen Jahren versäumt worden und
was heute notwendig ist. Die aktuelle Lage ist auch Ergebnis der
Versäumnisse der vergangenen Jahre. Statt sich auf eine faire
Verteilung von Schutzsuchenden zu einigen, lässt die EU Griechenland
mit den Herausforderungen allein.

Ich kann mir nicht vorstellen, dass CDU und CSU auf Dauer die
Hilfsbereitschaft von über hundert Kommunen in Deutschland ignorieren
kann oder wie es Kardinal Marx gesagt hat: Es ist nicht akzeptabel,
dass wir uns da raus halten und sagen 'Das geht uns nichts an'."

Coronavirus

"Wir wissen: Nicht hinter jedem Husten steckt Corona.

Wir haben wieder gelernt, dass es auch notwendig ist, dass in Europa
Medikamente und die entsprechenden Hilfsmittel hergestellt werden, die
im Moment zum Teil nicht zur Verfügung stehen.

In diesen Tagen beschäftigt uns natürlich auch sehr die Frage: Hat das
wirtschaftliche Auswirkungen? Die Antwort ist erst mal: Ja,
selbstverständlich hat das wirtschaftliche Auswirkungen, und zwar
nicht zu geringe. In dieser Phase kommt es erstmal darauf an, dafür zu
sorgen, dass niemand wegen des Virus in wirtschaftliche
Schwierigkeiten gerät. Man sollte da helfen, wo es jetzt notwendig
ist.

Das heißt: Jetzt geht es um gezielte Soforthilfe, wenn es zum Beispiel
zu Ausfällen wegen Lieferkettenproblemen oder zu einer Absage von
Großveranstaltungen kommt. Die Bundesregierung sollte sich dabei auf
ein Kurzarbeitergeld und Liquiditätshilfen wie Bürgschaften und
Kredite verständigen. Später kann man dann auch über ein
Konjunkturprogramm reden. Das wird man dann aber nicht nur wegen des
Coronavirus brauchen. So fordern wir schon lange und unabhängig von
der Debatte um das Virus Zukunftsinvestitionen für den Klimaschutz,
die Gestaltung der Digitalisierung und eine starke öffentliche
Infrastruktur mit Stromnetzen, schnellem Internet und vielem anderen
mehr. Aus unserer Sicht ist es ökologisch und ökonomisch sinnvoll,
Investitionen auch durch Kreditaufnahme zu finanzieren. Wer sich auf
Kosten der Zukunft an die schwarze Null klammert, handelt
verantwortungslos. Das gilt aber vollkommen unabhängig von den
wirtschaftlichen Folgen des Coronavirus."

Artensterben

"Heute ist Tag des Artenschutzes. Wir erleben das größte Artensterben
seit dem Aussterben der Dinosaurier. Jeden Tag verschwinden ungefähr
100 Arten unwiederbringlich. Die Artensterben-Krise und die Klimakrise
sind zwei Katastrophen, die unser Leben massiv beeinflussen werden.
Der heutige Tag des Artenschutzes ist ein weiterer Aufruf, um
gegenzusteuern. Ich bin froh, dass 12 europäische Länder heute nochmal
deutlich machen: Wir brauchen schärfere Klimaziele auf europäischer
Ebene. Leider ist Deutschland wieder nicht dabei gewesen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. März 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. März 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





UMWELT/1906: Tag des Artenschutzes - Auf UN-Naturschutzgipfel droht Bundeskanzlerin Merkel Blamage


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 3. März 2020

Tag des Artenschutzes: Auf UN-Naturschutzgipfel droht Bundeskanzlerin Merkel Blamage



Zum heutigen Tag des Artenschutzes erklärt Steffi Lemke, Sprecherin
für Naturschutzpolitik:

Klare Flüsse, bunte Blumenwiesen, Bienen und Vögel: eine gesunde Natur
ist für uns lebensnotwendig. Aber diese Naturvielfalt ist bedroht und
stirbt vielerorts aus. Natürliche Flüsse gibt es in Europa kaum noch,
das Insekten- und Vogelsterben ist alarmierend, Auen sind fast
komplett zerstört und die Meere werden weiter vermüllt und überfischt.

Statt zu handeln, verfehlt die Bundesregierung die Ziele ihrer
Nationalen Biodiversitätsstrategie. Die Verursacher des
Arten-Aussterbens sind die industrielle Landwirtschaft, die
Übernutzung und die Zerschneidung der Landschaft durch Flächenfraß und
die Klimakrise. Deshalb braucht es ein Sofortprogramm für eine gesunde
Natur. Das vordringlichste ist ein Neustart in der europäischen
Agrarpolitik und eine finanzielle Stärkung des Naturschutzes. Beim
Insektenschutz hat Bundesumweltministerin Schulze vor Monaten ein
Schutzprogramm angekündigt und nicht geliefert. Die Bundesminister
müssen endlich liefern - ansonsten droht Frau Merkel beim
UN-Naturschutzgipfel im September eine Blamage.

 * 
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INNEN/3553: Starke Kirchen sind wichtig für unsere Gesellschaft


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 3. März 2020

Starke Kirchen sind wichtig für unsere Gesellschaft



Heute hat die Vollversammlung der Deutschen Bischofskonferenz den
Limburger Bischof Georg Bätzing zu ihrem neuen Vorsitzenden gewählt.
Hierzu können Sie den Beauftragten für Kirchen und
Religionsgemeinschaften der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Hermann
Gröhe, gerne wie folgt zitieren:

"Herzlich gratuliere ich Bischof Georg Bätzing aus Limburg zu seiner
Wahl zum neuen Vorsitzenden der Deutschen Bischofskonferenz. Gottes
Segen für die neue Aufgabe! Starke Kirchen sind wichtig für unsere
Gesellschaft!"

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag
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ARBEIT/1902: Beschäftigte arbeiten Rekord von 62,7 Milliarden Stunden


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 3. März 2020

Beschäftigte arbeiten Rekord von 62,7 Milliarden Stunden



"Der vermeintliche Rekord hat seine Schattenseiten. Denn nicht nur das
Arbeitsvolumen, sondern auch die Anzahl der Teilzeit- und
Mehrfachbeschäftigung sowie der Krankenstand steigt, und weiterhin
werden knapp eine Milliarde Überstunden nicht bezahlt. Wir müssen
Arbeit umverteilen, und sie muss so bezahlt werden, dass alle
Beschäftigten von einer kürzeren Vollzeit gut leben können", erklärt
Susanne Ferschl, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE,
mit Blick auf die durch das IAB veröffentlichten Arbeitszeitzahlen des
Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung. Ferschl weiter:

"Besonders Frauen sind von unfreiwilliger Teilzeit, Minijobs und
Mehrfachbeschäftigung sowie Niedriglöhnen besonders betroffen. Eine
Umverteilung des Arbeitszeitvolumens durch z.B. eine Verkürzung der
wöchentlichen Höchstarbeitszeit auf 40 Stunden kommt allen
Beschäftigten zugute: Jede und Jeder hat dann mehr von der Arbeit und
vom Leben.

Es ist ein Skandal, dass - wie die Jahre zuvor - knapp eine Milliarde
Überstunden nicht bezahlt werden. Die Bundesregierung muss die vom
Europäischen Gerichtshof geforderte Auszeichnungspflicht umsetzen.
Dann wäre damit Schluss. DIE LINKE fordert, dass Anfang, Ende und
Dauer der Arbeit sowie die Pausen schnellstmöglich der
Aufzeichnungspflicht unterliegen müssen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 3. März 2020

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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AUSSEN/1973: Humanitär helfen - Flüchtlinge aufnehmen - Fluchtursachen bekämpfen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 3. März 2020

Humanitär helfen - Flüchtlinge aufnehmen - Fluchtursachen bekämpfen



"Angesichts der dramatischen Situation der Menschen an der
griechisch-türkischen Grenze und auf Lesbos fordert DIE LINKE die
Aufnahme von Flüchtlingen in Deutschland und der EU. Eine weitere
Zuspitzung der katastrophalen Zustände muss unbedingt verhindert
werden", erklärt Sevim Dagdelen, Außenexpertin der Fraktion DIE LINKE
und Mitglied im Auswärtigen Ausschuss. Dagdelen weiter:

"Die brutale Abschottungspolitik an der EU-Außengrenze und die
Aussetzung des Asylrechts sind ein eklatanter Verstoß gegen die Genfer
Flüchtlingskonvention. DIE LINKE fordert die sofortige
Wiederherstellung des Rechts auf Asyl in Europa und entschiedener
humanitärer Hilfe für Menschen in Not. DIE LINKE bekräftigt ihre
Forderung nach Aufnahme von 2000 Flüchtlingen von den griechischen
Inseln in Deutschland.

Eine substantielle Lösung der Krise wird es nur durch die Bekämpfung
der Fluchtursachen geben. Der türkische Präsident Recep Tayyip Erdogan
ist mit seinen Angriffskriegen und seiner Kooperation mit
Al-Qaida-Gruppen in Syrien Teil des Problems und nicht der Lösung. Es
wäre verheerend, ihn für seine vollkommen skrupellose Erpressungs- und
Kriegspolitik mit weiteren Finanzhilfen zu belohnen. Erdogan ist die
personifizierte Fluchtursache. Der Flüchtlingspakt mit dem Autokraten
muss gekündigt werden. Die Bundesregierung muss sich für einen
Waffenstillstand in Syrien und die Beendigung des
Regime-Change-Krieges einsetzen. Notwendig ist die Aufhebung der
Wirtschaftssanktionen, die einen Wiederaufbau Syriens blockieren,
damit nicht noch mehr Menschen zu Flüchtlingen gemacht werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 3. März 2020

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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GESUNDHEIT/1162: Zugang zu Schwangerschaftsabbrüchen muss voraussetzungsfrei werden


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 3. März 2020

Zugang zu Schwangerschaftsabbrüchen muss voraussetzungsfrei werden



"Auch 2019 wurden die meisten Schwangerschaftsabbrüche unter den
Voraussetzungen des § 218a Absatz 1 bis 3 Strafgesetzbuch (StGB)
vorgenommen. Anders ausgedrückt: 96 Prozent der Abbrüche wurden nicht
aufgrund einer medizinischen Indikation vorgenommen, sondern weil sich
die Schwangere aus welchen Gründen auch immer gegen eine Fortsetzung
der Schwangerschaft entschieden hat. Dieses Selbstbestimmungsrecht
über den eigenen Körper wird Frauen in Deutschland aber nur
eingeschränkt zugestanden, sie müssen sich vorab beraten lassen und
eine dreitägige Wartezeit einhalten. Diese bevormundende und vor allem
zeitverzögernde Praxis widerspricht der internationalen
Frauenrechtskonvention CEDAW, die von den unterzeichnenden Staaten
einen sicheren Zugang zu Schwangerschaftsabbrüchen verlangt. Für die
beharrliche Missachtung der Konvention hat das
Menschenrechtskommissariat der Vereinten Nationen die Bundesregierung
jüngst in aller Schärfe kritisiert", erklärt Cornelia Möhring,
stellvertretende Vorsitzende und frauenpolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE, zu aktuellen Zahlen des Statistischen Bundesamts
zu Schwangerschaftsabbrüchen in Deutschland. Möhring weiter:

"Deutschland muss reproduktive Rechte uneingeschränkt garantieren.
Beratungspflicht und Wartezeit müssen abgeschafft werden. Frauen
können selbst einschätzen, ob sie für ihre Entscheidungen Rat brauchen
oder nicht. Dafür brauchen sie keinen Staat, der ihnen das aufnötigt,
sondern eine gute Beratungsinfrastruktur, die sie freiwillig nutzen
können. Darüber hinaus muss dringend ein detailliertes Lagebild zur
Art der Versorgung erstellt werden, das regionale Unterschiede in den
Blick nimmt und das Verhältnis von Arztpraxen und Kliniken ausweist,
um die Versorgung langfristig planen zu können. Wie die Antwort der
Bundesregierung auf meine Kleine Anfrage zum Stand der
Versorgungssituation (BT-Drs. 19/16988) zeigt, gibt es deutliche
Hinweise auf Versorgungsengpässe und damit auf eine weitere
Einschränkung des Zugangs zu reproduktiven Rechten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 3. März 2020

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.
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RECHT/620: Menschen helfen, Grundrechte respektieren


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 3. März 2020

Menschen helfen, Grundrechte respektieren



Zur aktuellen Debatte um flüchtende Menschen an der griechischen
Grenze sagt bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE:

Die EU muss jetzt das tun, was sie schon seit vier Jahren hätte tun
sollen, statt Erdogan dafür zu bezahlen, Geflüchtete festzuhalten: Die
EU muss den Flüchtenden den Weg zu einem ordentlichen Asylverfahren
auf europäischem Boden eröffnen. Wer sein Recht auf Schutz wahrnehmen
möchte, darf davon nicht durch Frontex und griechische Grenzpolizei
gehindert werden. Es soll doch niemand glauben, dass da Menschen ohne
Not in Kälte und Tränengas vor der griechischen Grenze ausharren. Das
Schutzbedürfnis dieser Menschen sollten die europäischen
Verantwortlichen gefälligst ernst nehmen.

Die EU darf hier nicht immer den leichtesten Weg gehen. Nur weil es
unbequem ist, sich um flüchtende Menschen zu kümmern, darf man nicht
das Grundrecht auf Asyl aussetzen und zusehen, wie Menschen ertrinken
oder erfrieren. Diese Menschen haben auch Rechte nach der europäischen
Grundrechtecharta und der Genfer Flüchtlingskonvention. Das von
Deutschland maßgeblich mitgetragene Verhalten der EU in dieser Frage
ist in jeder rechtlichen und moralischen Hinsicht einfach falsch.

Wir brauchen dringend eine europäische Lösung zur Verteilung und
Versorgung geflüchteter Menschen. Diese europäische Lösung darf
Deutschland aber nicht als Ausrede für Untätigkeit missbrauchen.
Deutschland muss, gemeinsam mit einer Koalition der Willigen,
vorangehen und selbst Flüchtlinge aufnehmen. Dass Innenminister Horst
Seehofer sogar aufnahmewilligen Gemeinden die Aufnahme untersagt, ist
eine Missachtung von Grundrechten, aber auch von Menschenleben und
Menschlichkeit.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 3. März 2020

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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BUNDESTAG/9549: Heute im Bundestag Nr. 240 - 03.03.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 240

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 3. März 2020, Redaktionsschluss: 15.35 Uhr

1. Gesetzentwurf für Wohngemeinnützigkeit

2. Bessere Arbeitsbedingungen für Klinikärzte

3. Massenbriefsendungen für Vereine

4. AfD fragt nach optimaler Mitteltemperatur

5. Verbrauch von Tragetaschen

6. FDP fragt nach Turteltauben-Population



1. Gesetzentwurf für Wohngemeinnützigkeit

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat ihre Idee
einer neuen Wohngemeinnützigkeit mit einem eigenen Gesetzentwurf
untermauert. Er solle dazu beitragen, dass Menschen unabhängig von
Geldbeutel und Herkunft gleich gute Chancen auf dem Wohnungsmarkt
haben, heißt es im "Entwurf eines Gesetzes zur neuen
Wohngemeinnützigkeit" (19/17307). "Gutes Wohnen muss bezahlbar
bleiben", fordert die Fraktion. Eine Wiederauflage der
Wohnungsgemeinnützigkeit sei ein Baustein dafür.

Hinter dem Instrument stehe das Prinzip: öffentliches Geld für
öffentliche Güter. Konkret schlagen die Abgeordneten vor, dass
Wohnungsunternehmen, die gemeinnützig handeln, Steuerbefreiungen in
Bezug auf die Körperschaft-, Gewerbe-, Grund- und Grunderwerbsteuer
erhalten. Die Umsatzsteuer soll gesenkt werden. Gemeinnützige
Wohnungsunternehmen sollen weiter befugt werden, eine
Eigenkapitalrendite von 3,5 Prozent zu erwirtschaften. Gefördert
werden dabei sämtliche immobilienwirtschaftlichen Möglichkeiten von
Neubau über Vermietung bis hin zum Kauf von Belegungsrechten.

Die Wohnungen dürften dabei nur an Menschen vermietet werden, deren
Einkommen unterhalb bestimmter Grenzen liegt und die Wohnungen müssten
in Gebieten mit angespannten Wohnungsmärkten liegen.

Flankierend fordern die Abgeordneten ein Investitionsprogramm zum Bau
neuer, günstiger Wohnungen. Finanziert werden soll es maßgeblich mit
Bundesmitteln, und zwar in Höhe von drei Milliarden Euro jährlich.

 * 

2. Bessere Arbeitsbedingungen für Klinikärzte

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Arbeitsbedingungen für Klinikärzte haben sich
nach Darstellung der Bundesregierung in den vergangenen Jahren
verbessert. So habe der ärztliche Dienst in den Krankenhäusern einen
deutlichen Stellenzuwachs erfahren, heißt es in der Antwort (19/17386)
der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/17045) der
AfD-Fraktion.

Die Zahl der sogenannten Vollkräfte des ärztlichen Dienstes sei
zwischen 1991 und 2017 um 69 Prozent gestiegen, von 95.208 auf
161.208. Während Ärzte 1991 rechnerisch pro Kopf 153,1 Fälle im
Krankenhaus betreut hätten, seien es 2017 mit 120,6 Fällen etwa 27
Prozent weniger gewesen.

Wesentlich sei hierbei die Verringerung der Arbeitszeitbelastung durch
das geänderte Arbeitszeitgesetz. Damit seien überlange Dienstzeiten
von Ärzten in Kliniken eingeschränkt worden. Die Festlegung der
konkreten Arbeitsbedingungen liege jedoch in der Zuständigkeit der
Krankenhäuser beziehungsweise ihrer Träger.

 * 

3. Massenbriefsendungen für Vereine

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Kosten von Massenbriefsendungen für
gemeinnützige Organisationen, Vereine, Parteien und Kommunen
thematisiert die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/17443).
Konkret geht es den Abgeordneten um Änderungen, die
Portovergünstigungen für Dialogpost betreffen. Die Abgeordneten
befürchten signifikante Auswirkungen auf den Briefmarkt und fragen,
wie die Bundesregierung zu Handeln gedenkt.

 * 

4. AfD fragt nach optimaler Mitteltemperatur

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/LBR) Die optimale globale Mitteltemperatur ist Thema
einer Kleinen Anfrage (19/17421) der AfD-Fraktion. Die Abgeordneten
wollen darin wissen, welche globale Mitteltemperatur die
Bundesregierung als Referenz zur Bestimmung des Erfolgs und
Misserfolgs sämtlicher Klimaschutzmaßnahmen verwendet. Auch
interessiert die Fraktion, welche wissenschaftliche Begründung der
Entscheidung zugrunde liegt.

 * 

5. Verbrauch von Tragetaschen

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/LBR) Nach der "Datenerhebung zum Verbrauch von
Tragetaschen" erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/17420). Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung unter
anderem wissen, wie viele Kunststoff-Tragetaschen mit Wandstärken
zwischen 15 und 50 Mikrometern in den Jahren 2016, 2017 und 2019
verbraucht wurden. Auch interessiert die Fraktion, wie viele
Kunststoff-Tragetaschen mit einer Wandstärke von unter 15 Mikrometern
2016 und 2017 verbraucht wurden.

 * 

6. FDP fragt nach Turteltauben-Population

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/LBR) Nach Artenschutz- und Umweltschutzprogrammen, die
die Turteltaube umfassen, erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/17372). Darin möchte sie von der Bundesregierung
unter anderem erfahren, inwiefern die Turteltaube in Deutschland
geschützt ist, wie viele Turteltauben in Deutschland und Europa leben
und von welchem Rückgang der Population der Vogelart die Regierung
ausgeht. Auch interessiert die Abgeordneten, wie sich die Population
in den vergangenen zehn Jahren entwickelt hat.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 240 - 3. März 2020 - 15.35 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag
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BUNDESTAG/9548: Heute im Bundestag Nr. 239 - 03.03.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 239

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 3. März 2020, Redaktionsschluss: 14.54 Uhr

1. Kooperation mit internationalen Bahnen

2. Lärmschutz und Unfälle in Niedersachsen

3. Höchste Priorität für Fehmarnbeltquerung

4. Kostenloses WLAN in allen ICE-Zügen

5. Treibhausgas-Emissionen im Seeverkehr

6. Arbeitsweise des Europäischen Patentamts



1. Kooperation mit internationalen Bahnen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Deutschen Bahn AG (DB AG) strebt nach Angaben
der Bundesregierung seit Anfang 2018 die Erhöhung der im DB Navigator
buchbaren Verbindungen ausländischer Bahngesellschaften an. Das geht
aus der Antwort der Regierung (19/17205) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/16597) hervor. Aktuell verkaufe die
DB AG auf diesem Wege Angebote der Österreichischen Bundesbahnen (ÖBB)
inklusive des gesamten Nachtzugnetzes der ÖBB und ihrer
NightJet-Partner, Angebote der Schweizer Bundesbahnen (SBB), der
italienischen Bahngesellschaft Trenitalia, der französischen
Staatsbahn SNCF und der internationalen Bahngesellschaften Eurostar
und Thalys. Diese Verbindungen seien eigenständig oder auch in
Kombination miteinander oder mit einem DB-Ticket in einem
Buchungsschritt buchbar, heißt es.

Die DB AG beabsichtige, dieses Angebot innerhalb bestimmter
Rahmenbedingungen auszuweiten und befinde sich dazu im Austausch mit
den Bahngesellschaften von Belgien (SNCB), den Niederlanden (NS),
Dänemark (DSB), Schweden (SJ), Spanien (Renfe) und Russland (RZD),
schreibt die Regierung. Für eine darüber hinausgehende Ausweitung des
Angebots sei die DB AG in "bilateralen Branchengesprächen".

 * 

2. Lärmschutz und Unfälle in Niedersachsen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Laut Bundesregierung wurden im Jahr 2018 in
Niedersachsen rund 13,4 Millionen Euro in Lärmsanierungsmaßnahmen
investiert, davon rund 12,6 Millionen Euro in aktive und rund 0,8
Millionen Euro in passive Maßnahmen. Im Jahr 2019 hätten sich die
Investitionen auf rund 12,9 Millionen Euro belaufen. Davon seien rund
12 Millionen Euro in aktive und 0,9 Millionen Euro in passive
Maßnahmen investiert worden, heißt es in der Antwort der Regierung
(17206) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/16603). Dabei beruft sich die Bundesregierung auf Angaben der
Deutschen Bahn AG (DB AG).

Thematisiert wird in der Antwort auch das Unfallgeschehen in
Niedersachsen. Nach Kenntnis der Bundesregierung seien im Jahr 2018 in
Niedersachsen insgesamt 252.976 Straßenverkehrsunfälle polizeilich
registriert worden, heißt es. Davon seien 170.978 auf die "Übrigen
Sachschadensunfälle" entfallen, bei denen es ausschließlich zu einem
Sachschaden kam, alle Fahrzeuge fahrbereit waren und kein Einfluss von
Alkohol oder anderen berauschenden Mitteln vorlag. Bei den 252.976
Unfällen gab es der Vorlage zufolge 418 Getötete, 6.207
Schwerverletzte und 36.140 Leichtverletzte zu beklagen.

Die erfragten Daten der Straßenverkehrsunfälle für das Jahr 2019
liegen laut Bundesregierung "noch nicht in der erforderlichen
Gliederungstiefe vor".

 * 

3. Höchste Priorität für Fehmarnbeltquerung

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Eine vollumfängliche Berücksichtigung der von
Verbänden, Vereinen und Gebietskörperschaften erhobenen neun
Kernforderungen bei den beiden Teilprojekten Fehmarnsundbrücke und
Hinterlandanbindung würde nach Einschätzung der Deutschen Bahn AG (DB
AG) zu einer Verlängerung der Bauzeit von bis zu sieben Jahren führen.
Das schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/17086) auf eine
Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/16868), in der von einer
"Kostenexplosion bei der Fehmarnbeltquerung" die Rede ist. In der
Antwort heißt es: Die Bundesregierung habe dem Deutschen Bundestag die
Umsetzung der Vorzugsvariante ohne den in den Kernforderungen
enthaltenen übergesetzlichen Lärmschutz empfohlen.

Eine niedrigere Priorisierung des Projektes lehnt die Regierung der
Vorlage zufolge ab. Die Verbindung über den Fehmarnbelt mit ihren
Hinterlandanbindungen sei eines der bedeutendsten
Infrastrukturprojekte in Nordeuropa, heißt es. Sie sei Bestandteil des
transeuropäischen Verkehrsnetzes (TEN-V) und gehört zum
TEN-Kernnetzkorridor Skandinavien - Mittelmeer. In einer Mitteilung
der Europäischen-Kommission (KOM) vom 7. Januar 2014 werde sie zu den
fünf wichtigsten grenzüberschreitenden Verbindungen in der
Europäischen Union gezählt, schreibt die Regierung. Es handle sich um
das einzige Bedarfsplanvorhaben mit rechtsverbindlich festgelegtem
Realisierungsrahmen. Aus dem bestehenden Staatsvertrag mit dem
Königreich Dänemark und dem vom Deutschen Bundestag beschlossenen
Vertragsgesetz leite sich für den Bund die höchste Priorität für das
Vorhaben ab, heißt es in der Antwort.

 * 

4. Kostenloses WLAN in allen ICE-Zügen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) In Deutschland sind nach Angaben der Bundesregierung
94,5 Prozent des Schienennetzes mit LTE/4G versorgt. Das geht aus der
Antwort (19/17189) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/16872)
hervor. Die Regierung beruft sich in der Antwort auf Daten aus dem
Breitbandatlas des Bundes (Datenstand Mitte 2019).

Nach Auskunft der Deutschen Bahn AG (DB AG) habe im Jahr 2019 auf 23,3
Prozent der von der DB Regio AG gefahrenen Personenkilometer ein
kostenloser WLAN-Zugang zur Verfügung gestanden, heißt es weiter. 100
Prozent der 295 ICE-Züge des Fernverkehrs hätten 2019 über kostenloses
WLAN in der 1. und 2. Klasse verfügt. "Die ICE-Züge haben 2019 rund 73
Prozent der Personenkilometer-Gesamtleistung der DB Fernverkehr
erbracht", schreibt die Regierung. Die technische Verfügbarkeit des
WLAN-Systems habe im Jahresdurchschnitt 2019 deutlich über 97 Prozent
gelegen, heißt es in der Antwort.

Auf die Nachfrage, ob die Mobilfunkbetreiber ihrer Verpflichtung
nachgekommen sind, bis zum 31. Dezember 2019 eine vollständige
Mobilfunkabdeckung an den ICE-Trassen zu erreichen, teilt die
Bundesregierung mit: "Nach Angaben der Mobilfunknetzbetreiber konnten
die Hauptverkehrswege (Autobahnen und ICE-Trassen) zum Jahresende 2019
noch nicht in vollem Umfang versorgt werden." Verzögerungen hätten die
Mobilfunknetzbetreiber mit externen Einflüssen, wie zum Beispiel
fehlende Vermietbereitschaft an potentiellen Standorten, fehlende
Baugenehmigungen sowie mit Denkmal-, Natur- und Umweltschutz
begründet. "Darüber hinaus verweisen die Mobilfunkunternehmen auf
unterschiedliche Rechtsansichten zum Inhalt der Versorgungsauflage,
die Gegenstand laufender Gerichtsverfahren sind", heißt es in der
Antwort. Die Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas,
Telekommunikation, Post und Eisenbahnen prüfe derzeit die Angaben der
Mobilfunknetzbetreiber, schreibt die Regierung.

 * 

5. Treibhausgas-Emissionen im Seeverkehr

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Im internationalen Warenverkehr verursachen laut
Bundesregierung der Seeverkehr und der Schienenverkehr geringere
Treibhausgas-Emissionen als andere Verkehrsträger. Das geht aus der
Antwort der Regierung (19/17169) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/16904) hervor.

Zur Verringerung der Treibhausgase seien stets technische und
betriebliche Maßnahmen notwendig, heißt es in der Antwort weiter. Der
Meeresumweltausschuss der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation
(IMO) habe unter Zustimmung der 174 Mitgliedstaaten der IMO einen
Emissionsminderungspfad festgelegt. Dieser stehe im Einklang mit den
Zielen des Pariser Klimaübereinkommens. "Die Erarbeitung geeigneter
und ergebnisorientierter Maßnahmen zur Umsetzung der Auftaktstrategie
zur Reduktion von Treibhausgas-Emissionen der internationalen
Seeschifffahrt bildet den aktuellen Schwerpunkt der Tätigkeit der
Bundesregierung in diesem Bereich", heißt es in der Antwort.

Für das Erreichen der Klimaschutzziele, die die Staatengemeinschaft
mit dem Abkommen von Paris angenommen haben, sei eine Reduzierung der
Treibhausgas-Emissionen des gesamten internationalen Seeverkehrs
erforderlich. "Eine mögliche Ausweitung des europäischen
Emissionshandels auf den Schifffahrtsbereich müsste zunächst im
Hinblick auf die damit erreichbaren konkreten Emissionsreduktionen
sowie mittel- und langfristig ausreichende Anreize zur Nutzung
kohlenstoffarmer und kohlenstofffreier Kraftstoffe und die damit
insgesamt verbundenen Vor- und Nachteile analysiert werden", schreibt
die Bundesregierung.

 * 

6. Arbeitsweise des Europäischen Patentamts

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Mit dem Europäischen Patentamt (EPA) beschäftigt
sich eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/17383). Die Abgeordneten
wollen von der Bundesregierung unter anderem wissen, ob sie Kenntnis
von dem in der Presse veröffentlichten Vorwurf des Qualitätsverlustes
bei der Patentanmeldungsprüfung und der Patentvergabe gegenüber dem
unter dem damaligen Management stehenden EPA hat und wie sie diesen
beurteilt. Weiter fragen sie, ob nach Ansicht der Bundesregierung in
Fragen des Finanzmanagements und des Umgangs mit Mitarbeitern beim EPA
Defizite bestehen und, wenn ja, wie sie diesbezüglich Maßnahmen
ergreifen will. Abschließend erkundigen sich die Fragesteller, ob die
Bundesregierung plant, politische wie rechtliche Konsequenzen zu
ziehen, für den Fall, dass die Vorwürfe gegenüber dem EPA unter dem
neuen Management weiterbestehen.

Das EPA, das als Exekutivorgan der Europäischen Patentorganisation
(EPO) mit Sitz in München die Aufgabe habe, Patentanmeldungen zu
prüfen und europäische Patente zu erteilen, habe sich in jüngerer
Vergangenheit einer breiten Kritik ausgesetzt gesehen, heißt es in der
Anfrage. Diese habe von der angekündigten Verwendung der finanziellen
Mittel über die Qualitätsstandards der Patente, die Behandlung der
Mitarbeiter bis hin zu einer mangelnden Unabhängigkeit der
Beschwerdekammern gereicht. Die Bundesrepublik trage als Teil der EPO
eine Mitverantwortung für das EPA.

 * 
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BUNDESTAG/9547: Heute im Bundestag Nr. 238 - 03.03.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 238

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 3. März 2020, Redaktionsschluss: 13.32 Uhr

1. Keine Beschlagnahme von BAMF-Asylakten

2. Vollsperrung bei Ausbau der Gäubahn

3. Kurdisches Flüchtlingslager im Irak

4. Allianz für Klima und Entwicklung

5. Auslegungsfragen zur Umsatzsteuer

6. Zahl rechtsextremer Aufmärsche erfragt



1. Keine Beschlagnahme von BAMF-Asylakten

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Im Zusammenhang mit der Festnahme eines
Kooperationsanwalts der Deutschen Botschaft in Ankara sind in dessen
Wohnung keine deutsche Asylakten von den türkischen Behörden
beschlagnahmt worden. Das schreibt die Bundesregierung in der Antwort
(19/17358) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/16551). Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF)
übermittle keine Asylakten an das Auswärtige Amt, sondern ausgewählte
Informationen, die für die Prüfung von Asylanträgen erforderlich sind.
Das Auswärtige Amt prüfe und beantworte diese Informationsanfragen im
Rahmen der Amtshilfe in eigener Verantwortung. Die
Kooperationsanwälte, die für das Auswärtige Amt arbeiten, erhielten
lediglich die für eine Recherche notwendigen Informationen wie
beispielsweise Name, Vorname, gegebenenfalls Geburtsdatum und eine
türkische Sozialversicherungsnummer. "Adressen in Deutschland werden
in keinem Fall mitgeteilt. Weder besteht eine direkte Kommunikation
zwischen dem BAMF und den Kooperationsanwälten noch haben diese
Einsicht in oder Zugriff auf Asylakten des BAMF."

 * 

2. Vollsperrung bei Ausbau der Gäubahn

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Während des Ausbaus der Gäubahn zwischen Stuttgart
und Zürich auf dem Streckenabschnitt Horb - Neckarhausen sind laut
Bundesregierung Einschränkungen erforderlich, "insbesondere bei der
Herstellung des Oberbaus für den zweigleisigen Abschnitt". Das geht
aus der Antwort der Regierung (19/17210) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/16652) hervor. Im Jahr 2023 sei
vorgesehen, eine mehrmonatige Vollsperrung durchzuführen, um den
Unterbau und Oberbau sowie die Ausrüstungsgewerke zum Ausbau auf die
Zweigleisigkeit herzustellen, teilt die Regierung in der Antwort mit.

Auf die Frage, ob die Bundesregierung die Minimierung der
Totalsperrungen und das Bauen "unter dem rollenden Rad" zur Bedingung
bei diesem Ausbauvorhaben gemacht hat, heißt es in der Antwort: Die
Entscheidung über ein optimales und unter Berücksichtigung der
verkehrlichen Erfordernisse wirtschaftliches Bauverfahren treffe die
DB Netz AG als Vorhabenträgerin.

Ziel des zweigleisigen Ausbaus des Streckenabschnitts Horb -
Neckarhausen ist den Angaben zufolge eine Kapazitätsausweitung, "die
sich auf alle Verkehrsarten (Fernverkehr, Nahverkehr und Güterverkehr)
positiv auswirkt und die Betriebsqualität auf der Gäubahn verbessert",
schreibt die Bundesregierung. Eine Fahrzeitverkürzung für den
Fernverkehr entstehe gegebenenfalls nur durch den Wegfall oder die
Verkürzung von Wartezeiten bei Zugkreuzungen.

Was den zweigleisigen Ausbau Rottweil - Neufra und den Ausbau für die
vollständige Güterverkehrstauglichkeit der Strecke angeht, so befinden
sich die Vorhaben der Antwort zufolge in den Leistungsphasen 1 und 2
der Planung. Eine Prognose zu Beginn und Ende der Bauarbeiten sei
aufgrund der frühen Planungsphase derzeit nicht möglich, heißt es in
der Vorlage.

 * 

3. Kurdisches Flüchtlingslager im Irak

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der Situation im kurdischen Flüchtlingslager
Machmur im Irak erkundigt sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen
Anfrage (19/17400). Die Abgeordneten fragen darin unter anderem nach
der Zahl der dort lebenden Menschen und nach deren Staatsbürgerschaft.

 * 

4. Allianz für Klima und Entwicklung

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Auf welche Summe sich nach Kenntnis der
Bundesregierung das Gesamtbudget der Allianz für Entwicklung und Klima
für die Gesamtlaufzeit von 2019 bis 2021 beläuft, will die
AfD-Fraktion mittels einer Kleinen Anfrage (19/17312) erfahren.
Außerdem wollen die Abgeordneten wissen, welche Pläne die
Bundesregierung für die Allianz nach Ende der Projektlaufzeit hat und
welche Kriterien der Anforderungskatalog für die Projekte enthält.

 * 

5. Auslegungsfragen zur Umsatzsteuer

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Berichte über Auslegungsprobleme für die Kommunen
beziehungsweise juristischen Personen des öffentlichen Rechts im
Zusammenhang mit dem Paragraphen 2b des Umsatzsteuergesetzes sind
Thema einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/17309). Die
Bundesregierung soll zu verschiedenen Aspekten dieses Themas Stellung
nehmen.

 * 

6. Zahl rechtsextremer Aufmärsche erfragt

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um rechtsextreme Demonstrationen im vierten Quartal
2019 geht es in einen Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/17414). Unter anderem wollen die Abgeordneten wissen, wie viele
öffentliche Auftritte der extremen Rechten in diesem Zeitraum
stattfanden und bei welchen davon es zu Straftaten kam.

 * 
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BUNDESTAG/9546: Heute im Bundestag Nr. 237 - 03.03.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 237

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 3. März 2020, Redaktionsschluss: 12.54 Uhr

1. Rechenschaftsberichte vorgelegt

2. Geringere Fehlerquote bei EU-Fördermitteln

3. Externe Qualitätskontrolle der GIZ

4. Luftverkehrsabkommen mit Moldawien

5. Leistungen an UN-Entwicklungsprogramm

6. Rechtsextreme Musikveranstaltungen



1. Rechenschaftsberichte vorgelegt

Bundestagsnachrichten/Unterrichtung

Berlin: (hib/PK) Die Rechenschaftsberichte von Bündnis 90/Die Grünen,
AfD, FDP und CSU (1. Teil, Bundestagsparteien, Band III) liegen für
das Kalenderjahr 2018 als Unterrichtung (19/17350) des
Bundestagspräsidenten vor. Die Zusammenstellung beinhaltet die
Vermögensbilanz einschließlich der an die Partei geflossenen Spenden.

 * 

2. Geringere Fehlerquote bei EU-Fördermitteln

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die durch den Europäischen Rechnungshof (ERH)
jährlich ermittelte Gesamtfehlerquote bei der Vergabe von
Fördermitteln durch die EU ist von 4,4 Prozent im Jahr 2014 auf 2,6
Prozent im Jahr 2018 gesunken. Das geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/17335) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/16709) hervor. Dies zeige, dass die zwischenzeitlich ergriffenen
Maßnahmen zur Verbesserung des Finanzmanagements der EU und der
Mitgliedstaaten wirken. Zu den Maßnahmen auf EU-Ebene gehöre unter
anderem die kontinuierliche Verbesserung der EU-Vorschriften über das
Verwaltungskontrollsystem. Rechtlicher Ankerpunkt des
Verwaltungskontrollsystems sei die Haushaltsordnung der EU. Sie sei
zuletzt 2018 maßgeblich überarbeitet worden. Eine Verbesserung der
Kontrollvorschriften sei zuvor mit Blick auf die auslaufende
Förderperiode im Rahmen der Überarbeitung der Haushaltsordnung im Jahr
2012 vorgenommen worden. "So wurde zum Beispiel a) die jährliche
Rechnungslegung eingeführt, b) erstmals die Anforderung an die
Mitgliedstaaten aufgestellt, wirksame Betrugsbekämpfungsmaßnahmen als
Bestandteil des Verwaltungskontrollsystems vorzusehen sowie c) ein
strenges Verfahren zur Notifizierung ('Designieren') des
mitgliedstaatlichen Verwaltungskontrollsystems gegenüber der
Europäischen Kommission eingeführt", schreibt die Bundesregierung.

 * 

3. Externe Qualitätskontrolle der GIZ

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung sieht, anders als die
AfD-Fraktion, keinen Anlass, anhand der Feststellungen der Externen
Qualitätskontrolle 2017 der Gesellschaft für Internationale
Zusammenarbeit (GIZ) an den bestehenden Kontrollinstrumenten zur
Verhinderung von Korruption und sonstigen Mittelfehlverwendungen zu
zweifeln. Die Externe Qualitätskontrolle untersuche und beurteile
ausschließlich die Qualität der Dokumente, wie etwa Modulvorschläge
oder Vorhabenberichte, sowie die vorgabenkonforme Durchführung von
Vorhaben, evaluiere die Vorhaben selbst jedoch nicht, betont sie in
einer Antwort (19/17370) auf eine Kleine Anfrage (19/12525) der
Fraktion. "Die Externe Qualitätskontrolle ist ausdrücklich weder ein
Instrument der Korruptionsbekämpfung noch der Kontrolle einer
ordnungsgemäßen Mittelverwendung", heißt es darin. Ebenso wenig
evaluiere sie die Wirksamkeit eines einzelnen Vorhabens. Hierfür
stünden andere wirkungsvolle Instrumente zur Verfügung, "die gezielt
auch diese Aspekte beurteilen".

 * 

4. Luftverkehrsabkommen mit Moldawien

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Ein Luftverkehrsabkommen der Europäischen Union und
der Republik Moldawien thematisiert die AfD-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/17426). Mit Blick auf den Transnistrien-Konflikt
erkundigen sich die Abgeordneten darin unter anderem danach, welcher
Nutzen sich nach Auffassung der Bundesregierung für die Europäische
Union und ihre Mitgliedstaaten daraus ergebe, "Abkommen mit
Regierungen als Vertragspartner bezüglich Gebieten zu schließen, die
zumindest in Teilen außerhalb der Kontrolle der jeweiligen Regierung
und damit des Vertragspartners sind".

 * 

5. Leistungen an UN-Entwicklungsprogramm

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die Leistungen Deutschlands an das
Weltentwicklungsprogramm der Vereinten Nationen (UNDP) sind Thema
einer Kleinen Anfrage (19/17270) der AfD-Fraktion. Außerdem erkundigen
sich die Abgeordneten darin nach Projekten, die mit zweckgebundenen
freiwilligen Mitteln aus den Ressorts der Bundesregierung seit 2005
finanziert wurden.

 * 

6. Rechtsextreme Musikveranstaltungen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Zahl der Musikveranstaltungen der extremen
Rechten im vierten Quartal 2019 will die Fraktion Die Linke erfahren.
Zudem erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/17415) unter
anderem danach, von wie vielen Personen die einzelnen
Konzertveranstaltungen besucht wurden.

 * 
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BUNDESTAG/9545: Heute im Bundestag Nr. 236 - 03.03.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 236

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 3. März 2020, Redaktionsschluss: 12.02 Uhr

1. Ermittlungen im Fall Changoschwili

2. Binnenvertriebene in Nordsyrien

3. Aufklärung von Korruptionsvorwürfen

4. Umsatz mit Medizinalcannabis steigt

5. Kooperation mit Baumpflanz-Initiative

6. Umgang mit Mittelfehlverwendungen

7. Verhandlungen mit Partnerstaaten



1. Ermittlungen im Fall Changoschwili

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Im Fall des in Berlin im August 2019 erschossenen
Selimchan Changoschwili hat der Generalbundesanwalt die Übernahme des
Verfahrens von der Staatsanwaltschaft Berlin auf einen Anfangsverdacht
gestützt. Wie die Bundesregierung in der Antwort (19/17359) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/16753) schreibt, bestehen
aufgrund der Ermittlungen "zureichende tatsächliche Anhaltspunkte dass
der Beschuldigte W. S. alias W. K. den Mordanschlag in staatlichem
Auftrag (entweder staatlicher Stellen der Russischen Föderation oder
solcher der Tschetschenischen Republik als Teil der Russischen
Föderation) ausführte".

 * 

2. Binnenvertriebene in Nordsyrien

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Nach Angaben internationaler Hilfsorganisationen
halten sich in Nordostsyrien insgesamt rund 112.000 Menschen in Lagern
für Binnenvertriebene und Flüchtlinge auf, davon etwa 7.300
Binnenvertriebene aus dem Gebiet zwischen Ras al Ain und Tal Tamer
sowie um die 1.000 Binnenvertriebene aus dem Distrikt Tal Abyiad. Wie
die Bundesregierung in der Antwort (19/17357) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Die Linke (19/16762) schreibt, halten sich in den
Distrikten Afrin, Azaz, Al Bab und Jarablus des Gouvernorats Aleppo
nach Angaben der Vereinten Nationen (VN) etwa 170.000 Menschen in
Flüchtlingslagern, informellen Zeltsiedlungen und
Gemeinschaftsunterkünften auf (Stand: November 2019). Im Rahmen der
türkischen Militäroperation in Nordost-Syrien seien nach Angaben der
VN mehr als 200.000 Menschen vertrieben worden, von denen rund 129.000
inzwischen zurückgekehrt seien. "Rund 70.000 Menschen sind weiterhin
vertrieben. Sie sind nach VN-Angaben größtenteils bei Verwandten oder
Bekannten, teilweise auch in informellen Lagern und Sammelunterkünften
untergekommen."

 * 

3. Aufklärung von Korruptionsvorwürfen

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) "Einfluss der Republik Aserbaidschan in Deutschland
und auf deutsche Politiker" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der
AfD-Fraktion (19/17402). Darin beziehen sich die Abgeordneten auf den
Abschlussbericht einer Untersuchungskommission im Auftrag des
Europarates zu Korruptionsvorwürfen gegen Politiker der
Parlamentarischen Versammlung und deren Beziehungen zu Aserbaidschan
("Kaviar-Diplomatie"). Laut Bericht seien auch zwei Mitglieder und ein
ehemaliges Mitglied des Bundestags von Vorwürfen betroffen. Die
Bundesregierung soll unter anderem Auskunft geben zur
Entwicklungszusammenarbeit mit Aserbaidschan und zur Länderstrategie
sowie zur Aufklärung der Korruptionsvorwürfe.

 * 

4. Umsatz mit Medizinalcannabis steigt

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Der Umsatz mit Medizinalcannabis ist im vergangenen
Jahr deutlich gestiegen. Zwischen Januar und Oktober 2019 erhöhte sich
der Umsatz von rund 8,2 Millionen auf rund 12,4 Millionen Euro oder
rund 52 Prozent, wie aus der Antwort (19/17363) der Bundesregierung
auf eine Kleine Anfrage (19/17030) der FDP-Fraktion hervorgeht.

Die Bundesregierung gehe davon aus, dass der Bedarf an
Medizinalcannabis aus dem geplanten Anbau in Deutschland sowie über
Importe gedeckt werden könne. Cannabisblüten werden den Angaben
zufolge derzeit aus den Niederlanden, Kanada und Portugal importiert,
Cannabisextrakte kommen aus Kanada.

Der Wirkstoff des Fertigarzneimittels Sativex wird im Vereinigten
Königreich hergestellt. Für das Arzneimittel Canemes sind
Wirkstoffhersteller in Deutschland und Österreich gemeldet.

 * 

5. Kooperation mit Baumpflanz-Initiative

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die Zusammenarbeit des Bundesministeriums für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) mit der
"Plant-for-the-Planet"-Initiative, die weltweit Menschen motivieren
will, Bäume zu pflanzen, interessiert die AfD-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/17261). So wollen die Abgeordneten wissen, mit
welchen Finanzmitteln das BMZ die Initiative seit 2011 gefördert hat
und in welcher Weise weitere Ressorts der Bundesregierung mit dieser
kooperieren. Außerdem fragen sie, wie die Bundesregierung die Vorwürfe
bewertet, die Initiative habe fehlerhafte Daten über Baumpflanzungen
"in einem relevanten Umfang" verbreitet. Die Fragesteller berufen sich
dabei auf eigene Zeitungsrecherchen.

 * 

6. Umgang mit Mittelfehlverwendungen

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Unter welchen Umständen eine bewusst oder unbewusst
fehlerhafte und/oder missbräuchliche Verwendung von Mitteln der
deutschen Entwicklungszusammenarbeit zu einer Mittelrückforderung
führt, will die AfD-Fraktion mittels einer Kleinen Anfrage (19/17310)
erfahren. Außerdem fragen die Abgeordneten nach konkreten Fällen und
dem Umgang damit.

 * 

7. Verhandlungen mit Partnerstaaten

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Nach dem Ablauf von Regierungsverhandlungen über die
entwicklungspolitische Zusammenarbeit der Bundesrepublik Deutschland
mit Partnerstaaten erkundigt sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/17311). Unter anderem wollen die Abgeordneten wissen,
welche (völker-)rechtlichen Vorgaben bei der Planung und Durchführung
Anwendung finden und welche Regierungsverhandlungen für das Jahr 2020
bereits abschließend geplant sind.

 * 
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BUNDESTAG/9544: Heute im Bundestag Nr. 235 - 03.03.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 235

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 3. März 2020, Redaktionsschluss: 10.08 Uhr

1. Keine Angaben zu steuerlichen Einzelfällen

2. Umsetzung der Digitalstrategie

3. Gefälschte Dokumente bei Einreise

4. SPNV-Streckenreaktivierung Ländersache

5. Ausbaubedarf bei Ladeinfrastruktur

6. Übergriffe auf Flüchtlingsunterkünfte

7. Aufnahme von Kontingentflüchtlingen



1. Keine Angaben zu steuerlichen Einzelfällen

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Kompetenz zur Verwaltung und zum Vollzug von
Ertragsteuern liegt nach der verfassungsrechtlichen
Kompetenzverteilung bei den Finanzbehörden der Länder. Daher nehme das
Bundesministerium der Finanzen zur Bearbeitung einzelner Steuerfälle
unter Verweis auf das Steuergeheimnis nicht Stellung, heißt es in
einer Antwort der Bundesregierung (19/17341) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Die Linke (19/16981), die sich nach dem Verhalten der
Hamburger Finanzbehörde im Zusammenhang mit Cum-Ex-Geschäften
erkundigt und dazu Nachfragen zur Antwort der Bundesregierung auf eine
Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache 19/852 gestellt hatte.

 * 

2. Umsetzung der Digitalstrategie

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um Maßnahmen zur Umsetzung der Digitalstrategie der
Bundesregierung geht es in deren Antwort (19/17360) auf eine Kleine
Anfrage der AfD-Fraktion (19/14295). Der Fraktion zufolge waren "in
der Umsetzungsstrategie der Bundesregierung ,Digitalisierung
gestalten'" als ein Umsetzungsschritt die Berücksichtigung der Cyber-
und Informationssicherheit bei allen Maßnahmen der Umsetzungsstrategie
angekündigt. In ihrer Antwort führt die Bundesregierung aus, dass
Sicherheit "eine grundlegende Voraussetzung für nachhaltige und
erfolgreiche Digitalisierung" sei. Sie werde daher in allen
Handlungsfeldern und Maßnahmen berücksichtigt.

 * 

3. Gefälschte Dokumente bei Einreise

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion will von der Bundesregierung
erfahren, in wie vielen Fällen der Einreise in die Bundesrepublik seit
dem Jahr 2010 gefälschte Ausweisedokumente festgestellt worden sind.
Ferner erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/17430) unter
anderem danach, in wie vielen Fällen aufgrund von gefälschten
Ausweisdokumenten Strafanzeige erstattet wurde.

 * 

4. SPNV-Streckenreaktivierung Ländersache

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Im Rahmen des Zukunftsbündnisses Schiene wird laut
Bundesregierung untersucht, "welche kleinen und mittleren Maßnahmen
die Kapazitätssituation im deutschen Schienennetz verbessern können".
Dies umfasse auch Reaktivierungen, heißt es in der Antwort der
Regierung (19/17077) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/16598). Reaktivierungen, die jedoch ausschließlich
oder überwiegend dem Schienenpersonennahverkehr (SPNV) dienen, fielen
in die Zuständigkeit der Länder, macht die Bundesregierung deutlich.

 * 

5. Ausbaubedarf bei Ladeinfrastruktur

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Planung der Ladeinfrastruktur für
Elektrofahrzeuge erfolgt laut Bundesregierung mit Hilfe des
"StandortTOOL" des Bundesministeriums für Verkehr und digitale
Infrastruktur (BMVI). Das StandortTOOL berechne den
Ladeinfrastrukturbedarf aus Nutzersicht und berücksichtige den
weiteren Ausbaubedarf bis 2030, heißt es in der Antwort der Regierung
(19/17076) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/16670).

Um die Klimaziele im Verkehr bis 2030 erreichen zu können, bedürfe es
ausweislich des Klimaschutzprogramms 2030 der Bundesregierung sieben
bis zehn Millionen E-Fahrzeuge, heißt es weiter. Der Abschätzung des
künftigen Bedarfs an Ladeinfrastruktur liege eine Relation von
Ladepunkten und Fahrzeuganzahl zugrunde. Die Europäische Richtlinie
für den Ausbau der Infrastruktur für alternative Kraftstoffe (AFID)
gebe dabei ein Verhältnis von 1:10 an (ein Ladepunkt versorgt zehn
Fahrzeuge), schreibt die Regierung.

 * 

6. Übergriffe auf Flüchtlingsunterkünfte

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Proteste gegen und Übergriffe auf
Flüchtlingsunterkünfte im vierten Quartal 2019" sind Thema einer
Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/17428). Darin erkundigt sie
sich danach, zu wie vielen "Überfällen, Anschlägen,
Sachbeschädigungen, tätlichen Angriffen" auf Flüchtlingsunterkünfte
sowie auf Flüchtlinge außerhalb ihrer Unterkunft es von Anfang Oktober
bis Ende Dezember vergangenen Jahres gekommen ist. Auch möchten sie
unter anderem wissen, wie häufig Kinder Opfer solcher Angriffe wurden.

 * 

7. Aufnahme von Kontingentflüchtlingen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Aufnahme von ,Kontingentflüchtlingen' durch den
sogenannten EU-Türkei Deal von 2016" lautet der Titel einer Kleinen
Anfrage der AfD-Fraktion (19/17429). Wie die Fraktion darin aufführt,
stimmte der Europäische Rat am 18. März 2016 einstimmig für ein
EU-Türkei-Abkommen. Ein zentraler Punkt dieses Abkommens sei das
sogenannte 1:1-Umsiedlungsverfahren, das vorsehe, "dass für jeden
Migranten, der aus der EU in die Türkei zurückgewiesen wird, ein Syrer
über ein ,legales Verfahren' in die EU einreisen darf und an die
Mitgliedstaaten verteilt wird". Dieser Mechanismus greife seit April
2016 und basiere auf freiwilliger Aufnahme durch die EU
Mitgliedstaaten. Wissen will die Fraktion unter anderem, wie viele der
"Kontingentflüchtlinge" Deutschland bisher "im Rahmen des
EU-Türkei-Deals vom März 2016" aufgenommen hat.

 * 
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BUNDESTAG/9543: Heute im Bundestag Nr. 234 - 02.03.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 234

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 2. März 2020, Redaktionsschluss: 17.20 Uhr

1. Umstrittener Vorschlag zu Managerhaftung

2. Experten sehen Gefahren für Demokratie

3. Digitalisierung der Ausbildung im Betrieb



1. Umstrittener Vorschlag zu Managerhaftung

Recht und Verbraucherschutz/Anhörung

Berlin: (hib/MWO) Kaum Zustimmung bei den Sachverständigen hat ein
Gesetzentwurf der AfD-Fraktion zur Änderung des Aktiengesetzes
(19/8233) bei einer öffentlichen Anhörung im Ausschuss für Recht und
Verbraucherschutz am Montag gefunden. Danach sollen Manager bei
schweren Pflichtverletzungen stärker persönlich haften. Dies soll über
eine Änderung des Paragrafen 148 des Aktiengesetzes erfolgen, die es
Kleinaktionären erleichtern soll, Haftungsklagen im Namen der
Gesellschaft gegen Vorstands- und Aufsichtsratsmitglieder zu erheben.

Wie Gregor Bachmann von der juristischen Fakultät der Berliner
Humboldt-Universität erläuterte, ist die Auslobung einer
Erfolgsbeteiligung in Höhe von fünf Prozent der ausgeurteilten
Haftsumme Kern des Entwurfs. Ein solcher Vorschlag sei bereits vom 70.
Deutschen Juristentag 2014 diskutiert und einmütig abgelehnt worden.
Auch der jetzige Gesetzesvorschlag verdiene jedenfalls in der
gegenwärtigen Form und zum gegenwärtigen Zeitpunkt keine
Unterstützung. Zwar sei er geeignet, die Aktionärsklage attraktiver zu
machen und so zu einer verschärften Durchsetzung von
Organhaftungsansprüchen zu führen. Ein gravierendes
Rechtsdurchsetzungsdefizit, das einen solchen Schritt rechtfertigte,
sei aber nicht zu erkennen. Vielmehr drohten mit der Ermunterung von
Aktionärsklagen Kollateralschäden.

Bachmann wie auch andere Sachverständige sprachen sich dafür aus, die
Organhaftung als Paket zu reformieren und dafür eine Expertengruppe
einzusetzen. Um mögliche Reformschritte drehten sich auch die Fragen
der Abgeordneten.

Cordula Heldt vom Deutschen Aktieninstitut argumentierte gegen eine
weitere Verschärfung der Organhaftung. Im Gegenteil sollten die
geplanten Maßnahmen seitens der EU-Kommission zur Neudefinition des
Unternehmensinteresses genau beobachtet werden und das
Organhaftungsregime gegebenenfalls entschärft werden. Wie Heldt in
ihrer Stellungnahme ausführte, sieht das Aktiengesetz bereits eine
strenge Haftung für Vorstands- und Aufsichtsratsmitglieder vor. Die
Organmitglieder hafteten persönlich mit dem gesamten Privatvermögen.

Daniel Lochner, Fachanwalt für Handels- und Gesellschaftsrecht aus
Bonn, erklärte, das durch den Gesetzentwurf skizzierte Bild eines fast
vollständigen praktischen Versagens des Organhaftungsrechts entspreche
nicht den Tatsachen. Die Entwicklung der vergangenen Jahre zeige, dass
für Manager das tatsächliche Risiko deutlich gestiegen ist, für
rechtswidriges Verhalten in Haftung genommen zu werden. Dies sei durch
den Gesetzgeber in den letzten Jahren durch mehrere Reformen gefördert
worden. Die vorgeschlagenen Änderungen seien ungeeignet, die
existierende Regelung funktionaler zu gestalten.

Eric Nowak, Direktor des Swiss Finance Institute, sprach in seiner
Stellungnahme von einer Regelungslücke des Aktienrechts. Der Entwurf
sei in seiner jetzigen Form aber abzulehnen. Das Problem bestehe in
den unzureichenden Anreizen für Aktionäre, gegen schwere
Pflichtverletzungen der Vorstände ihrer Gesellschaften
Haftungsansprüche geltend zu machen. Die vorgeschlagene Lösung, die
Aktionäre, die sich am Klagezulassungsverfahren beteiligen, im
Erfolgsfall der Klage zu fünf Prozent an den Einnahmen zu beteiligen,
die der Gesellschaft durch Zahlungen der Beklagten zufließen, wäre
allerdings ein überproportionaler Anreiz, der zu einer Vielzahl von
Klagen führen könnte. In der Folge könnte eine solche Regelung mehr
der anwaltlichen Beratungsindustrie als den Aktionären nützen.

Nach Meinung des Kölner Rechtsanwalts Lasse Pütz bricht der
Gesetzentwurf mit tragenden Grundsätzen des Aktienrechts. Die Vorlage
sollte in der vorliegenden Form nicht verabschiedet werden. Es sei
nicht erkennbar, so Pütz, dass es aktuell einer Novellierung des
Paragrafen 148 bedarf. Im Gegenteil, eine ausschließliche Novellierung
dieses Paragrafen könnte das derzeitige System der Corporate
Governance dahingehend verschieben, dass sogenannten räuberischen
Aktionären wieder eine größere Bedeutung zukommt und aktivistische
Aktionäre gestärkt werden.

Diese Gefahr sieht auch die Münchener Rechtsanwältin Viola 
Sailer-Coceani. In Deutschland sei seit einiger Zeit eine erhebliche Zunahme
professionalisierter Massenklageverfahren zu beobachten. Mit ihrem
Übergreifen auf das Aktienrecht wäre dem Interesse der deutschen
Aktiengesellschaften und auch dem ihrer Aktionäre nicht gedient.
Sailer-Coceani bezeichnete es als zutreffend, dass das
Klagezulassungsverfahren gemäß Paragraf 148 bislang in der Praxis
nahezu keine Rolle gespielt habe. Eine moderate Anpassung des
Paragrafen könne daher durchaus erwogen werden, sollte dann allerdings
mit einer rechtspolitischen Diskussion des Vorstandshaftungsrechts
insgesamt verbunden werden.

Der ebenfalls geladene Wirtschaftswissenschaftler Ekkehard Wenger,
ehemaliger Lehrstuhlinhaber des Lehrstuhls für Bank- und
Kreditwirtschaft der Universität Würzburg, war krankheitsbedingt nicht
zur Anhörung erschienen, hatte aber eine Stellungnahme eingereicht.
Darin erklärte er, die Stoßrichtung der Gesetzesinitiative sei
grundsätzlich zu begrüßen. Ohne wirksame Klagerechte der Aktionäre im
Fall von Pflichtverletzungen von Organen fehle dem Aktienrecht ein
wesentliches Sanktions- und Präventionselement. Derzeit sei die
Anreizstruktur für Streubesitz-Aktionäre im Hinblick auf die
Geltendmachung von Schadensersatz für Pflichtverletzungen von
Organmitgliedern nicht nur unzureichend ausgestaltet, sondern wirke
sogar abschreckend.

In ihrem Gesetzentwurf schreibt die AfD-Fraktion unter anderem, dass
aktuell eine Minderheit von Aktionären das Recht habe,
Haftungsansprüche gegen einen Vorstand geltend zu machen. Diese
Regelung habe jedoch keinen Anstieg von Haftungsklagen bewirkt. Die
Fraktion sieht den Grund vor allem darin, dass klagewillige Aktionäre
für ihr Engagement nicht belohnt würden und im Fall der Abweisung
einer Klage sogar auf den Kosten sitzen bleiben würden.

 * 

2. Experten sehen Gefahren für Demokratie

Europa/Anhörung

Berlin: (hib/JOH) Desinformation, politisches Hacking sowie politische
Online-Werbung und Cyberangriffe auf Wahlmaschinen beeinflussen nach
Ansicht zahlreicher Experten zunehmend die politische Willensbildung
in der Europäischen Union. Deutschland und die EU müssten die
Forschung zu politischer Kommunikation und Meinungsmanipulation
stärker vorantreiben und gemeinsame Gegenstrategien entwickeln,
forderten daher unter anderem der Rechtswissenschaftler Christian
Calliess (Freie Universität Berlin) und Julian Jaursch von der
Stiftung Neue Verantwortung e.V. am Montagnachmittag in einer
öffentlichen Anhörung des Europaausschusses zum Thema "Schutz der
liberalen Demokratie in Europa". Der Kulturwissenschaftler Jürgen
Neyer von der Europa-Universität Viadrina warnte hingegen vor
staatlichen Eingriffen in die Meinungsbildungsprozesse, da eine
liberale Gesellschaft "maximalen Freiraum" brauche und jede
Intervention in Willensbildungsprozesse der Versuch einer Manipulation
sei. "Die Gesellschaft soll den Staat prägen, nicht der Staat die
Gesellschaft", betonte er.

Mitberaten wurde in der zweistündigen Sitzung auch ein Antrag
(19/9225) der FDP-Fraktion, in der die Abgeordneten die
Bundesregierung auffordern, die Vorschläge des französischen
Staatspräsidenten Emmanuel Macron zur Einrichtung einer europäischen
Agentur für den Schutz der Demokratie positiv zu begleiten.

Für eine solche Agentur sah Christian Callies allerdings keine
Notwendigkeit. Das in der Europäischen Agentur für Cybersicherheit
versammelte Know-how sei besser in der Lage, die komplexen
Bedrohungslagen einzuschätzen und die Mitgliedstaaten zu beraten.
Callies sieht außerdem die EU in der Verantwortung, Standards für die
sozialen Medien und die Datenerhebung durch Plattformen zu
formulieren.

Die Projektmanagerin für Internationale Cybersicherheitspolitik bei
der Stiftung Neue Verantwortung, Julia Schuetze, wies auf die
verbreitete Wahrnehmung hin, dass IT-Systeme und Wahl-Infrastruktur
angreifbar und manipulierbar seien. Dies könne dem demokratischen
Prozess seine Legitimation entziehen, warnte sie. Wahlrelevante
Systeme und Daten müssten daher besser vor Cyberangriffen geschützt
werden. Ihr Kollege Julian Jarusch forderte überdies, digitale
Plattformen stärker zu regulieren und deren Handeln besser zu
erforschen.

Constanze Kurz vom Chaos Computer Club sah Meinungen und Handlungen
insbesondere durch die "Manipulationsmacht" von Social
Media-Plattformen wie Facebook und Twitter beeinflusst. Die über diese
"kommerziellen Werbeplattformen" geführten Kampagnen seien
intransparent, die Bürger könnte normale politische Wahlwerbung nicht
mehr von Desinformation unterscheiden. Kurz nannte Beispiele für
derart manipulierte Wahlen, etwa die Präsidentschaftswahlen in den USA
2016 und die Brexit-Abstimmung in Großbritannien, und warnte vor einer
"grundlegenden Gefährdung der Demokratie". Es brauche unter anderem
Transparenzanforderungen gegenüber den kommerziellen Plattformen und
eine Stärkung der Medien- und Technikkompetenz in allen Altersgruppen,
appellierte sie.

Für Ulrike Klinger von der Freien Universität Berlin gibt es hingegen
bisher keinen Beleg dafür, dass automatisierte Accounts ("Social
Bots") entscheidenden Einfluss auf Wahlen gehabt hätten. Meinungs- und
Willensbildungsprozesse seien "sehr komplex" und Social
Media-Plattformen für die meisten eine Nachrichtenquelle von vielen,
betonte sie. Allerdings sprach auch sie sich für mehr Forschung zu
politischer Kommunikation und ein systematisches Monitoring von
Meinungsmanipulation aus. Das Wissen über Kampagnendynamiken sei
bislang zu gering.

 * 

3. Digitalisierung der Ausbildung im Betrieb

Berufliche Bildung in der digitalen Arbeitswelt/Anhörung

Berlin: (hib/LBR) Mit der Digitalisierung der Ausbildung im Betrieb
hat sich die Enquete-Kommission "Berufliche Bildung in der digitalen
Arbeitswelt" in einem öffentlichen Fachgespräch am Montagmittag
beschäftigt. In der 19. Sitzung des Gremiums ging es um die
Digitalisierung der Ausbildung in Handwerk und Industrie, das
thematisch im Bereich der Projektgruppe Zwei der Enquete-Kommission
fällt. Dazu hatte die Kommission den Ingenieur, kaufmännischen Leiter
und Prokurist der Firma Frisch & Faust Tiefbau GmbH in Berlin, Dieter
Mießen, eingeladen. "Ihr Betrieb gilt als vorbildlich im Bereich der
beruflichen Bildung, auch weil der Anteil der Auszubildenden in der
Belegschaft bei 20 Prozent liegt", lobte der Vorsitzende Stefan
Kaufmann (CDU) das mittelständische Tiefbau-Unternehmen.

Dieter Mießen betonte, dass die 40 Auszubildenden in acht Berufen eine
Besonderheit in der Ausbildungslandschaft in der Bauwirtschaft
darstellten. "Gäbe es unser Unternehmen nicht, müsste man eine gesamte
Berufsschulklasse in Berlin schließen", sagte er. Die Auszubildenden
stammten dabei zumeist aus dem unteren Bildungsdrittel. Man habe im
Unternehmen aber bereits vor über zehn Jahren ein gutes Netzwerk zur
Unterstützung aufgebaut, um sich bei der Auszubildenden-Suche
möglichst breit aufzustellen. Dies zahle sich mit der Zeit aus, da der
Altersdurchschnitt im Unternehmen bei nur 39 Jahren liege - deutlich
unter dem anderer Unternehmen. Die meisten der Auszubildenden seien
männlich, aber man sei stolz darauf, seit einigen Jahren auch
weibliche Auszubildende einzustellen und gezielt junge Geflüchtete und
Jugendliche mit Migrationshintergrund anzusprechen.

Dazu würde im Unternehmen speziell Unterstützung geleistet, etwa durch
eine Sprach-App, damit Sachverhalte aus der Berufsschule oder der
beruflichen Praxis schneller verstanden werden könnten. Auch eine 
Lern-App komme zur Anwendung, durch die die Auszubildenden wie bei einer
Führerscheinprüfung gezielt Inhalte trainieren könnten, berichtete
Mießen. Darüber hinaus gebe es über Mentoring und Landesprogramme
weitere Unterstützung. Als Unternehmen habe man einen
"sozialpolitischen Anspruch", sodass er selbst auch verstärkt andere
Unternehmen ermuntere, mehr junge Menschen auszubilden, betonte
Mießen. Die These, dass es durch die Digitalisierung zukünftig weniger
Auszubildende in der Baubranche gebe, könne er nicht bestätigen.

In anschließender nicht-öffentlicher Sitzung beschlossen die
Kommissionsmitglieder mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen
die Stimmen der Oppositionsfraktionen, dass die Endberichte der
Projektgruppen nicht veröffentlicht werden und als interne
Beratungspapiere einzustufen seien.

Im Anschluss stellten die Mitglieder der Projektgruppe Zwei ihren
Endbericht "Anforderungen an die Ausbildung im Betrieb" vor, in dem es
auch um Handlungsempfehlungen geht. Die Kapitel behandeln die
Digitalisierung der Ausbildungsinhalte und die Digitalisierung im
Betrieb sowie der Kompetenzen des Ausbildungspersonals, die
betriebliche Ausbildung im Verbund und die Lernortkooperation und
Vernetzung. Auch gibt es Kapitel zu nicht-dualen Berufen und der
Digitalisierung, der Gewinnung von Fachkräften und der
Internationalisierung der beruflichen Bildung sowie der
Teilzeitausbildung.

Unter www.zukunftsdialog-ausbildung.de ist heute die digitale
Dialogplattform "Ausbildung für die digitale Zukunft: Meine Ideen sind
gefragt!" für junge Menschen gestartet. Dort können noch bis zum 3.
April 2020 Fragen gestellt, Meinungen ausgetauscht und Beiträge
geschrieben werden, die die Enquete-Kommission bei der Erarbeitung von
konkreten Handlungsempfehlungen unterstützen.

 * 
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EUROPA/1666: Aufbruch zum Europa der Erfinder


FDP-Pressemitteilung vom 3. März 2020

BEER: Aufbruch zum Europa der Erfinder



In einem Gastbeitrag für "Profil", dem Verbandsmagazin des
Genossenschaftsverbands Bayern (GVB), erläutert Nicola Beer,
Vizepräsidentin des Europäischen Parlaments und Stellvertretende
Bundesvorsitzende der FDP, die notwendigen Prioritäten der deutschen
EU-Ratspräsidentschaft:

Deutschland übernimmt ab Juli den EU-Ratsvorsitz in einem denkbar
wichtigen Moment des europäischen Zeitgeschehens. Der erste Vorsitz
einer EU der 27 Mitgliedsstaaten. Von Europa wird erwartet, dass es
nach innen attraktiv ist, nach außen eine größere Rolle spielt, um
für Sicherheit und Stabilität zu sorgen. Gleichzeitig hinterlässt der
Brexit eine beträchtliche Lücke, nicht nur mit Blick auf den
EU-Haushalt, sondern auch sicherheitspolitischer Natur.

Deutschland kommt in den sechs Monaten an der Spitze der EU auch
deshalb eine besondere politische Verantwortung zu. In einer erstmals
verkleinerten EU brauchen wir eine ambitionierte deutsche
Ratspräsidentschaft für ein starkes, souveränes und krisenfestes
Europa.

Dazu gehört, die drängenden Herausforderungen nicht weiter
aufzuschieben, sondern an Lösungen zu arbeiten und sie zügig
umzusetzen. Ein glaubwürdiges gemeinsames Auftreten in der Außen- und
Sicherheitspolitik, eine funktionierende europäische Asyl- und
Migrationspolitik sowie mehr Investitionen in Forschung und
Infrastruktur, darunter auch tatsächlich wirksame Maßnahmen des Green
Deals, müssen unter einem ehrgeizigen deutschen Vorsitz endlich
vorankommen.

Der in der deutschen Ratspräsidentschaft zu verabschiedende
mehrjährige Finanzrahmen hat diese Prioritäten widerzuspiegeln und
ist erstmals mit einem Rechtsstaatsmechanismus zu verknüpfen: Nur wer
die europäischen Regeln einhält, kann mit der vollen Ausschüttung der
für ihn vorgesehenen EU-Gelder rechnen. Dabei ist ein unabhängiges,
rechtsstaatliches Verfahren unabdingbar, das jeden Anschein
politischer Motivation vermeidet, zum Beispiel durch die Ertüchtigung
der Grundrechte-Agentur für diese Aufgaben.

Liegengebliebene Aufgaben abzuarbeiten, ist jedoch nicht ausreichend.
Deutschland sollte den Ehrgeiz haben, entscheidende Impulse für ein
Europa der Erfinder zu setzen. Es geht um nicht weniger als den
Aufbruch zu einer europäischen Technologieführerschaft. Nur wer
international an der Spitze steht, hat die Kraft, weltweite Standards
zu setzen. Standards, die auf unseren gemeinsamen Werten beruhen.
Auch als Antwort Richtung USA und China. Künstliche Intelligenz wird
absehbar einer der wichtigsten Motoren für Innovation sein. Das
Fördern der Automatisierung intelligenten Verhaltens und des
maschinellen Lernens, nicht das Überregulieren muss deshalb
Leitschnur sein.

 * 
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INNEN/4853: Bätzing sollte sich für Modernisierung der Katholischen Kirche einsetzen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 3. März 2020

RUPPERT: Bätzing sollte sich für Modernisierung der Katholischen
Kirche einsetzen



Zur Wahl des Limburger Bischofs Bätzing zum Vorsitzenden der
Deutschen Bischofskonferenz erklärt der religionspolitische Sprecher
der FDP-Fraktion Dr. Stefan Ruppert:

"Ich gratuliere dem Limburger Bischof Bätzing zu seiner Wahl zum
Vorsitzenden der Deutschen Bischofskonferenz. Es ist ihm im Bistum
Limburg gelungen, unterschiedliche Strömungen der Katholischen Kirche
wieder zusammenzuführen. Für die Zukunft ist zu wünschen, dass ihm
das auch in der Bischofskonferenz gelingt, denn die Katholische
Kirche steht vor drängenden Aufgaben und muss sich erneuern. Dabei
muss er sich zum einen dafür einsetzen, dass der Missbrauchsskandal
in der Katholischen Kirche konsequenter als bisher aufgearbeitet
wird. So kann verlorenes Vertrauen zurückgewonnen werden. Zum anderen
sollte er sich für eine Modernisierung der Katholischen Kirche
einsetzen. Dazu gehört auch, dass Frauen eine gleichberechtigte Rolle
in der Kirche spielen können."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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INNEN/4852: Gesamtkonzept zur inneren Sicherheit ist nicht in Sicht


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 2. März 2020

THOMAE-Statement: Gesamtkonzept zur inneren Sicherheit ist nicht
in Sicht



Der stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Stephan Thomae gab zum
Integrationsgipfel folgendes Statement ab:

"Heute fand im Bundeskanzleramt der 11. Integrationsgipfel statt. Es
ging darum, dass am gestrigen 1. März das
Fachkräfteeinwanderungsgesetz in Kraft getreten ist. Aber die Frage
ist natürlich schon: Wie soll man bei uns in Deutschland über
Integration reden, wie soll man darüber reden, dass wir Fachkräfte
aus dem Ausland anwerben wollen, wenn Menschen, die fremdländisch
aussehen, bei uns um ihr Leben fürchten müssen? Ich spreche jetzt
insbesondere von Hanau, aber das zieht sich leider wie ein langer,
langer Faden durch die letzten 20 Jahre in Deutschland: die Morde des
NSU, das Attentat auf das Olympia-Einkaufszentrum in München, der
Mord an Walter Lübcke [...] das Attentat in Halle und jetzt Hanau,
aber auch die Festnahme von zwölf Personen der Gruppe Werner S., die
Anschläge auf Moscheen und Synagogen in Deutschland geplant haben. Es
hat sich also das Klima in Deutschland stark verändert [...] Und da
müssen wir uns überlegen: Was können wir beitragen in der Politik, in
der Verwendung von Sprache, aber auch im Aufbau, in der Architektur
unserer Sicherheitsbehörden, dass Menschen, die einmal hierher
zugewandert sind, jetzt aber längst integriert sind, sich bei uns
sicher fühlen können? Damit wir auch Menschen ermutigen können, nach
Deutschland zu kommen, die wir hier haben wollen, die wir auch
brauchen für unseren Arbeitsmarkt und zur Sicherung auch unserer
Sozialsysteme. Das ist eine Aufgabe, der wir uns stellen müssen.
Immer dann, wenn sich wieder ein Attentat ereignet, wenn etwas
passiert, ist von einer Zäsur die Rede.

Tatsächlich waren es jetzt schon sehr viele Zäsuren. Und immer
wieder wird über Einzelmaßnahmen, über punktuelle Maßnahmen
diskutiert. Aber ein Gesamtkonzept, das auch gesellschaftlich,
sicherheitspolitisch dieses größte Problem der inneren Sicherheit in
Deutschland heute markiert, das ist nicht in Sicht. Und darüber muss
gesprochen werden: Wie verändern wir das gesellschaftliche Klima, wie
können wir dazu beitragen, dass sich Menschen, die aus dem Ausland
hergekommen sind und vielleicht in zweiter, dritter Generation hier
leben, bei uns sicher fühlen können? [...]

Es muss sichergestellt werden, dass Angehörige, Mitglieder
rechtsextremer Gruppierungen systematisch entwaffnet werden. Das ist
ein Punkt, den wir für einen ganz zentralen halten. Es muss der
Personen- und Objektschutz verbessert werden. Ich sage mal nur als
Beispiel: Der Versuch in Halle, eine Synagoge am höchsten jüdischen
Feiertag, dem Jom Kippur, zu überfallen, da ein Massaker zu
veranstalten, hätte beinahe funktioniert, wenn nicht die Tür den
Versuchen des Attentäters standgehalten hätte. [...] Also,
sicherheitspolitische Maßnahmen, aber auch Verbesserungen des Klimas,
all das muss zusammengebunden werden. Und ich sage nur: Eine
verbesserte Zusammenarbeit der Sicherheitsbehörden von Bund und
Ländern, aber auch der Länder untereinander, eine klare Regelung von
Zuständigkeiten, Verfahren, Verantwortlichkeiten im Gemeinsamen
Terrorabwehrzentrum GTAZ, all das sind Maßnahmen, die muss man
zusammenbinden [...]"

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de
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HAMBURG/5065: Neuer S-Bahn-Tunnel - Mehr Platz für Bahnen muss sein (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 3. März 2020

Neuer S-Bahn-Tunnel: Mehr Platz für Bahnen muss sein!



Laut Abendblatt liegt ein erstes Konzept des
Bundesverkehrsministeriums für einen zusätzlichen S-Bahn-Tunnel
zwischen Hauptbahnhof und Altona zur Entlastung der Verbindungsbahn
und des Hauptbahnhofs vor. "Jede Erweiterung der Bahnkapazitäten ist
gut", stellt Heike Sudmann fest, die verkehrspolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Die spannende
Frage ist jetzt, wie ein so langer Tunnel baulich und finanziell
realisierbar ist."

Der skizzierte Tunnel sei ein Langzeitprojekt, deshalb dürften die
bereits jetzt machbaren Maßnahmen wie die Durchbindung der Züge im
Hauptbahnhof nicht auf die lange Bank geschoben werden: "Weshalb
müssen die Regionalzüge aus Schleswig-Holstein, Niedersachsen,
Mecklenburg-Vorpommern heute noch im Hauptbahnhof wenden und
zurückfahren?", fragt Sudmann. "Statt dafür ewig lang die Gleise zu
blockieren, kann die Weiterfahrt in ein anderes Bundesland innerhalb
von Minuten abgefertigt werden. Klar ist aber auch: Wer mehr Platz für
Züge schaffen will, braucht den heutigen Bahnhof Altona mit seinen
großen Gleiskapazitäten. Der geplante neue Bahnhof Diebsteich ist
dafür viel zu klein."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 3. März 2020

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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RHEINLAND-PFALZ/5378: Rheinland-Pfalz braucht Fachkräfte statt mehr Bürokratie (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 02.03.2020

Rheinland-Pfalz braucht Fachkräfte statt mehr Bürokratie



Am gestrigen 1. März 2020 ist das Fachkräfteeinwanderungsgesetz in
Kraft getreten. Dazu die Einschätzung der integrationspolitischen
Sprecherin der GRÜNEN Landtagsfraktion, Katharina Binz:

"Deutschland braucht dringend Fachkräfte und kein weiteres
bürokratisches Monster. Die Einwanderungsbedingungen wurden durch das
neue Gesetz erschwert, statt sie einfacher und transparenter zu
gestalten. Für die Betriebe wird die Hoffnung auf Arbeitskräfte aus
Drittstaaten ebenso enttäuscht wie der Wunsch von
Einwanderungswilligen, in Deutschland arbeiten zu können. Wir
begrüßen, dass das Integrationsministerium in Rheinland-Pfalz
versucht, das Beste aus dem Gesetz herauszuholen und die sperrigen
bürokratischen Prozesse zu beschleunigen und zu vereinfachen. Wir
GRÜNEN sind aber weiterhin davon überzeugt, dass ein echtes
Einwanderungsgesetz längst überfällig ist."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. März 2020

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 31-30, Fax: 06131 / 208 41-31

Internet: http://www.gruene-fraktion-rlp.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. März 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / SPD





INNEN/3095: Schluss mit der Showveranstaltung Integrationsgipfel - mehr Teilhabe und Kampf gegen Rassismus und Diskriminierung


SPD-Pressemitteilung vom 3. März 2020

Schluss mit der Showveranstaltung Integrationsgipfel - mehr Teilhabe und Kampf gegen Rassismus und Diskriminierung



Zum Integrationsgipfel erklärt der Bundesvorsitzende der
Arbeitsgemeinschaft Migration und Vielfalt Aziz Bozkurt:

"Der nächste Integrationsgipfel im Kanzleramt verspricht erneut zu
einem Kaffeekränzchen zu werden. Seit Jahren werden die berechtigten
Forderungen der Migrantenorganisationen und Neuen Deutschen
Organisationen nicht gehört. Hätte man sich früher mit den Forderungen
nach einer aktiven Teilhabepolitik und einem beherzten Kampf gegen
Rassismus und Diskriminierung auseinandergesetzt, wäre der
Zusammenhalt in unserer Gesellschaft sicher an einem besseren Punkt."

Mehria Ashuftah, Mitglied im Bundesvorstand der Arbeitgemeinschaft,
ergänzt zum Integrationsgipfel: "Wir fordern eine
Gesellschaftspolitik, die auch die Interessen von People of Color im
Blick behält. Eine Politik, die sich nicht nur kurzzeitig mit in den
Medien zeitweise aufploppenden Themen befasst und sie genauso schnell
wieder vergisst. Wir wollen eine Politik für alle. Dieses Mal soll der
Schwerpunkt des Integrationsgipfels die Vorintegration von
Einwanderern sein. Es ist doch schräg, ausgerechnet diesen Fokus zu
setzen, wenn wir nach dem rechten Terror der letzten Monate und Jahre
sicher ganz andere wichtige Themen zu besprechen hätten.

Der Frust breitet sich aus. Nichts von dem, was seit den neuen
Ereignissen gefordert wird, insbesondere dem Terrorakt in Hanau, ist
neu. Seit Jahrzehnten wird auf Rechtsextremismus aufmerksam gemacht.
Ein Extremismus, der sondergleichen in den vergangenen Jahren an
Bedeutung zugenommen hat und durch Taten insbesondere in den letzten
10 Monaten auch für mediale und immer mehr wachsende gesellschaftliche
Diskussionen sorgte. Was folgte dem? Nichts. Alles, was diese
Organisationen leisten, was sie und die Betroffenen fordern, wird
nicht ernst genug genommen, nicht genug gehört, nicht genug gefördert,
nicht genug wird umgesetzt oder geändert. Wir fordern eine aktive
Gesellschaftspolitik für alle Bürger ohne Abstriche."

Aziz Bozkurt abschließend: "Es muss jetzt Schluss sein mit den
Showveranstaltungen. Es braucht Resultate statt unnützer
Hochglanzfotos. Der Parteivorstand der SPD hat heute richtige
Vorschläge zum Thema Teilhabe und den Kampf gegen Rassismus und
Diskriminierung andiskutiert. Hieran sollte die Arbeit der
Bundesregierung anknüpfen und konkrete Themen voranbringen. Das wäre
eine gute Beschäftigungsmöglichkeit für die Integrationsbeauftragte
der Bundesregierung."

 * 

Quelle:

SPD-Pressemitteilung vom 3. März 2020

Herausgeber: SPD Parteivorstand, Pressestelle

Bürgerbüro, Willy-Brandt-Haus

Wilhelmstraße 141, 10963 Berlin

Tel.: 030/25 991-300, Fax: 030/25 991-507

E-Mail: pressestelle@spd.de

Internet: www.spd.de
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PARTEIEN/189: Deutsche Kommunistische Partei wählte Parteispitze (DKP)


Pressemitteilung der Deutschen Kommunistischen Partei (DKP)
vom 1. März 2020

DKP wählte Parteispitze



Mit großer Mehrheit wählte der 23. Parteitag der DKP Patrik Köbele erneut
zum Vorsitzenden. Der 58jährige IT-Berater steht der Partei bereits seit
dem 20. Parteitag, der 2013 stattfand, vor. Ebenfalls im Amt bestätigt
wurde die Stellvertretende Vorsitzende Wera Richter. Sie übt die Funktion
ebenfalls seit 2013 aus.

Frankfurt am Main, 1. März 2020

 * 

Quelle:

Deutsche Kommunistische Partei, DKP-Parteivorstand

Hoffnungstraße 18, 45127 Essen

Telefon: 0201 177889-0, Fax: 0201 177889-29
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Internet: www.dkp.de
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HERRSCHAFT/1870: Vereinsprofite - eine Frage der Auslegung ... (SB)




Interessant ist, dass nach Paragraph 52 AO zwar die Förderung von
Tradition, Brauchtum, Kleingärtnerei und Hundesport, von Heimatpflege und
Heimatkunde oder der Soldaten- und Reservistenbetreuung explizit als
gemeinnützig anerkannt wird, nicht aber die Förderung von Menschen- und
Bürgerrechten, von Frieden und Antifaschismus oder des Klimaschutzes.
 
Rolf Gössner über den Entzug des Status der Gemeinnützigkeit für Vereine [1]

Wie gemeinnützig ist es, sich für eine sozial gerechtere Wirtschafts-, Steuer-
und Sozialpolitik einzusetzen oder gegen Klimakrise und Faschismus mobil zu
machen? Laut den für diese Frage bei eingetragenen Vereinen zuständigen
Finanzämtern jedenfalls haben die Organisationen Attac, VVN-BdA und DemoZ kein
Recht, das Steuerprivileg der Gemeinnützigkeit in Anspruch zu nehmen, weil sie
eben dies tun. Im Fall von Attac wurde das Engagement der Organisation für die
"Förderung des demokratischen Staatswesens", laut Paragraph 52 der
Abgabenordnung (AO) [2] ein gemeinnütziger Zweck, vom obersten Steuergericht,
dem Bundesfinanzhof, nicht anerkannt, weil diese Bildungsbewegung die Absicht
habe, "die politische Willensbildung und die öffentliche Meinung im Sinne
eigener Auffassungen zu beeinflussen" [3].

Offensichtlich tut dies eine Institution wie die Bertelsmann-Stiftung,
Hauptaktionär des Bertelsmann-Konzerns, nicht. Ihr öffentlicher Einfluß ist
immens und die von ihr angebotene Politikberatung zeitigt konkrete Auswirkungen
auf weite Teile des öffentlichen Lebens, doch von "eigenen Auffassungen" des
Stiftungsgründers Reinhard Mohn soll in ihrer Arbeit nichts zu bemerken sein. Da
die Steuerbefreiung für gemeinnützige Stiftungen nicht dem Zweck
privatwirtschaftlicher Aneignung, sondern der Förderung der Allgemeinheit
dienlicher Ziele gewidmet ist, scheint diese mit Einnahmen und Rücklagen im
dreistelligen Millionenbereich ausgestattete Institution beim Propagieren einer
unternehmerischen Organisation von Staat und Gesellschaft [4] wohl so etwas wie
ein übergeordnetes, mit der Ratio kapitalistischer Marktwirtschaft nicht nur
konform gehendes, sondern sie geradezu verkörperndes Gemeinwohl im Sinn haben.

Ganz ähnlich scheint heute das Modell der Fußballvereine zu funktionieren. 
Zumindest die größeren Klubs haben längst das hausbackene Image gutbürgerlicher
Treffpunkte zur gemeinschaftlichen Freizeitaktivität hinter sich gelassen und
sind zu enorm profitablen Agenturen der Unterhaltungsindustrie herangewachsen. 
So verfolgt der Fußball-Club Bayern München e.V. als Mehrheitsaktionär der FC
Bayern München AG ausschließlich gemeinnützige Zwecke wie die Förderung des
Sportes. Um bei der zunehmenden Kommerzialisierung des Fußballs nicht mit dem
Vereinsrecht zu kollidieren, hat die Deutsche Fußball Liga 1998 beschlossen, daß
auch Kapitalgesellschaften an der Bundesliga teilnehmen dürfen. Seitdem können
die Abteilungen für professionellen Fußball in eine separate Kapitalgesellschaft
ausgegliedert werden, die dann unter üblichen Rechtsformen wie GmbH oder AG
uneingeschränkt den geschäftlichen Zielen ihrer Gesellschafter oder
Anteilseigner nachgehen kann.

So machen sich die hochbezahlten Kicker eines der erfolgreichsten und
wertvollsten Fußballvereine der Welt um den allgemeinen Nutzen verdient, indem
sie dabei helfen, das Kapital etwa von Großunternehmen der
Versicherungswirtschaft und Autoindustrie, die Anteile am FC Bayern München
halten, gewinnträchtig zu mehren. Manches Golden Goal ist dann nicht nur ein
sportliches Highlight, sondern treibt auch die Unternehmensbilanzen in güldene
Höhen.

Was im Sinne des staatsmonopolistischen Kapitalismus ein höchst verdienstvoller
und anerkennenswerter Vereinszweck sein mag, könnte von Menschen, die an diesem
Geldsegen nicht teilhaben, auch ganz anders gesehen werden. Wenn diese nun einen
gemeinnützigen Verein mit dem Ziel gründeten, das demokratische Staatswesen
sozial gerechter zu gestalten, indem zum Beispiel die Profite aus den
milliardenschweren Übertragungsrechten des Fußballsportes vergesellschaftet und
für die Linderung sozialer Härtefälle eingesetzt werden - was zudem der als
gemeinnützig ausgewiesenen "Förderung des bürgerschaftlichen Engagements
zugunsten gemeinnütziger, mildtätiger und kirchlicher Zwecke" entspräche -, dann
wären sie damit möglicherweise immer noch nicht auf der sicheren Seite. Auch in
einem solchen Fall könnte geltend gemacht werden, daß "Bestrebungen, die nur
bestimmte Einzelinteressen staatsbürgerlicher Art verfolgen", nicht der
"allgemeinen Förderung des demokratischen Staatswesens" [5] oder anderer ethisch
hochwertiger Zwecke allgemeinen Nutzens dienten.

Das jedenfalls kann bei der Bertelsmann-Stiftung oder dem FC Bayern München, um
nur zwei Beispiele jener zahlreichen Stiftungen und Vereine zu nennen, die seit
langem als gemeinnützig anerkannt und zugleich eng mit privatwirtschaftlichen
Interessen liiert sind, nicht der Fall sein. Man darf gespannt sein, ob sich
durch die angekündigte Überarbeitung des Gemeinnützigkeitsrechtes daran etwas
ändert.


Fußnoten:

[1] https://www.jungewelt.de/beilage/art/370010

[2] https://www.gesetze-im-internet.de/ao_1977/__52.html

[3] https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=ah&Datum=Aktuell&nr=39534&linked=urt

[4] https://www.tagesspiegel.de/zeitung/macht-ohne-mandat/755580.html

[5] a.a.O.
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RAUB/1228: Frankreich - politische Vorwandslage ... (SB)




Ein Hieb mit dem Schlagstock und ein Anschlag auf die
parlamentarische Demokratie!

David Habib (Vizepräsident der französischen Nationalversammlung) [1]

Wie Regieren in der Ära des "Jupiterpräsidenten" geht, demonstrieren
Frankreichs Staatschef Emmanuel Macron und sein Ministerpräsident
Édouard Philippe. Ihr Gesetzentwurf zur umstrittenen Reform des
Rentensystems wurde per Dekret und ohne Votum der Nationalversammlung
verabschiedet. Dabei bedienten sie sich eines perfiden Winkelzugs, der
die Empörung in Kreisen der Opposition und die Wut der Bevölkerung,
die dem Vorhaben zu zwei Dritteln ablehnend gegenübersteht, in
besonderem Maße befeuerte. Noch im Verlauf der letzten Woche hatte der
Premierminister erklärt, er wolle der Debatte trotz der "Obstruktion"
der Opposition Zeit gewähren. Diese wurde dann völlig überrumpelt, als
das Führungsgespann am Samstag hinterrücks zur Tat schritt. Macron
hatte für Sonnabend vormittag den Ministerrat und dessen Vorsitzenden
Philippe zu einer Sondersitzung wegen der vom Coronavirus ausgelösten
Gesundheitskrise eingeladen. Im Amtssitz des Präsidenten, dem
Élysée-Palast, sollten Maßnahmen zum Schutz der Bevölkerung diskutiert
und beschlossen werden. Wie nebenbei ermächtigte der Ministerrat
seinen Premier Philippe auf Wunsch des Staatschefs, das Parlament über
die Anwendung des Artikels 49 Absatz 3 zu informieren. Als es dann
gegen 17.30 Uhr dazu kam, versammelten sich angesichts der Abwesenheit
der meisten Deputierten am Wochenende lediglich rund 60 Abgeordnete
der Präsidentenpartei La République en Marche (LREM) und ein Dutzend
Vertreter der Opposition. "Ein Hieb mit dem Schlagstock" gegen die
insgesamt 577 Deputierte zählende Nationalversammlung, kommentierte
dies David Habib, der sozialdemokratische Vizepräsident der Kammer,
"und ein Anschlag auf die parlamentarische Demokratie".

Auf Betreiben Macrons beschloß der Ministerrat am selben Tag,
öffentliche Versammlungen von mehr als 5.000 Menschen für die
kommenden Wochen zu verbieten - angeblich, um die rasch
fortschreitende Ausbreitung des Coronavirus im Land einzudämmen. Der
Zusammenhang liegt auf der Hand: Auf diese Weise sollen erneute
Straßenproteste gegen die Rentenpolitik unterbunden werden. Zwar
beeilte sich der Regierungschef, noch am Abend auf dem ersten
Fernsehkanal TF1 zu versichern, zwischen dem Griff zum 49.3 und dem
Covid-19 bestehe "keinerlei Verbindung", doch dürfte diese
fadenscheinige Behauptung eher dazu beigetragen haben, die
Zuschauerschaft vom Gegenteil zu überzeugen.

Die Verfassung der Fünften Republik erlaubt die Anwendung von Artikel
49.3 einmal pro Wahlperiode des Parlaments. Dabei ist es den
Abgeordneten gestattet, binnen 24 Stunden einen Mißtrauensantrag zu
stellen. Linke und rechtskonservative Opposition reichten denn auch in
aller Eile je einen Mißtrauensantrag gegen die Regierung Philippe ein,
über die das Plenum innerhalb weniger Tage abstimmen muß. Die
Aussicht, die Regierung damit zu stürzen, ist allerdings sehr gering,
da Macrons Partei auch ohne verbündete Stimmen des bürgerlichen
Zentrums in der Assemblée nationale über eine komfortable Mehrheit
verfügt. [2]

Substantieller als diese eher symbolische Aktion könnte in
parlamentarischer Hinsicht sein, daß die Regierung den Artikel 49.3
nur auf den Gesetzentwurf als solchen, nicht aber dessen
verwaltungstechnischen Teil anwenden darf, in dem Finanzierung und
Umsetzung der Reform geregelt werden müssen. In der Debatte über das
lediglich fünf Artikel umfassende Ausführungsgesetz könnte die
Opposition zumindest versuchen, die Kontroverse noch einmal in Gang zu
setzen und die endgültige Verabschiedung zu verzögern. Allerdings hat
sie es dabei mit denselben Mehrheitsverhältnissen zu tun, die ihre
Chancen zunichte machen könnten.

Jean-Luc Mélenchon, Führer der linken Oppositionellen von La France
insoumise (LFI), sprach von einem Mißbrauch der Verfassung. Der
Artikel 49 Absatz 3 sei geschaffen worden, um einer Regierung mit
schwacher oder unsicherer parlamentarischer Mehrheit
Entscheidungshilfe zu geben, wovon jedoch angesichts der aktuellen
Mehrheitsverhältnisse überhaupt keine Rede sein könne. Man werde
nichts unversucht lassen, um Macrons Gesetz doch noch zu kippen.

In Frankreich sind die Beiträge zur Rentenversicherung zwar deutlich
höher als in Deutschland, doch können die lohnabhängig Beschäftigten
je nach Berufsgruppe erheblich früher als hierzulande in Rente gehen.
Die Konditionen in den 42 Spezialrentenkassen sind teils recht
unterschiedlich, doch argwöhnt die Mehrheit der Bevölkerung zu Recht,
daß die von Macron angestrebte Vereinheitlichung zu ihren Lasten gehen
soll. Wenngleich die ursprünglich vorgesehene Erhöhung des
Renteneintrittsalters von 62 auf 64 Jahre vorerst zurückgenommen
worden ist, geht es doch erklärtermaßen darum, die Kosten des
defizitären Rentensystems auf die Beschäftigten umzulasten. Solange
die 42 verschiedenen Kassen weiterbestehen, ist dies ein Schutzwall
gegen die Reform, deren weitreichenden Folgen nicht mehr aufzuhalten
sein werden, wenn die Dämme gebrochen sind.

La France insoumise (LFI) und Kommunisten (PCF) hatten die
parlamentarisches Debatte des Gesetzentwurfs mit rund 41.000
Änderungsanträgen absichtlich in die Länge gezogen, um die
Verabschiedung, wenn nicht zu verhindern, so doch maximal zu
erschweren. Zugleich verfolgte dieser Widerstand im Parlament das
Ziel, der Öffentlichkeit die Nachteile dieser Reform vor Augen zu
führen. So waren nach dreizehn Tagen in insgesamt 115 Stunden heftiger
Rededuelle und Abstimmungen im Ratssaal des Palais Bourbon gerade
einmal 7 von 65 Artikeln des Gesetzentwurfs verabschiedet worden. Eine
inhaltliche Debatte sei kaum noch möglich gewesen, klagte der
Premierminister: "Die parlamentarische Debatte ist nicht dazu da, dass
sich eine Minderheit die gesamte Redezeit unter den Nagel reißt, um
jegliche inhaltliche Debatte zu verhindern. Genau das war es: eine
Verhinderungstaktik." Nicht um die Debatte zu umgehen, sondern um
diese Nichtdebatte zu beenden, die das Parlament in seiner
gesetzgebenden Funktion ausheble, habe er Artikel 49 Absatz 3 zur
Anwendung gebracht, behauptete Philippe.

Hingegen kritisierte die Opposition von links wie von rechts die
Entscheidung des Premierministers heftig und forderte, die Debatte bis
zum Ende fortzusetzen: "Es liegt hier ein unklarer Text vor, deshalb
läuft die Debatte konfus und chaotisch ab. Das muss die Regierung
einsehen. Und dann muss sie sicher stellen, dass wir hier über die
Rente debattieren können. Es gibt Themen der Reform, die im Parlament
nicht einmal diskutiert wurden, unter anderem die Regelungen für
körperlich anstrengende Berufe. Das muss im Parlament diskutiert
werden", forderte Eric Woerth von den konservativen Republicains.

Jean-Luc Mélenchon warf der Regierung totalitäre Praktiken vor und
widersprach dem Vorwurf, seine Partei habe durch ihre zahlreichen
Änderungsanträge die Debatte in der Nationalversammlung ad absurdum
geführt und so den Gebrauch des Verfassungsartikels 49.3 durch die
Regierung provoziert: "Wir wollten nie, dass die Regierung vom
Verfassungsartikel 49.3 Gebrauch macht und die Debatte beendet. Je
mehr debattiert wird, desto besser verstehen die Bürgerinnen und
Bürger, was in dem Gesetz steht. Und davor hat die Regierung Angst,
sie ist isoliert." [3]

Frühere Präsidenten wie François Mitterrand, Jacques Chirac oder
François Hollande hatten sich per Dekret über den Willen der
Nationalversammlung hinweggesetzt, wovon auch Emmanuel Macron beim
zweiten Teil der Arbeitsgesetze Gebrauch machte. Nun schickt er
Édouard Philippe vor, der zwar zum ersten Mal auf diese Option
zurückgreift, doch mitnichten der erste Regierungschef ist, der sich
dieses Instruments bedient. Michel Rocard, von 1988 bis 1991
Premierminister, wandte Artikel 49.3 28mal und damit fast systematisch
an, und Manuel Valls nutzte ihn zwischen 2014 und 2016 sechsmal. [4]
Wann immer eine französische Regierung diesen Verfassungsartikel zieht
und ein Gesetz am Parlament vorbei verabschiedet, kommt das bei der
Opposition und in der Bevölkerung zwangsläufig schlecht an. Noch am
Samstagabend demonstrierten Hunderte Menschen vor der
Nationalversammlung gegen die Regierung, wobei es zu kleineren
Auseinandersetzungen mit der Polizei kam. Auch in weiteren Städten des
Landes wurden am Abend Protestkundgebungen abgehalten.

Philippe hatte nach wochenlangen Protesten gegen die Pensionsreform
unter anderem angekündigt, auf die Erhöhung des Renteneintrittsalters
auf 64 Jahre zu verzichten. Zur Bedingung machte er aber, daß bis Ende
April eine Alternative zur Finanzierung erarbeitet wird. Er versuchte
nun glaubhaft zu machen, daß die Regierung durchaus gesprächsbereit
sei und bereits 300 Änderungsanträgen stattgegeben habe. Ein Ende der
Debatten in der Nationalversammlung bedeute nicht das Ende der
Änderungen am Gesetzesentwurf, erklärte er in einem Brief an die
Teilnehmer der Finanzierungskonferenz. [5]

Macron will die Rentenreform, die sein wichtigstes Wahlversprechen war
und als zentrales Vorhaben seiner Präsidentschaft gilt, gegen alle
Widerstände durchsetzen. Er drängte auf den Abschluß der ersten Lesung
vor den Kommunalwahlen Mitte März, bei der die Regierungspartei
erhebliche Stimmenverluste befürchten muß, und eine endgültige
Verabschiedung der Reform noch vor der Sommerpause. Dies dürfte
erklären, warum er die von der Opposition zu einem wesentlich späteren
Zeitpunkt erwartete oder nach deren Einschätzung womöglich sogar
abzuwendende Verfügung per Dekret derart frühzeitig und besonders
brachial zur Anwendung bringen ließ.

Vor allem für die linke Gewerkschaft CGT ist der Artikel 49.3 eine
Steilvorlage, neue Streiks zu beschließen. Sie will in Kürze über
landesweite Protesttage beraten. Nach einer Telefonkonferenz riefen
die meisten Gewerkschaften unter Führung der CGT einen Aktions- und
Streiktag aus, während sich die regierungsnahe größte Gewerkschaft
CFDT zurückhält. Sie verlangt dafür Konzessionen im Zusatzteil der
Reform, der erst Ende April vor das Parlament kommen und die
Finanzierung des Rentensystems in den nächsten zwanzig Jahren regeln
soll. [6] CGT und die parlamentarische Linke setzen darauf, daß die
Reform durch die Anwendung des Artikels 49.3 noch unpopulärer wird, so
daß der zweite Reformteil nicht mehr vor den Sommerferien
verabschiedet werden kann. Um das zu erreichen, bedürfte es allerdings
eines erneuten Drucks auf der Straße, dem die Regierung mit dem Verbot
von Großveranstaltungen das Wasser abzugraben versucht.


Fußnoten:

[1] www.jungewelt.de/artikel/373625.frankreich-mit-dem-schlagstock.html

[2] www.taz.de/Rentenreform-in-Frankreich/!5668016/

[3] www.tagesschau.de/ausland/frankreich-rentenreform-dekret-103.html

[4] www.nzz.ch/international/frankreich-regierung-greift-bei-der-rentenreform-zum-holzhammer-ld.1543625

[5] www.orf.at/stories/3156187/

[6] www.fr.de/wirtschaft/rentenreform-frankreich-verfassungskeule-13569315.html
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ASIEN/948: Afghanistan - Lunte und Zünder ... (SB)


Afghanistan - Lunte und Zünder ...



Achtzehneinhalb Jahre nach Beginn des Afghanistankriegs haben am 29.
Februar in Doha, der Hauptstadt Katars, Zalmay Khalilzad im Namen der
Vereinigten Staaten und Mullah Abdul Ghani Baradar, der Vizechef der
Taliban, unter den Augen von US-Außenminister Mike Pompeo einen
formellen Friedensvertrag unterzeichnet. Das in langen und schwierigen
Verhandlungen zustande gekommene Abkommen sieht den Abzug aller
ausländischen Streitkräfte innerhalb von 14 Monaten aus Afghanistan
und den Auftakt innerafghanischer Verhandlungen bis zum 10. März vor,
um die "Gewaltreduktion" der letzten Februar-Woche in einen
dauerhaften Frieden zu verwandeln. Die USA haben ihrerseits
versprochen, im UN-Sicherheitsrat für die Streichung der Namen
mehrerer Mitglieder der Taliban-Führung von der internationalen
"Terrorliste" und die Aufhebung gegen sie verhängter Sanktionen zu
sorgen. Im Gegenzug wollen die Taliban sicherstellen, daß von
afghanischem Boden aus niemals wieder "terroristische" Vereinigungen
wie das Al-Kaida-"Netzwerk" Anschläge auf die USA oder deren
Verbündete durchführen können.

Im Vorfeld der feierlichen, mit Spannung erwarteten Zeremonie in Doha
war es der Regierung von US-Präsident Donald Trump gelungen,
Afghanistans Präsident Ashraf Ghani und Premierminister Abdullah
Abdullah, die beide den Sieg bei der Präsidentenwahl im vergangenen
September für sich reklamieren, davon abzubringen, sich jeweils zum
neuen Staatsoberhaupt zu erklären. Der erbitterte Machtkampf innerhalb
des pro-westlichen Lagers in Kabul ist aber nicht beigelegt, was sich
anhand des Fehlens der beiden mächtigsten Warlords Abdul Raschid
Dostum, ein Verbündeter Abdullahs, und Gulbuddin Hekmatyar, dessen
Hisb-i-Islami-Miliz noch bis 2016 auf seiten der Taliban kämpfte, bei
der Parallelzeremonie, die NATO und Pentagon in der afghanischen
Hauptstadt ebenfalls am 29. Februar veranstaltet haben, zeigte. In
Anwesenheit der beiden Streithähne Ghani und Abdullah haben NATO-Chef
Jens Stoltenberg und US-Verteidigungsminister Mark Esper die
langfristige Finanzierung der afghanischen Streitkräfte sowie die
Teilnahme der EU und der USA am Wiederaufbau Afghanistans und ihre
Begleitung des in Aussicht gestellten Friedensprozesses zugesichert.

Ghani war es auch, der als erster die Friedenshoffnungen dämpfte, als
er sich weigerte, die von den USA vertraglich gebilligte Freilassung
von 5000 Taliban-Gefangenen - von insgesamt 15.000 -, die sich in
Gewahrsam der afghanischen Behörden befinden, zu verfügen. Im Gegenzug
sollten die Taliban 1000 von ihnen gefangenengehaltene Soldaten und
Polizisten laufen lassen. Ghani beharrte auf dem Standpunkt, die USA
hätten in Doha versprochen, sich für die Freilassung einzusetzen, doch
liege die Entscheidung darüber ausschließlich bei der afghanischen
Regierung in Kabul, die ihrerseits erst nach der Aufnahme bzw. im
Rahmen von Verhandlungen mit den Taliban darüber befinden werde.

Ghani spielt an dieser Stelle ein hochgefährliches Spiel, denn zur
Aufrechterhaltung der afghanischen Streitkräfte ist Kabul auf die
logistische und finanzielle Hilfe der NATO angewiesen. Gleichwohl muß
die afghanische Regierung eine eigenständige, zu den USA leicht
konträre Position beziehen, um von den Taliban als Gesprächspartnerin
überhaupt ernst genommen zu werden. Bislang verweigerten die Taliban
Verhandlungen mit dem aus ihrer Sicht "Marionettenregime" in Kabul.
Als Ghani - sehr zur Verärgerung Abdullahs - eine Abordnung aus
eigenen Vertrauensleuten zur Unterzeichnung des Friedensvertrags in
Doha entsandte, gingen Mullah Baradar und die restliche
Taliban-Delegation dem Kontakt mit ihnen demonstrativ aus dem Weg.

Die geplanten innerafghanischen Verhandlungen stehen also unter keinem
guten Stern. Und selbst in den USA ist der Friedenskurs von Präsident
Trump nicht unumstritten. Am 27. Februar hat Liz Cheney, Tochter von
George W. Bushs Vizepräsident Dick Cheney, die Wyoming im Washingtoner
Repräsentantenhaus vertritt, zusammen mit einer Gruppe
republikanischer Kongreßabgeordneten in einem offenen Brief an
Präsident Trump gefordert, daß unter keinen Umständen alle
US-Streitkräfte aus Afghanistan abgezogen werden. Weite Teile der
neokonservativen Elite der USA stehen einem Truppenabzug aus
Afghanistan skeptisch bis ablehnend gegenüber. Zu den Kritikern
gehören Richard Haas, der einst als Berater Colin Powell während
dessen Zeit als Außenminister gedient hat und heute Präsident des
einflußreichen Council on Foreign Relations (CFR) in New York ist,
sowie der ehemalige CIA-Chef und Irakkriegsveteran General a. D. David
Petraeus.

Wegen der prinzipiellen Unvereinbarkeit der Standpunkte der Taliban
und der tonangebenden Imperialistenfraktion in Washington ist seit
Tagen viel von "geheimen Zusatzprotokollen" zum Friedensvertrag von
Doha die Rede. Die Existenz vertraulicher Vereinbarungen, die
nirgendwo im Vertragstext zu lesen sind, ist ein offenes Geheimnis und
wird nicht einmal geleugnet. Als vor wenigen Tagen Mark Esper vor der
Abreise nach Kabul von Journalisten danach gefragt wurde, versprach
der Pentagon-Chef scherzhaft, beim Kollegen Pompeo nach dem Inhalt der
"nicht-ganz-so-geheimen Zusatzprotokolle" - so die Formulierung der
New York Times am 1. März - nachzufragen. Im besagten NYT-Artikel aus
der Feder von David Sanger, der seit Jahren als zuverlässiges
Sprachrohr vom Militär und Geheimdienst der USA fungiert, heißt es,
die geheimen Zusatzprotokolle, in die weder Kongreßabgeordnete noch
Senatoren Einblick erhielten, "erlauben es den US-Spezialstreitkräften
und der CIA, eine Präsenz in Afghanistan zu behalten".

Laut Friedensvertrag werden die USA innerhalb der nächsten 135 Tage
die Zahl ihrer in Afghanistan stationierten Soldaten von derzeit
14.000 auf 8.600 reduzieren; der restliche Abzug soll innerhalb der
darauffolgenden neuneinhalb Monate vollzogen werden. Ob der zweite
Schritt jemals erfolgt ist eine andere Frage. Niemand weiß, wie die
Talibanmitglieder vor Ort auf eine weitere Präsenz von
US-Spezialstreitkräften reagieren werden. In den USA gibt es Personen,
denen eine künftige Zusammenarbeit mit den Taliban im Kampf gegen die
radikal-fundamentalistische "Terrormiliz" Islamischer Staat (IS)
vorschwebt. Hierzu gehören Präsident Trump und die
Aufstandsbekämpfungskorphäe General a. D. David Kilcullen. Wiederum
kann man sich gut vorstellen, daß sich einige Strategen im Pentagon
und State Department vom Friedensvertrag eine Spaltung der Taliban in
Gemäßigte und Hardliner versprechen, um erstere in das politische
System Afghanistans zu integrieren und mit ihrer Unterstützung
letzteren den Garaus zu machen. Ob sich jedoch die Taliban spalten
lassen werden ist unklar. Der erste Eindruck ist, daß die ehemaligen
Koranschüler aus dem Friedensvertrag von Doha moralisch gestärkt
hervorgehen und sich als Bezwinger der Supermacht USA betrachten.

Die nach Meinung des Schattenblicks aufschlußreichste Einschätzung der
Bedeutung der Vorgänge von Doha veröffentlichte Ronald Enzweiler am
27. Februar bei Antiwar.com unter der Überschrift "Trump's Taliban
Peace Deal: The Kabuki Theater Continues". Enzweiler hat von 2007 bis
2014 als Mitarbeiter des US-Außenministeriums in Afghanistan
gearbeitet - drei Jahre davon in der Taliban-Hochburg Kandahar und der
umliegenden Region. Zuletzt hat er der Nationalen Sicherheitsberaterin
Susan Rice beim Versuch Barack Obamas, den Krieg in Afghanistan bis
Ende 2016 zu beenden, zur Seite gestanden. Der Versuch scheiterte
bekanntlich, als die CIA im Mai jenes Jahres den damaligen Chef der
Taliban, Mullah Aktar Muhammad Mansur, mittels eines per Drohne
durchgeführten Raketenangriffs in der pakistanischen Provinz
Belutschistan tötete und die Organisation ins Chaos stürzte.

Enzweiler sieht aus folgendem Grund keine Möglichkeit einer Beilegung
des Krieges:

Die Kriegsbefürworter in den USA wollen eine dauerhafte
 Militärpräsenz in Afghanistan - genauer gesagt, den
 Luftwaffenstützpunkt Bagram zwecks Verfolgung vermeintlicher
 amerikanischer geopolitischer Interessen in der Region im Sinne des
 Großen Spiels - erhalten, während die Taliban entschlossen sind zu
 kämpfen, bis aus ihrer uralten Heimat alle fremdländischen Truppen
 entweder abziehen oder sie sie davongejagt haben, wie sie es seit
 Jahrhunderten tun.



Zum Schluß des Artikels gibt Enzweiler, der an der Harvard Universität
sowie dem Massachusetts Institute of Technology studiert und bei der
US-Luftwaffe gedient hat, folgende deprimierende Prognose ab:

Die Hohenpriester der politisch-militärischen Ordnung Washingtons
 gehen wegen Trumps bevorstehendem Friedensdeal mit den Taliban und
 seinem Plan, nächstes Jahr alle US-Truppen aus Afghanistan
 abzuziehen, aus einem einfachen Grund nicht an die Decke. Sie
 wissen, daß das Geschehen in Afghanistan für Trump ab November,
 sollte der sprunghafte Präsident wiedergewählt werden,
 bedeutungslos wird. Folglich kann die Anzahl von US-Soldaten, die
 erforderlich sind, um den derzeitigen Status quo aufrechtzuerhalten
 - d. h. um die Marionetten-Regierung an der Macht und den
 Fliegerhorst Bagram in amerikanischen Händen zu behalten - nächstes
 Jahr erneut dorthin verlegt werden, sollte Trump wiedergewählt
 werden und es nötig sein. Angenommen, die Kriegstreiber-Fraktion
 kontrolliert weiterhin den Kongreß, dann dürfte das Pentagon die
 von ihm geforderte Finanzierung zur Fortsetzung dieses
 katastrophalen Kriegs bekommen, während es gleichzeitig den neuen
 Kalten Krieg gegen Rußland und China anheizt. Um die erneute
 Eskalation zu begründen, wird der Vorwurf lauten, die Taliban
 hätten - nach alleiniger Einschätzung der Militaristen in
 Washington natürlich - gegen irgendeine nebulöse Bestimmung von
 Trumps Friedensdeal verstoßen.
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WOHNEN/174: »Wohnungen ausverkauft!« (Soziale Psychiatrie)


Soziale Psychiatrie Nr. 166 - Heft 04/19, 2019

Rundbrief der Deutschen Gesellschaft für Soziale Psychiatrie e.V.

»Wohnungen ausverkauft!«

Die BAG Wohnungslosenhilfe fordert eine »Nationale Strategie zur
Überwindung von Wohnungsnot und Wohnungslosigkeit«

Von Sabine Bösing



Die Liste derer, die von der Exklusion am Wohnungsmarkt betroffen
sind, wird immer länger. Neben Menschen mit multiplen Problemlagen,
Menschen mit Fluchthintergrund oder Sozialleistungsbeziehern sind es
auch die medizinische Fachangestellte oder der Rentner, die nachts
nicht mehr schlafen können, weil sie die aktuelle Mieterhöhung nicht
bezahlen können und nun nicht wissen, wohin. Die BAG
Wohnungslosenhilfe e.V. (BAG W) setzt sich daher vehement für eine
Kehrtwende in der Wohnungs- und Mietenpolitik ein und fordert die
Politik zum Handeln auf.


Zahl der Wohnungsnotfälle steigt weiter an

Die Forderung der BAG W nach einer bundeseinheitlichen, gesetzlich
verpflichtenden und geschlechtsdifferenzierten Wohnungslosenstatistik
auf Bundesebene konnte politisch bislang nicht umgesetzt werden. Dabei
würden diese Zahlen das große Ausmaß der Wohn- bzw. Nichtwohnmisere
veranschaulichen und die Notwendigkeit einer »Nationalen Strategie zur
Überwindung von Wohnungsnot« verdeutlichen. Als einziges Bundesland
hat NRW eine integrierte Wohnungsnotfallstatistik. »Die
Wohnungslosenstatistik NRW 2018 weist aus, dass zum Stichtag 30. Juni
2018 insgesamt 44.434 Personen in Nordrhein-Westfalen von den Kommunen
und von Einrichtungen der Wohnungslosenhilfe in freier Trägerschaft
als wohnungslos gemeldet wurden. Die Zahl der erfassten wohnungslosen
Personen ist damit gegenüber dem Vorjahr mit plus 37,6 % deutlich
gestiegen.«(1) Laut BAG W-Schätzung waren im Jahre 2017 insgesamt
650.000 Menschen in Deutschland ohne Wohnung.(2)

Dimensionen von Armut und sozialer Exklusion

Bei der Wohnungsnotfallproblematik durchdringen sich in der Regel
verschiedene Dimensionen von Armut und sozialer Exklusion.(3) Die
Wohnung ist ein Schutzort und gehört zu den elementarsten
Bedürfnissen, ihr Verlust führt auch zum Wegfall der Teilnahme am
gesellschaftlichen und gemeinschaftlichen Leben. Der Verlust der
Wohnung bedeutet einen Bruch in jeder Lebensbiografie. Diese hohe
psychische Belastung kann bei bestehenden Vorbelastungen zu einer
deutlichen Ausprägung psychischer und physischer Erkrankungen führen.
Claudia Streckelberg, Professorin für Sozialarbeitswissenschaften,
fasst es so zusammen: »Diese Erfahrungen von Verelendung, Gewalt und
Ausgrenzung mit ihren weitreichenden Folgen für eine Vielzahl von
Lebensbereichen haben - in unterschiedlicher Ausprägung - alle
wohnungslosen Adressat_innen der Sozialen Arbeit gemeinsam.«(4)

Menschen - unmittelbar vor oder nach einem Wohnungsverlust - erleben
häufig Ausgrenzung in vielen Lebensbereichen. Sie werden vom regulären
Mietwohnungsmarkt ausgeschlossen, haben Barrieren bei der
Gesundheitsversorgung zu überwinden oder finden den Zugang dazu nicht.
Sie stehen vor großen Hürden bei der Integration auf den Arbeitsmarkt
und leiden unter Langzeitarbeitslosigkeit. Sie geraten in eine
Notversorgung, die oft noch keinen Mindeststandards genügt und
menschenunwürdig ist. Sie erleben Diskriminierung in Behörden und
gesellschaftlichen Bereichen. Gerade die zunehmende Anzahl von
Familien zeigt den hohen Handlungsbedarf.

Eine weitere Form von Benachteiligung und damit einhergehender
Belastung lässt sich an der Qualität des Wohnens verdeutlichen.
Armutsgefährdete Haushalte leben mit einer deutlich schlechteren
Wohnqualität als nichtarmutsgefährdete Haushalte. Sie sind in höherem
Maß von Überbelegung, Umweltbelastungen und von unsicheren
Wohnquartieren betroffen.(5)

Recht auf Wohnen

»Jeder hat das Recht auf einen Lebensstandard, der seine und seiner
Familie Gesundheit und Wohl gewährleistet, einschließlich Nahrung,
Kleidung, Wohnung, ärztlicher Versorgung [...]«, so lautet Artikel 25
der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte. Doch von der Umsetzung
dieses Menschenrechts sind wir weit entfernt; bisher gibt es aber nur
einzelne Bundesländer (u.a. Brandenburg), die das Recht auf Wohnen in
ihre Landesverfassungen übernommen haben.

Um dem Recht auf Wohnen nachzukommen, ergeben sich für die Hilfen im
Wohnungsnotfall folgende Handlungsfelder(6):

1. Ressource Wohnraum

Bund, Länder und Kommunen sind verstärkt gefragt, sich für den Bau von
geförderten Wohnungen einzusetzen und die Mieterinnen und Mieter mit
einem entsprechenden Mietrecht vor unverhältnismäßigen Mieterhöhungen
und Modernisierungen zu schützen. Um bezahlbaren Wohnraum dauerhaft
zur Verfügung zu stellen, bedarf es entsprechender Sozialbindungen.

Praxisbeispiel »Wohnraumakquise durch Kooperation« in Karlsruhe


Die Stadt Karlsruhe sucht aktiv private Vermieter, gewährt für die
leerstehende Wohnung einen Sanierungszuschuss und schließt eine
zehnjährige Belegungsvereinbarung nach §§ 14, 26 WoFG (7)
inklusive Mietausfallgarantie mit den Eigentümern ab. Die Stadt
erwirbt damit das Belegungsrecht für die Wohnung und vergibt an
vordringlich Wohnungssuchende. Die Bewohner bekommen im ersten Jahr
die Möglichkeit einer sozialarbeiterischen Begleitung und schließen
mit der Stadt einen Nutzungsvertrag ab. Nutzungsverträge sind in
diesem Zusammenhang die Vorstufe zu Mietverträgen. Treten keine
Probleme auf, die Bedenken bezüglich eines Mietverhältnisses
rechtfertigen, erhalten die Betroffenen einen eigenen Mietvertrag vom
Wohnungseigentümer.(8)

Weitere Steuerungsinstrumente sind aus Sicht der BAG W sowohl
preisgebundener Wohnraum für vordringlich Wohnungssuchende als auch
eine Quotierung bei Vergabe von Belegungsrechten, die sich nach
Notlage und Dringlichkeit orientiert.

Unterschiedliche Gutachten haben gezeigt, dass Bevölkerungsgruppen mit
einem Einkommen unterhalb der Armutsgefährdung von hohen
Mietbelastungen betroffen sind.(9) Das bedeutet, dass es hier eine
Steuerung braucht. Die Richtlinien der Kosten der Unterkunft müssen
entsprechend angepasst werden, um für Haushalte im ALG II- oder
Sozialhilfebezug den Erhalt und Zugang zur Ressource Wohnraum zu
sichern. Kürzungsmöglichkeiten im Rahmen von Sanktionierungen von
Pflichtverstößen müssen ersatzlos gestrichen werden.

2. Unterstützung im Wohnraum

Aufgrund von herausfordernden Lebensumständen und/oder
gesundheitlichen Problemen ist eine Unterstützung im Wohnraum zu
dessen nachhaltiger Sicherung sinnvoll. Hierbei sollen im Rahmen einer
zeitlich befristeten Lebens- und Alltagsbegleitung perspektivische
Hilfen hinsichtlich einer Stabilisierung und Normalisierung der
Lebenslage erschlossen werden. Ambulante Hilfen bieten hierfür die
notwendige Fachlichkeit. Sie unterstützen bei der Sicherung der
Wohnung und Existenz, zeigen Möglichkeiten für berufliche
Weiterentwicklung und Arbeitssuche und vermitteln zu Ärzten,
Therapeuten usw. Die Kontakte erfolgen - je nach Erfordernis -
überwiegend als Hausbesuche.

3. Prävention

Wohnungslosigkeit als extremste Form von Ausgrenzung muss verhindert
werden. Menschen mit gebrochenen Wohnbiografien ist der Zugang zum
Wohnungsmarkt gerade in Zeiten des Mangels verschlossen. Daher braucht
es flächendeckende Angebote von Fachberatungsstellen zur Verhinderung
von Wohnungsverlust. Mit gezielten und frühzeitigen Interventionen
lässt sich die Mehrheit von Wohnungsverlusten verhindern.(10)

Praxisbeispiel FAWOS Fachstelle Wohnungssicherung, Ludwigsburg


FAWOS unterstützt und berät Mieterinnen und Mieter in gefährdeten
Mietverhältnissen, und das möglichst frühzeitig und durch aktives
Zugehen auf die Betroffenen mit Hausbesuchen. Zu den Aufgaben zählen
u.a. die Suche nach einer Lösung mit dem Vermieter und Unterstützung
beim Kontakt mit Behörden. In den zwei Jahren des Bestehens der FAWOS
konnten 145 Fälle abgeschlossen werden, davon 122 mit positivem
Ausgang. Das sind 84 Prozent.(11)

Der Weg zu entsprechenden Hilfeangeboten muss möglichst
niedrigschwellig sein. Gerade Frauen, die von einem Wohnungsnotfall
betroffen sind, brauchen niedrigschwellige Angebote, um frühzeitig
Beratung einzuholen.

Praxisbeispiel »RE_StaRT« in der Region Hannover

»RE_StaRT« (Richtig Erreichen, Strukturen transportieren aktiv
Richtung Teilhabe) bietet gezielte und niedrigschwellige Beratung und
Begleitung der Betroffenen, um den Zugang zu weiterführenden Hilfen
und Unterstützungsleistungen zu ermöglichen und nachhaltig zu
verbessern. Nach Kontaktaufnahme mit den Mitarbeitenden von »RE_StaRT«
erfolgt eine schnellstmögliche Terminvergabe zur Begleitung und
Beratung. Es ist auch möglich, sich vor einem Begleittermin im
gewünschten Setting (z.B. Café oder Park) kennenzulernen, um erste
Barrieren abzubauen. Das Konzept überzeugt: 24 Prozent aller
Beratungen sprechen die wichtige Gruppe der 18- bis 25-Jährigen an.
Bei 69 Prozent erfolgte die Kontaktaufnahme durch die Person selbst.
Während in der Wohnungsnotfallhilfe der Anteil von Frauen bei 27
Prozent und der Männer bei ca. 73 Prozent(12) liegt, konnten bei
»RE_StaRT« 41 Prozent Frauen und 59 Prozent Männer angesprochen
werden. Das legt den Schluss nahe, dass gerade für Frauen das flexible
und anonyme Angebot eine gute Möglichkeit darstellt, Unterstützung in
Anspruch zu nehmen.(13)

4. Menschenwürdige Notversorgung

Wenn trotz präventiver Maßnahmen und Bemühungen der Verlust des
Wohnraums nicht verhindert werden kann, dann stehen die
Ersatzbeschaffung von Wohnraum und/oder die Vermittlung in
weiterführende Hilfeangebote im Mittepunkt. Nach wie vor gibt es nicht
in jeder Kommune menschenwürdige Unterbringungsmöglichkeiten. Es
braucht ordnungsrechtliche Unterbringungen, bei denen in Bezug auf
räumliche Ausstattung, Lage, Zugänglichkeit, Sicherheit, Hygiene und
personeller Ausstattung die Menschenwürde gewahrt ist. Es handelt sich
um eine vorübergehende Mindestversorgung, die keinesfalls den eigenen
Wohnraum und weiterführende Hilfen ersetzen. Im Hinblick auf Familien,
Frauen, ältere Menschen und Menschen mit unterschiedlichen
Beeinträchtigungen braucht es geeignete Unterkünfte, die den Zugang
ermöglichen und ausreichend Schutz bieten.(14)

»Wohnungen ausverkauft« - Was bleibt den Menschen, die nicht über die
Mittel verfügen, um dem Mietenwahnsinn standzuhalten? »Knete den
Reichen und die Straße den Armen« lautete bereits 1993 eine
Schlagzeile in der Wochenzeitung »DIE ZEIT«.

Bezahlbaren Wohnraum zu schaffen, sich für eine gerechte Mieten- und
Wohnungspolitik stark zu machen und besonders Wohnraum für
wohnungslose Menschen zu akquirieren - alle sind gefragt!(15)


Sabine Bösing, stellv. Geschäftsführerin BAG Wohnungslosenhilfe e.V.,
Fachreferentin Gesundheit
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MELDUNG/348: Der Schutz der Kinder muss bei der Reaktion auf die aktuellen Flüchtlingssituationen Priorität haben (UNICEF)


UNICEF - Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen - Köln/Genf, 03.
März 2020

Der Schutz der Kinder muss bei der Reaktion auf die aktuellen
Flüchtlingssituationen Priorität haben



Statement von Afshan Khan, Unicef-Regionaldirektorin für Europa und
Zentralasien und Sonderkoordinatorin für die Hilfe für Flüchtlinge und
Migranten in Europa.

"Die tragische Nachricht vom Tod eines Kindes vor der griechischen Insel
Lesbos, das an Bord eines Bootes mit 50 weiteren Personen war, erinnert
erneut daran, welch großen Gefahren geflüchtete und migrierte Kinder auf
der Suche nach Sicherheit in Europa ausgesetzt sind.

Ob auf dem Meer, an Grenzübergängen oder in Konfliktgebieten: Kinder auf
der Flucht sind besonders gefährdet. In den vergangenen Wochen sind in der
syrischen Provinz Idlib durch die eskalierende Gewalt über 575.000 Kinder
vertrieben worden.

Unter 13.000 Menschen die sich derzeit an der türkisch-griechischen Grenze
in Erdine aufhalten, sind schätzungsweise 40 Prozent Familien mit Kindern.
Die Staaten müssen alles in ihrer Möglichkeit Stehende tun, um ihnen
weiteres Leid zu ersparen.

UNICEF und seine Partner sind vor Ort, um die dringendste Not der Kinder
mit Schutzutensilien, Wasser, Hygieneartikeln, Decken und anderen
Hilfsgütern zu lindern.

Wir arbeiten auch daran, die Menschen, die entlang der türkischen Grenze zu
Bulgarien gestrandet sind und von wo gewaltsame Zurückweisungen berichtet
werden, zu unterstützen.

Kinder und Familien, die ihre Heimat verlassen mussten, erwarten gemeinsame
Lösungen von den verantwortlichen Politikern. Dazu gehören auch die
finanzielle und politische Unterstützung für Staaten, die Hilfesuchende
willkommen heißen, sowie die ernsthafte Bereitschaft, die am meisten
Gefährdeten unter ihnen umzuverteilen.

Es ist an der Zeit, dass alle betroffenen Länder ihre internationalen
Verpflichtungen einhalten, Kinder vor Gewalt und Leid zu schützen, egal
woher sie kommen. Es ist Zeit, für sicheren Zugang zu Asyl und
internationalem Schutz zu sorgen, anstatt mit Aktionen und Statements
Fremdenfeindlichkeit und Diskriminierung noch zu befördern.

Und es ist an der Zeit für europäische Solidarität mit Griechenland und der
Türkei, die der Welt ihre Großzügigkeit bei der Aufnahme und Unterbringung
einer großen Zahl von Kindern und Familien gezeigt haben. Kein einzelner
Staat kann alleine Flucht und Migration managen. Alle Staaten profitieren
davon, beim Schutz von Kindern und Familien zusammenzuarbeiten.

So gefährdet wie Kinder sind, brauchen sie unterwegs auf der Flucht oder in
der Migration dringend Schutz. Kein Kind sollte auf der Suche nach
Sicherheit sein Leben oder seine Zukunft riskieren müssen."

 * 

Quelle:

UNICEF - Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen
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ARBEIT/3020: Ungleiche Chancen bei der Jobsuche (idw)


Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung gGmbH - 02.03.2020

Ungleiche Chancen bei der Jobsuche

WZB-Studie: Mütter werden seltener zu Bewerbungsgesprächen eingeladen als
kinderlose Frauen



Mütter werden in Bewerbungsverfahren benachteiligt und seltener zu
Vorstellungsgesprächen eingeladen als Frauen ohne Kinder. Väter werden
hingegen ebenso häufig eingeladen wie Männer ohne Kinder. Das hat Lena
Hipp vom Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung (WZB) in einer
gerade veröffentlichten Studie über die Jobchancen von Eltern und Menschen
ohne Kinder herausgefunden. Um Diskriminierung zu verringern, fordert die
Wissenschaftlerin eine gesetzliche Regelung, dass in Lebensläufen künftig
private Informationen wie Elternschaft, Ehestand oder
Religionszugehörigkeit nicht mehr erwähnt werden sollten.

Für die Studie wurden über 800 fiktive Bewerbungen auf reale
Stellenangebote im Marketing- und Veranstaltungsbereich versandt. In
diesem Berufsfeld arbeiten ungefähr gleich viele Frauen und Männer. Die
Bewerberin bzw. der Bewerber unterschieden sich in ihrem Lebenslauf nur
darin, dass die einen ein Kind im Alter von drei Jahren hatten und die
anderen kinderlos waren.

Das Ergebnis der Studie zeigt die Diskriminierung von Frauen mit Kindern
bei der Stellensuche: Mütter wurden deutlich seltener zu
Vorstellungsgesprächen eingeladen als kinderlose Frauen. Sie mussten rund
ein Drittel mehr Bewerbungen schreiben, um eine Einladung zu erhalten.
Väter haben dagegen die gleichen Chancen, einen Job zu finden, wie
kinderlose Männer. "Damit wird das Prinzip der gleichen Jobchancen von
Männern und Frauen konterkariert", sagt Lena Hipp. Für die
WZB-Wissenschaftlerin gehören private und für den Job nicht relevante
Informationen wie Elternschaft, Ehestand oder Religionszugehörigkeit, die
in deutschen Bewerbungen häufig angegeben werden, nicht in den Lebenslauf.
Eine entsprechende gesetzliche Regelung, diese Informationen wegzulassen,
könnte die Diskriminierung von Müttern und anderen benachteiligten Gruppen
verringern.



Die Studie von Lena Hipp ist unter dem Titel "Do Hiring Practices Penalize
Women and Benefit Men for Having Children? Experimental Evidence from
Germany" erschienen in: European Sociological Review, 2019, S. 1-15.


Originalpublikation:

http://dx.doi.org/10.1093/esr/jcz056

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution191

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung gGmbH, 02.03.2020
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DISKURS/137: Smart City - Utopie oder Alptraum? (Der Rabe Ralf)


DER RABE RALF

Nr. 212 - Oktober / November 2019

Die Berliner Umweltzeitung

Smart City: Utopie oder Alptraum?

In Berlin wächst die Infrastruktur für den neuen Mobilfunkstandard 5G
- und die Kritik

von Elisabeth Voß



Immer häufiger ist die Rede von der anstehenden "Großen
Transformation". Ein "Wissenschaftlicher Beirat der Bundesregierung
für Globale Umweltveränderungen" (WBGU) befasst sich seit der
UN-Konferenz über Umwelt und Entwicklung in Rio de Janeiro 1992 mit
Zukunftsfragen. Im Frühjahr hat er den Entwurf einer Charta "Unsere
gemeinsame digitale Zukunft" vorgelegt, womit er "eine weltweite
Diskussion über die Transformation zur Nachhaltigkeit im Digitalen
Zeitalter" anregen möchte. Die fortschreitende Digitalisierung scheint
wie ein Naturereignis, das bestenfalls gestaltet, aber nicht
verhindert werden kann.

Die Segnungen der Digitalisierung sollen sich beispielsweise in der
Smart City niederschlagen. In der rot-rot-grünen
Koalitionsvereinbarung behaupten die in Berlin regierenden Parteien:
"Eine Smart City, intelligente Stadt, schafft es, Wachstum bei
sinkendem Ressourcenverbrauch zu erreichen, Verwaltungsprozesse zu
digitalisieren und digitale Teilhabe für alle zu ermöglichen."

Ein "Zukunftsort" soll beispielsweise der "Flughafen Tegel als
Urban-Tech-Standort" werden. Wenn der Flugbetrieb eingestellt ist,
soll dort eines der größten Smart-City-Projekte in Europa entstehen.
In dem Forschungs- und Industriepark sollen dann Technologien für die
Stadt der Zukunft entwickelt werden: "der effiziente Einsatz von
Energie, nachhaltiges Bauen, umweltschonende Mobilität, Recycling, die
vernetzte Steuerung von Systemen, sauberes Wasser und der Einsatz
neuer Materialien". Dann soll dort auch das Schumacher-Quartier mit
mehr als 5.000 Wohnungen gebaut werden, wo die smarten urbanen
Technologien gleich eingesetzt werden können.

Was ist eigentlich eine Smart City?

Eine eindeutige Definition von Smart City gibt es nicht, es lassen
sich jedoch einige Kernpunkte benennen. Die Smart City ist eine
digitalisierte Stadt, in der idealtypisch alles mit allem vernetzt
ist: im öffentlichen Raum alles, was sich bewegt, vor allem Fahrzeuge
und Menschen, aber auch Infrastrukturen wie Schienen, Schilder oder
Laternen - und irgendwann wohl auch Wände und Straßenbeläge. Ebenso
die gesamte Kommunikations- und Gebäudetechnik, auch in öffentlichen
Einrichtungen, sowie in den privaten Wohnungen die Unterhaltungs- und
Haushaltsgeräte. Saugroboter oder "Sprachassistenten" wie Alexa sind
erst der Anfang von diesem "Internet der Dinge". Smart City bedeutet
Totalvernetzung.

Durch das permanente Abgreifen von endlosen Datenmengen (Big Data) -
auch als Data-Mining oder Datengrabbing bezeichnet - können mit
entsprechenden Algorithmen neue "Erkenntnisse" produziert werden, die
euphemistisch als "künstliche Intelligenz" bezeichnet werden. Jedoch
sind es nach wie vor Geräte, die rein technische Schlussfolgerungen
ziehen, deren Qualität einzig und allein von der Qualität der
abgefangenen Daten und der Algorithmen zu deren Verarbeitung abhängt.
Zu kreativen Leistungen sind Maschinen nicht fähig und können es auch
nie werden. Insofern kann der Begriff "intelligent" in diesem
Zusammenhang als Kampfbegriff der Digitalindustrie verstanden werden,
die der Profiteur dieser umfassenden technischen Aufrüstung ist.

Um immer mehr Lebensbereiche zu digitalisieren, müssen ständig neue
Geräte angeschafft werden - ob ein solches Wachstum mit sinkendem
Ressourcenverbrauch einhergehen kann, scheint äußerst fraglich. Hinzu
kommt, dass allein für den Datentransfer umfassende technische
Infrastrukturen - riesige Serveranlagen, Kabel und Sendemasten - wie
auch große Mengen Energie produziert werden müssen. Der Berliner
Verein Power Shift hat in seiner 2017 erschienenen Broschüre
"Ressourcenfluch 4.0" untersucht, wie die Digitalisierung weltweit
Natur und Lebensgrundlagen vieler Menschen zerstört. Besonders
tödliche Auswirkungen hat das Schürfen sogenannter Konfliktmineralien.
Kriegerische Auseinandersetzungen fordern Millionen Tote,
beispielsweise im Kongo.

Dass eine total vernetzte Produktion Beiträge zur Lösung der
Rohstofffrage liefern könnte, ist für Power Shift ein Werbetrick, denn
"gerade in diesem Bereich drohen Industrie 4.0, die Digitalisierung
und die neuen Zukunftstechnologien neue und weitere Probleme
aufzuwerfen, statt Antworten zu geben. Sie erzeugen neue
Rohstoffbedarfe, die nicht über Recycling, Kreislaufwirtschaft oder
gar einen heimischen Rohstoffabbau gedeckt werden können. Stattdessen
liegt der Großteil der Abbaulasten auf den Bevölkerungen in den
rohstoffreichen Ländern."

Keine Smart City ohne 5G

Wenn eine ganze Stadt als Smart City mit Überwachungs- und
Steuerungstechnologien ausgerüstet wird, müssen permanent riesige
Datenmengen bewegt werden. Dafür wurde der neue Mobilfunkstandard 5G -
die fünfte Generation von Mobilfunknetzen - entwickelt.

5G ist insbesondere für das flächendeckende autonome Fahren
erforderlich. Ob es ethisch überhaupt vertretbar ist, Autos ohne
verantwortliche Fahrzeugführung zuzulassen und damit Algorithmen die
"Entscheidung" zu überantworten, wie in einer Gefahrensituation zu
reagieren sei, ist umstritten, trotzdem wird diese Technologie
vorangetrieben. Nach ersten Versuchen auf dem Euref-Campus am
Schöneberger Gasometer und auf dem Gelände der Charité fährt seit
Mitte August ein autonomer Bus der BVG zwischen dem U-Bahnhof
Alt-Tegel und dem Tegeler See. Bisher fährt noch eine Person zur
Kontrolle mit. "Am 19. September wurde eine mit 4,6 Millionen Euro
geförderte Teststrecke auf der Straße des 17. Juni in Betrieb
genommen.

In Berlin wurde soeben ein erster 5G-Versuchskorridor von Schöneberg
bis Mitte fertiggestellt und in Betrieb genommen. An mehr als 20
Standorten hat die Telekom 70 5G-Antennen aufgestellt. Vodafone hat
bislang einen 5G-Standort in Berlin, zwei weitere sollen folgen. Nach
Auskunft der Senatsverwaltung für Wirtschaft unterstützt Berlin "den
5G-Mobilfunkausbau durch die Beseitigung von Ausbauhindernissen, zum
Beispiel durch die Umsetzung von effizienteren, digitalen Verfahren
zur Zustimmung und Genehmigung. Ebenso unterstützt Berlin die
entgeltliche Nutzung öffentlicher Gebäude sowie die Nutzung von
Trägerstrukturen im öffentlichen Raum, wie Lichtmaste oder Werbeuhren,
als Mobilfunkstandorte mit geringer Sendeleistung."
Wirtschaftssenatorin Ramona Pop verkündet stolz: "Berlin stellt sich
Zukunftsthemen frühzeitig. Für urbane Mobilitätskonzepte, Smart City,
innovative Industrieanlagen oder klimafreundliche Verkehrswende ist
der Mobilfunkstandard 5G notwendig. Mit der frühzeitigen Verfügbarkeit
von 5G erhöhen wir die Attraktivität unseres Wirtschaftsstandortes."

Gegen den Betrieb der neuen 5G-Sendemasten gibt es jedoch erhebliche
Bedenken. Harald Schumann und Elisa Simantke legten am 15. Januar 2019
in einem ausführlichen Bericht im "Tagesspiegel" dar, dass sie anfangs
glaubten, die Angst vor der Strahlenbelastung sei nur Spinnerei und
Verfolgungswahn. Dann lasen sie Gebrauchsanleitungen von
Handy-Herstellern, die vor möglichen Überschreitungen von Grenzwerten
warnten. Sie fanden heraus, dass - trotz unterschiedlicher
wissenschaftlicher Auffassungen - nur diejenigen in der EU und bei
Bundesministerien politisches Gehör finden, die die Strahlung für
unschädlich halten.

Eine private Forschungsgesellschaft namens "International Commission
on Non-Ionizing Radiation Protection" (ICNIRP) dominiert die
Meinungsbildung. "Aber schon bei dessen Adresse beginnt die
Verquickung mit der staatlichen Ebene", schreiben Schumann und
Simantke. "Das Sekretariat des Vereins residiert mietfrei direkt im
Bundesamt für Strahlenschutz im Münchner Vorort Neuherberg. Und die
wissenschaftliche Koordination für ICNIRP erledigt praktischerweise
die amtliche Leiterin der Abteilung für elektromagnetische Felder,
Gunde Ziegelberger. Ihr Vorgänger war bis 2016 sogar Vorsitzender des
Clubs. Zugleich fördert die Bundesregierung die Wissenschaftler-NGO
mit rund 100.000 Euro pro Jahr." Enge Verquickungen des Vereins
stellten sie auch mit der Weltgesundheitsorganisation WHO und der
EU-Kommission fest, und bemängeln, die EU stecke "mehr als 700
Millionen Euro in Projekte zur 5G-Entwicklung, aber nicht eines davon
dient der Risikoforschung".

Eine Stadt mit Augen, Ohren und Sensoren

Das Konzept Smart City erhielt 2018 den Big Brother Award des Vereins
Digitalcourage, ein internationaler Schmähpreis, den Medien als "Oscar
für Datenkraken" bezeichnen. "Eine 'Smart City' ist die perfekte
Verbindung des totalitären Überwachungsstaates aus George Orwells
'1984' und den normierten, nur scheinbar freien Konsumenten in Aldous
Huxleys 'Schöne Neue Welt'", erläuterte Rena Tangens in ihrer
Laudatio. "Der Begriff 'Smart City' ist eine schillernd bunte
Wundertüte - er verspricht allen das, was sie hören wollen: Innovation
und modernes Stadtmarketing, effiziente Verwaltung und
Bürgerbeteiligung, Nachhaltigkeit und Klimaschutz, Sicherheit und
Bequemlichkeit, für Autos grüne Welle und immer einen freien
Parkplatz."

Als warnendes Beispiel beschrieb sie eine smarte Straßenlaterne: "Die
leuchtet nicht nur, sondern enthält auch gleich Videoüberwachung,
Fußgänger-Erkennung, Kfz-Kennzeichenleser, Umweltsensoren, ein
Mikrofon mit Schuss-Detektor und einen Location Beacon zum Erfassen
der Position. Stellen wir uns dies noch kombiniert mit WLAN vor, mit
dem die Position von Smartphones ermittelt werden kann,
Gesichtserkennung und Bewegungsanalyse, dann ist klar: Wenn diese
Technik in unsere Stadt kommt, werden wir keinen Schritt mehr
unbeobachtet tun."

Als weiteres Beispiel führt Tangens die niederländische Stadt Enschede
an, wo diejenigen, die ein Smartphone mit aktiviertem WLAN bei sich
tragen, mit der eindeutigen MAC-Adresse getrackt werden. Für "gutes
Verhalten - zu Fuß gehen, Fahrrad fahren, öffentliche Verkehrsmittel
nutzen -" dürfen sie zur Belohnung einen Tag kostenlos parken. Die
Bewegungsprofile bekommt ein privates Unternehmen.

In Berlin hat die Bundespolizei am Bahnhof Südkreuz in Schöneberg bis
Mitte 2018 ein einjähriges Pilotprojekt zur Gesichtserkennung mit 300
Freiwilligen durchgeführt. In einem zweiten Versuch wird dort nun
getestet, wie zuverlässig Software auffälliges Verhalten erkennen
kann: Liegt jemand am Boden, läuft über die Gleise, oder stehen
auffällig viele Menschen zusammen? Die Überwachung soll bis zum
Jahresende dienstags und mittwochs in markierten Bereichen des
Bahnhofs mit Schauspielerinnen und Schauspielern ausprobiert werden.

Smarte Diktatur der Algorithmen?

Mit der Durchdigitalisierung aller Lebensbereiche wird sich alles
verändern, auch die Demokratie. Dank Digitalisierung sollen politische
Entscheidungen und deren Grundlagen transparenter werden und bessere
Partizipation ermöglichen, vor allem in der Kommunalpolitik.

Mit dem Digitalisierungs-Hype tauchen viele neue Begriffe auf, wie die
"Post-Voting Society", die durch die Rundumüberwachung entstehen soll:
"Da wir genau wissen, was Leute tun und möchten, gibt es weniger
Bedarf an Wahlen, Mehrheitsfindungen oder Abstimmungen.
Verhaltensbezogene Daten können Demokratie als das gesellschaftliche
Feedbacksystem ersetzen." Dieser Satz stammt nicht etwa aus einem
Kabarettprogramm, sondern aus der Broschüre "Smart City Agenda", 2017
herausgegeben vom Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung
und dem Bundesumweltministerium. Die Vision der "Post-Voting Society"
geht auf einen Vortrag im Rahmen der "Dialogplattform Digitalisierung"
des Umweltministeriums zurück. Dass diese Zukunftsmusik kritiklos in
einer offiziellen Broschüre der Bundesregierung unter der Überschrift
"Visionen eines hypervernetzten Planeten" abgedruckt wird, sollte sehr
ernst genommen werden.

Die Appisierung des Alltags

Wer nutzt heute keine Apps - diese kleinen digitalen Helferlein, die
das Leben erleichtern oder sogar "die Welt ein bisschen besser" machen
sollen. Oft stehen sie gratis zur Verfügung oder sind schon in
Smartphone, Smartwatch oder andere Geräte eingebaut. Aber sie sind
keineswegs umsonst, bezahlt wird mit den eigenen Daten, der Währung
des digitalen Zeitalters. So wird nicht nur für Maschinen und Geräte
in der industriellen Produktion, sondern auch für Menschen ein
"Digitaler Zwilling" angelegt, ein detailreiches Datenprofil, das auf
Schritt und Tritt dem lebenden Wesen ähnlicher wird. Damit wird die
vermeintliche "Intelligenz" der Algorithmen verbessert - durch
schlichte Erhöhung der abgegriffenen Datenmengen, an denen sie sich
schärfen können. Das erleichtert es der Produktwerbung, auf
individuelle Wünsche immer gezielter einzugehen. Medien können Inhalte
entsprechend den persönlichen Interessen anbieten - mit dem Risiko der
digitalen Echokammern, in denen sich Fake News und
Verschwörungstheorien gegenseitig verstärken. Angeblich soll es sogar
möglich sein, kriminelle Handlungen zu erkennen, bevor sie begangen
werden. Wer den Digitalen Zwilling kennt, maßt sich an, schon im
Voraus zu wissen, was der lebendige Mensch zukünftig tun wird. In den
USA und in China wird solch "präventives Profiling" teilweise bereits
in der Polizeiarbeit eingesetzt.

Das vielleicht Erschütterndste ist, dass der Einsatz solcher
Technologien in der Regel keiner Zwangsmaßnahmen bedarf, sondern dass
immer mehr Menschen freiwillig den Konzernen und staatlichen
Einrichtungen ihre Daten überlassen. Damit sind Überwachung und
Manipulation, bis hin zur Repression, Tür und Tor geöffnet.

Anfang Texteinschub

Was fehlt


Auf die vielen Facetten von Digitalisierung und Smart City einzugehen
ist hier nicht möglich. Im Beitrag fehlen vor allem die massiven
militärischen und neokolonialen Interessen hinter dieser digitalen
Aufrüstung, ebenso die Digitalisierung und Privatisierung der Bildung,
wie sie von Akteuren wie Bertelsmann-Stiftung und
Hasso-Plattner-Institut vorangetrieben werden.


Es fehlen auch die gravierenden Auswirkungen auf die Arbeitswelt und
auf das alltägliche Miteinander. Themen wie Datenfreizügigkeit als
Grundrecht und Menschenrechte für Cyborgs sind Vorboten der
Veränderungen von Welt- und Menschenbildern in diesem kulturellen
Wandlungsprozess. Erhebliche Auswirkungen gibt es auf Kommunalpolitik
und Stadtentwicklung, besonders im Verkehrsbereich.


In Berlin wird das Smart-City-Konzept bereits im "Wohnpark
Marienfelde" der öffentlichen Wohnungsbaugesellschaft Gewobag
umgesetzt. Europaweit wird über "Smart Villages" (intelligente Dörfer)
diskutiert.


Über einige dieser Themen wird der Rabe Ralf in den nächsten Ausgaben
berichten.

Ende Texteinschub


Literatur:

- Peter Hensinger, Jürgen Merks, Werner Meixner: Smart-City- und
5G-Hype. Kommunalpolitik zwischen Konzerninteressen,
Technologiegläubigkeit und ökologischer Verantwortung, Pad-Verlag,
Bergkamen 2019. 

www.pad-verlag.de

- Das Çapulcu-Redaktionskollektiv veröffentlichte online
mehrere Broschüren mit radikaler Digitalisierungs-Kritik sowie das
Buch "Dele_te!" (Unrast Verlag, Münster 2019). 

www.capulcu.blackblogs.org
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GEWERKSCHAFT/1924: Ethische Leitlinien für Künstliche Intelligenz veröffentlicht (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
3. März 2020

ver.di veröffentlicht Ethische Leitlinien für Künstliche
Intelligenz:

KI muss der Verbesserung von Arbeits- und Lebensqualität dienen



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) hat am
Dienstag, den 3. März 2020, das Diskussionspapier "Ethische Leitlinien für
die Entwicklung und den Einsatz von Künstlicher Intelligenz (KI)"
veröffentlicht. Die Leitlinien sollen als gewerkschaftlicher Beitrag
in der KI-Debatte insbesondere Orientierung und Hilfestellung für
diejenigen sein, die KI-Anwendungen entwickeln, einführen und nutzen.
"Künstliche Intelligenz ist Werkzeug, Mittel zum Zweck.
KI-Anwendungen müssen der Verbesserung von Arbeits- und
Lebensqualität dienen", sagte Christoph Schmitz, Mitglied im
ver.di-Bundesvorstand. "Für KI sind zudem rote Haltelinien
einzuziehen: Es darf keine KI-Anwendungen geben, die Menschen
schaden, die gegen Menschen- und Grundrechte verstoßen." Bestehendes
Recht und geltende Gesetze seien einzuhalten; dies betreffe
insbesondere die Tarifautonomie, das Arbeitsschutzgesetz, das
Betriebsverfassungsgesetz, das Urheberrecht und die
Datenschutzgrundverordnung.

Neben der Beschäftigungssicherung und besseren
Qualifikationsmöglichkeiten gehe es darum, KI-Systeme so zu
gestalten, dass die Handlungs- und Gestaltungsspielräume der
Erwerbstätigen erweitert werden, so Schmitz weiter. "Statt
Tätigkeiten zu entwerten, sind sie durch gezielte Qualifizierung
aufzuwerten. Dies kann durch Tarifverträge flankiert und durch neue
Stellenzuschnitte unterstützt werden." KI-Systeme, die auf der
Verarbeitung großer Datenmengen basieren, dürften nicht zu einer
Gefährdung der Persönlichkeitsrechte führen, und die Zweckbindung der
Daten sei sicherzustellen. "Ein Beschäftigtendatenschutzgesetz ist
überfällig." Zudem dürften Verantwortlichkeiten und Haftung nicht auf
die Technik übertragen werden. Schmitz: "Der Mensch bleibt in der
Verantwortung."


Der Link zum Diskussionspapier Ethische Leitlinien:

www.innovation-gute-arbeit.verdi.de/themen/digitale-arbeit/beschluesse-und-positionen

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 03.03.2020

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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MESSE/3902: Absage der ITB Berlin - Tourismuswirtschaft im Griff des Coronavirus (idw)


International School of Management (ISM) - 02.03.2020

Absage der ITB Berlin: Tourismuswirtschaft im Griff des Coronavirus



Seit Freitag steht es fest. Die ITB Berlin, führende Messe der weltweiten
Reiseindustrie, wird in diesem Jahr nicht stattfinden. Auf Grund der
zunehmenden Ausbreitung des neuartigen Coronavirus COVID-19 hatten
zuständige Fachbehörden die Auflagen für Großveranstalter so verschärft,
dass sie von der Messe Berlin nicht mehr hätten umgesetzt werden können.
Prof. Dr. Bernd Schabbing ist Experte für Tourismus- und Eventmanagement
an der International School of Management (ISM) und schätzt die Folgen für
Veranstalter und die Branche ein.

Die Absage der ITB Berlin trifft die Tourismus- und Eventwirtschaft
besonders hart, da beide Branchen ohnehin stark unter den Folgen des
Coronavirus leiden. Der Tourismuswirtschaft entgehen nicht nur geschätzte
sieben Milliarden Euro Umsatz, wenn man die Zahlen aus 2019 hinzuzieht,
sondern der Messe, den Ausstellern und allen Mitwirkenden entsteht auch
ein Gesamtschaden in mindestens dreistelliger Millionenhöhe.

Dabei folgt die Absage nicht allein der Empfehlung des Krisenstabs von
Gesundheits- und Innenministerium. Es gilt auch das Prinzip "safety
first". Allein vor dem Hintergrund des rasanten Anstiegs der
Verdachtsfälle in Deutschland in den vergangenen Tagen scheint die Absage
der Messe alternativlos. "Hier ein Treffen der Welt mit samt Vertretern
aus China bzw. Asien zu veranstalten, käme angesichts der aktuellen
Entwicklungen einem russischen Roulette gleich", so der Tourismus- und
Eventexperte Prof. Dr. Bernd Schabbing. Der Leiter des Studiengangs für
Tourismus- und Eventmanagement an der ISM und Sprecher des
Qualitätszirkels Eventstudium (QZVE) weist auf die Folgen des Coronavirus
und der ITB-Absage für eine außergewöhnlich stark vernetzte Branche hin.

"Im Bereich der internationalen Messen haben wir ein hochkomplexes
Leistungsnetzwerk, was dazu führt, dass verschiedenste Teilbranchen
gleichermaßen betroffen sind." So müssen die Messe Berlin, Aussteller,
Messebauer, Hotels in Berlin, Messepersonal sowie die Fluggesellschaften,
Flughäfen und die Bahn AG gleichermaßen massive Umsatzverluste hinnehmen -
ganz zu schweigen von angrenzenden Catering- und Gastronomieangeboten und
Dienstleistern wie Taxen oder Shuttleservices. Da bei Epidemien bzw.
drohenden Pandemien "höhere Gewalt" im Spiel ist und auch eine
Absageempfehlung des Krisenstabes der Bundesregierung vorliegt, können
viele dieser Leistungserbringer ihre Kosten nicht auf Dritte abwälzen oder
anderweitig geltend machen.

Aus Sicht des Experten hat die Messe Berlin gut daran getan, die
Veranstaltung abzusagen, da sie bei nachweislich auf der Messe erfolgten
Ansteckungen hätte haftbar gemacht werden können. Dabei folgten die
Veranstalter wohl auch den Hinweisen des Robert Koch-Instituts zur
Gefahreneinschätzung. Die Ansteckungsgefahr sei hier auf Grund der "eher
risikogeneigten Zusammensetzung der Teilnehmer, "der eher risikogeneigten
Art der Veranstaltung und des "eher risikogeneigten Ortes der
Veranstaltung" besonders hoch. Die schier unmögliche Rückverfolgbarkeit
von Kontaktpersonen und die Wahrscheinlichkeit, einen großen Personenkreis
anzustecken, waren wohl auch für die Veranstalter der ITB Berlin Risiken,
die nicht mehr beherrschbar waren.

Wenige Tage bevor die Messe eigentlich hätte stattfinden sollen, werden
nun alle beteiligten Akteure umgehend Schadensminimierung betreiben und
eigene Stornierungs- oder Erstattungsoptionen gegen Dritte sowie
entsprechende vertragliche Grundlagen prüfen. Auch wenn nicht unmittelbar
mit Insolvenzen zu rechnen ist, so ist durch den Wegfall des Geschäfts und
der Abstimmung auf der ITB sowie durch den internationalen Imageschaden
eine Schwächung des Geschäfts für die Unternehmen entstanden, der weit in
die Zukunft reichen wird. "Angesichts der generellen Belastungen durch das
Coronavirus für die Tourismuswirtschaft, die sich gerade erst von den
Folgen der Thomas-Cook-Pleite zu erholen begann, könnte dennoch für einige
Reiseveranstalter, Hotels sowie generell für Tourismus- und
Messe-Dienstleister der Tropfen sein, der das Fass zum Überlaufen bringt",
so Schabbing.


Hintergrund:

Die International School of Management (ISM) zählt zu den führenden
privaten Wirtschaftshochschulen in Deutschland. In den einschlägigen
Hochschulrankings rangiert die ISM regelmäßig an vorderster Stelle.
Die ISM hat Standorte in Dortmund, Frankfurt/Main, München, Hamburg, Köln,
Stuttgart und Berlin. An der staatlich anerkannten, privaten Hochschule in
gemeinnütziger Trägerschaft wird der Führungsnachwuchs für international
orientierte Wirtschaftsunternehmen in kompakten, anwendungsbezogenen
Studiengängen ausgebildet. Alle Studiengänge der ISM zeichnen sich durch
Internationalität und hohe Lehrqualität aus. Projekte in Kleingruppen
gehören ebenso zum Hochschulalltag wie integrierte Auslandssemester und
-module an einer der rund 190 Partneruniversitäten der ISM.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution355

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

International School of Management (ISM), 02.03.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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WOHNEN/242: Drei neue Bundesgesellschaften bringen öffentlichem Wohnungsbau neuen Schwung (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 02.03.2020

Drei neue Bundesgesellschaften bringen öffentlichem Wohnungsbau neuen
Schwung

Konzept von Prof. Sebastian Dullien und Prof. Tom Krebs



Der Bund kann dem öffentlichen Wohnungsbau in Deutschland kurzfristig
neuen Schub geben und so helfen, die akute Wohnungsknappheit in vielen
Großstädten zu entspannen.

Der Schlüssel dazu sind drei bundeseigene Gesellschaften, die Länder und
Kommunen flexibel bei der Entwicklung von Bauprojekten und dem Bau neuer
Wohnungen unterstützen: Erstens eine Beratungsgesellschaft, die Städten
und Gemeinden Planungskapazitäten zur Verfügung stellt. Zweitens ein
Bodenfonds, der Kommunen bundesweit finanziell und konzeptionell dabei
hilft, Bauland zu erwerben und Infrastruktur zu finanzieren. Drittens eine
Beteiligungsgesellschaft, die das Eigenkapital kommunaler
Wohnbauunternehmen durch finanzielle Beteiligung stärkt. Das zeigen Prof.
Dr. Sebastian Dullien, Wissenschaftlicher Direktor des Instituts für
Makroökonomie und Konjunkturforschung (IMK) der Hans-Böckler-Stiftung und
Prof. Dr. Tom Krebs von der Universität Mannheim in einem neuen Konzept
für eine Bundesinitiative "Zukunft Wohnen".*

Die Initiative soll in erster Linie dafür sorgen, dass mehr Wohnungen
gebaut werden. Weitere Ziele sind: eine stärkere soziale Durchmischung der
Städte, die Förderung ökologisch nachhaltigen Bauens und eine Senkung der
Baukosten. "Diese Ziele lassen sich nur sinnvoll mit einer Zentralisierung
bestimmter Elemente des Wohnungsbaus erreichen", schreiben die Ökonomen.
Durch die enge Zusammenarbeit der Bundesgesellschaften mit den lokalen
Verwaltungen und Wohnungsgesellschaften werde aber auch die besondere
Kompetenz vor Ort einbezogen. Die Initiative könnte "praktisch sofort mit
relativ kleinen Volumina starten", schreiben die Ökonomen - und schon in
der Anfangsphase "eine merkliche Vergrößerung des öffentlichen
Wohnungsbaus erreichen." Nach Berechnungen der Wissenschaftler ließen sich
mit zehn Milliarden Euro an Bundesmitteln kurzfristig rund 90.000
zusätzliche Wohnungen bauen. Mittelfristig wäre das Modell beliebig
skalierbar, je nachdem, wie viele Wohnungen in den nächsten Jahren und
Jahrzehnten gebraucht werden.

Der Bedarf an Neubauten wird deutschlandweit bis 2030 auf mindestens
330.000 Wohnungen pro Jahr geschätzt. Neu gebaut wurden zuletzt aber nur
rund 285.000 Wohnungen im Jahr. "Der Wohnungsneubau in Deutschland muss
also weiter gesteigert werden, um die langfristige Nachfrage zu
befriedigen", schreiben die Wissenschaftler. "Dies sollte eigentlich für
eine massive Ausweitung der öffentlichen Wohnraumförderung sprechen, doch
bis vor kurzem war das Gegenteil der Fall." Besonders deutlich wird das,
wenn man den Bestand an Sozialwohnungen anschaut: Während es Anfang der
1980er-Jahre noch 4 Millionen Sozialwohnungen gab, sind es heute nur noch
1,2 Millionen. Jährlich fallen weiter etwa 80.000 Sozialwohnungen aus der
Förderung heraus, nur circa 25.000 werden neu gebaut. "Der Wohnungsmangel
hat negative makroökonomische Konsequenzen, weil Menschen nicht ihr
Produktivitätspotenzial ausschöpfen können", schreiben Dullien und Krebs -
beispielsweise, weil sie ihre Arbeitszeiten reduzieren müssen, wenn lange
Fahrtwege aus dem Umland nötig sind. "Außerdem kommt es zu Segregation und
Ghettobildung, was Bildungschancen beeinträchtigt."

Mit den Bundesgesellschaften, so Dullien und Krebs, lassen sich Engpässe
auflösen, die aus Sicht vieler Experten den nötigen großflächigen Neubau
von gleichzeitig preisgünstigem und qualitätvollem Wohnraum massiv
behindern. So haben viele Kommunen nach langjährigem Personalabbau zu
wenig Fachkräfte in den Bauverwaltungen, um Anträge schnell zu bearbeiten
oder Baugebiete zu entwickeln. Finanziell schwache Städte und Gemeinden
verkauften Bauland in ihrem Eigentum lange Zeit an den meistbietenden
Investor, der dann häufig überwiegend hochpreisige Wohnungen errichtete.
Kommunale Wohnungsgesellschaften blieben in vielen Städten weit unter
ihren Möglichkeiten.

Die Beratungsgesellschaft würde die kommunalen Verwaltungen bei der
Entwicklung von Wohn- und Stadtteilprojekten unterstützen. Solche Projekte
sind häufig hochkomplex und erfordern die Beteiligung vieler Fachleute:
Ingenieure, Stadtplaner, Grundstücksentwickler, Ökonomen,
Kulturwissenschaftler, Geistes- und Sozialwissenschaftler, Geografen und
Landschaftsarchitekten müssen alle eng zusammenarbeiten. Zudem müssen
komplizierte Finanzierungsfragen beantwortet und Öffentlichkeitsarbeit
gemacht werden. In vielen Fällen sind die Kommunen damit überfordert. Eine
Gesellschaft auf Bundesebene, die auf die Entwicklung von Wohnquartieren
spezialisiert ist, könnte ihre Expertise bei Bedarf zur Verfügung stellen
- ähnlich wie es etwa die Stadt Hamburg mit der Gründung der HafenCity
Hamburg GmbH auf Landesebene praktiziert hat. Diese Gesellschaft - eine
hundertprozentige Tochter der Stadt - hat sich um Planung und Management
des Stadtteils HafenCity gekümmert.

Eine der Voraussetzungen für eine gemeinwohlorientierte Wohnpolitik ist,
dass Grund und Boden in öffentlicher Hand bleiben. Der Bodenfonds soll die
finanziellen Mittel dazu bereitstellen. Dank der Unterstützung durch den
Fonds könnten es sich die Kommunen leisten, Bauland zu behalten oder sogar
zuzukaufen, statt es Investoren zu überlassen. Derzeit werden
Vorkaufsrechte auf kommunaler Ebene oftmals nicht genutzt, weil es den
Kommunen entweder an Geld für den Grundstückserwerb mangelt oder die
Mittel für eine baldige Nutzung durch die öffentliche Hand fehlen.
Zusätzlich zu finanziellen Beiträgen könnte der Bodenfonds auch
Grundstücke aus Bundeseigentum und organisatorisches Know-how beisteuern.

Der Beteiligungsfonds würde die kommunalen Wohnungsbaugesellschaften durch
Aufstockung des Eigenkapitals finanziell stärken und die Kommunen oder
Länder bei der Gründung öffentlicher Wohnungsbaugesellschaften
unterstützen. Obwohl viele kommunale Wohnungsbaugesellschaften ihre
Bautätigkeit zuletzt ausgeweitet haben, halten sich einige immer noch mit
dem Neubau zurück, um nicht ihre Eigenkapitalquote zu sehr abzusenken.
Niedrige Eigenkapitalquoten führen zu höheren Finanzierungskosten bei
Baukrediten. Eine Aufstockung des Eigenkapitals mit Mitteln aus dem
Beteiligungsfonds würde die Lage für öffentliche Wohnungsbaugesellschaften
entspannen.

Die drei Bundesgesellschaften sollten rechtlich selbständige Einheiten
sein, deren Eigentümer zu hundert Prozent die öffentliche Hand ist, so
Dullien und Krebs. Dabei sollte es neben den üblichen Aufsichtsgremien
auch einen wissenschaftlichen Beirat geben, der mit Vertretern der
Fachverbände und der Wissenschaft besetzt wird. Das Grundkapital der
Gesellschaften würde sich im Wesentlichen aus Finanzmitteln des Bundes
speisen. Die Finanzierung dieser Unternehmen über Kredite wäre dabei für
den Bund eine "finanzielle Transaktion" und würde daher nicht unter die
Regeln der Schuldenbremse fallen. Die Bundes-AGs könnten zudem Geld durch
Fremdfinanzierung aufnehmen.


Originalpublikation:

(*) Sebastian Dullien, Tom Krebs: 

Wege aus der Wohnungskrise, 

IMK-Report Nr. 156, März 2020. 

Download: https://www.boeckler.de/pdf/p_imk_report_156_2020.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, 02.03.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





EUROPA/013: Die Rechtsstaatlichkeit in der EU kann man nicht aussetzen (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 3. März 2020

Die Rechtsstaatlichkeit in der EU kann man nicht aussetzen



Berlin (DAV). Die Ankündigung Griechenlands, für einen Monat keine
neuen Asylgesuche mehr zu registrieren, bietet Anlass zu großer Sorge.
Der Deutsche Anwaltverein (DAV) fordert, rechtsstaatliche Verfahren
und den Zugang zum Recht aufrechtzuerhalten. Das jetzige Vorgehen
stellt auch ein Versagen der gesamten EU dar, da es in dieser
Situation nicht allein Griechenland überlassen bleiben kann, ein
rechtsstaatliches Verfahren zu garantieren.

"Die Lage vor der griechischen Grenze zur Türkei ist eine große
gesamteuropäische Herausforderung", gibt Rechtsanwalt Thomas
Oberhäuser, Vorsitzender der DAV-Arbeitsgemeinschaft Migrationsrecht,
zu bedenken. Dieses unionsrechtswidrige Verhalten kann nicht
gerechtfertigt werden.

Am Sonntag hatte die griechische Regierung angekündigt, angesichts
wachsender Zahlen von Geflüchteten vor den Landesgrenzen zur Türkei
die Aufnahme neuer Asylanträge für einen Monat auszusetzen.
"Rechtsstaatliche Verfahren zu gewährleisten ist eine originäre
Aufgabe der Europäischen Union und ihrer Mitgliedsstaaten. Die EU ist
ein Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts und muss dies
gerade in Ausnahmesituationen unter Beweis stellen", so Oberhäuser.

"Die Dublin-Verordnung steht einer Aussetzung des Asylrechts
ausdrücklich entgegen. Das betrifft insbesondere Fälle, in denen
Schutzsuchende direkt und ohne Registrierung und Möglichkeit zur
Stellung eines Asylantrags in ihr Heimatland abgeschoben werden", so
DAV-Europarechtsexperte Dr. Ulrich Karpenstein. Nach der
Dublin-III-Verordnung müssen die Mitgliedstaaten jeden Antrag auf
internationalen Schutz prüfen, den ein Drittstaatsangehöriger oder
Staatenloser im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats einschließlich
Grenzen oder Transitzonen stellt.

Griechenland hatte sich auf die Notlagenkompetenz im Falle eines
plötzlichen Zustroms von Drittstaatsangehörigen berufen - zu Unrecht,
erläutert Karpenstein: "Es gilt der Vorrang des Unionsrechts, der
ausschließt, dass ein Mitgliedstaat allein handelt und das Unionsrecht
'suspendiert'." Der Europäische Gerichtshof hat bereits 2017
entschieden, dass die Ankunft einer außergewöhnlich hohen Zahl
Schutzsuchender grundsätzlich keinen Einfluss auf die Anwendung der
Dublin-III-Verordnung haben kann. Karpenstein betont: "Was wir jetzt
brauchen, ist ein solidarisches europäisches Handeln, indem die
Europäische Union gemeinsam für die Gewährleistung der
Grundrechtecharta und des europäischen Asylrechtssystems - auch in
Krisen - einsteht."

Die europäische Anwaltschaft versucht bereits seit einigen Jahren mit
dem Projekt European Lawyers in Lesvos (ELIL), das Fehlen
rechtsstaatlicher Verfahrensgarantien punktuell aufzufangen. Der DAV
fordert die Europäische Union angesichts der aktuellen Lage vor den
griechischen Grenzen und auf den griechischen Inseln zu
gesamteuropäischem Handeln unter Wahrung des Kerns ihrer Identität,
der Rechtsstaatlichkeit, auf.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 5/20 vom 3. März 2020

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





FAMILIENRECHT/232: Zeigen des Stinkefingers ist verbotene Kontaktaufnahme (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 3. März 2020

Rubrik: Ratgeber/Service/Recht/Familie

Zeigen des Stinkefingers ist verbotene Kontaktaufnahme



Zweibrücken/Berlin (DAV). Im Rahmen des Gewaltschutzgesetzes kann ein
Verbot der Kontaktaufnahme ausgesprochen werden. Auch das Zeigen des
"Stinkefingers" bei einer zufälligen Begegnung ist ein Verstoß gegen
dieses Verbot. Bei einem erstmaligen Verstoß dagegen ist das
Ordnungsgeld im unteren Bereich anzusiedeln. Die Arbeitsgemeinschaft
Familienrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV) informiert über eine
Entscheidung des Oberlandesgerichts Zweibrücken vom 17. April 2019
(AZ: 6 WF 44/19).

Gegen den Vater des siebenjährigen Kinds erwirkten die Mutter und ihr
Lebensgefährte ein Kontaktverbot. Dies erfolgte als Maßnahme nach dem
Gewaltschutzgesetz. Innerhalb der sechsmonatigen Frist zeigte der
Vater dem Lebensgefährten der Mutter den Stinkefinger. Bei dieser
zufälligen Begegnung war auch das Kind dabei. Der Lebensgefährte
beantragte die Festsetzung eines Ordnungsgelds.

Das Zeigen des Stinkefingers stelle einen Verstoß gegen das
Kontaktaufnahmeverbot dar, so das Gericht. Dies gelte auch, wenn es
sich lediglich um eine zufällige Begegnung handele. Da es der erste
und ein nicht schwerwiegender Verstoß gewesen sei, sei ein
Ordnungsgeld im unteren Bereich, nämlich von 100 Euro oder ersatzweise
zwei Tagen Ordnungshaft, angemessen.

Information: www.dav-familienrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung FamR 3/20 vom 3. März 2020

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de
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INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





INTERNATIONAL/310: Mexikanische Jugendliche erschossen - Grenzschützer bleiben straffrei (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

USA

US-Gericht: Grenzschützer bleiben straffrei



Ein Beamter des US-Grenzschutzes, der vor zehn Jahren an der Grenze
zu Mexiko einen mexikanischen Jugendlichen erschossen hat, bleibt
straffrei.

(Washington, 26. Februar 2020, Democracy Now) - Ein Beamter des
US-Grenzschutzes, der vor zehn Jahren an der Grenze zu Mexiko einen
mexikanischen Jugendlichen erschossen hat, muss sich ohne Zustimmung
des Kongresses nicht vor einem Bundesgericht verantworten. Das hat der
Oberste Gerichtshof der USA mit fünf gegen vier Stimmen entschieden.
Geklagt [1] hatte die Familie des Jungen.

2010 wurde der 15-jährige Mexikaner Sergio Adrián Hernández Güereca an
der Grenze zwischen El Paso und Ciudad Juárez von dem
Grenzschutzbeamten Jesús Mesa Jr. erschossen. Dies ist das jüngste
Beispiel der Straflosigkeit bei Morden, die an der Grenze zu Mexiko
durch Beamt*innen des US-Grenzschutzes begangen werden.

Im Jahr 2018 hat ein US-Bundesgericht in Tucson, Arizona, den
Grenzschutzbeamten Lonnie Swartz [2] vom Vorwurf des Mordes
freigesprochen. Er hatte den 16-jährigen José Rodríguez durch den
Grenzzaun hindurch erschossen.


Anmerkungen:

[1] https://en.wikipedia.org/wiki/Hernandez_v._Mesa

[2] https://www.npla.de/thema/repression-widerstand/todesschuesse-auf-mexikaner-us-grenzschutzbeamter-von-mordvorwurf-freigesprochen/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/tagespolitik/us-gericht-grenzschuetzer-bleiben-straffrei/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.
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INFOPOOL / RELIGION / CHRISTENTUM





KIRCHE/2261: EKD-Ratsvorsitzender gratuliert Bischof Georg Bätzing zur Wahl (EKD)


Evangelische Kirche in Deutschland - Pressemitteilung vom 03.03.2020

EKD-Ratsvorsitzender gratuliert Bischof Georg Bätzing zur Wahl zum
Vorsitzenden der Deutschen Bischofskonferenz

"Ich freue mich auf eine Fortsetzung der vertrauensvollen und bewährten
Zusammenarbeit der vergangenen Jahre."



Der Ratsvorsitzende der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD),
Landesbischof Heinrich Bedford-Strohm, hat dem neuen Vorsitzenden der
Deutschen Bischofskonferenz (DBK), Bischof Georg Bätzing (Limburg), zu
seiner Wahl am heutigen Dienstag herzlich gratuliert.

"Ich wünsche Bischof Georg Bätzing für die große Aufgabe von Herzen viel
Kraft und Gottes Segen. Unsere Kirchen sind auf dem Weg in eine neue Zeit.
Ich bin überzeugt, dass wir die Herausforderungen wie auch die Chancen, die
sich damit verbinden, nur in ökumenischer Verbundenheit meistern werden.
Ich freue mich auf eine Fortsetzung der vertrauensvollen und bewährten
Zusammenarbeit der vergangenen Jahre", sagte Bedford-Strohm. Zudem betonte
er, dass er mit besonderer Freude dem kommenden Jahr - dem "Ökumene-Jahr
2021" - entgegenblicke.

Er erhoffe sich neue Impulse für den ökumenischen Weg der Kirchen in
Deutschland von dem Ökumenischen Kirchentag in Frankfurt und Impulse für
die weltweite Ökumene von der Vollversammlung des Weltkirchenrats in
Karlsruhe. "Ich habe Georg Bätzing bei unseren gemeinsamen Beratungen im
Kontaktgesprächskreis zwischen EKD und Deutscher Bischofskonferenz als
ökumenisch höchst aufgeschlossenen und menschlich sehr angenehmen
Gesprächspartner erlebt. Das lässt mich mit großer Zuversicht auf die
zukünftige ökumenische Zusammenarbeit schauen", so der Ratsvorsitzende. Für
die weiteren Schritte auf dem Synodalen Weg, auf den sich die 
römisch-katholische Kirche in Deutschland gemacht habe, wünscht der Ratsvorsitzende
dem neuen Vorsitzenden der DBK, "die feste Zuversicht des Glaubens,
Gottvertrauen, Weitsicht und eine glückliche Hand bei Ihren
Entscheidungen."

Bedford-Strohm dankte dem bisherigen DBK-Vorsitzenden, Kardinal Reinhard
Marx, herzlich für alle bisherige vertrauensvolle Zusammenarbeit und die
freundschaftliche Verbundenheit, die nicht zuletzt in der Gestaltung des
Reformationsjubiläums 2017 als gemeinsames Christusfest ihren Ausdruck
gefunden habe. "Insbesondere der ökumenische Gottesdienst "Healing of
memories" in Hildesheim 2017 und die 2018 herausgegebene Orientierungshilfe
der DBK zur Frage konfessionsverbindender Ehen und der gemeinsamen
Teilnahme an der Eucharistie sind Meilensteine seiner Amtszeit", so der
Ratsvorsitzende. Marx habe den Katholiken in Deutschland eine klare,
orientierungsstarke und überall vernehmbare Stimme gegeben. Gerade in
schwierigen Zeiten habe sich das als segensreich erwiesen. Marx werde auch
in Zukunft eine starke katholische Stimme in Deutschland bleiben. "Ich
freue mich nach der Abgabe des Amtes als DBK-Vorsitzender nun umso mehr auf
unsere weitere Zusammenarbeit in Bayern", sagte Bedford-Strohm.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 29/2020 vom 03.03.2020

Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), Pressestelle

Herrenhäuser Straße 12, 30419 Hannover

Telefon: (0511) 2796-268/269/265/267, Fax: (0511) 2796-777

E-Mail: pressestelle@ekd.de
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INFOPOOL / RELIGION / CHRISTENTUM





KIRCHE/2260: Bischof Dr. Georg Bätzing ist neuer Vorsitzender der Deutschen Bischofskonferenz (DBK)


Pressemitteilungen der Deutschen Bischofskonferenz vom 03.03.2020

Bischof Dr. Georg Bätzing ist neuer Vorsitzender der Deutschen
Bischofskonferenz



Der Bischof von Limburg, Dr. Georg Bätzing, ist heute (3. März 2020) zum
neuen Vorsitzenden der Deutschen Bischofskonferenz gewählt worden. Die
Vollversammlung der Deutschen Bischofskonferenz hat somit einen Nachfolger
für Kardinal Reinhard Marx gefunden. Bischof Bätzing ist für sechs Jahre
als Vorsitzender der Deutschen Bischofskonferenz gewählt.

Georg Bätzing wurde am 13. April 1961 in Kirchen (Rheinland-Pfalz) geboren
und wuchs in Niederfischbach an der Sieg auf. Nach dem Studium der
Philosophie und Theologie in Trier und Freiburg wurde er am 18. Juli 1987
zum Priester geweiht. Er war Kaplan in Klausen und Koblenz, ehe er 1990 die
stellvertretende Leitung des Bischöflichen Priesterseminars in Trier
übernahm. Von 1996 bis Januar 2010 war Bätzing als Regens für die
Priesterausbildung im Bistum Trier verantwortlich und leitete das
Priesterseminar. 2005 wurde er von Papst Benedikt XVI. zum Monsignore
ernannt. Im November 2007 berief ihn der damalige Bischof von Trier, Dr.
Reinhard Marx, zum Leiter der Heilig-Rock-Wallfahrt. Am 1. November 2012
wurde Bätzing Generalvikar und damit Leiter des Bischöflichen
Generalvikariats in Trier. Papst Franziskus ernannte ihn am 1. Juli 2016
zum 13. Bischof von Limburg. Am 18. September 2016 wurde Georg Bätzing im
Hohen Dom zu Limburg zum Bischof von Limburg geweiht. In der Deutschen
Bischofskonferenz ist Bischof Bätzing Vorsitzender der Unterkommission für
den Interreligiösen Dialog und Mitglied in der Kommission Weltkirche.


Die Deutsche Bischofskonferenz ist ein Zusammenschluss der
katholischen Bischöfe aller (Erz-)Bistümer in Deutschland. Derzeit gehören
ihr 69 Mitglieder (Stand: März 2020) aus den 27 deutschen (Erz-)Bistümern
an. Sie wurde eingerichtet zur Förderung gemeinsamer pastoraler Aufgaben,
zur Koordinierung der kirchlichen Arbeit, zum gemeinsamen Erlass von
Entscheidungen sowie zur Kontaktpflege zu anderen Bischofskonferenzen.
Oberstes Gremium der Deutschen Bischofskonferenz ist die Vollversammlung
aller Bischöfe, die regelmäßig im Frühjahr und Herbst für mehrere Tage
zusammentrifft.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 035 vom 3. März 2020

Deutsche Bischofskonferenz

Kaiserstraße 161, 53113 Bonn

Postanschrift: Postfach 29 62, 53019 Bonn

Telefon: 0228/103-0, Fax: 0228/103-254

E-Mail: pressestelle@dbk.de

Internet: www.dbk.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07199: Gestörte Balance schafft Angriffswege (SB)


Die Schritte sind gegangen, die Figuren haben ihre Positionen bezogen.
Beide Spieler haben ihre Strategien, mehr oder weniger abgewandelt vom
ursprünglichen Plan, abgeschlossen. Strategien sind gezielte
Verstärkungen hinsichtlich eigener Felder oder konsequente
Schwächungen jener des Gegners. Aus dem Gewirr dieser Konfrontations-
und Reibungsflächen entstehen die Stellungen, die dann taktisch
ausgeschöpft werden. Meistens wird ein gewisser Gleichgewichtsbereich
nicht verletzt. Dann haben beide Seiten das Brett unter sich
paritätisch aufgeteilt. Unwuchten kommen freilich dann ins Spiel, wenn
der Wirkung einer bestimmten Figur kein ausgleichendes Äquivalent
entgegengesetzt werden konnte. Die Balance gerät durcheinander und
neigt sich in eine Richtung, aus der dann der Angriff definiert wird.
Im heutigen Rätsel der Sphinx hatte Schwarz den Streit um die
zentralen Felder verloren und ließ außerdem die Öffnung der h-Linie
zu. Auf dem Damenflügel gelang es ihm nicht, entsprechende Störmanöver
zu entwickeln. In der Folge mobilisierte Weiß seine Figuren und
steuerte sie auf einen explosiven Zenit zu. Schwarz war überspielt und
zwei Züge später mußte er sich geschlagen geben, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/07199: Gestörte Balance schafft Angriffswege (SB)]



Schüler - Bucka

Fernpartie 1981


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Der jugoslawische Großmeister Lajos Portisch rückte den Mehrbauern
nicht mehr heraus, zähmte das weiße Gegenspiel, das ohne Kompensation
blieb, und gewann: 1...Lg7-f8! 2.Tf3-g3+ Kg8-h8 3.Sd4-f3 De5-c5+
4.Dc6xc5 Lf8xc5+ 5.Kg1-f1 Le6xa2 - der Materialvorteil wächst - 6.e4-
e5 La2-e6 7.Sf5-h6 Lc5-e3 und Weiß gab auf, da er gegen die Drohung
8...Le6-c4+ keine ausreichende Verteidigung fand.



Erstveröffentlichung am 12. Februar 2007

3. März 2020
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





MELDUNG/567: Soziale Teilhabe messbar machen (idw)


SRH Hochschule für Gesundheit - 02.03.2020

Soziale Teilhabe messbar machen



Prof. Dr. Katharina Wick veröffentlicht mit KollegInnen neue
Forschungsergebnisse zur Teilhabe aller Menschen in einer Gesellschaft.

"Soziale Teilhabe ist sowohl ein politischer als auch sozial- und
gesundheitspsychologisch relevanter Aspekt des Zusammenlebens der Menschen
unserer Gesellschaft und des Wohlergehens des Einzelnen", heißt es gleich
zu Beginn der Studie "Kurz-Skala zur Erfassung wahrgenommener sozialer
Teilhabe (KsT-5): faktorielle Struktur, interne Konsistenz, inhaltliche
und konvergente Validität sowie Normwerte in einer repräsentativen
Stichprobe." Wie und in welchem Maß ein Mensch an der Gesellschaft
teilhaben kann, steht im Zusammenhang mit Faktoren wie sozialer
Einbindung, finanziellen Möglichkeiten, regionaler Zugehörigkeit, Bildung
oder Selbstwert, die jeweils wechselseitig mit der eigenen Gesundheit
verbunden sind.

Bisher gab es kein ökonomisches Messinstrument, mit dem die wichtigsten
und verschiedenen Teilhabe-Aspekte gemessen werden konnten. Diese
Forschungslücke wird nun mit der Publikation der Ergebnisse geschlossen.
Der neu entwickelten Skala liegt eine repräsentative
Bevölkerungsstichprobe zu Grunde, in der 2531 Probanden nach ihren
Empfinden bzgl. Selbstwirksamkeit, Zugehörigkeit, Bedürfnis nach
Anerkennung, Selbstwert und Einbindung in ein soziales Umfeld befragt
wurden. Nach der Messung der fünf Items zeigt sich, dass die entwickelte
Skala bestätigt wurde und diese sehr ökonomisch mehrere Facetten von
sozialer Teilhabe abdecken kann. Die Skala ist sowohl für den klinischen
Einsatz geeignet, als auch für die Forschung, da die Skala inklusive der
Normwerte praxisbezogen anwendbar ist.

"Vermittelt über den Selbstwert und die Selbstwirksamkeit ist ein Mehr
oder Weniger sozialer Teilhabe je nach Ausprägung auch ein Schutz- oder
Risikofaktor sowohl für körperliche als auch psychische Gesundheit", wird
am Ende der Untersuchung festgestellt.

Die SRH Hochschule für Gesundheit stellt sich in ihrer Forschung Problemen
und Fragen, die das Ziel haben, die Forschung rund um das Thema Gesundheit
zu fördern, neue zukunftsweisende Entwicklungen in diesem Bereich zu
unterstützen, wissenschaftlich zu begleiten und diese für und mit
Kooperationspartnern innovativ in die Praxis umzusetzen. Die Beteiligung
von Prof. Dr. Katharina Wick, Professorin für Angewandte Psychologie an
der SRH Gesundheitshochschule, an der vorliegenden Studie unterstreicht
besonders den praxisorientierten Aspekt des Forschungsleitbildes der SRH
Hochschule für Gesundheit.


Originalpublikation:

Artikel-DOI: 10.1055/a-1088-1354

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2258
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INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/1220: Kassel - Fit fürs Fahrradfahren, Vorbereitungstraining, 4 Termine ab 01.04.2020


documenta-Stadt Kassel

Vorbereitungstraining: Fit fürs Fahrradfahren



Bald startet wieder die Fahrradsaison. In einem Vorbereitungstraining
ab Mittwoch, 1. April, werden die wichtigsten Muskelgruppen gekräftigt
und gedehnt. Koordinations- und Reaktionsübungen bilden einen weiteren
Schwerpunkt. Der Kurs besteht aus vier Einheiten à 60 Minuten.

Der Kurs "Fit fürs Fahrradfahren" findet wöchentlich um 11 Uhr im
Kulturhaus Dock 4, Untere Karlsstraße 4, statt.

Die Kosten für die vier Einheiten betragen 10 Euro (ermäßigt 5 Euro)
und sind vor Ort zu entrichten.

Um Anmeldung ab 9. März beim Servicecenter der Stadt Kassel unter der
Telefonnummer 0561 115 oder online unter
www.terminland.de/seniorenprogramm.kassel wird gebeten. Das
Servicecenter ist montags bis freitags von 7 bis 18 Uhr und samstags
von 9 bis 13 Uhr erreichbar.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 27.02.20

Stadt Kassel

Kommunikation, Presse und Öffentlichkeitsarbeit
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BERICHT/110: demut vor deinen taten baby - wie das Leben so spielt ... Theater Die Komödianten Kiel (SB)


Nicht zeitlos, sondern zeitgemäß schreiben, das hat sich die
Dramatikerin Laura Naumann, 1989 in Leipzig geboren und mehrfach für
ihre Arbeiten ausgezeichnet, auf die Fahnen geschrieben. "Ich will ja
keinen Text schreiben, der in 500 Jahren noch gültig ist, sondern ich
hoffe eigentlich, daß sich die Welt in 500 Jahren so radikal verändert
hat, daß es meine Texte wirklich nicht mehr braucht." Sie versuche,
"an etwas dran zu sein, was jetzt, genau jetzt ist.", wirft Fragen
auf, wie wir als Menschen auf diesem Planeten zusammen leben wollen
und auf die Umstände einwirken können, die aus ihrer Sicht für die
meisten Menschen inakzeptabel sind. [1]

Um Veränderung, sprich Verbesserung der Welt geht es auch in ihrem
2012 entstandenen Stück demut vor deinen taten baby, das am 20.
Februar 2020 beim Theater Die Komödianten in Kiel Premiere hatte. Aus
der Gefahr eines Terroranschlages soll ein Instrument zum
Glücklichsein und Miteinander werden, die Mittel dazu sind radikal -
und zeitgemäß.






[image: Die drei Schaupielerinnen auf der Bühne simulieren das Hocken bzw. Stehen in nebeneinander liegenden Klokabinen. Foto: © 2020 by Thomas Eisenkrätzer]

Eingeschlossen auf der Toilette eines Flughafens v.lks.: Bettie
(Rafaela Schwarzer), Lore (Marie Dollenberg) und Mia (Anke
Pfletschinger)

Foto: © 2020 by Thomas Eisenkrätzer



Auf der Toilette eines deutschen Flughafens werden drei Frauen, die
unterschiedlicher nicht sein könnten, wegen eines Bombenalarms
eingeschlossen: Bettie, die der Frustration ihres Liebeslebens mit
einem pornogeilen Jungen, "denn ein Mann ist er nicht", mit nur
vorgetragener Toleranz zu begegnen versucht, Lore, die nahezu alles in
Kauf nimmt, um ihrer religiösen Familie zu entrinnen und die vom
Erfolg und von kollektiver Christenverbrennung träumt und Mia, die in
ihrer Phantasie im wilden Westen mit einem sprechenden Pferd lebt und
für die Schießen das Mittel der Wahl ist: "Einfach schießen, wenn es
mit den Worten nicht klappt. Und das tut es ja meistens nicht."

Unter der Bedrohung des Terrors und der gemeinsam durchlebten
Todesangst nähern sich die drei an, und als Entwarnung gegeben wird,
sind aus den Einzelgängerinnen beste Freundinnen geworden, an die
Stelle von Unzufriedenheit, Einsamkeit und Lebensflucht tiefste
Glücksgefühle getreten.

Um dieses Glück in die Welt hinauszutragen und auch andere daran
teilhaben zu lassen, beschließen die Frauen, fortan als Trio eben
solche Terroranschläge zu fingieren. Sie tragen zusammen, was jede
Einzelne zu bieten hat: Bettie ein dominantes, unerschrockenes
Auftreten, Mia Waffenkenntnis und Lore Gewissenlosigkeit. Die ersten
Schauplätze sind schnell ausgemacht: Clubs von Betties Ex-Lovern, mit
denen frau sowieso noch abzurechnen hatte. In
Camouflage-Kampfkleidung, gut trainiert und mit Schußwaffen
ausgerüstet starten sie ihr Projekt, in dem der Terror allen Menschen
zu Gute kommen soll - und haben Erfolg.

Das nächste Ziel, ein Supermarkt, ist dann aber doch eine Nummer zu
groß. Die Polizei rückt an, aber statt einer Verhaftung warten auf die
drei zwei ältere Herren, die sie und ihr Projekt engagieren für
Schulen, Weihnachtsmärkte, Krankenhäuser oder auch mal einen Wahlkampf
- gegen ein angemessenes Gehalt natürlich und eine eigene Sekretärin.
Aus anarchisch Agierenden werden Marionetten der Mächtigen.

Die Kieler Inszenierung konfrontiert die Zuschauer mit einer Textmenge
und -dichte, die gefühlt den Rahmen von tatsächlichen 75 Minuten, die
das Stück dauert, deutlich sprengt. Die Fülle von Ereignissen und
Erzählsträngen, die Sprünge von Zeit und Räumlichkeit gelingen
nachvollziehbar in einer rasanten Abfolge und schnellen Wechseln von
Sprech- und Spielebene. Anke Pfletschinger, Rafaela Schwarzer und
Marie Dollenberg, die sowohl ihre Figuren spielen als auch die
Geschichte erzählen, bewältigen diese Herausforderung an Flexibilität,
Präzision und Rollenswitch auf beeindruckende Weise.




[image: Die drei Freundinnen schreiend und mit erhobenen Fäusten - Foto: © 2020 by Thomas Eisenkrätzer]

Kämpfen für eine bessere Welt: Lore, Bettie und Mia

Foto: © 2020 by Thomas Eisenkrätzer



Die Utopie Schönere Welt scheint sich zu erfüllen, die Menschen
verlieren ihre Zukunftsängste, hören auf zu arbeiten, konsumieren mehr
und widmen sich Wohlgefühl und Wellness, kündigen ihre Versicherungen
und haben einfach Spaß.

Der wachsende Erfolg hat jedoch einen Haken: Er gefährdet das System.
"Zeit für was Richtiges!", beschließen die neuen Arbeitgeber deshalb
und ordnen einen echten Anschlag an. Und so wird anläßlich eines
Länderfußballspiels Italien-Deutschland statt mit Platzpatronen scharf
geschossen. Das Volk soll gezwungen werden, wieder Versicherungen
abzuschließen. Es bedarf allerdings einiger drastischer Maßnahmen, um
das Publikum von der Ernsthaftigkeit der Bedrohung zu überzeugen, ist
das Trio doch inzwischen bekannt und genießt eher Kult- als
Terrorstatus. Über die Frage, wie weit frau gehen darf, kommt es zum
Zerwürfnis, treten Feindseligkeiten zutage, die bislang kein Thema
waren und am Ende sind alle drei Protagonistinnen tot.
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Regisseur Ivan Dentler im Gespräch mit dem Schattenblick

Foto: © 2020 by Schattenblick



Das habe ihn gereizt, sagt Regisseur Ivan Dentler im Gespräch mit dem
Schattenblick, "es gibt keine Satzzeichen in dem Stück und es legt
schon beim Lesen ein gewisses Tempo vor. Und dann fand ich die Story
natürlich total abgefahren: Drei Frauen, die durch einen
vermeintlichen Terroranschlag eine Nahtoderfahrung machen, dadurch der
Tragik ihres Lebens entkommen, eine Freundschaft und einen neuen
Lebenssinn finden und dann eben die Idee haben, allen dieses Glück zu
bringen durch Fake-Terroranschläge. Das war einfach abgefahren und
witzig, aber auch sehr aktuell: Was daraus entstehen kann, wenn man
meint, für andere das Beste zu wissen und das dann durchsetzen will."

Daß die Inszenierung auf Requisiten weitgehend verzichtet und diese
immer wieder durch pantomimische Mittel gekonnt ersetzt, konzentriert
den Fokus umso mehr auf Text und Darstellung wie auch das Bühnenbild,
schlicht nur aus 5 beleuchteten Stellwänden bestehend, Platz schafft
für eine variantenreiche Choreografie, nahtlose Übergänge und die
Phantasie der Zuschauenden.

Natürlich paßt es zu einem surrealen Plot, daß sich die drei Frauen
nach ihrem Tod auf der Bühne aufrichten und die Geschichte zu Ende
erzählen. Daß erst Erstaunen herrschte, dann Applaus und dann
Versicherungen unterschrieben wurden. Daß eine Gedenkstätte errichtet
wurde und die drei ins Wachsfigurenkabinett kamen - trotz oder gerade
wegen ihres Scheiterns?

"Utopien müssen scheitern" - sagt Mias Pferd, das sei schon im Wort so
angelegt. Aber was wären wir ohne sie? Gehören Angst und Bedrohung zum
Glück wie das Salz in die Suppe? Darf man das Thema Terrorismus zum
Gegenstand von Unterhaltung machen? Und das einen Tag nach dem
Anschlag von Hanau? Darf man fragen, wann was Terrorismus ist und wer
die Deutungshoheit darüber hat?

"Lore: Eine Stimme sagt: Dieser Koffer sieht aus wie der eines
islamistischen Terroristen. - Mia: Eine Stimme sagt: Oder wie der
eines studentischen Terroristen. - Bettie: Eine Stimme sagt: Oder wie
der eines amerikanischen Terroristen. - Mia: Das gibt es doch gar
nicht!"
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Ernst machen

Foto: © 2020 by Thomas Eisenkrätzer



Kunst hat die Möglichkeit, wenn nicht die Pflicht, alles zum Thema zu
machen, was uns unter den Nägeln brennt, und dabei die Freiheit,
Denkklischees gegen den Strich zu bürsten. Das ist Laura Naumann mit
diesem Stück gelungen, das mit dem Begriff Action-Komödie, den
Regisseur Ivan Dentler dafür geprägt hat, treffend, aber nicht ganz
vollständig beschrieben ist, steckt neben dem rasanten Ablauf und den
komischen Momenten doch auch mehr Ernst darin, als es zunächst den
Anschein haben mag. Ein sehr inspirierendes Stück, in manchmal leisen,
meistens lauten Tönen und einer drastischen Sprache, die keine Moral
bereithält, untermalt mit starken Rhythmen, atemlos, dabei ohne jede
Hektik inszeniert, bravourös und präzise gespielt. Kurzweilig und auch
theaterhandwerklich ein Genuss.

demut vor deinen taten baby gibt es noch bis zum 4. April 2020
an jedem Freitag und Samstag im Theater Die Komödianten in Kiel
jeweils um 20 Uhr. Absolut sehens- nein besser, erlebenswert!


Anmerkung:

[1] Interview mit Laura Naumann anläßlich der Autorentheatertage 2018
in Berlin

https://www.youtube.com/watch?v=toPkCGzDqDA


3. März 2020
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TANZ - PERFORMANCE/271: Mainz - "ATARA - for you, who has not yet found the one", 16.3.2020


Staatstheater Mainz

REUT SHEMESH

ATARA - for you, who has not yet found the one (60')

Montag, 16. März 2020, 19.30 Uhr, U17



Die Choreografin Reut Shemesh nimmt Weltbilder von Frauen in den
Blick, die nach den Maßgaben des jüdisch-orthodoxen Glaubens leben und
von jenen, die sich an säkularen Werten orientieren. Gemeinsam fragen
sie danach, was Weiblichkeit, weibliche Sexualität und ihr Platz in
Familie und Gesellschaft sein können. Wie finden sie ihre Bestimmung
oder eben gerade nicht? Durch Verarbeitung von Begebenheiten aus dem
eigenen Umfeld - Reut Shemesh wuchs in einer säkular-orthodox
gemischten Familie auf - sowie durch Fotografie, Text und Bewegung
entsteht ein oszillierender Dialog zwischen den Weltanschauungen.

Reut Shemesh, Jahrgang 1982, betrachtet ihre Vergangenheit und ihre
Heimat Israel "...wie eine Ethnologin, die nach strukturellen Gründen
für eigene emotionale Überforderungen forscht. Eine starke, eine
wichtige Position, gerade in Deutschland, wo Kritik ohne
Ressentiment-Verdacht niemals mehr möglich sein wird. In Reut Shemeshs
Stücken aber spürt man das schmerzgetriebene Begreifenwollen. Sie sind
sinnlich, mutig, radikal. Man spürt Wärme. Und Widerstand." (tanz
Jahrbuch 2019)

Nach ihrem obligatorischen Militärdienst in Israel studierte Reut
Shemesh zeitgenössischen Tanz an der ArtEZ University of the Arts in
Arnhem in den Niederlanden. Seit ihrem Abschluss lebt und arbeitet sie
in Köln.

ATARA - for you, who has not found the one

Konzept, Choreographie, Text, Fotografie: Reut Shemesh

Kreation & Performance: Hella Immler, Tsipora Nir, Florian
Patschovsky

Komposition & Sounddesign: Simon Bauer

Dramaturgie: Matthias Quabbe

Mentoring: Anne Kersting

Video, Bühne, Licht: Ronni Shendar

Kostüm: Marie Siekmann

Produktionsassistenz: Valerie Witt

Finanzdramaturgie: Béla Bisom

Produktion, Management: Sabina Stücker

Eine Produktion von Reut Shemesh, koproduziert mit: K3 | Tanzplan
Hamburg und tanzhaus nrw

 * 

Quelle:

Staatstheater Mainz GmbH

Gutenbergplatz 7, 55116 Mainz

Tel: 06131 2851-240

kommunikation@staatstheater-mainz.de

Theaterkasse: Mo bis Fr 10 bis 19 Uhr, Sa 10 bis 15 Uhr

Tel. 06131 2851 222, Fax 06131 2851 229

kasse@staatstheater-mainz.de

Internet: www.staatstheater-mainz.com
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POLITIK/875: Kastenstand - Es braucht jetzt den sofortigen Vollzug (TSB)


Deutscher Tierschutzbund - 3. März 2020

Kommentar 

Kastenstand: Es braucht jetzt den sofortigen Vollzug



Die heutige Verhandlung der Staatssekretäre und Amtschefs von Bund und
Ländern im Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) um
eine Einigung in Sachen Kastenstand zu erzielen, ist offenbar gescheitert.
Es wurde eine Vertagung bis voraussichtlich Mai beschlossen. Dazu
kommentiert Thomas Schröder, Präsident des Deutschen Tierschutzbundes:

"Politisch gesehen geht die Hängepartie um den Kastenstand weiter. Das
Verfahren ist zwar noch offen, aber die Dauer und der Ablauf der
Verhandlungen sind ein Offenbarungseid der Politik. Um das Tier geht es
schon lange nicht mehr, sondern nur noch um die ökonomischen Interessen der
Halter und mögliche finanzielle Folgen für die Länder, die ja den Vollzug
zu verantworten hätten. Vom Geist des Magdeburger Urteils ist nichts mehr
erhalten. Das wirft neben politischen Fragen auch ganz grundsätzliche
rechtsstaatliche Fragen auf. Denn bei allem Verständnis für die Landwirte
und die Vollzugsbehörden: Beide Parteien haben die 1988 erstellte und seit
1992 geltende Vorgabe der damaligen Schweinehaltungsverordnung und der 2006
in die Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung übernommene Vorgabe, dass
Sauen ihre Gliedmaßen in Seitenlage im Kastenstand ausstrecken können
müssen, jahrelang ignoriert. Man stelle sich vor, was das bei anderen
Gesetzen oder Verordnungen auslösen würde. Sicher nicht die Korrektur des
Rechts, wie sie mit dem Verordnungsentwurf von Julia Klöckner angestrebt
wird.

Unsere Geduld ist am Ende. Wir fordern jetzt den sofortigen Vollzug des
geltenden Rechts. Und da die Veterinäre die Ställe seit 30 Jahren
unbeanstandet gelassen haben, müssen Bund und Länder gegebenenfalls eben
Schadensersatz zahlen. Die Bauernmilliarde als Unterstützung zur Umsetzung
der Dünge-Verordnung war haushaltstechnisch ja auch kein Problem. In der
gleichen Größenordnung Geld für einen tiergerechten Umbau der Ställe zur
Verfügung zu stellen sollte also hier und jetzt auch machbar sein."

 * 

Quelle:

Kommentar des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 3. März 2020

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de
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INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





INITIATIVE/415: Krötentaxi Bremen (NABU HB)


NABU Landesverband Bremen - 28. Februar 2020

Kröten können kommen

- NABU sucht Helfer für die Krötenzaun-Kontrolle

- über 3000 Tiere wandern jedes Jahr über die Senator-Apelt-Straße


- Absprachen per Doodle

- "Krötentaxi" läuft komplett ehrenamtlich



(Bremen, den 28.02.20) Tag und Nacht donnert der Verkehr über die
Senator-Apelt-Straße ins GVZ. Zwischen den Fahrzeugen bleibt kaum
genügend Zeit, die Straße zu überqueren, vor allem, wenn man noch
einen Bräutigam Huckepack tragen muss. Der NABU hat deshalb wieder
einen rund einen Kilometer langen Krötenzaun in Woltmershausen
aufgestellt. Nun bitten die Naturschützer Anwohner, die Tiere über die
Straße zu tragen. Rund 3.000 Kröten schaffen so jedes Jahr den Weg in
ihr Laichgebiet."Noch ist es zu kühl für die Amphibienwanderung. Aber
jetzt braucht es zwei drei warme, feuchte Nächte und die Kröten
marschieren in Massen los.", sagt NABU Mitarbeiter Florian Scheiba.
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Foto: © NABU Bremen



Der betagte Trecker aus dem Vahrer Feldweg half und zog eine Furche in
die Grasnarbe. Mit Erdspießen wurde dann der Zaun aufgestellt und alle
dutzend Meter ein Fangeimer bodengleich eingegraben. "Die Eimer müssen
sehr exakt eingegraben werden, sonst klettern die Kröten an ihm
vorbei", weiß Scheiba. Auch etwas Laub und Zweige als Fluchtweg für
krabbelnde Insekten müssen in den gegen Flutung durchlöcherten Eimern
liegen. "Jetzt müssen die Eimer morgens und abends kontrolliert
werden, wir wollen ja helfen und nicht fangen", erklärt der NABU. Wie
in den vergangenen Jahren habe sich die Absprache über ein
Internetportal bewährt. Mit einem Minimum an Aufwand könne jeder
sehen, wann noch Bedarf an Krötenträgern und Kontrolleuren ist. "In
den vergangenen Jahren musste kein bezahlter Mitarbeiter ausrücken, im
Gegenteil, es beschwerten sich Helfer, dass ihnen jemand zuvor
gekommen war."
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Autofahrer entlang der Senator-Apelt-Straße bittet der NABU um
Rücksicht auf die Krötensammler und angepasste Geschwindigkeit. Mehr
Rücksicht hätten sich die Naturschützer auch von einigen Baumfällern
gewünscht, die bei Ihren Arbeiten den diesjährigen Zaun und Eimer so
stark beschädigten, dass repariert werden musste.

Wer beim "Krötentaxi" mitmachen will kann sich unter
www.NABU-Bremen.de oder 04 21 / 48 44 48 70 informieren und für
weitere Hilfe anmelden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 28.02.2020

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland

Landesverband & Stadtverband Bremen e. V.

Vahrer Feldweg 185, 28309 Bremen

Tel.: 0421/33 98 77 2, Fax: 0421/33 65 99 12

E-Mail: Info@NABU-Bremen.de

Internet: www.NABU-Bremen.de
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INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





MASSNAHMEN/147: Forschung und Innovationen für den Artenschutz (BMBF)


BMBF / Bundesministerium für Bildung und Forschung - 3. März 2020

Karliczek: Forschung und Innovationen für den Artenschutz

Internationaler Tag des Artenschutzes erinnert jährlich an die
Unterzeichnung des Washingtoner Artenschutzübereinkommens (CITES) vom
3. März 1973



Zum internationalen Tag des Artenschutzes am heutigen Dienstag erklärt
Bundesforschungsministerin Anja Karliczek:

"Ob in den Meeren und Ozeanen, Flüssen und Seen oder an Land: Überall
geht die Vielfalt des Lebens zurück. Dieses rasant voranschreitende
Artensterben ist eine Herausforderung für Wissenschaft, Gesellschaft
und Politik. Bis zu eine Million Arten könnte es bereits in den
nächsten Jahren und Jahrzehnten nicht mehr geben, wenn wir den
Artenschutz nicht ganz oben auf der politischen Agenda verankern. Es
ist höchste Zeit, die notwendigen Maßnahmen national wie international
zu verstärken und die notwendigen Gegenmaßnahmen zu ergreifen. Denn
die verlorengehende Vielfalt in der Tier- und Pflanzenwelt ist für
unsere Existenz ebenso bedrohlich wie der Klimawandel. Gefragt sind
jetzt innovative Lösungen aus der Wissenschaft. Deshalb investiert
mein Haus massiv in die Forschung für den Erhalt der Artenvielfalt und
startete im Februar 2019 die 'Forschungsinitiative zum Erhalt der
Artenvielfalt'. Die geförderten Projekte leisten schon heute wichtige
Beiträge für den Artenschutz."

Hintergrund

Bis zu eine Million Tier- und Pflanzenarten sind weltweit vom
Aussterben bedroht. Expertinnen und Experten schätzen, dass das
Artensterben heute mindestens zehn- bis einhundertmal höher ist als im
Durchschnitt der letzten zehn Millionen Jahre. Die Ursachen hierfür
sind vielfältig und komplex. Sie reichen vom rasanten Verlust
natürlicher Lebensräume, beispielsweise durch intensive Landnutzung,
bis hin zum Klimawandel und zur Übernutzung natürlicher Ressourcen.
Auch die Wilderei und der illegale Handel mit Tieren und Pflanzen
stellen große Herausforderungen für den Artenschutz dar.

Dieser Verlust der Vielfalt des Lebens - der Biodiversität - ist auch
für uns Menschen fatal. Beispielsweise versorgt uns die biologische
Vielfalt mit Nahrung, Wasser und medizinischen Wirkstoffen. Sie trägt
zur Regulierung des Klimas sowie der Luft- und Wasserqualität bei und
dient unserer Erholung.

Um die Artenvielfalt zu schützen und um unsere Zukunft zu sichern,
brauchen wir Forschung und Innovationen. Das
Bundesforschungsministerium (BMBF) startete deshalb im Februar 2019
die "Forschungsinitiative zum Erhalt der Artenvielfalt" mit dem Ziel,
die nötigen Entscheidungsgrundlagen für einen besseren Umgang mit der
Natur zu schaffen und innovative Lösungen und Managementinstrumente
hierfür bereitzustellen.

Im Rahmen dieser Initiative fördert das BMBF bereits einige
Forschungsprojekte. Dazu gehört das auf drei Jahre ausgelegte Projekt
FOGS - "Sichere Herkunftszuordnung bei geschützten Tierarten -
Forensic Genetics for Species Protection", welches das BMBF mit 1,5
Millionen Euro unterstützt. Das Forschungsteam von FOGS leistet einen
zentralen Beitrag zur Bekämpfung des illegalen Tierhandels, indem es
DNA-basierte Werkzeuge entwickelt, die schnell und sicher Aufschluss
über die Herkunft von Tieren im Handel geben. Diese Daten sollen auch
juristisch belastbare Aussagen ermöglichen.

Auch digitale Technologien und Künstliche Intelligenz (KI) bieten für
den Artenschutz ein großes Potenzial. In diesem Bereich fördert das
BMBF das Projekt AMMOD, in dem eine so genannte "Wetterstation für die
Artenvielfalt" entwickelt wird, welche die Artenvielfalt automatisiert
erfasst. Über eine Kombination verschiedener KI-gestützter Sensoren
werden Tier- und Pflanzenarten anhand ihrer DNA, gasförmiger
Emissionen, sowie bestimmter akustischer und optischer Signale
identifiziert. Dieses innovative System bildet die Grundlage für ein
großflächiges und standardisiertes Monitoring der biologischen
Vielfalt. Das BMBF fördert das AMMOD-Projekt mit rund 5,5 Millionen
Euro.

Schließlich leisten BMBF-Projekte auch einen direkten Beitrag zum
Schutz besonders gefährdeter Arten. Zum Beispiel entwickelt das
gemeinsam von BMBF und BMU geförderte Projekt ArKoNaVera ein
überregionales Konzept zum Schutz der stark gefährdeten Malermuschel
(Unio pictorum) sowie der vom Aussterben bedrohten Flussperlmuschel
(Margaritifera margaritifera). Diese zwei Großmuschelarten sind sog.
nationale "Verantwortungsarten". Ihre Erhaltung ist daher von
besonderem nationalem Interesse. Das BMBF fördert das auf sechs Jahre
ausgelegte Projekt ArKoNaVera mit 2,8 Millionen Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 25/2020 vom 03.03.2020

BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung

Pressereferat

Kapelle-Ufer 1, 10117 Berlin

Telefon: 030/18 57-50 50, Fax: 030/18 57-55 51

E-Mail: presse@bmbf.bund.de

Internet: www.bmbf.de
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MASSNAHMEN/271: BMU stärkt Förderung des Radverkehrs (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 2. März 2020

BMU stärkt Förderung des Radverkehrs

Bundesumweltministerium baut Förderung für Modellprojekte im
Radverkehr aus



Künftig wird das Bundesumweltministerium die Fahrradinfrastruktur in
Deutschland noch stärker fördern. Bis zu 75 Prozent der Kosten für
neue Projekte werden übernommen. Finanzschwache Kommunen können mit
bis zu 90 Prozent gefördert werden. Mit dem novellierten Förderaufruf
"Klimaschutz durch Radverkehr" reagiert das Bundesumweltministerium
auf die große Nachfrage nach mehr und besserer
Radverkehrsinfrastruktur. So wurden die Fördertatbestände
konkretisiert, eine höhere Förderquote und ein zweites Skizzenfenster
eingeführt. Mit der finanziellen Unterstützung aus der Nationalen
Klimaschutzinitiative (NKI) sollen attraktive Angebote für einen
nachhaltigen Radverkehr entwickelt werden.

Bundesumweltministerin Schulze: "Wer aufs Rad umsteigt, schützt das
Klima und tut etwas für seine Gesundheit. Es liegt daher an der
Politik den Bürgerinnen und Bürgern das Umsatteln zu erleichtern und
eine nachhaltige Radinfrastruktur zu schaffen. Deshalb fördern wir
lokale Projekte noch stärker als bisher und nehmen dafür zusätzliches
Geld in die Hand."

Gefördert werden lokale Projekte, die Treibhausgasemissionen
reduzieren und auch einen Beitrag zur Verbesserung der Lebensqualität
vor Ort leisten wie beispielsweise unversiegelte Radwege oder
Fahrradparkhäuser mit LEDs. Bis zu 75 Prozent der Kosten für neue
Projekte werden übernommen, bislang waren es 65 Prozent.
Finanzschwache Kommunen können mit bis zu 90 Prozent gefördert werden.
Sowohl Städte und Gemeinden, Unternehmen sowie Kooperationen von
Kommunen, Verbänden, Vereinen, Religionsgemeinschaften mit
Körperschaftsstatus und Hochschulen können ihre Projektideen zwischen
dem 1. März und 31. April 2020 oder vom 1. September bis 31. Oktober
einsenden.

Seit 2016 wurden im Rahmen des Förderaufrufs "Klimaschutz durch
Radverkehr" der Nationalen Klimaschutzinitiative 78 Vorhaben mit einer
Fördersumme von mehr als 128 Millionen Euro bewilligt.

Detaillierte Informationen finden Sie unter:

www.klimaschutz.de/radverkehr
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MELDUNG/527: Blutregen am Schalttag über Leipzig - Reste des großen Saharasandsturms ziehen über Deutschland (idw)


Leibniz-Institut für Troposphärenforschung e. V. - 01.03.2020

Blutregen am Schalttag über Leipzig - Reste des großen
Saharasandsturms ziehen über Deutschland



Leipzig (29.02.20). Am Samstag war ein nicht alltägliches Phänomen zu
beobachten: "Blutregen" durch Saharastaub. Die Überreste eines
extremen Saharasandsturms, dessen Staub am vorigen Wochenende Teile
der Kanarischen Inseln lahm legte, wurden mit der Luftströmung über
den Nordatlantik und Frankreich nach Deutschland transportiert, wo sie
in Leipzig am Morgen ankamen. Niederschläge in der Nacht vom 28. zum
29.02. haben einen Bruchteil des Staubes zur Erde gebracht, wo er z.B.
auf Autoscheiben gut zu sehen war.




[image: Foto: © Patric Seifert, TROPOS]

Etwa 5 Liter/m² Schneeregen hat in der Nacht vom 28. zum 29.02.2020
einen Bruchteil des Sahara-Staubs zur Erde gebracht, wo er z.B. auf
Autoscheiben gut zu sehen war - wie hier am TROPOS in Leipzig.

Foto: © Patric Seifert, TROPOS



Das Phänomen wurde im Mittelalter "Blutregen" genannt, weil der
Saharastaub viel Eisen enthält, dadurch rötlich erscheint und die
Transportwege noch nicht bekannt waren. Was die Menschen damals in
Schrecken versetzte, ist lediglich ein rares Wetterphänomen, dessen
Staubkonzentrationen gesundheitlich unbedenklich sind.




[image: Foto: © Patric Seifert, TROPOS]

Lidar-Messungen mit einem PollyXT-Lidar am TROPOS: Die Grafik zeigt,
dass am Samstag etwa 11:30 bis 15:00 Uhr eine erste Staubschicht
unterhalb von 2500 Metern Höhe über Leipzig gezogen ist. 

Foto: © Patric Seifert, TROPOS



"Es kommt wirklich selten vor, dass so große Mengen Saharastaubs nach
dem Passieren des Atlantischen Ozeans unsere Region erreichen.
Meistens wird der Staub "direkt" über das Mittelmeer
herantransportiert. Aber in solchen Fällen muss er die Alpen
passieren, die normalerweise einen Großteil des Saharastaubs aus der
unteren Atmosphäre (durch Sedimentation und orographischen Regen) über
den Bergen ablagern, wodurch die Wahrscheinlichkeit eines "Blutregens"
über Leipzig verringert wird", erklärt Dr. Patric Seifert, der das
"Leipzig Aerosol and Cloud Remote Observations System" (LACROS) am
TROPOS betreut, mit dem Wechselwirkungen zwischen Staubpartikeln und
Wolken sowie Auswirkungen auf Niederschlag und Klima untersucht
werden. Zu Fernerkundungsobservatorium LACROS gehört auch ein
portables Lidar. Mit diesem Lichtradar ist es möglich, den Staub in
der Atmosphäre per Laser vom Boden aus zu untersuchen. Die Messungen
der TROPOS-Lidar-Gruppe zeigen, dass am Samstag etwa 11:30 bis 15:00
Uhr eine erste Staubschicht unterhalb von 2500 Metern Höhe über
Leipzig gezogen ist. (Die Grafik zeigt diesen Staub als rötliche
Schicht am 29.02.2020 ab etwa 09:30 UTC/Weltzeit. Die weiße Schicht
darüber sind Wolken.) Vorher verhinderte Niederschlag die Beobachtung
des Wüstenstaubes. Eine zweite Staubschicht zog ab etwa 15 Uhr über
Leipzig bis sie am Abend durch Regen abgelöst wurde. Mittlerweile ist
die Staubfahne in Richtung Osteuropa abgezogen. "Bisher sind noch
keine Nachrichten dazu zu finden. Wahrscheinlich hat einfach niemand
mit diesem Phänomen am Schalttag gerechnet", meint Patric Seifert
augenzwinkernd.



Links:

Messungen des Lidars PollyXT in Leipzig (TROPOS, 29.02.20):

http://polly.rsd.tropos.de/?p=bilder&lidar_id=35&lambda=3&Jahr=2020&Monat=02&Tag=29&Ort=1#bildanker
(Die Grafiken zeigt den Sahara-Staub als rötliche Schicht am
29.02.2020 ab etwa 09:30 UTC/Weltzeit in geringer Höhe unterhalb von
2500m. Die weiße Schicht darüber sind Wolken.)

Frühere Meldungen zu Sahara-Staub über Leipzig, u.a.: 

26.06.2019 

https://www.tropos.de/aktuelles/pressemitteilungen/kurzmitteilungen/hitzewelle-bringt-temperaturrekorde-und-saharastaub

20.08.2012 

https://www.tropos.de/aktuelles/pressemitteilungen/details/erneut-saharastaub-ueber-deutschland/

Mehr zum "Leipzig Aerosol and Cloud Remote Observations System"
(LACROS)
am TROPOS unter: 

https://www.tropos.de/forschung/grossprojekte-infrastruktur-technologie/koordinierte-beobachtungen-und-netzwerke/lacros

Staub im Fokus am TROPOS: 

https://www.tropos.de/entdecken/gut-zu-wissen/staub-im-fokus

Modellierung des Transports von Saharastaub am TROPOS:

https://www.tropos.de/institut/abteilungen/modellierung-atmosphaerischer-prozesse/transportprozesse/transport-von-saharastaub

Staub-Vorhersage des Barcelona Supercomputing Center (BSC):

https://ess.bsc.es/bsc-dust-daily-forecast

Satellitenaufnahmen zeigen die gewaltige Staubfahne, die von der
Sahara auf den Atlantik zieht, dort dreht und sich verdünnt nach Mitteleuropa
bewegt (NASA Modis Worldview, 26.02.2020 & ff.):

https://go.nasa.gov/2TpHO4L

Kanarische Inseln: Sandsturm legt Flugverkehr lahm (Tagesschau,
23.02.2020): 

https://www.tagesschau.de/ausland/sandsturm-kanaren-103.html

Extremer Calima auf Fuerteventura: viele Veranstaltungen abgesagt
(Fuerteventura-Nachrichten, 22.02.2020):

https://www.fuerteventurazeitung.de/2020/02/extremer-calima-auf-fuerteventura-viele-veranstaltungen-abgesagt/

Blutregen (DWD- Wetterlexikon):

https://rcccm.dwd.de/DE/service/lexikon/Functions/glossar.html?lv2=100310&lv3=100456


Blutregen (BILD, 14.06.2019): 

https://www.bild.de/news/wetter/wetter/blutregen-am-wochenende-erwartet-uns-ein-seltenes-wetter-phaenomen-62631524.bild.html

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news738308

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1606

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Troposphärenforschung e. V. - 01.03.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ÖKOLOGIE/095: Wehrhaftigkeit von Meerretticherdflöhen hängt von Futterpflanze und Entwicklungsstadium ab (idw)


Max-Planck-Institut für chemische Ökologie - 02.03.2020

Die Wehrhaftigkeit von Meerretticherdflöhen hängt von ihrer
Futterpflanze und ihrem Entwicklungsstadium ab



Meerretticherdflöhe nutzen Senfölglykoside aus ihrer pflanzlichen
Nahrung zur Verteidigung gegen Räuber. Dazu speichern sie die
ungiftigen Substanzen im Körper und besitzen ein Enzym, das
Senfölglykoside in giftige Senföle umwandelt. Ein Forschungsteam am
Max-Planck-Institut für chemische Ökologie in Jena hat herausgefunden,
dass die Pflanzenabwehrstoffe zwar in allen Lebensstadien des
Meerretticherdflohs nachweisbar sind, aber das Enzym, das für die
Umwandlung in giftige Substanzen benötigt wird, nicht immer aktiv ist.
Während Larven den Angriff durch eine asiatische Marienkäferlarve
erfolgreich abwehren können, werden Puppen gefressen, da sie keine
nennenswerte Enzymaktivität aufweisen.




[image: Abb.: Benjamin Fabian, Max-Planck-Institut für Chemische Ökologie]

Die Larve des Meerretticherdflohs (Phyllotreta armoraciae, links) ist
bestens gegen Räuber, wie die asiatische Marienkäferlarve (Harmonia
axyridis, rechts), geschützt. 

Abb.: Benjamin Fabian, Max-Planck-Institut für Chemische Ökologie



Meerretticherdflöhe nutzen Pflanzenabwehrstoffe, sogenannte
Senfölglykoside, aus ihrer pflanzlichen Nahrung zur Verteidigung gegen
Räuber. Dazu speichern sie enorme Mengen dieser ungiftigen Substanzen
im Körper und besitzen, wie auch ihre Futterpflanze selbst, ein Enzym,
das Senfölglykoside in giftige Senföle umwandelt. Ein Forschungsteam
am Max-Planck-Institut für chemische Ökologie in Jena hat nun
herausgefunden, dass die Pflanzenabwehrstoffe zwar in allen
Lebensstadien des Meerretticherdflohs nachweisbar sind, aber das
Enzym, das für die Umwandlung in giftige Substanzen benötigt wird,
nicht immer aktiv ist. Während Larven den Angriff durch einen Räuber,
wie der asiatischen Marienkäferlarve, erfolgreich abwehren können,
werden Puppen gefressen, da sie keine nennenswerte Enzymaktivität
aufweisen (Functional Ecology, February 2020,
doi: 10.1111/1365-2435.13548).

Meerretticherdflöhe, die trotz ihres irreführenden Namens taxonomisch
zu den Blattkäfern und nicht zu den Flöhen gehören, fressen an
Pflanzen, die wie der Meerrettich - aber auch Raps, Senf und andere
Kreuzblütler - mit einer "Senfölbombe" ausgestattet sind. Dieses
Verteidigungssystem beruht auf zwei Komponenten: den Senfölglykosiden -
 pflanzlichen Abwehrstoffen - und dem Enzym Myrosinase. Bei Verletzung
des pflanzlichen Gewebes kommen die ungiftigen Senfölglykoside in
Kontakt mit der Myrosinase. Dies hat zur Folge, dass die
Senfölglykoside zu giftigen Senfölen umwandelt werden, die "Bombe"
wird also "scharf". Der Meerretticherdfloh ist in der Lage, das
pflanzliche Abwehrsystem nachzuahmen, indem er die ungiftigen
Senfölglykoside seiner Futterpflanze aufnimmt, im Körper speichert und
eine eigene Käfer-Myrosinase produziert (siehe Pressemitteilung über
die nahe verwandten Kohlerdflöhe "Käfer, die nach Senf schmecken" vom
8. Mai 2014). Ein Team von Wissenschaftlern um Franziska Beran,
Leiterin der Forschungsgruppe "Sequestrierung und Entgiftung bei
Insekten" am Max-Planck-Institut für chemische Ökologie in Jena,
wollte nun herausfinden, ob alle Lebensstadien, vom Ei bis zum Käfer,
mit dieser Senfölbombe ausgestattet sind, und ob sie einen wirksamen
Schutz vor Fressfeinden darstellt.

Ihre Experimente ergaben, dass Senfölglykoside in allen Lebensstadien
des Meerretticherdflohs zu finden sind. Allerdings war die
Käfer-Myrosinase nicht in allen Lebensstadien aktiv. Ob ein
Lebensstadium über ein aktives Enzym verfügt oder nicht, konnten die
Forscher anhand des Zuckers bestimmen, welches die Myrosinase von den
Senfölglykosiden abspaltet. Dieser Zucker reichert sich über die Zeit
an. "Larven wiesen eine hohe Enzymaktivität auf, während im
Puppenstadium kaum Aktivität vorhanden war. Die Fähigkeit, sich
mithilfe von Pflanzenabwehrstoffen gegen Feinde zu verteidigen,
unterscheidet sich damit sehr stark zwischen den unterschiedlichen
Lebensstadien", beschreibt Theresa Sporer, die Erstautorin der Studie,
die Ergebnisse. Um herauszufinden, ob die Unterschiede in der
Enzymaktivität für die Verteidigung wirklich wichtig sind, haben die
Wissenschaftler Larven und Puppen der Meerretticherdflöhe einem
gefräßigen Räuber, den Larven des asiatischen Marienkäfers, angeboten.
"Die Beobachtungen bei diesem Experiment waren beeindruckend",
berichtet Johannes Körnig, ein weiterer Autor der Studie. "Wenn die
Marienkäferlarve an einer Erdflohlarve nur kurz frisst, kommt es zu
einer sehr starken Reaktion. Die Marienkäferlarve hört sehr schnell
auf zu fressen, entfernt sich von der Beute und übergibt sich häufig.
Die Räuber hungern sich lieber zu Tode, als die Larven zu fressen, die
über eine funktionierende Senfölbombe verfügen." Im Gegensatz dazu
hatten Puppen keinen chemischen Schutz und wurden von den
Marienkäferlarven gefressen. Gleichfalls zeigte der Vergleich von
Larven, die je nach Futterpflanze Senfölglykoside gespeichert hatten
oder nicht, dass diese Stoffe tatsächlich für eine erfolgreiche
chemische Abwehr notwendig sind: Larven mit Senfölglykosiden können
den Feind abwehren, aber Larven ohne Senfölglykoside wurden gefressen.

Für die Forscher war es dabei überraschend, dass sich Puppen chemisch
kaum verteidigen können, weil die Insekten gerade in diesem
Lebensstadium nicht mobil sind und nicht flüchten können. Daher wäre
eigentlich gerade in diesem Stadium eine besonders gute Verteidigung
zu erwarten. Allerdings ist noch unklar, welche Räuber es besonders
auf die Puppen abgesehen haben. Die Forscher vermuten, dass
Fadenwürmer und Mikroben wichtige natürliche Feinde darstellen.

In weiteren Studien möchten die Wissenschaftler nun herausfinden, ob
die käfereigene Senfölbombe ebenfalls erfolgreich gegen Feinde aus dem
natürlichen Umfeld des Meerretticherdflohs eingesetzt werden kann.
Außerdem wollen sie untersuchen, welche Substanzen bei der
Verteidigung der Puppen gegen ihre natürlichen Feinde eine Rolle
spielen und ob diese weiteren Mechanismen gegen ihre Feinde anwenden.
Die Ergebnisse werden dabei auch für den Gartenanbau von Interesse
sein, denn Meerretticherdflöhe stehen im Verdacht, für den
Ertragsrückgang im Meerrettichanbau mit verantwortlich zu sein.

Originalpublikation:

Sporer, T., Körnig, J., Beran, F. (2020). Ontogenetic differences in
the chemical defence of flea beetles influence their predation risk.
Functional Ecology, doi: 10.1111/1365-2435.13548 (accepted article)


https://doi.org/10.1111/1365-2435.13548



Weitere Informationen finden Sie unter

Webseite der Forschungsgruppe Sequestrierung und Entgiftung bei
Insekten

https://www.ice.mpg.de/ext/index.php?id=detoxification&L=1

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news739678

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1258

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für chemische Ökologie - 02.03.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. März 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





ÖKOSYSTEME/141: Geheimes Leben zwischen Ölpalmenwedeln (idw)


Georg-August-Universität Göttingen - 02.03.2020

Geheimes Leben zwischen Ölpalmenwedeln: Forschungsteam unter
Leitung der Universität Göttingen analysiert Schwebeböden



Die Bedrohung von Insekten und anderen Kleinstlebewesen durch die
Abholzung des Regenwaldes und die Folgen für die Umwelt in tropischen
Regionen sind bekannt. Bisher noch nicht untersucht wurde, ob und wie
die Ölpalmenplantagen dazu beitragen, die Populationen von winzigen
unterirdisch lebenden Tieren zu erhalten, die wiederum den Boden
gesund erhalten. In einer neuen Studie unter Leitung der Universität
Göttingen haben Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler eine hohe
biologische Aktivität oberhalb des Bodens entdeckt. Dieser Bereich
kann als Oase für Bodenorganismen dienen.




[image: Foto: © Dr. Valentyna Krashevska]

Dr. Valentyna Krashevska sammelt Proben von Organismen zur Analyse.
Das Team sammelte über 55.000 lebende Organismen.

Foto: © Dr. Valentyna Krashevska



(pug) Das Team stellte fest, dass der Hängeboden in den
Zwischenräumen, in denen der Wedel aus dem Palmenstamm herauswächst,
tatsächlich neue Mikrolebensräume bieten kann, in denen Bodenlebewesen
gedeihen können. Die Ergebnisse sind in der Fachzeitschrift Frontiers
in Ecology and the Environment erschienen.




[image: Foto: © Dr. Valentyna Krashevska]

Moos und Geröll sammeln sich in den Achseln der abgeschnittenen
Palmwedel und bilden Taschen mit Erde, in denen viele Bodenorganismen
leben.

Foto: © Dr. Valentyna Krashevska



Die rasche Ausdehnung der Ölpalmplantagen in ganz Südostasien aufgrund
des zunehmenden globalen Ressourcenbedarfs hat Auswirkungen auf die
Umwelt. Regenwälder werden abgeholzt, was zu großen Verlusten an
Bodenstruktur, Fruchtbarkeit und biologischer Vielfalt führt. Im Boden
befinden sich viele Lebewesen, die wichtig für die Funktionen des
Ökosystems sind: Sie stellen Nährstoffe zur Verfügung, bilden
Bodenstrukturen, zersetzen Material und bekämpfen Schädlinge. Um etwas
über die biologische Aktivität im Boden in Ölpalmplantagen zu
erfahren, untersuchten Forscherinnen und Forscher der Universität
Göttingen den Boden in sechs verschiedenen Kleinlebensräumen in einer
16 Jahre alten Ölpalmplantage auf Sumatra, Indonesien. Ein Team des
Sonderforschungsbereichs EFForTS (Ökologische und Sozioökonomische
Funktionen tropischer Tieflandregenwald-Transformationssysteme)
sammelte 9.205 Individuen der Makrofauna (Regenwürmer und große
Arthropoden wie Ameisen, Fliegenlarven und Tausendfüßer), 40.229 der
Mesofauna (kleine Arthropoden wie Springschwänze und Milben), 2.895
Fadenwürmer und 4.467 Schalenamöben (Einzeller mit einer
Schutzschale).

"Da viele Ölpalmenplantagen dauerhaft bestehen bleiben werden, ist es
unerlässlich, ein besseres Verständnis der biologischen Vielfalt des
Bodens über Kleinlebensräume hinweg zu erhalten", erklärt Dr. Anton
Potapov von der Universität Göttingen. "Dies wird Landwirten und
Plantagenbesitzern helfen, nachhaltigere Methoden zu entwickeln, um
die Funktionsfähigkeit des Ökosystems zu erhalten." Einer der
untersuchten Kleinlebensräume entsteht durch die Ansammlung von
Laubmaterial und anderem Pflanzenabfall in den Lücken an der Basis der
Palmwedel. Das organische Material bildet mit Erde gefüllte Spalten,
die sich an den Stämmen der Palmen oberhalb der eigentlichen
Erdoberfläche befinden. Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
zeigten, dass in diesen Schwebeböden weitaus mehr aktive Bodenbewohner
vorkommen als unter der Erde.

"Eine hohe Aktivität im Schwebeboden gleicht die Verschlechterung des
Bodens zwar nicht aus", sagt Dr. Valentyna Krashevska von der
Universität Göttingen, "aber mit dem neuen Wissen können wir den
Schwebeboden während der Plantagenbewirtschaftung besser erhalten. Das
kann die durch die Ölpalmplantagen verursachten Schäden an
bodengebundenen Prozessen und der Biodiversität zumindest teilweise
ausgleichen."

Originalpublikation:

Potapov A et al.: Aboveground soil supports high levels of biological
activity in oil palm plantations. Frontiers in Ecology and the
Environment (2020). 

DOI: https://doi.org/10.1002/fee.2174

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news739591

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution77

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Georg-August-Universität Göttingen - 02.03.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MEER/363: Internationales Forscherteam stellt Maßnahmen zum Schutz der Tiefsee vor (idw)


Jacobs University Bremen gGmbH - 28.02.2020

Internationales Forscherteam stellt Maßnahmen zum Schutz der
Tiefsee vor



Die Tiefsee wird immer intensiver als Rohstoffquelle genutzt - und
industriell ausgebeutet. Ein internationales Forschungsteam, dem auch
Professor Laurenz Thomsen von der Jacobs University in Bremen
angehört, hat nun Schlüsselbereiche zum Schutz des fragilen Ökosystems
identifiziert. Sie sind in der aktuellen Ausgabe des renommierten
Wissenschaftsmagazins "Nature Ecology and Evolution" beschrieben.




[image: Foto: © privat]

Proben von Manganknollen aus 4100 Metern Tiefe im Nordpazifik. Es gibt
einen hohen Bedarf an Empfehlungen zur Unterstützung des
Tiefseeschutzes.

Foto: © privat



Die verstärkte Nutzung der Tiefsee wirft weltweit Bedenken
hinsichtlich möglicher ökologischer Konsequenzen auf. Das Gebiet, das
ab einer Wassertiefe von 200 Metern beginnt, ist die Heimat vieler
seltener, einzigartiger und unbekannter Arten. Sie sind durch den
industriellen Tiefseebergbau, die Hochseefischerei, den Klimawandel
sowie durch die Verschmutzung durch Plastik zunehmend und mehrfach
bedroht.

Auf Anregung von "Nature Ecology and Evolution" führte die
internationale Arbeitsgruppe unter der Leitung von Prof. Roberto
Danovaro von der Polytechnischen Universität Marche Ancona in Italien
eine Befragung von mehr als 100 Tiefseespezialisten durch und
analysierte sowie diskutierte die Ergebnisse. Als Ziel wollten die
Wissenschaftler eine Liste von Messparametern zur Erfassung
essentieller ökologischer Variablen aufstellen, die alle wichtigen
Aspekte des Tiefseeschutzes abdecken. Dazu gehören die
Bestandsaufnahme der in dem jeweiligen Seegebiet vorkommenden größeren
Organismen und deren Biomasse, des Nahrungseintrages von Algen und
anderen Kleinstorganismen von der Meeresoberfläche sowie deren
Aufnahme in die Nahrungskette. Dieser neue Ansatz eines
Tiefsee-Monitorings soll maßgeblich mit Hilfe von zuverlässigen
Sensoren und autonomen Robotern durchgeführt werden.

"Es gibt einen hohen Bedarf an Empfehlungen zur Unterstützung des
Tiefseeschutzes seitens der Vereinten Nationen und der Internationalen
Meeresbodenbehörde", sagt Laurenz Thomsen, Professor für
Geowissenschaften an der Jacobs University. "Bei der Befragung ging es
nicht um eine Wunschliste zur Überwachung der Tiefsee, sondern um die
Festlegung von Parametern, die jetzt schon zuverlässig gemessen werden
können", so Thomsen weiter.

Der Artikel, der auf einer Publikation im Science Journal basiert,
erscheint in einer Zeit, in der zunehmend die Vorbereitung des
umstrittenen Tiefseebergbaus betrieben wird. Der Bergbau auf dem Boden
des Meeres soll helfen, die ständig wachsende Nachfrage nach
Rohstoffen insbesondere für die Herstellung batteriebetriebener
Elektrofahrzeuge zu befriedigen.

Das OceanLab an der Jacobs University, das Professor Thomsen leitet,
verfügt über langjährige Erfahrung in der Überwachung von
Tiefsee-Explorationsgebieten und der Entwicklung von
Unterwasserrobotern. Die Jacobs University ist mit verschiedenen
Arbeitsgruppen an Projekten zu den Auswirkungen des Tiefseebergbaus
beteiligt.

Über die Jacobs University Bremen:

In einer internationalen Gemeinschaft studieren. Sich für
verantwortungsvolle Aufgaben in einer digitalisierten und
globalisierten Gesellschaft qualifizieren. Über Fächer- und
Ländergrenzen hinweg lernen, forschen und lehren. Mit innovativen
Lösungen und Weiterbildungsprogrammen Menschen und Märkte stärken. Für
all das steht die Jacobs University Bremen. 2001 als private,
englischsprachige Campus-Universität gegründet, erzielt sie immer
wieder Spitzenergebnisse in nationalen und internationalen
Hochschulrankings. Ihre mehr als 1500 Studierenden stammen aus mehr
als 120 Ländern, rund 80 Prozent sind für ihr Studium nach Deutschland
gezogen. Forschungsprojekte der Jacobs University werden von der
Deutschen Forschungsgemeinschaft oder aus dem Rahmenprogramm für
Forschung und Innovation der Europäischen Union ebenso gefördert wie
von global führenden Unternehmen.

Für weitere Informationen: www.jacobs-university.de

Originalpublikation:

Ecological variables for developing a global deep-ocean monitoring and
conservation strategy: 

https://www.nature.com/articles/s41559-019-1091-z

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news735337

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution698
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Jacobs University Bremen gGmbH - 28.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VERBAND/421: Runder Tisch Insektenschutz (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 3. März 2020

Runder Tisch Insektenschutz

Rukwied: Förderfähigkeit von Insektenschutz erhalten



Anlässlich des Runden Tisches Insektenschutz im Bundesministerium für
Ernährung und Landwirtschaft mit Landwirtschaftsministerin Klöckner
und Umweltministerin Schulze fordert der Präsident des Deutschen
Bauernverbandes, Joachim Rukwied, einen kooperativen Weg beim
Insektenschutz: "Insektenschutz geht nur mit uns Bauern, nicht gegen
uns. Priorität muss sein, die Förderfähigkeit von Maßnahmen zum
Insekten- und Naturschutz zu erhalten. Diese würden durch
ordnungsrechtliche Verbote ausgehebelt werden. Naturschutzrechtliche
Unterschutzstellungen schaffen allenfalls Anreize, dass solche Biotope
erst gar nicht entstehen. Das wäre der falsche Weg."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. März 2020

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 0, Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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MELDUNG/427: Volkszählung bei den Seehunden in der Tideelbe (idw)


Bundesanstalt für Gewässerkunde - 02.03.2020

Volkszählung bei den Seehunden in der Tideelbe



Wie viele Seehunde halten sich auf den Wattflächen der Tideelbe auf?
Dieser Frage gingen BfG-Wissenschaftler nun erstmals nach und ließen
die Tiere ein Jahr lang zwischen August 2018 und Juli 2019 auf ihren
Liegeplätzen zwischen Wedel und Cuxhaven zählen. Die Ergebnisse sind
nun in einem Bericht veröffentlicht.




[image: Foto: © Thomas Taupp, BfG]

Juveniler Seehund

Foto: © Thomas Taupp, BfG



Schon seit Jahrzehnten sammeln Wissenschaftler Informationen über
Bestand und Liegeplätze von Seehunden im Wattenmeer. Doch die Tiere
dringen auch in die angrenzenden Ästuare - vor allem in die Tideelbe -
vor. Dort sind ihr Bestand sowie die genaue Position ihrer Liegeplätze
und deren Veränderung im Jahresverlauf jedoch weitgehend unbekannt.
Daher fand jetzt erstmalig im Auftrag der BfG die systematische
Erfassung der Seehunde in der Tideelbe statt. Wissenschaftler
fotografierten für die BfG von einem Beobachtungsflugzeug aus die
Tiere bei Niedrigwasser auf ihren Liegeplätzen. Anschließend konnten
die Forscher die Seehunde anhand der Bilder identifizieren und zählen.

Der untersuchte Bereich umfasste das Gebiet vom Mühlenberger Loch bis
zur Elbmündung. Dr. Thomas Taupp von der BfG: "Eigentlich weiß man
schon seit langem, dass die Seehunde vom Wattenmeer in die Tideelbe
wandern." Wieviel Tiere sich dort aufhielten und wo sich diese
befänden waren aber bis jetzt nicht bekannt. Dabei sind diese
Informationen ein wichtiger Hinweis für den Zustand der Tideelbe. Denn
Seehunde sind sensible Bioindikatoren und lassen beispielsweise
Rückschlüsse auf die Wasserqualität und die Fischbestände zu.

Verbesserter Schutz für Seehunde

In den Monaten Januar bis Mai sowie von September bis Dezember zählten
die Wissenschaftler pro Flug jeweils 65 bis 212 Seehunde. Zur Wurfzeit
im Sommer zeigte sich dann ein deutlicher Anstieg auf 531 Tiere im
Juni und 526 Tiere im Juli. Im August, während des Fellwechsels der
Seehunde, sank die Zahl dann auf nur 280 Tiere. Erfreulich war die
große Anzahl an Jungtieren: Im Juni 2019 waren unter den 531 erfassten
Seehunden 202 Jungtiere. Diese hielten sich fast ausschließlich im
Mündungstrichter der Elbe auf. Einzige Ausnahme: Eine kleine Robbe lag
auf den Watten nahe der Wischhafener Süderelbe/Brammer Sand gegenüber
von Glückstadt.

Zusammen mit den Ergebnissen der trilateralen, länderübergreifenden
Robbenzählungen im Wattenmeer kann zukünftig die Raumnutzung und die
Bestandsentwicklung der Robben besser eingeschätzt werden. Positiver
Nebeneffekt dabei: Auch der Tierschutz profitiert von den neuen Daten.
Denn bei Unterhaltungsmaßnahmen wie z.B. Baggertätigkeiten kann jetzt
noch mehr Rücksicht auf die Tiere genommen werden.

Originalpublikation:

http://doi.bafg.de/BfG/2019/BfG-1996.pdf

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news739419

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1347
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesanstalt für Gewässerkunde - 02.03.2020

WWW: http://idw-online.de
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STANDPUNKT/1165: Biber, Luchs und Wolf bereichern die Natur (NABU TH)


NABU Landesverband Thüringen - 2. März 2020

Mehr Akzeptanz für gefährdete Rückkehrer

Biber, Luchs und Wolf bereichern die Natur



Jena - Zum Internationalen Tag des Artenschutzes am 3. März wirbt der
NABU Thüringen um mehr Akzeptanz für die zurückkehrenden Tierarten
Biber, Luchs und Wolf. Die drei großen Säuger sind seit einigen Jahren
in Thüringen heimisch geworden. Eigentlich ein Grund zur Freude - doch
vielerorts treffen die Lebensweisen der Tiere auf die
Nutzungsinteressen der Menschen. Die Naturschützer sehen weiterhin
dringenden Handlungsbedarf, die gefährdeten Rückkehrer zu unterstützen
und das Zusammenleben mit den Menschen zu ermöglichen.




[image: Biber - Foto: © P. Wächtershäuser/naturlichter.de]
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Biber

"Der Europäische Biber breitet sich langsam und stetig in Thüringen
aus und ist ein wahrer Motor für die biologische Vielfalt an
Gewässern. Zum Beispiel profitieren Eisvogel, Laubfrosch und viele
weiter Pflanzen und Tiere von der Gestaltungskraft des Baumeisters der
Flüsse", erklärt Marcus Orlamünder, der Projektkoordinator des vom
Freistaat Thüringen und von der Europäischen Union geförderten
NABU-Projektes "Bibermanagement in Thüringen". "Bei zunehmender Trockenheit
und Wassermangel werden uns Biberdämme zudem in der Landschaft helfen,
das Wasser zurückzuhalten. Menschen, Tiere, Wild- und Nutzpflanzen
können davon in trockenen Monaten und Jahren profitieren, das muss uns
nur bewusst werden." Mit der Ausbreitung stoßen Biber oft auf die
Nutzungsinteressen von Menschen, die am Gewässer wirtschaften und
leben. Durch Biberdämme werden zum Teil landwirtschaftliche Flächen
überstaut und Bäume durch den Biber benagt sowie gefällt. "Meist sind
die hieraus entstehenden Probleme durch verbeugende Maßnahmen,
Konfliktminimierung vor Ort und durch Beratung zu lösen. Wichtig ist
die Bereitschaft, den Biber und seine Lebensweisen zu akzeptieren und
offen zu sein für gemeinsame Lösungen", so Orlamünder.




[image: Luchs - © Silvester Tamás]
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Luchs

Nach rund 200 Jahren kehrt der Luchs auf leisen Pfoten nach Thüringen
zurück. An einigen Orten wurde er bereits gesichtet. "Beim Luchs
freuen wir uns über jede Meldung, dennoch sind diese noch sehr selten.
Mit einer im Jahr 2019 durch den NABU begleiteten Lebensraumstudie
wurde deutlich, dass Thüringen viel Platz und Potential für das scheue
Pinselohr hat. Allein was fehlt, sind Luchse", sagt Silvester Tamás,
ein Sprecher der Landesarbeitsgruppe Wolf und Luchs beim NABU
Thüringen. Hier wünscht sich der NABU zum Tag des Artenschutzes
deutlich mehr Anstrengungen von der Politik in Fragen des
Lebensraumschutzes und der Lebensraumvernetzung. "Noch immer sterben
Luchse, aber auch Wölfe im Straßenverkehr. So starben bereits 2016 und
2018 zwei junge Wölfe auf dem Weg durch Thüringen."




[image: Weiblicher Jungwolf TÜP Ohrdruf - Foto: © Stefan Böttner]
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Wolf

In Bezug auf den Wolf sieht der NABU Thüringen vor allem
Handlungsbedarf beim Ausbau des Herdenschutzes. Wie notwendig ein
verlässlicher Herdenschutzes ist, zeigt sich am Beispiel der Ohrdrufer
Wölfin, die erst seit 2019 einen zugewanderten Wolfsrüden als Partner
hat. "Wenn alles gut geht, besteht in diesem Jahr die Hoffnung auf
ersten echten Wolfsnachwuchs in Thüringen", berichtet Silvester Tamás.
Bislang ist der Freistaat das einzige Bundesland der östlichen
Flächenbundesländer, das noch kein Wolfsrudel verzeichnen kann.
Trotzdem bemühen sich das Umweltministerium und die zuständige
Fachbehörde um den Abschuss der bislang einzigen, in Thüringen
beheimateten, Wölfin bei Ohrdruf. Der Freistaat hat die Aufgabe
Weidetierhaltung und den Artenschutz für den Wolf gerade in
Schutzgebieten in Einklang zu bringen und hat diesbezüglich auch viel
für die finanzielle Unterstützung der Weidetierhalter geleistet. Der
NABU fordert aber schon seit langem die nötigen Fördermittel für die
Unterhaltungskosten von Herdenschutzhunden bereitzustellen. Denn die
nächsten Wölfe kommen bestimmt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 02.03.2020

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland e.V.

NABU Thüringen

Leutra 15, 07751 Jena

E-Mail: LGS@NABU-Thueringen.de

Internet: www.NABU-Thueringen.de
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AKTIONSTAGE/1062: Frische Luft für die Wedeler Au - Hamburg Rissen, 21.3. (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 2. März 2020

Frische Luft für die Wedeler Au

Der NABU Hamburg veranstaltet am 21. März 2020 einen Bach-Aktionstag
an der Wedeler Au in Rissen.



Der NABU Hamburg veranstaltet am Samstag, 21. März 2020 in Kooperation
mit dem Bezirksamt Altona einen Bach-Aktionstag an der Wedeler Au.
Teilnehmende tragen durch das Einbringen von Kies, Geröll und Totholz
zu einer erhöhten Biodiversität im und am Bach bei. Grund hierfür ist
eine der Natur nachempfundene Erhöhung der Fließgeschwindigkeit,
welche durch die Aktion erreicht werden soll. "Wir wollen einen
Bereich der Wedeler Au mit Kies und Holz strukturell aufwerten. Wir
arbeiten uns Stück für Stück bachaufwärts und schaffen Lebensräume für
Fische und Kleinlebewesen", erklärt Thomas Eckhoff, Bachpate beim NABU
Hamburg. "An einigen Stellen soll das Wasser wieder plätschern und so
Sauerstoff aus der Luft aufnehmen, denn im Sommer wird die Luft im
Wasser für viele Fische knapp."

Der NABU Hamburg stimmt sich bei dieser Aktion eng mit den zuständigen
Mitarbeitern der Wasserbehörde des Bezirksamtes Altona ab.
Anwohner*innen und interessierte Bürger*innen sind herzlich
eingeladen, mitzuhelfen und sich vor Ort über die Aktionen des NABU
Hamburg zu informieren.

Wer am nächsten Bach-Aktionstag an der Wedeler Au mitmachen möchte,
meldet sich bitte unbedingt bis zum 19. März 2020, 15:00 Uhr an.
Angemeldeten Helferinnen und Helfern werden der genaue Treffpunkt und
weitere Hinweise bekannt gegeben. Kontakt: Fritz Rudolph, NABU
Hamburg, Aktionstage@NABU-Hamburg.de. Feste Kleidung und Regenschutz
sind je nach Wetterlage mitzubringen. Für Werkzeuge, Handschuhe, ein
einfaches Mittagessen sowie Getränke sorgt der NABU.

Hintergrund

Nach einer Phase des überwiegend technischen Ausbaus wird seit den
1980er Jahren der naturnahen Entwicklung der Hamburger Gewässern
wieder mehr Beachtung gegeben. Schon mit einfachen Mitteln lässt sich
mehr Natur in Hamburgs Bäche bringen. Der NABU veranstaltet deshalb in
diesem Jahr insgesamt 14 Bach-Aktionstage im gesamten Hamburger
Stadtgebiet, um Hamburgs Bäche wieder naturnah und lebendig zu
gestalten.

Der Gewässerschutz des NABU Hamburg wird gefördert durch die
Norddeutsche Stiftung für Umwelt und Entwicklung und die Georg &
Jürgen Rickertsen Stiftung.

Eine Übersicht über alle Einsätze gibt es unter

www.NABU-Hamburg.de/wasser in der Rubrik "Termine".

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 02.03.2020

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. März 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis




OEBPS/Images/2-umsp1165-luchs_silvester_tamas_printmedien.jpg





OEBPS/Images/raute.jpg





OEBPS/Images/eis_demut_baby_(21).jpg





OEBPS/Images/eis_demut_baby_(2).jpg





OEBPS/Images/newsimage332109.jpg





OEBPS/Images/eis_demut_baby_(18).jpg





OEBPS/Images/wett8912_(c)_2020_by_schattenblick.jpg





OEBPS/Images/newsimage327872.jpg





OEBPS/Images/2020-03-13_barmans_burden_-_coypright_knut_sander.jpg





OEBPS/Images/newsimage330834.jpg





OEBPS/Images/2020-03-12___helga_mietz_-_copyright_-_helga_mietz.jpg





OEBPS/Images/newsimage331945.jpg





OEBPS/Images/newsimage330835.png
Range-corrected signal@1064nn, Pol IyXT_TROPOS, Leipzig, Germany

o

06:00:00  07:00:00  08:00:00  09:00:00  10:00:00
02/29/2020 02/29/2020 02/29/2020 02/29/2020 02/29/2020
Tine (UTC)

11:00:00  11:50:31
02/29/2020 02/29/2020

['n-e] jeudis





OEBPS/Images/2020-03-14___rufus_coates_and_jess_smith_-_copyright_-_jean_de_oliveria.jpg





OEBPS/Images/3-umsp1165-2014-05-14_weiblicher_jungwolf_tuep_ohrdruf3_s_bttner_.jpg





OEBPS/Images/sb-logo.png





OEBPS/Images/p1100151.jpg





OEBPS/Images/editorial_sb-zeitung.jpg





OEBPS/Images/newsimage332188.jpg





OEBPS/Images/2-uarin415-erdkroeten_im_laichgewaesser_(c)_florian_scheiba.jpg





OEBPS/Images/1-umsp1165-biber5_p_waechtershaeuser_naturlichter.de.jpg





OEBPS/Images/newsimage326406.jpg





OEBPS/Images/cover.jpg
Berihic

v K

Textbeige . Dokumentc

Schal

MA-Verlsg

Elekironische Zeitung Schatenblick

Miwoch, . Mirz 2020

POLITIK/ REDAKTION

Afghanistan -
Lunte und Zinde

(5B) - Achizehncinblb Jahre

von US-Aufienminister

Pompeo cinen ormellen

POLITIK/ KOMMENTAR

Frankreich -
poliische Vorwandslge .

des =

monstrieren Frankacichs Saats.

chef Emmanue] Macron und scin

Ministerprisident Edovard Phil
- cntwurd zur

strtenen Reform des

&

EUROPOOL / POLITIK

2 ot fisierte

i Talicn - Fanf Millionen

Schutzmasken verte
(Gerhard Feldbauer)

Toten - 20 neue Todesfille &
il

- und |

Mit 52

835 In-

et vu e em by

wie das Leben so spi

Theater

Komdianten Kiel

Eingsclossn afder T
s g s

(Rafaela S e
el i ke
e

o 030 by Thomas Eisn-
pleh

Mars 2020 - Nicht zetos,
il
Tt sih de Dramaikorin Loura
Naumann, 1989 in Leipziz gebo-

T ihee Arbei

58

1,4 s mine Teiwikich

fir die meisten Menschen inake
Zeptabel sind. [1]

Unn Verind h Verbes.

iz
ez
D

o (Sand ot de e

hat sich dic efibrliche

ten ausgersichne, aufde Fainen
geschrichen, "eh wil ja keinen
Tt shreiben,der in 00 e

Serung der Welt goht e ach in
ihrem 2012 entstandenen Stick
demutvor deinen taten huby. s

i

2

cigentich, dab sich die Welt in

am20, e
ter Die Komdianten in Kl Pre-






OEBPS/Images/1-uarin415-handarbeit_beim_kroetentaxi_(c)_nabu_bremen.jpg





OEBPS/Images/2020-03-11-_lexis_jam_session_-_copyright_-_sasa.jpg





OEBPS/Images/newsimage332110.jpg





OEBPS/Images/sph07199-1.jpg





